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Klimawandel

Seine Gegner, besonders die bibelfesten, geraten bei dem Begriff
Klimawandel völlig grundlos in Aufruhr und Widerstand, weil sie es
ganz im Sinne ihrer Überzeugung, daß sie es bei dem Universum um
Gottes festgefügte und schlußendlich nur wegen der Ferne und Größe zur
Unterscheidung veranlassenden Schöpfung doch mit dem Gleichklang
seines gültigen, unwandelbaren Werkes und Wortes zu tun haben, nicht
ertragen können, andere Möglichkeiten in Betracht zu ziehen.

Nur ganz zu deren Beruhigung und zu beiläufiger Kritik an die
Apologeten des Klimawandels sei an dieser Stelle einmal darüber
aufgeklärt, daß es sich mit der Verwendung dieses Begriffs im
etymologischen Sinne auch um nichts anderes als den Zustand bzw. die
Neigung einer sich windenden und fortwährend wendenden Wiederholung
und somit dynamisch festschreibenden Markierung jenes ewigen
Zustandes, Ortes oder Verhältnisses, den die Gottesfürchtigen sich so
sehr wünschen, handeln dürfte.

Trägt nicht so der Streit um den sogenannten Klimawandel und seine
Bedeutung deshalb auch alle Merkmale einer sophistischen
Scheinauseinandersetzung?

Würde jedoch einem derart janusköpfigen Gegenstand wie dem Klima und
seinem Wandel seine auf Scheinunendlichkeit abzielende Verkleidung mit
Blick auf die Endlichkeit der Dinge heruntergerissen werden, befände
sich unversehens eine einflügelige Furie auf ihrem Sturzflug zum
Boden, wo sie mit ihrem absehbaren Aufprall nur zerschellen kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Juni 2018
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WALD/268: Hambacher Forst - Demotreffen Berlin ... (Michael Zobel)


Wir kommen wieder - nach dem 50. Waldspaziergang ist vor dem 51.
Waldspaziergang



Guten Tag zusammen,

Dienstag, 12. Juni 2018, zwei Tage nach dem 50. Sonntags-Spaziergang im
Hambacher Wald.

Diesmal Start in Manheim, neue Route, "Rückbau" live, BUND-Wiese, der
kleine Restwald nördlich der A4-Trasse, Oaktown...

207 TeilnehmerInnen, 2 Monate bis 81 Jahre, aus Buir und Bedburg, aus
Chicago und New York... die Dürener Woche möchte keine Informationen mehr,
dafür kommen Deutschlandfunk, New York Times und National Geographic...

Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang, im Moment gibt es
fast täglich Führungen für unterschiedlichste Gruppen, von privaten
Wandervereinen bis zu Kirchengruppen, diverse Schulklassen und
Lehrerkollegien. Zusammen mit den 50 monatlichen Sonntagsspaziergängen sind
wir jetzt bei sagenhaften 13.280 TeilnehmerInnen angekommen.

DANKE an Hubert Perschke, dem Autor des Buches "Mein Manheim", in dem er
Fotos mit Zitaten aus Gesprächen mit BewohnerInnen zeigt. Hubert übernahm
den Manheim-Teil der Führung. Erschreckend, wie schnell aus einem einst
lebhaften Ort erst ein Geisterdorf und dann ein Inferno wird.

DANKE an Gerd Schinkel, der mit seiner Gitarre und seinen bewegenden Texten
zum treuen Begleiter und Unterstützer geworden ist, sei es im Kampf gegen
die Atomkraft oder gegen den Braunkohlewahnsinn. Und zum 50.
Waldspaziergang mit diesem Lied, wir haben manche Träne verdrückt:


https://www.youtube.com/watch?v=k5t1U3BbMNw&feature=youtu.be

DANKE an den BUND, der durch seinen hartnäckigen und kompetenten
juristischen Kampf den ersten Rodungsstopp seit 40 Jahren erst möglich
gemacht hat, DANKE Dirk.

Ganz besonders Dank an alle Menschen, die in den kommenden Wochen Antje
Grothus unterstützen werden, sie geht für uns alle in die Kohle-Kommission,
sie braucht Rückhalt, Informationen, Austausch, Begleitung, aufbauende
Worte und Gedanken bei Ihrer so wichtigen Arbeit. Liebe Antje, wir tun was
wir können.

DANKE an alle, die am 24. Juni in Berlin gegen den fortgesetzten
Kohlewahnsinn demonstrieren werden, zwei Tage vor der ersten
Kommissions-Sitzung setzen wir ein eindrucksvolles Zeichen 

https://www.stop-kohle.de/

DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Waldschützer im
Hambi, die seit mehr als sechs Jahren für den Erhalt des Waldes kämpfen.
Wir alle zusammen werden auch die nächste Rodungssaison verhindern.

DANKE an Eva und Antje, an Todde und Andreas, das Küchenkollektiv und all
die anderen HelferInnen, ohne Euch wären die Waldspaziergänge und die
anderen Aktionen rund um das Thema Braunkohle-IrRWEg nicht zu einer solchen
Erfolgsgeschichte geworden.

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Wir haben die Rodungssaison 2017/2018
verhindert, es darf keine neue Rodungssaison mehr geben!

Sonntag, 15. Juli, 51. Sonntags-Waldspaziergang im Hambacher Wald

Treffpunkt 11.30 Uhr. Wahrscheinlich wieder Manheim.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de.

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 69181,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat:

https://vimeo.com/240797566

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf


https://hambacherforst.org/

mehr Informationen zum Thema

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Viele Aktivitäten rund um den Tagebau Garzweiler, Zukunftslauf am 24. Juni
und mehr

http://www.aachener-zeitung.de/lokales/heinsberg/lokales-buendnis-gegen-braunkohle-laedt-zu-zukunftslauf-und-fest-1.1915279

https://www.facebook.com/KreativGegenKohle/



Die nächsten Sonntagsspaziergänge 15. Juli, 19. August, 16. September, 7.
Oktober, 11. November, 9. Dezember...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 12. Juni 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/441: Klimakampf und Kohlefront - auf der Seite der Schöpfung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 11.06.2018

Umweltgruppe unterstützt Gottesdienst in Taubendorf

Zeichen gegen Beeinträchtigungen durch Tagebau



Cottbus, 11.06.2018. Die Umweltgruppe Cottbus begrüßt den für den 24. Juni
in Taubendorf geplanten Gottesdienst zur Bewahrung der Schöpfung als
wichtiges Signal für die Region. Für 14:00 Uhr lädt die Evangelische
Kirchengemeinde Region Guben zu einem Gottesdienst zur Bewahrung der
Schöpfung unter freiem Himmel an der Taubendorfer Mahnglocke.

"Nach zahlreichen Veranstaltungen in Atterwasch und Kerkwitz ist es ein
wichtiges Signal, dass die Kirche vor Ort in Taubendorf ist, wo die
Probleme mit dem Tagebau jetzt am akutesten sind. Während die Behörden und
LEAG erst in diesem Jahr zugaben, dass die Tagebauwirkungen bereits bis zum
Pinnower See reichen, hat die Gubener Kirchengemeinde den Kohleabbau schon
immer als Problem aller Bewohner der Region erkannt. Mitglieder der
Cottbuser Umweltgruppe werden das auch weiter unterstützen und am 24. Juni
am Gottesdienst teilnehmen." sagt Dr. Martin Kühne von der Umweltgruppe
Cottbus.

Nur wenige Schritte von den Taubendorfer Wohnhäusern soll nach Planung der
LEAG in naher Zukunft der Braunkohletagebau Jänschwalde seine äußerste
Ausdehnung erreichen. Anwohner, Grundeigentümer und Gemeinde Schenkendöbern
fordern gemeinsam mit der GRÜNEN LIGA einen größeren Abstand der Grube vom
Dorf. Dieser würde auch den Einfluss des Tagebaues auf die Seen und
Naturschutzgebiete der Region begrenzen.

Die Taubendorfer Mahnglocke war im Jahr 2013 als Zeichen gegen den Tagebau
errichtet worden und wurde mit Spenden aus der Region finanziert.


Ankündigung durch die Kirchengemeinde:

http://www.kirche-guben.de/news-detail/nachricht/pressemitteilung-gottesdienst-zur-bewahrung-der-schoepfung.html

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7174: Uni Greifswald lockt mit Trailer und Kurzfilmen zum Tag der Wissenschaft, 23.06.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Greifswald

Uni Greifswald lockt mit Trailer und Kurzfilmen zum Tag der
Wissenschaft



Vorlesungen, Führungen, Mitmachstationen, Wissenschaftstransfer,
Start-ups, Digitalisierung, Science Show, Kinderlabor - mit
Schlagwörtern und starken Bildern macht der Trailer der Universität
Greifswald Lust auf Wissenschaft. Am Samstag, 23. Juni 2018, lädt die
Uni zusammen mit ihren Partnerinstituten zum Tag der Wissenschaft ein.
An insgesamt neun Standorten rund um den Berthold-Beitz-Platz können
große und kleine Besucherinnern und Besucher von 11:00 bis 17:00 Uhr
forschen, experimentieren und staunen. Der Besuch ist kostenlos.

Bei der Bewerbung der Veranstaltung setzt die Universität auf
Bewegtbilder. Neben einem 40 Sekunden langen Trailer werben in den
Social Media Kanälen und auf der Website Kurzfilme für den Tag der
Wissenschaft.

Acht Vorlesungen in zwei Hörsälen, Mitmachstationen von Mint Kids MV
und Create MV und eine Posterausstellung - das INSTITUT FÜR BIOCHEMIE
ist einer der Hauptstandorte am Tag der Wissenschaft.
Programmhighlight ist der Eröffnungsvortrag von Verena Gonsch
"Deutschland im Jahr 2030 - ein angstfreier Blick in die digitale
Zukunft" um 11:00 Uhr im Großen Hörsaal. Wer schon immer Mal die Welt
mit einer Virtual-Reality-Brille betrachten wollte, kann dies am Stand
der ComputerSpielSchule tun. Prof. Dr. Rosenstock beleuchtet das Thema
Digitalisierung aus der medienpädagogischen Sicht. Die Science Show
von Prof. Dr. Lalk ist der explosive Abschluss des Tages.

Viel zu entdecken gibt es auch im INSTITUT FÜR PHYSIK. Unten im Foyer
testen die Kleinen auf einem lebensgroßen Spielfeld Ihre Sinne, oben,
im schwebenden Hörsaal geben Referentinnen und Referenten einen
Einblick in ihre Forschung. Das Thema Citizen Science wird immer
populärer: Dr. Michael Schöner zeigt anhand des Fledermausprojekts
"Forschung. Umweltbildung. Naturschutz - Mit F.U.N. in die Wildnis"
wie Bürger selbst zu Forschern werden können. Studierende der Zoologie
widmen sich dem Thema Spinne. Philosophisch und interaktiv wird es bei
Robert Görsch vom Jungen Kolleg Greifswald: Er setzt sich mit der
Frage auseinander, was schwierige Entscheidungen über die menschliche
Moral verraten. Der Physiker Prof. Dr. von Savigny untersucht den
Einfluss der Sonne auf Atmosphäre und Klima, sportlich wird es bei
Prof. Ralf Schneider. Nur mit Schutzanzug darf das Reinraumlabor des
Instituts besichtigt werden. Hier dreht sich alles um Nanotechnologie.
Und beim Energieplanspiel "Megawatts & Marbles" des
Max-Planck-Instituts für Plasmaphysik können Besucher dann selbst zum
Energiemanager werden.

Wer wissen will, wie kaltes Plasma in Ernährung, Medizin oder Technik
eingesetzt werden kann oder einzelne Labore von Europas größter
außeruniversitärer Forschungseinrichtung für Niedertemperatur-Plasmen
einmal von innen sehen möchte, sollte im INP (Leibniz-Institut für
Plasmaphysik und Technologie e. V.) vorbeischauen. Von 12:00 bis 17:00
Uhr werden dort unterschiedliche thematische Vorlesungen und Führungen
für kleine und große Besucher angeboten.

Zum ersten Mal bietet der Tag der Wissenschaft ein separates Programm
zum Wissenschafts- und Forschungstransfer an. Das Forum "Wissen
schaf(f)t Wirtschaft" im BIOTECHNIKUM zeigt anhand konkreter Beispiele
von Unternehmen, Projekten und Institutionen wie der Sprung von der
Wissenschaft in die Praxis gelingen kann. In 15-minütigen
Kurzpräsentationen stellen sich von 12:00 bis 15:00 Uhr u.a. Start-ups
wie Coldplasmatech, Physiolution, ParaGreif und PaludiMed oder auch
das Netzwerk der Gesundheitswirtschaft BioCon Valley vor.

Im Hörsaal Geographie des INSTITUTS FÜR GEOGRAPHIE UND GEOLOGIE warten
regionale und internationale Themen auf die wissensdurstigen Besucher.
Ob Erdbeben, Vulkane, Wasser oder Wüste, mit Ihren Forschungsprojekten
geben die Referentinnen und Referenten spannende Einblicke in ihre
tägliche Arbeit. Führungen durch die Geographische Kartensammlung und
die Greifswalder Geologische Sammlung runden das Programm in diesem
Institut ab.

Der im März eingeweihte Forschungsneubau C_FUNGENE lockt insbesondere
junge Nachwuchswissenschaftler. In einem eigens für den Tag der
Wissenschaft eingerichteten Kinderlabor können Kinder und Jugendliche
in die faszinierende Welt der Mikroben abtauchen und selber
Experimente durchführen. Doktorandinnen und Doktoranden der
Graduiertenkollegs laden zu einer interaktiven Reise ein und
beantworten die Frage "Dr. Who? Wie werde ich Wissenschaftler/in?".

Die Themen Sprache und Medienkompetenz bestimmen den Vortragssaal der
UNIVERSITÄTSBIBLIOTHEK. Dr. Birte Arendt und Ulrike Stern fragen in
ihrer Vorlesung nach der Relevanz der niederdeutschen Sprache. Ist sie
ein Fall für das Altenheim, die Schule oder gar für das Smartphone?
Slawist Prof. Dr. Bernhard Brehmer nimmt sich dem Thema Spracherwerb
in der Grenzregion Deutschland-Polen an. Spielerisch vermittelt Birgit
Schuster Kindern ab 5 Jahren Medienkompetenz in ihrem
Puppentheaterstück "Wundersame Ereignisse". Eine exklusive Führung
bietet die Universitätsbibliothek an, allerdings nur mit vorheriger
Anmeldung.

Erstmalig ist der Hörsaal Süd der UNIVERSITÄTSMEDIZIN Standort beim
Tag der Wissenschaft. Dr. Camilla Metelmann zeigt in ihrer Vorlesung
"Prüfen.Rufen.Drücken - der Algorithmus, der Leben rettet" wie man
innerhalb kürzester Zeit Menschenleben retten kann. Angelika Beyer
stellt aktuelle Beispiele aus der Telemedizin vor. Und wer wissen
will, welche Wissenschaft aus der Kälte kommt, der sollte die
einmalige Führung durch die Integrated Research Biobank nicht
verpassen.

Auch der BERTHOLD-BEITZ-PLATZ ist erstmalig als Standort beim Tag der
Wissenschaft eingebunden. Im mobilen Tierseuchenlabor des
Friedrich-Loeffler-Instituts können die Besucher den Forschern über
die Schulter schauen und selbst Tierproben auf Erreger testen. Beim
Besuch des PAKt-Mobils ist jeder dazu eingeladen, seinen
Gesundheitszustand testen zu lassen; im Umweltmobil können Kinder
Käfer, Pflanzenteile, Fell und vieles mehr mit Hilfe von einem
USB-Mikroskop vergrößert auf eine Leinwand projizieren.

Ein besonderes Angebot richtet sich an Kinder und Jugendliche: An elf
Mitmachstationen können die Nachwuchsstudierenden Stempel sammeln und
einen KINDERDOKTOR erlangen. Mindestens fünf Stempel werden benötigt,
um sich eine Urkunde sowie ein Überraschungspaket am Infopoint auf dem
Berthold-Beitz-Platz abholen zu können. Ziel ist es, Kinder bereits im
Kita-Alter für Wissenschaft und Forschung zu begeistern.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=mew_oc4lnoI

http://www.uni-greifswald.de/tagderwissenschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7173: Oldenburg - Institut für Materielle Kultur, Infonachmittag am 20.06.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Materielle Kultur - was ist das?

Informationen für Studieninteressierte



Oldenburg. Zu einem "Vormittag der offenen Tür" lädt das Institut für
Materielle Kultur am Mittwoch, 20. Juni, von 11.00 bis 14.00 Uhr
Studieninteressierte in die Universität ein (Uhlhornsweg 85, Gebäude
A02, Raum 3-330a).

Die Mitarbeiter des Instituts geben von 11.00 bis 12.00 Uhr
Informationen zum Bachelor-Fach "Materielle Kultur: Textil" und seinen
Wahlmöglichkeiten. Zudem können die Besucher die Werkstätten -
Färberei, Weberei, Druckerei und Näherei - besichtigen. Auch die
Sammlungen Kleider und Geschichten, Textilobjekte, Schriften und
Stoffe sind zugänglich. Von 12.00 bis 14.00 Uhr gibt es eine
Podiumsdiskussion, auf der ehemalige Studierende des Fachs von ihren
Erfahrungen und ihren Masterstudiengängen berichten.

Materielle Kultur: Textil kann an der Universität Oldenburg im
Zwei-Fächer-Bachelor studiert werden. Das kulturwissenschaftliche Fach
nimmt Dinge des Alltags in ihrer Beschaffenheit, Gestaltung,
Geschichte und Bedeutung in den Blick. Meist geht es um Textilien,
Kleidung und Mode - aus der Perspektive der Kunst, der Ökologie, des
Designs oder des Konsums. In der Forschung des Instituts analysieren
die Wissenschaftler, wie Gegenstände des Alltags gebraucht werden, was
sie bedeuten und inwiefern sie soziale Beziehungen, Mentalitäten und
Machtverhältnisse widerspiegeln.

Weblinks

uol.de/materiellekultur/das-institut/aktuelles/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 179/18 vom 13. Juni 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





SEMINAR/3162: Bielefeld - Englischseminar zur Horrorliteratur, 4 Termine ab 21. Juni


Englischseminar zur Horrorliteratur



Bielefeld (bi). Für Freunde der phantastischen Horrorliteratur H.P.
Lovecrafts bietet die Volkshochschule im Ravensberger Park ab
Donnerstag, 21. Juni, ein vierteiliges Englischseminar an. Jeweils
donnerstags von 18.15 bis 19.45 Uhr können Teilnehmer mit einem
Experten in Englisch diskutieren, als Einsteiger in diesen speziellen
Literaturbereich eintauchen oder als Insider vorhandenes Wissen
gemeinsam ausbauen.

Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
(0521) 51 30 84.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/174: Wolfenbüttel - Kleine artige Kupfer. Buchillustrationen im 18. Jahrhundert, bis 05.08.


idw - Pressemitteilung: Herzog August Bibliothek Wolfenbüttel

Kleine artige Kupfer. Ausstellung zu Buchillustrationen im 18.
Jahrhundert

Mit einer Sonderausstellung widmet sich die Herzog August Bibliothek
bis zum 5. August 2018 der literarischen Buchillustration im 18.
Jahrhundert.



Das 18. Jahrhundert stellt eine Blütezeit innovativer Buchgestaltung
dar. In dieser Zeit erschienen, verglichen mit früheren Jahrhunderten,
eine bedeutend größere Anzahl von Ausgaben literarischer Texte
deutscher und ausländischer Literatur, die mit Kupfern ausgestattet
wurden. In einer vorher nicht vorhandenen Vielfalt machten sie
textuelle Momente "sichtbar".

Aufgezeigt wird die Bedeutung von literarischen Buchillustrationen als
vermarktungs- und rezeptionsfördernde Medien, die den Text
verbildlichen, indem ausgesuchte Textstellen, Szenen und Charaktere
visuell dargestellt werden. Als verdeutlichende Beispiele dienen
sowohl internationale Bestseller (wie zum Beispiel Daniel Defoes
Robinson Crusoe, James Thomsons Jahreszeiten und Salomon Gessners
Idyllen und Der Tod Abels) als auch populäre Texte und deren
illustrierte Ausgaben im deutschsprachigen Raum des 18. Jahrhunderts.

Buchillustrationen ermöglichten dem Bürgertum und der sozialen
Oberschicht, aber auch Kindern, eine intermediale Leseweise von
literarischen Texten, bei der die Kupfer als integrale Elemente des
Textverständnisses konzipiert waren. So waren Illustrationen zwar als
verschönernde, "artige" Zusätze des Buchschmucks gedacht. Ihre
paratextuelle Funktion umfasste jedoch auch ein interpretatorisches
Verhältnis mit dem Text, das als Teil des Leseprozesses entschlüsselt
werden musste.

Käufer literarischer Ausgaben wurden mit der Formenvielfalt von
Illustrationen konfrontiert, die von kleinformatigen Vignetten bis hin
zum ganzseitigen Kupferstich reichte. Buchillustrationen konnten als
Frontispize, über den typographischen Text verteilt, als Kopf- oder
Schlussstücke oder auf dem Titelblatt erscheinen. Sie trugen zur
Rahmung sowie der Herausstellung von bestimmten Bedeutungsinhalten
bei.

Buchillustrationen reflektierten auch Wandlungen, die im Bereich der
visuellen Kultur nicht nur im deutschen Kulturraum, sondern auch in
Frankreich und Großbritannien stattfanden. So werden Verbindungen, die
den Einfluss ausländischer Buchillustrationen im deutschen Kulturraum
ersichtlich machen, aufgezeigt. Die Ausstellung gibt einen Einblick in
die transnationale Dynamik der literarischen Buchillustration und
ermöglicht ein Verständnis der unterschiedlichen Art, in der
verschiedene Kulturnationen dieselben Texte illustrieren. Drei
bedeutende Illustratoren werden neben anderen Künstlern und Stechern
vorgestellt: G. L. Crusius, Salomon Gessner und Daniel Chodowiecki,
die in verschiedenster Weise Entwicklungen in den Repräsentationsmoden
anderer Nationen in ihren eigenen Werken umarbeiteten und somit für
ein deutschsprachiges Lesepublikum zugänglich machten.

Sandro Jung, Kurator der Ausstellung Jung ist Professor an der
Universität Edinburgh und Stipendiat der Herzog August Bibliothek.

Zur Ausstellung erschien in der Reihe Wolfenbütteler Hefte der Katalog
(ein Begleitheft) "Kleine artige Kupfer. Buchillustration im 18.
Jahrhundert" , von Sandro Jung, 150 Seiten mit 92 Abbildungen, 16,80
Euro, ISBN: 978-3-477-10931-4.

Öffnungszeiten: Dienstag bis Sonntag, 10 bis 17 Uhr

Eintritt: 5,-/2,-/1,- Euro

Bibliotheca Augusta

Lessingplatz 1

38304 Wolfenbüttel

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Herzog August Bibliothek, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/314: Jemen - Angriff auf Hodeida ist Verbrechen gegen die Menschlichkeit!


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Weltsicherheitsrat berät über Jemen-Krieg (14.6.): Angriff auf
Hafenstadt ist ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit -
Zivilbevölkerung braucht Schutz!



Göttingen, den 14. Juni 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat an den Weltsicherheitsrat appelliert, den Angriff auf die
Hafenstadt Hodeida im Jemen als Verbrechen gegen die Menschlichkeit
zu verurteilen und einen sofortigen Stopp aller Kampfhandlungen zu
fordern. "Der Weltsicherheitsrat muss seiner Schutzverantwortung für
die Zivilbevölkerung nachkommen, denn der Angriff auf die Lebenslinie
des Jemen wird die Lage in dem Land massiv verschärfen. Es droht eine
humanitäre Katastrophe mit Ansage und angesichts dessen dürfen sich
die bedeutendsten Staaten der Welt nicht mit leeren Appellen zur
Zurückhaltung an die Konfliktparteien begnügen", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in Göttingen.

Der Weltsicherheitsrat wird heute auf Antrag von Großbritannien
zusammenkommen, um über die neueste Eskalation in der Jemen-Krise zu
sprechen. Am Mittwoch hatten von den Vereinigten Arabischen Emiraten
und Saudi-Arabien gestützte regierungsnahe Militärkräfte trotz vieler
Warnungen der Vereinten Nationen und von Hilfsorganisationen die von
Huthi-Rebellen gehaltene Stadt angegriffen. Es wurden mindestens 16
Luftangriffe auf das wichtige Zentrum am Roten Meer geflogen und bei
Bodenkämpfen kamen mindestens 16 Personen zu Tode.

Die aktuelle Eskalation des Krieges im Jemen gefährdet nicht nur die
600.000 Bewohner der Hafenstadt, sondern mindestens acht Millionen
Zivilisten im ganzen Land. Ihr Überleben hängt vom Transport von
Hilfsgütern aus Hodeida ab. "Alle beschwichtigenden Erklärungen der
angreifenden Militärs, Bodenkämpfe vermeiden zu wollen, sind
realitätsfern", kritisierte Delius. Denn schon heute sehe man die
katastrophalen Folgen der Gewalteskalation, weil Hilfsorganisationen
und mit humanitärer Arbeit betraute Mitarbeiter der Vereinten
Nationen die Stadt fluchtartig verlassen mussten.

"Es ist unverantwortlich, dass Friedensbemühungen der Vereinten
Nationen nach wochenlangen Verhandlungen ihrer Unterhändler über
einen Abzug der Huthi-Rebellen aus Hodeida jetzt zunichte gemacht
werden", sagte Delius. "Die von den USA entscheidend bewaffnete und
militärisch unterstützte Koalition aus Saudi-Arabien und den Emiraten
spielt mit dem Leben von Millionen Menschen und ignoriert das Prinzip
der Schutzverantwortung, zu dem sich die internationale
Staatengemeinschaft auf dem Milleniumsgipfel im Jahr 2005 bekannt
hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/1915: Weiterhin aktiv gegen neoliberale Handelsabkommen


Netzwerk Gerechter Welthandel

Pressemitteilung - Frankfurt am Main, 14. Juni 2018

 Weiterhin aktiv gegen neoliberale Handelsabkommen



Dieses Wochenende trifft sich die Bewegung für gerechten Welthandel in
Frankfurt am Main. Aktive aus Verbänden, Gewerkschaften und lokalen
Bündnissen beraten auf ihrer Aktionskonferenz über die aktuelle
handelspolitische Lage und über die weiteren Proteste gegen Handels- und
Investitionsschutzabkommen wie TTIP, CETA und JEFTA, die einseitig an
den Interessen von Investoren ausgerichtet sind und Umwelt- und
Sozialstandards bedrohen.

Auftakt der Konferenz ist eine öffentliche Podiumsdiskussion am
Freitagabend. Vertreter*innen von Greenpeace, Forum Umwelt und
Entwicklung, dem Frankfurter Bündnis gegen TTIP, CETA und TISA und der
Rhein-Main-Zeitung (FAZ) diskutieren über Freihandel, Protektionismus
und die geopolitischen Interessen, die mit Handelsabkommen verfolgt
werden. "Die Vorstellung, den Trump'schen Protektionismus mit noch mehr
so genannter Freihandelsabkommen bekämpfen zu müssen und zu können, ist
ein fataler Irrtum", so Nelly Grotefendt vom Forum Umwelt und
Entwicklung. "Diese Globalisierung nach neoliberalem Muster hat bereits
zu viel Ungleichheit erzeugt - sie ist das Gift und nicht die Medizin.
Zudem handelt auch die EU immer wieder protektionistisch, um die eigene
Industrie vor Konkurrenz zu schützen. Statt sich auf Handelskriege
einzulassen, müssten EU und die Bundesrepublik Deutschland die aktuelle
Situation als Anlass nehmen, das Welthandelssystem zu reformieren und
endlich an den Zielen der Nachhaltigkeit auszurichten."

Am Samstag stehen weitere Podiumsdiskussionen sowie neun vertiefende
Workshops auf dem Programm. Unter anderem planen die Aktivist*innen den
weiteren Widerstand gegen Sonderklagerechte für Konzerne im Rahmen von
Investitions-Schiedsgerichtsverfahren (ISDS). Dazu sagt Ernst-Christoph
Stolper vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND): "Es wird
Zeit, den Irrweg der Investitionsschutz-Paralleljustiz im
internationalen Recht zu beenden. Wir sollten diesem postkolonialen
Relikt, das sich in den letzten Jahren zu einer immer absurderen
Industrie entwickelt hat, die rote Karte zeigen."

Während Staaten die Investitionsfreiheit von Unternehmen in Handels- und
Investitionsschutzabkommen mit einklagbaren Rechten schützen, gibt es
für Pflichten von Unternehmen keine internationalen
Durchsetzungsmechanismen. Zahlreiche zivilgesellschaftliche
Organisationen fordern daher ein verbindliches UN-Abkommen für
Wirtschaft und Menschenrechte ("Binding Treaty"). "Ein solches Abkommen
würde Bürger*innen und lokalen Gruppen Zugang zur Justiz garantieren,
wenn Unternehmen und Investoren Menschenrechte verletzen", erklärt Hanni
Gramann von Attac Deutschland. "Die Bundesregierung sollte sich mit
voller Energie für dieses Abkommen einsetzen und auch darauf drängen,
dass sich die EU konstruktiv in die Verhandlungen einbringt."

Derzeit plant die EU etwa zwanzig Handels- und
Investitionsschutzabkommen. Das Abkommen der EU mit Japan (JEFTA) soll
noch vor der Sommerpause unterzeichnet werden; die Ratifizierung des
Abkommens mit Kanada (CETA) durch Bundestag und Bundesrat steht bald an.
Mit welchen Aktionen die Ratifizierung noch verhindert werden kann, wird
in einem weiteren Workshop diskutiert.




Hinweise:

Die Konferenz wird organisiert vom Netzwerk Gerechter Welthandel und den
folgenden Organisationen: Attac Deutschland, BUND, Forum Umwelt und
Entwicklung, Greenpeace, NaturFreunde

Weitere Informationen und Programm:

www.gerechter-welthandel.org/aktionskonferenz



Das Netzwerk Gerechter Welthandel ist im April 2017 aus dem
Zusammenschluss des zivilgesellschaftlichen Bündnisses "TTIP
unfairHandelbar" mit dem Trägerkreis der bundesweiten
Großdemonstrationen "CETA & TTIP STOPPEN! Für einen gerechten
Welthandel!" entstanden. Zu den ca. 60 Mitgliedsorganisationen gehören
unter anderem Attac, der BUND, Campact, der Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB), der Deutsche Kulturrat, Greenpeace, Mehr Demokratie und die
Naturfreunde Deutschlands. Wir treten für eine Handels- und
Investitionspolitik ein, die auf hohen ökologischen und sozialen
Standards beruht und nachhaltige Entwicklung in allen Ländern fördert.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/259: Ethische und rechtliche Debatte über Kampfdrohnen notwendig (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 13. Juni 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ethische und rechtliche Debatte über Kampfdrohnen notwendig

Bewaffnungsfähige Drohnen für die Bundeswehr



Heute [13.06.2018] haben der Verteidigungsausschuss und der
Haushaltsausschuss im Bundestag einer erstmaligen Anschaffung von
bewaffnungsfähigen Drohnen für die Bundeswehr zugestimmt. Sie legten fest,
dass für die Drohnen zunächst weder Waffen beschafft werden dürfen, noch
eine Ausbildung von Soldat*innen für den Einsatz von Waffen stattfinden
darf. Dennoch verurteilt die ärztliche Friedensorganisation IPPNW die
heutige Entscheidung für bewaffnungsfähige Drohnen, die vor einer
öffentlichen Debatte über rechtliche und ethische Bedenken bezüglich des
Einsatzes von Kampfdrohnen getroffen wurde. Das Leasing der Heron TP könnte
die Koalitionspartner in Zugzwang bringen, die Waffenfähigkeit des bereits
angeschafften teuren Drohnensystems auch zu nutzen.

Im Koalitionsvertrag hatten SPD und CDU festgelegt, dass der Bundestag erst
"nach ausführlicher völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer
Würdigung gesondert" über die Beschaffung der Bewaffnung von HERON TP
Drohnen entscheiden soll. Hierzu solle "die Bundesregierung eine gesonderte
Vorlage erstellen und dem Deutschen Bundestag zuleiten." Außerdem sind laut
Koalitionsvertrag "vor einer zukünftigen Beschaffung von
bewaffnungsfertigen Drohnen ... die konzeptionellen Grundlagen für deren
Einsatz zu schaffen."

Die IPPNW fordert eine parlamentarische Debatte unter Einbeziehung von
Expert*innen und der Zivilgesellschaft über die Legalität, über ethische
Fragen sowie über die humanitären Folgen eines Einsatzes von Kampfdrohnen.
"Mit der Entscheidung für ein Leasing der Heron TP wird eine zukünftige
Bewaffnung der Drohnen wahrscheinlicher", kritisiert
IPPNW-Vorstandsmitglied Susanne Grabenhorst. Auch werde damit die
Herstellung und Erprobung dieser inhumanen Waffen angetrieben. "Anstatt
bewaffnungsfähige Drohnen zu leasen, sollte sich die Bundesregierung
international gegen ihre militärische Nutzung einsetzen und die
völkerrechtlichen Normen stärken", so Grabenhorst.

"Wir freuen uns, dass die Große Koalition an der im Vertrag vereinbarten
'Würdigung' festhält und hoffen sehr, dass die Debatte über eine Bewaffnung
ernsthaft geführt wird. Deutschland ist bisher der einzige
NATO-Mitgliedstaat, in dem die Regierungsparteien eine solche Untersuchung
dieses gefährlichen Waffensystems angeordnet haben. Die Anhörung im
Bundestag und die gesellschaftliche Debatte in Deutschland könnten und
sollten weltweit Bedeutung erlangen", erklärt Elsa Rassbach, eine
Sprecherin der US-Friedensorganisation CODEPINK und Vertreterin von Attac
und DFG-VK.

Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) weist
darauf hin, dass der Einsatz von Kampfdrohnen in bewaffneten Konflikten in
vielen Fällen völkerrechtswidrig ist. Ihr Einsatz führe aufgrund ihrer
Ungenauigkeit zu hohen zivilen Opferzahlen. Die Grundlagen für die Auswahl
von Tötungszielen werden nur selten und dann erst nachträglich bekannt
gemacht und gerichtlich nicht überprüft. Wiederholte Drohnenangriffe haben
verheerende psychische Folgen auf die Zivilbevölkerung in den Zielgebieten.
Personen, die direkte Verwandte verloren haben, aber auch Menschen, die
keine Opfer im familiären Umkreis zu beklagen haben, leiden unter Symptomen
psychischer Erkrankungen, vor allem der Posttraumatischen
Belastungsstörungen (PTBS). Kinder und Frauen haben ein besonders hohes
Risiko für eine Psychotraumatisierung. Aber auch das Militärpersonal, die
sogenannten Drohnenoperatoren, leiden unter einer Vielzahl psychischer
Störungen.

Aufgrund der derzeitigen Praxis des Drohneneinsatzes durch die USA, Israel,
Großbritannien und weitere Länder droht außerdem eine Aufweichung
völkerrechtlicher Normen, die nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt wurden,
um den Einsatz militärischer Gewalt zu beschränken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TREFF/245: Bielefeld - "Ich hab ja nichts gegen Schwule, aber ...", Lesung mit J. Kram am 19.6.


Lesung mit Johannes Kram: "Ich hab ja nichts gegen Schwule,
aber ..." 



Bielefeld (bi). In Kooperation mit dem Netzwerk lesbischer und
schwuler Gruppen in Bielefeld veranstaltet die Stadtbibliothek am
Neumarkt am Dienstag, 19. Juni, eine Lesung mit dem Autor, Blogger und
Marketingstrategen Johannes Kram. Um 19 Uhr liest er aus seinem Buch
"Ich hab ja nichts gegen Schwule, aber ... Die schrecklich nette
Homophobie in der Mitte der Gesellschaft".

Johannes Kram liefert mit seinem Buch einen eindringlichen Appell und
eine leidenschaftliche Streitschrift für eine neue Debatte um
Homophobie. Diskriminierung sei in Deutschland nach wie vor Alltag,
auch in der Mitte der Gesellschaft seien homophobe Denkmuster weit
verbreitet, auch wenn diese nicht als solche wahrgenommen werden. Das
liberale, aufgeklärte Selbstbild mache eine konstruktive
selbstkritische Auseinandersetzung dabei oft besonders schwer.

Der Eintritt zu der Lesung im Veranstaltungssaal SO2 (Zugang
Kavalleriestraße 17) ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSSICHTEN/8307: Und morgen, den 15. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.06.2018 bis zum 16.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8307 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Angenehmer Sonnenschein,

hier und da ein Wölkchen,

Jean bleibt heute nicht allein,

mit ihm quakt sein Völkchen.
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AUSSEN/171: Wie man weltpolitikfähig wird (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 14. Juni 2018
german-foreign-policy.com

Wie man weltpolitikfähig wird



BERLIN - Nach dem offenen Zerwürfnis mit den USA auf dem jüngsten G7-Gipfel
verstärkt Berlin seine Bemühungen um die Einführung von
Mehrheitsentscheidungen in der EU-Außenpolitik. Hintergrund sind die
anhaltenden Differenzen zwischen Ländern wie Polen, die sich eng an die
Vereinigten Staaten binden, und Ländern wie Italien, die eine Verbesserung
der Beziehungen zu Russland anstreben. Die EU sei in auswärtigen
Angelegenheiten "zu einstimmigen Beschlüssen nicht fähig", hat schon vor
geraumer Zeit EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker resümiert; die
Union müsse, um "weltpolitikfähig" zu werden, das bislang bestehende
Vetorecht in ihrer Außenpolitik abschaffen. "Integrationswillige
EU-Staaten" sollten "wie in einem Gänseflug vorangehen und sich für
qualifizierte Mehrheitsentscheidungen" stark machen, heißt es etwa bei der
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Sollte dies nicht möglich sein,
müsse man für außenpolitische Themen ein "Kerneuropa inklusive
Großbritannien" anstreben - "außerhalb der Verträge" und jenseits der EU.

Deutsche Mehrheit statt Veto

In Reaktion auf das offene Zerwürfnis mit den Vereinigten Staaten auf dem
jüngsten G7-Gipfel bemüht sich die Bundesrepublik verstärkt um die
Transformation der EU zu einer schlagkräftigen Macht mit Weltgeltung -
unter deutscher Führung. Zentral sind hierbei Initiativen zur Aushebelung
etwaigen Widerstands einzelner EU-Staaten, der in der EU-Außenpolitik
aufgrund des gegebenen Vetorechts derzeit noch möglich ist. Etliche
deutsche Experten und Spitzenpolitiker fordern inzwischen die Abschaffung
dieses Vetorechts, um es durch Mehrheitsentscheidungen zu ersetzen.
Wolfgang Ischinger etwa, der Vorsitzende der Münchner Sicherheitskonferenz,
sprach sich unlängst dafür aus, Berlin solle "ganz offiziell" vorschlagen,
über auswärtige Angelegenheiten "mit Mehrheit zu entscheiden, also auf die
Möglichkeit eines Vetos zu verzichten".[1] Damit griff der einflussreiche
Diplomat frühere Vorstöße von Außenminister Heiko Maas auf, der schon im
April gefordert hatte, in der Außenpolitik mit "Mehrheitsentscheidungen" zu
arbeiten.[2]

"Zu einstimmigen Beschlüssen nicht fähig"

Dem deutschen Vorstoß haben sich inzwischen auch der luxemburgische
Außenminister Jean Asselborn [3] sowie der österreichische EU-Kommissar für
die Europäische Nachbarschaftspolitik, Johannes Hahn [4], angeschlossen:
Beide plädierten jüngst für die rasche Abschaffung des Vetorechts und für
die Einführung von Mehrheitsentscheidungen in der EU-Außenpolitik. Schon im
Herbst werde die EU-Kommission einen entsprechenden Vorschlag zur
Diskussion stellen, kündigte Hahn an. Dies sei notwendig, da die Union
ansonsten "nie ein Global Player" werden könne. Es sei inzwischen selbst in
zentralen Fragen kaum noch möglich, EU-weit eine einheitliche Linie zu
finden. Ähnlich argumentierte Asselborn, der davor warnte, die EU werde
"außenpolitisch zum Zwerg" verkommen, sollten einzelne Staaten weiterhin
ein Vetorecht besitzen. Man müsse deshalb überlegen, "wie wir in der
Außenpolitik zu Mehrheitsentscheidungen kommen". Konkret verwies der
luxemburgische Außenminister auf die Haltung des US-Verbündeten Polen, das
bemüht sei, die aktuell "harte Haltung gegenüber den USA" in der EU
"aufzuweichen", wie es in Berichten heißt. Asselborn gab sich diesbezüglich
"besorgt" über "Freunde, die eher Präsident Trump verstehen wollen". Auch
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker plädierte bei der letzten
Münchner Sicherheitskonferenz für die Abschaffung des Vetorechts, damit
Europa "weltpolitikfähig" werde. Die Europäer müssten immer wieder
feststellen, dass sie "zu einstimmigen Beschlüssen nicht fähig" seien,
erklärte Juncker damals.

Konträre Interessen

Neben der östlichen EU-Peripherie steht derzeit vor allem Italien dem
deutschen Streben nach einer geschlossenen, "weltpolitikfähigen"
EU-Außenpolitik im Weg. Die neue populistisch-rechte Regierung in Rom hat
bereits in ihrem Regierungsprogramm angekündigt, vehement für eine rasche
Aufhebung der westlichen Sanktionen gegen Russland einzutreten. Italien
wolle das "erste EU-Mitglied werden, das auf die Aufhebung der Sanktionen
gegen Russland setzt", heißt es unter Bezug auf Aussagen aus den
italienischen Regierungsparteien in russischen Medien.[5] Rom sehe Russland
nicht als "Bedrohung", sondern als wirtschaftlichen und kommerziellen
"Partner". Tatsächlich hat sich etwa der neue italienische
Ministerpräsident Giuseppe Conte Ende vergangener Woche der Forderung von
US-Präsident Donald Trump angeschlossen, die G7 wieder durch die Aufnahme
Russlands zur G8 zu erweitern. Solche Annäherungsversuche Roms
kontrastieren mit der harten Haltung Polens und der baltischen Staaten
gegenüber Russland, die unter anderem in Reaktion auf den Bau der
deutsch-russischen Pipeline Nord Stream 2 eine stärkere Anbindung an die
USA suchen. Polen ist zudem bemüht, eine dauerhafte militärische Präsenz
von US-Streitkräften im Land zu erreichen [6]; der polnische
Ministerpräsident Mateusz Morawiecki will sein Land in eine Vermittlerrolle
zwischen den USA und der EU bringen [7]. Eine einheitliche EU-Außenpolitik
scheint angesichts so stark konträrer nationaler Interessen bei einem
fortbestehenden Vetorecht in der Union kaum denkbar.

Ein umfassendes Reformkonzept

Die Abschaffung des Vetorechts müsse angesichts derartiger Differenzen in
ein umfassendes politisches Konzept eingebettet sein, fordert
Sicherheitskonferenz-Leiter Ischinger. Deutschland sehe sich mit einer
grundsätzlichen transatlantischen Krise konfrontiert, die "weit schwerer
wiegt als klassische Familienstreitigkeiten in Einzelfragen".[8] Die
Bundesregierung müsse daher erstens einer substanziellen Erhöhung der
Militärausgaben zustimmen, die noch "rechtzeitig vor dem NATO-Gipfel im
Juli" erfolgen solle. Dazu müssten zehn bis 15 Milliarden Euro aufgewendet
werden - "unserer eigenen Sicherheit, und nicht Trump, zuliebe". Zweitens
müsse die "groß angekündigte deutsch-französische Initiative zur Reform der
EU" forciert werden, um populistische und nationalistische "Fliehkräfte" in
der EU zu bannen. Erhebe man - wie Berlin - einen ausgeglichenen Haushalt,
die "Schwarze Null", zum Selbstzweck, dann riskiere man, dass "uns die EU,
das Kernanliegen deutscher Außenpolitik seit sechs Jahrzehnten, um die
Ohren fliegt". Im Rahmen einer solchen Kehrtwende in der deutschen
EU-Politik, die ganz besonders den südlichen Eurostaaten zugute käme, solle
der Übergang zu Mehrheitsentscheidungen in der EU-Außenpolitik vollzogen
werden.

Im Gänseflug

Für den Fall, dass es Berlin nicht gelingt, in der EU "qualifizierte
Mehrheitsentscheidungen in der Außen- und Sicherheitspolitik
durch[zu]setzen", plädieren deutsche Denkfabriken für eine härtere Gangart
im Rahmen der Kerneuropa-Konzepte deutscher Geostrategen.[9] Der
"Anfechtung des Multilateralismus" durch die Trump-Administration, die ein
"Aufbauwerk von Dekaden" einreiße, müsse die EU "etwas entgegensetzen",
heißt es etwa bei der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Dies sei
allerdings angesichts der aktuellen Entscheidungsstrukturen in der Union
kaum möglich. Zur Zeit bedrohten vor allem Trumps Unterstützung für den
britischen EU-Austritt und seine Befeuerung der "aktuellen Spannungen
zwischen Ost- und Westeuropa über Fragen des Demokratieverständnisses und
des Verhältnisses zu Russland" die Stabilität der EU. Das Vetorecht mache
es unmöglich, ein "Gegengewicht zu den zunehmend isolationistischen USA" zu
entwickeln. Folglich müsse eine "Notbremse" gezogen werden:
"Integrationswillige EU-Staaten, die auch in der G7 vertreten sind, sollten
wie in einem Gänseflug vorangehen und sich für qualifizierte
Mehrheitsentscheidungen" stark machen, "allen voran Deutschland, das laut
Merkel ein nach außen und innen handlungsfähiges Europa anstrebt". Sollte
dies nicht möglich sein, müsse ein "Kerneuropa inklusive Großbritannien
außerhalb der Verträge" angestrebt werden, um die "außen- und
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit Europas" zu garantieren. Dies
liefe auf die Schaffung neuer machtpolitischer Konstellationen außerhalb
der EU hinaus, sollte diese nicht gemäß deutschen Interessen transformiert
werden können.

Die Force de frappe als Pausengespräch

Den Abschluss der europäischen Integration sehen meinungsbildende deutsche
Medien ohnehin erst bei einem möglichen Zugriff auf die Atomwaffen der
europäischen Partnerländer, insbesondere Frankreichs, erreicht.[10] Die
Frage nach der "Europäisierung" nicht nur des ständigen Sitzes Frankreichs
im UN-Sicherheitsrat, sondern auch der "Force de frappe, der französischen
Nuklearstreitmacht", sei mittlerweile ein beliebtes Pausengespräch bei
internationalen Konferenzen, berichtet ein Teilnehmer solcher
Veranstaltungen. Eine "Europäisierung" der französischen Atomwaffen, heißt
es, sei "die richtige Antwort der EU auf Brexit, Putin und Trump".
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AUSSENHANDEL/302: Die Risiken des Freihandelsabkommens der EU mit Mercosur (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2018

Mit Bioökonomie die Welt retten?

Neue Geschäftsmodelle und alte Strukturen


Tausche Autos gegen Rindfleisch: Standards spielen keine Rolle

Die Risiken des Freihandelsabkommens der EU mit Mercosur

von Jürgen Knirsch



Die Europäische Kommission gefährdet mit dem geplanten
Handelsabkommen zwischen der Europäischen Union (EU) und dem
südamerikanischen Staatenbund Mercosur europäische
Verbraucherschutzstandards beim Import von Fleisch. Das zeigen bislang
geheime Verhandlungsdokumente, die im Dezember 2017 und im Januar 2018
geleakt wurden. Demnach ist die EU bereit, laxere Kontrollen der
Lebensmittel und um bis zu 50 Prozent höhere Fleischimporte zu
akzeptieren, wenn die Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien,
Paraguay und Uruguay ihrerseits die Zölle für den Export von Autos und
Autoteilen aus der EU absenken. Und nicht nur das, die
Mercosur-Staaten sollen auch unsere Auto-Standards ungeprüft
übernehmen. Die EU-Kommission drängt auf einen baldigen Abschluss des
Abkommens, da Wahlen in Brasilien anstehen. Eventuell könnte im
Oktober 2018 die derzeitige Regierung, die pro Freihandelsverträge
ist, abgelöst werden. Doch beim EU-Mercosur-Abkommen geht es um mehr
als nur den Warenaustausch. Um diesen zu ermöglichen, werden Absenkung
von Standards, Menschenrechtsverletzungen, Landvertreibungen und
Korruption hingenommen. Schließlich geht es um einen gegenseitigen
Warenhandel von mehr als 80 Milliarden Euro, der deutlich höher als
der im Falle des CETA-Abkommens zwischen Kanada und der EU ist.



Zwei weitere Wochen intensiver Handelsgespräche gingen in der
paraguayischen Hauptstadt Asunción am 2. März 2018 zu Ende, ohne den
Vorhang für die nie endende EU-Mercosur-Saga zu schließen. Denn
bereits 1999 wurde das Mandat der EU für diese Verhandlungen
erteilt, es blieb bis heute unter Verschluss. Die erste
Verhandlungsrunde fand im April 2000 statt, nach einigen Jahren
versandeten die Verhandlungen. Ein neuer Start der Verhandlungen
erfolgte im Mai 2010, jedoch war 2012 wieder Schluss. Im Oktober 2016
unternahm die EU einen erneuten Anlauf, nachdem in Argentinien wie
Brasilien neue, handelsliberale Regierungen an die Macht gekommen
waren. (1)


Eine unendliche und intransparente Geschichte

Im Vorfeld der letzten Verhandlungsrunde wurde wie auch bei den beiden
Runden zuvor spekuliert, ob sie den entscheidenden Durchbruch bringen
würde. Die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström und ihr
Landwirtschaftskollege Phil Hogan standen Ende Februar 2018 in
den Startlöchern, um nach Asunción und zum politischen Abschluss der
Verhandlungen zu fliegen. Doch die weiterhin unterschiedlichen
Verhandlungspositionen bei den Zöllen für Autos und deren
Teile, bei der Frage der Ursprungsregeln und über die Höhe der Quoten
für zollfreie Einfuhren von Rindfleisch, Zucker und Bio-Ethanol
 aus den Mercosur-Staaten verhinderten ihren Trip nach Paraguay.
Für Martin Häusling, agrarpolitischer Sprecher der Fraktion Die
Grünen/EFA im Europaparlament und Mitglied im EU-Umweltausschuss,
entwickeln sich die nach Art von Geheimverhandlungen geführten
Gespräche über ein Freihandelsabkommen "immer mehr zu einem
skandalösen Mysterium. Wir Abgeordnete und die Öffentlichkeit fühlen
uns von der EU-Kommission verschaukelt. Anders lässt es sich nicht
interpretieren, wenn der Außenminister Paraguays, Eladio Loizaga, in
seiner Hauptstadt Asunción vor JournalistInnen darüber plaudert,
dass das Abkommen innerhalb von 'zwei bis drei Wochen' unter Dach und
Fach kommen werde. In Europa aber weiß niemand offiziell, was genau
Inhalt des Pakts sein soll ... Ich fordere die Kommission deshalb
ultimativ auf, endlich den Stand der Verhandlungen offenzulegen." (2)

In der Tat verrät die 'Transparenz in Aktion'-Internetseite der
Generalkommission Handel wenig. Während über das parallel geplante
EU-Mexiko-Abkommen seit November 2016 35 Verhandlungspositionen
vorliegen, sind es im Falle von EU-Mercosur gerade mal 10.


Leaks offenbaren den geplanten Abbau von Standards

Es bedurfte also zweier Leaks, um mehr Transparenz in die
Verhandlungen zu bringen und vor allem auch die
Verhandlungspositionen der Mercosur-Länder zu verdeutlichen. Im
Dezember 2017 veröffentlichte Greenpeace Niederlande 7
Dokumente, (3) im Januar 2018 wurden dann dank der Internetplattform
bilaterals.org weitere und neuere Dokumente publik. (4)
Analysiert wurden vor allem die Kapitel zu den Schutzstandards (SPS)
und zu Handel und Nachhaltiger Entwicklung. (5)

Viele Standards für den Schutz der VerbraucherInnen liegen in
südamerikanischen Staaten niedriger als in der EU. Die Regeln für den
Einsatz von Antibiotika in der Tierzucht etwa sind in Brasilien weit
weniger strikt als in Europa. Während andere Wachstumsförderer wie die
Substanz Ractopamin in der EU und in vielen Ländern verboten sind,
dürfen TierzüchterInnen sie in Argentinien und Brasilien
einsetzen. In Brasilien zeigte vor allem im letzten Jahr ein bis in
die Regierungsspitze reichender Skandal um korrupte KontrolleurInnen
die Schwächen der dortigen Kontrollen: Damals kam verdorbenes
Rinderfleisch und gestrecktes Hühnerfleisch in den Handel und
teilweise auch in den Export. Die Ausweitung der Weideflächen für
Rinder bedroht zudem schützenswerte Wälder und ist für das Klima Gift.
Statt das Prüfsystem zu verbessern, um den Export verdorbenen
Fleischs zu verhindern, schlägt die EU-Kommission laut der geleakten
 Dokumente eine zwischenstaatliche Schnellkontrolle vor. Einen
Verweis auf das in der EU geltende Vorsorgeprinzip findet
sich im SPS-Kapitel nicht. Aus dem Januar-Leak ist zudem
ersichtlich, dass im Rahmen des Abkommens Arbeitsgruppen zu
Tierschutz, Biotechnologie, Antibiotikaresistenz und
Lebensmittelsicherheit eingesetzt werden sollen. In der Arbeitsgruppe
zu Biotechnologie soll u. a. die "asynchrone Zulassung" von
genetisch veränderten Organismen (GVO) wie auch die Frage der
zulässigen Verunreinigung von Lebensmitteln mit GVOs auf der
Tagungsordnung stehen. Beides sind äußert sensible Themen, und der
bisherige Text lässt offen, ob auch VertreterInnen der
Agrarlobby Zugang zu den Arbeitsgruppen haben. Doch die EU ist nicht
Opfer, sondern auch Täterin. In ihrer Verhandlungsposition von März
2017 übernimmt sie die Forderung der Automobilindustrie, dass die in
der EU geltenden Standards automatisch von der anderen Seite ohne
weitere Überprüfung angenommen werden sollen.

Die gegenwärtige brasilianische Regierung unter Michel Temer
tut nicht nur alles, um die Leistungen ihrer VorgängerInnen
zu eliminieren, sondern auch, um die Interessen der das Parlament
beherrschenden Agrarlobby zu unterstützen. Der Agrarminister Blairo
Maggi ist zugleich einer der größten Agrarindustriellen der Welt und
als "Soja-Baron" berüchtigt. Menschenrechtsverletzungen sind
alltäglich, Landvertreibungen und Morde an KritikerInnen der
Regierungen bleiben ungesühnt, Sklavenarbeit wurde wieder als
rechtlich zulässig erklärt. In der Reaktion auf den Greenpeace-Leak
gestand der Präsident der brasilianischen Agentur für Export-
und Investitionsförderung (Apex), Roberto Jaguaribe, "das Problem
der Sklavenarbeit und der erniedrigenden Arbeit" ein. Allerdings
ersparte er sich den Seitenhieb auf Europa nicht: "Aber wir haben
 keine illegalen Einwanderer, die in Silos stecken, um Äpfel zu
pflücken, wie in der Normandie".


Maßnahmen zum Waldschutz werden vertagt

Zum Thema Waldschutz arbeitende Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) warten seit 5 Jahren auf eine von der EU in Auftrag
gegebene Machbarkeitsstudie zu politischen Optionen für den
Schutz vor Entwaldung. Nach Informationen der NGO Fern ist in
den letzten Wochen bekannt geworden, dass die Kommission die Maßnahmen
wieder verschieben oder erst gar nichts vorschlagen will, um die
derzeitigen Mercosur-Verhandlungen nicht zu gefährden. Seit Juni
letzten Jahres fordern Fern, Greenpeace und weitere NGOs einen
ehrgeizigen breiten EU-Aktionsplan zum Stopp der Entwaldung ein.


Ein Deal mit fatalen Folgen

Der Grüne Europaabgeordnete und Brasilienkenner Martin Häusling
bewertet den Verhandlungsstand wie folgt: "[W]as hier ausgedealt
werden soll, wird nicht ohne fatale Folgen für Teile der europäischen
Landwirtschaft und der Natur in Südamerika bleiben. Wenn wahr ist,
dass mindestens 99.000 Tonnen Rindfleisch zusätzlich zollfrei auf den
Markt kommen sollen, dass die EU möglicherweise sogar 130.000 Tonnen
duldet und die Südamerikaner sogar 200.000 Tonnen pro Jahr
fordern, dann steht hierzulande die Weidehaltung von Rindern vor
dem Aus, während in Südamerika weiterer Urwald gerodet wird. Ein
Abkommen mit solchen Inhalten tritt die Natur mit Füßen,
missachtet die Rechte der Bauern hierzulande, aber auch die der
indigenen, unterdrückten Landwirte in Südamerika. Für Europa
bedeutet das Abkommen eine Flutung der Märkte mit Gentech-Soja, mit
Agro-Sprit sowie mit Fleisch zweifelhafter Provenienz und
zweifelhafter Qualität, da mit Hormonen belastet oder sogar verdorben.
Damit aber werden die bäuerliche Landwirtschaft dies- und
jenseits des Atlantiks geopfert, damit deutsche und französische
Auto-Konzerne in Südamerika Geschäfte machen können." EU-Mercosur
reiht sich ein in eine Linie von Handelsabkommen, bei denen zum
"Wohle" europäischer Exporte VerbraucherInnen-, Umwelt- und
Klimaschutz wie auch Kernarbeitsnormen geopfert werden. Auch in
diesem Falle sollte die Antwort der Zivilgesellschaft sein: "Stoppt
EU-Mercosur!"


Anmerkungen:

(1) Miserior (2017): Das EU-Mercosur-Abkommen auf dem Prüfstand. 

https://www.misereor.de/fileadmin/user_upload/Studie_MERCOSUR_Misereor.pdf.

(2) http://martin-haeusling.eu/presse-medien/ressemitteilungen/1860-mercosur-verhandlungen-schluss-mit-der-geheimniskraemerei-im-deal-autos-gegen-rindfleisch.html.

(3) https://trade-leaks.org/2017/12/06/greenpeace-netherlands-leaks-eu-mercosur-trade-papers/.

(4) https://www.bilaterals.org/?-eu-ftas-&lang=en.

(5) https://www.bilaterals.org/?research-on-the-impacts-of-the-eu&lang=en,

https://www.bilaterals.org/IMG/pdf/eu-mercosur_-_an_assessment_of_the_trade_and_sustainable_development_chapter.pdf,

http://bilaterals.org/IMG/pdf/research-sps-and-tsd_chapters-jan-2018. pdf.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.

 * 

Quelle:

Rundbrief 1/2018, Seite 39-40

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 910

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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LESUNG/1741: Braunschweig - "Eselin Evelyn" im Bilderbuchkino am 21.6.


Stadt Braunschweig

"Eselin Evelyn" im Bilderbuchkino



Braunschweig. Die abenteuerliche Geschichte "Eselin Evelyn - Das beste
Erdmännchen der Welt" von Ulla Mersmeyer ist am 21. Juni um 16:30 Uhr
als Bilderbuchkino in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek,
Rheinring 12, zu sehen. Hierzu sind Kinder von drei bis sechs Jahren
mit ihren Eltern eingeladen. Im Anschluss gibt es ein Malangebot. Der
Eintritt ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Handlung: Eselin Evelyn will heimlich einen Apfel aus dem Korb
stibitzen, den Bauer Bauke im Boot abgestellt hat. Dabei plumpst
Evelyn ins Boot und landet nach langer Fahrt über Fluss und Meer in
der Wüste bei einer Schar Erdmännchen.

Der nächste Termin für das Bilderbuchkino ist der 5. Juli.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1348: Wiesbaden - »Der Drache, der nicht kämpfen wollte«, 24.-30.06.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Der Drache, der nicht kämpfen wollte«

Von Kenneth Grahame | In einer Fassung von Kristine Stahl

Für Kinder ab 6 Jahren

PREMIERE im JUST am 24. Juni 2018 um 15 Uhr im Studio

Die nächsten Vorstellungstermine: 26. Juni & 27. Juni 2018

jeweils um 10 Uhr und 30. Juni 2018, um 15 Uhr



»Der Drache, der nicht kämpfen wollte« ist eine wunderbare Geschichte
über Freundschaft und die Überwindung von Vorurteilen voller Witz und
Charme.

Seit in der Umgebung ein Drache gesehen worden ist, leben die
Einwohner des kleinen Dorfes in Angst und Schrecken. Nur der Sohn des
Schäfers, der seine Nase in jeder freien Minute in Bücher steckt und
sich in Naturgeschichte und Märchen auskennt und schon viel über
Drachen gelesen hat, geht zu ihm, um ihn kennenzulernen. Er findet
heraus, dass der Drache ganz anders ist als viele seiner Artgenossen,
die liebend gern Prinzessinnen rauben, Feuer spucken und die Menschen
in Panik versetzen. Dieser Drache will einfach nur seine Ruhe haben.
Schon bald entdecken die beiden viele Gemeinsamkeiten. Denn auch der
Drache ist gebildet und liebt Gedichte. Doch als die Dorfbewohner in
ihrer Furcht den Heiligen Georg um Hilfe bitten, müssen sich die
Freunde etwas einfallen lassen.

Regie, Ausstattung & Puppenbau: Kristine Stahl

Spiel: Elke Opitz, Sophie Pompe

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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AKTION/938: Bremen - Jetzt bewerben für Festival OUTNOW!, Bewerbungsschluss ist der 15. August 2018


Schwankhalle und Theater Bremen rufen auf:

Jetzt bewerben für Internationales Performing Arts Festival OUTNOW!

Bewerbungsschluss ist der 15. August 2018



Die Schwankhalle und das Theater Bremen veranstalten vom 7. bis 10.
Juni 2019 erneut das Performing Arts Festival OUTNOW! Das Festival
präsentiert junge Künstlerinnen und Künstler, Gruppen und Kollektive
aus ganz Europa, die sich am Beginn ihrer professionellen Laufbahn
befinden. Diese sind nun eingeladen, sich für das Festival zu bewerben
und ihre aktuellen Produktionen für das OUTNOW! Festival 2019
einzureichen.

Alle Infos dazu unter www.outnowbremen.de. Der Bewerbungsschluss ist
der 15. August 2018.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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AUSSTELLUNG/9477: Braunschweig - Videokunst "Out of Sasnak" bis zum 15. Juli 2018


Erste Videokunst-Ausstellung in der "halle267"

Björn Melhus zeigt Auswahl seiner Werke



Braunschweig. "Out of Sasnak" ist der Titel der Videokunst-Ausstellung
des Künstlers Björn Melhus, die das Kulturinstitut vom 14. Juni bis
15. Juli 2018 in der "halle267", Hamburger Straße 267, präsentiert.
Die Eröffnung der Ausstellung ist am 14. Juni um 19 Uhr.

Melhus war vor mehr als zwei Jahrzehnten Absolvent der Hochschule für
Bildende Künste (HBK) in Braunschweig und zeigt mit acht Videos eine
Auswahl seiner Arbeiten aus 25 Jahren künstlerischen Schaffens. In
seinen frühen Arbeiten, die in den 1990er-Jahren entstanden sind,
setzte sich der Künstler mit den Einflüssen US-amerikanischer
Popkultur in Westdeutschland auseinander, später wurden seine Arbeiten
zunehmend politischer. Diesen Weg zeichnet die Ausstellung mit
ausgewählten Stationen nach.

"Mit Björn Melhus zeigt der erste Videokünstler seine Arbeiten in der
halle267. Ich freue mich, dass er als Absolvent und Meisterschüler
unserer Kunsthochschule mit einer Ausstellung in die Stadt
zurückkehrt, in der er studiert hat", sagt Dr. Anja Hesse, Dezernentin
für Kultur und Wissenschaft. Die Präsentation ehemaliger
HBK-Absolventen sei ein Ziel der neuen Städtischen Galerie, so Hesse
weiter.

Während des Ausstellungszeitraums gibt es ein umfangreiches
Begleitprogramm. Joachim Block, Leiter des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt Braunschweig, hält einen Vortrag über das Thema
"Space Art". In der Lesung "Far Far Away" geht es um das Thema
Sehnsuchtsorte, zudem gibt es verschiedenen Führungen und Angebote für
Schulklassen. Die Veröffentlichung des Magazins zur Ausstellung findet
im Zuge der Finissage statt, zu diesem Anlass führt außerdem Björn
Melhus durch die Ausstellung.

Der Eintritt zu allen Angeboten und der Ausstellung ist frei. Die
Vernissage ist öffentlich. Weitere Informationen gibt es unter
www.braunschweig.de/halle267.

Weiterführende Informationen:

Der Titel der Ausstellung OUT OF SASNAK lehnt sich an einen Essay von
Salman Rushdie an, der unter dem Titel OUT OF KANSAS am 11. Mai 1992
im New Yorker Magazine erschien und in dem Rushdie den Film THE WIZARD
OF OZ (USA 1939) untersuchte. Dieser Film bildete auch die Grundlage
zu Melhus' Film WEIT WEIT WEG (1995), in dem der Schauplatz des
Originals, "Kansas" gegen den rückwärts buchstabierten, fiktiven Ort
"Sasnak" ausgetauscht wurde. "Sasnak" ist dabei der Platzhalter eines
fiktiven Ortes in Deutschland (u.a. in Bildern von einem Dach der
Braunschweiger Weststadt), von dem die Reise in ein mediales Oz führt.
Eine Reise, die in den letzten 20 Jahren auch paradigmatisch für das
künstlerische Schaffen von Björn Melhus wurde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig
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AUSSTELLUNG/9476: Vorarlberg Museum - Wacker im Krieg. Erfahrungen eines Künstlers, bis 17.02.2019


Pressemitteilung von: vorarlberg museum

Wacker im Krieg. Erfahrungen eines Künstlers

9. Juni 2018 bis 17. Februar 2019



Der Krieg sollte für Rudolf Wacker (1893 - 1939) nie enden. Der
Abschied von Bregenz am 1. August 1914 und die Rückkehr aus der
russischen Kriegsgefangenschaft am 14. September 1920 bleiben dem
Maler zeitlebens die wichtigsten Erinnerungstage. Die Ausstellung
veranschaulicht, wie Wacker im sibirischen Lager zum Künstler wurde,
und welche Auswirkungen Krieg und Gefangenschaft auf sein weiteres
Leben und Schaffen hatten. In Zusammenarbeit mit dem
Franz-Michael-Felder-Archiv der Vorarlberger Landesbibliothek, das den
schriftlichen Nachlass des Künstlers verwahrt.

Wie der Krieg Hoffnungen zerstört und die Richtung eines Lebens
drastisch verändert, wird in der Ausstellung exemplarisch dargelegt:
Aufgewachsen im großbürgerlichen Milieu in Bregenz, führte Rudolf
Wacker in Wien und Weimar das Leben eines begüterten Kunststudenten.
Der Krieg zwang ihn in Uniform und Verderbnis, die Gefangenschaft in
Tomsk in Sibirien konfrontierte ihn mit Hunger, Kälte, Typhus,
Einsamkeit und Gewalt. Nach zwei Jahren im sibirischen Lager begann er
zu zeichnen, leidenschaftlich, nicht mehr akademisch, wie er es
gelernt hatte, sondern auf der Suche nach einem eigenen Stil:
Selbstporträts, Landschaftsstudien, Lagerskizzen, Porträts von
Mitgefangenen, aber auch von jungen Frauen, russischen Intellektuellen
und Künstlern, die er außerhalb des Lagers kennengelernt hatte.

Das Leben nach dem Krieg

Als Rudolf Wacker 1920 nach fünf Jahren Gefangenschaft in sein
Elternhaus zurückkehrte, war Bregenz eine andere Stadt geworden, die
Monarchie war Geschichte, der Vater gestorben, die Inflation fraß das
Vermögen auf. Hier begann er, seine eigene malerische Sprache zu
entwickeln, verdichtete alle seine Erfahrungen, Emotionen und Ideen,
aber auch seine Zeitkritik und Utopien in jenen Dingen, die seinen
Stillleben einen so eigensinnigen Charakter verleihen und sie
unvergleichlich machen. Er malte zersprungene Puppen mit leuchtenden
Augen, versehrte Heiligenfiguren und Engel, künstliche Vögel,
Kinderzeichnungen, Kasperlefiguren, Bücher, Zeitungen, Jasskarten und
kombinierte sie in eigenwilligen Konstellationen. Das Selbstporträt
bildete seit dem Lager einen wichtigen Teil seines Oeuvres.

Zu manchen der ehemaligen Mitgefangenen in Tomsk unterhielt Wacker
zeitlebens enge Beziehungen und zurück in Bregenz zog ihn alles
Russische magisch an. So wurde ihm Sergei Eisensteins Film
"Panzerkreuzer Potemkin" zur Offenbarung einer "abstrakten
Sachlichkeit", in Tolstois Bauern "Polikushka" sah er sich selbst, was
er mit dem "Russenhemd", das er so oft trug, unterstrich. Als die
Gestapo 1938 sein Haus in Bregenz durchsuchte, wurde ihm diese
Russenliebe zum Verhängnis. Wacker erinnerte sich an die
Durchsuchungen in den Tomsker Baracken. Der Krieg hörte eben nie auf.
Rudolf Wacker starb 1939 an den Folgen eines Herzinfarkts.

Die Ausstellung

Die Ausstellung zeigt, wie Wacker im sibirischen Lager zum Künstler
wurde und welche Auswirkungen Krieg und Gefangenschaft auf sein Leben
und Schaffen nach dem Lager hatten. Hier die Fragilität der
Lagersituation mit dem zeichnerischen Werk, dort die eher museale
Präsentation mit den Ölgemälden. Durch "Wacker im Krieg" zieht sich
ein dokumentarischer Strang aus Fotografien, Filmen, persönlichen
Dokumenten und Auszügen aus Wackers umfassenden Tagebüchern und
Briefwechsel, die seine künstlerischen, emotionalen und
intellektuellen Befindlichkeiten wiedergeben. Die Ausstellung zeigt
Werke (30 Ölgemälde, 115 Zeichnungen) und Objekte (Fotografien,
Briefe, Postkarten, Lagerdokumente, Aufzeichnungen) aus Sammlungen aus
Österreich, Schweiz, Polen, Russland und Slowenien, viele davon sind
erstmals zu sehen, darunter auch eines seiner Schlüsselwerke "Der
Maler (Selbstbildnis)" von 1924, das erstmals seit 1925 wieder
öffentlich zu sehen ist.



Biografie Wacker

1893

Am 25. Februar als viertes Kind von Baumeister Romedius Wacker und
Marianne Wacker (geb. Wüstner) in Bregenz geboren

1905 - 1909

Besuch des Gymnasiums in Bregenz

1909 - 1910

Selbststudium unter Anleitung von Zeichenlehrer Johann Jelinek, Besuch
des Offenen Zeichen- und Modelliersaals der k. k. Fachschule für
gewerbliches Zeichnen in Bregenz

1910 und 1911

Aufnahmeprüfungen an die Akademie der bildenden Künste in Wien
scheitern.

1910 - 1911

Besuch der privaten Malschule von Gustav Bauer in Wien

1911 - 1914

Studium an der Großherzoglich Sächsischen Hochschule für Bildende
Kunst in Weimar bei Fritz Mackensen, Albin Egger-Lienz und Walther
Klemm

1914 - 1915

Einjährig Freiwilliger im k. u. k. 1., dann 3. Regiment der Tiroler
Kaiserjäger, ab September im k. u. k. Infanterieregiment Erzherzog
Rainer Nr. 59, Grundausbildung in Innsbruck, Trient und Salzburg,
Ausbildung zum Zugskommandanten in Steyr und Salzburg,
Rekrutenausbildner in Salzburg

1915

26. Mai zum Feldregiment an die russische Front, 7. Oktober
Gefangennahme, 8. Oktober Beförderung zum Fähnrich in der Reserve

1915 - 1920

Kriegsgefangenschaft, zunächst in Tetjusi, ab Juni 1916 Tomsk in
Sibirien. Beginnt 1917 im Lager zu zeichnen, als Folge der Russischen
Revolution kann sich Wacker zeitweise außerhalb des Lagers aufhalten.
1920 verlässt Wacker das Lager und zieht in die Stadt Tomsk. Hier
macht er Bekanntschaft mit russischen Künstlern und Intellektuellen.

1920

14. September Rückkehr nach Bregenz

1921

Ausstellung von Zeichnungen im Landesmuseum Weimar, mit der eine
regelmäßige Ausstellungstätigkeit in Deutschland, Österreich und der
Schweiz in Museen und Galerien beginnt.

1921 - 1923

Wacker verbringt jeweils mehrere Monate in Berlin, er versucht hier
als Künstler Fuß zu fassen.

1922

Heirat mit Ilse Moebius, Tochter eines Pastors in Goslar, die er als
sein Modell kennenlernt.

1923 / 1924

Umzug nach Wien, Reise nach Hermannstadt/Sibiu in Rumänien

1924 - 1939

Wacker lebt dauerhaft in Bregenz, unterbrochen von fast jährlichen
ein- bis zweimonatigen Aufenthalten in Berlin und Goslar; Reisen in
die Schweiz und innerhalb Österreichs. Mitgliedschaft in mehreren
Künstlervereinigungen, Mitbegründer der "Vorarlberger Kunstgemeinde"
und des "Kreises", ein Zusammenschluss von Künstlern rund um den
Bodensee

1929

Geburt des Sohnes Romedius

1933

Beitritt zur "Vaterländischen Front"

1934 - 1937

"Amtswalter der Vaterländischen Front für kulturelle Belange", Ortsgruppe Bregenz

1934

Teilnahme an der XIX. Biennale in Venedig

1935

Erfolglose Bemühungen um eine Professur an der Akademie der bildenden
Künste in Wien, als Nachfolger von Josef Jungwirth wird Herbert Boeckl
ernannt.

1938

Hausdurchsuchung und Verhör durch die Gestapo; erster Herzinfarkt;
Entfernung aus dem Vorstand der "Vorarlberger Kunstgemeinde" und aus
dem "Zentralverband bildender Künstler Österreichs" als Vertreter
Vorarlbergs

1939

Am 19. April in Bregenz gestorben. Die für September geplante und
genehmigte Gedächtnisausstellung der "Vorarlberger Kunstgemeinde" wird
aufgrund des Kriegsbeginns verschoben und erst 1946 verwirklicht.

vorarlberg museum

www.vorarlbergmuseum.at

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322
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AUSSTELLUNG/9475: Darmstadt - Ulla von Brandenburg, "Der Regung Regel", bis 16.09.2018


Pressemitteilung von: Institut Mathildenhöhe Darmstadt

Ulla von Brandenburg "Der Regung Regel"

10. Juni bis 16. September 2018



Ulla von Brandenburg lässt Werke aus der Städtischen Kunstsammlung
Darmstadt mit neu entworfenen Objekten zu einem fiktiven
Gesamtkunstwerk verschmelzen

DIE AUSSTELLUNG

Das Institut Mathildenhöhe Darmstadt präsentiert ab dem 10. Juni im
Museum Künstlerkolonie die Ausstellung "Ulla von Brandenburg - Der
Regung Regel". Es wird hierin eine neu entwickelte Werkinszenierung
der Künstlerin zu sehen sein, die sich erstmals in ihrem Schaffen mit
historischen Werken der angewandten Kunst auseinandersetzt. Ulla von
Brandenburg entwarf für das Museum eine ortsspezifische Schau, die die
einzigartige Geschichte der Mathildenhöhe und ihrer Protagonisten in
den Fokus rückt und diese zugleich in unsere Gegenwart versetzt. Sie
konzipierte - angelehnt an die Wohnbauten der Mitglieder der
Künstlerkolonie - im Westflügel des Museums eine fingierte "Wohnung"
um die Wende des 20. Jahrhunderts. Sieben Räume - Salon, Speise-,
Musik-, Damen-, Herren-, Kinder- sowie Ankleidezimmer - richtete die
Künstlerin mit Möbelensembles, Gemälden, Vasen und weiteren
Einrichtungsgegenständen ein. Das Besondere: Sie kombinierte hierbei
Werke des Jugendstils aus der Städtischen Kunstsammlung Darmstadt mit
ihren selbst entworfenen Objekten, die sie allesamt aus Papier
fertigte.

Dr. Philipp Gutbrod, Direktor des Institut Mathildenhöhe Darmstadt
hebt hervor: "Die Künstlerin greift mit dieser Werkinszenierung ganz
bewusst die Reformideen der Mitglieder der Künstlerkolonie auf, die
stets nach einer Durchdringung von Kunst und Alltag strebten. In vier
großen Ausstellungen zwischen 1901 und 1914 waren auf der
Mathildenhöhe komplett eingerichtete und bewohnte Häuser und Wohnungen
zu sehen, deren Inneneinrichtungen bis ins Detail von den Künstlern
selbst entworfen worden waren."

Durch die Verknüpfung von Ulla von Brandenburgs eigenen Arbeiten mit
den Museumsobjekten von Joseph Maria Olbrich, Peter Behrens, Patriz
Huber, Hans Christiansen, Albin Müller und weiteren Mitgliedern der
Künstlerkolonie, schuf Ulla von Brandenburg ein fiktives
Gesamtkunstwerk, in dem die einzelnen Räume zu einem bühnenhaften
Musterraumensemble verschmelzen.

Stefanie Patruno, stellvertretende Direktorin des Institut
Mathildenhöhe und Kuratorin der Ausstellung erklärt: "Ein wesentliches
Charakteristikum in Ulla von Brandenburgs Arbeit ist das Spiel mit
Realität und Fiktion. So stellt sich der Besucher der Ausstellung
unweigerlich die Frage, was darin real, was fiktiv ist. Handelt es
sich bei der Vase aus Ton um ein historisches Original und ist jene
aus Pappmaché ein zeitgenössischer Fake? Was gilt als echt, was als
falsch? Die Grenze zwischen realem Raum und Kulisse wird dahingehend
in einem spannungsreichen Schwebezustand gehalten, dass die Künstlerin
den Besuchern einen breiten Interpretationsspielraum lässt, wo sie
sich denn nun befinden - in einer Kunstausstellung, einer verlassenen
Wohnung, einem Musterraum eines Designkaufhauses oder doch auf der
Bühne eines Theaters?"

Ihre eigene, aus sieben verschiedenen Farbtönen bestehende
Farbpalette, die sie aus den historischen Objekt- und Wanddekoren
extrahierte, strukturieren dabei den Ausstellungsparcours, der in den
historischen Bildhauerateliers des Museum Künstlerkolonie fortgesetzt
wird. Dort präsentiert Ulla von Brandenburg acht ihrer Farb- und
Schwarz-Weiß-Filme aus den Jahren 2006 bis 2017, darunter
beispielsweise It Has a Golden Sun and an Elderly Grey Moon aus dem
Jahr 2016. Die Filme der Künstlerin waren und sind von Beginn an
Dreh- und Angelpunkt ihres Schaffens. Beide Ausstellungsteile nehmen
Bezug aufeinander und zirkulieren um zentrale Themen und Motive der
Künstlerin, etwa Raum, Choreografie, Material, Farbigkeit und Zeit.

KATALOG

Begleitend zur Ausstellung erscheint der zweisprachige Katalog "Ulla
von Brandenburg - Der Regung Regel / The Motion's Method", Hrsg. von
Philipp Gutbrod, Stefanie Patruno, 144 Seiten, 35 EUR, Kehrer Verlag,
Heidelberg / Berlin 2018

DIE KÜNSTLERIN

Ulla von Brandenburg (*1974) lebt und arbeitet in Karlsruhe und Paris.
Seit 2016 hält sie eine Professur an der Staatlichen Akademie der
Bildenden Künste in Karlsruhe. 2004 absolvierte sie ihr Studium der
freien Kunst an der Hochschule für Bildende Künste in Hamburg. Von
1995 bis 1998 studierte sie Szenographie und Medienkunst an der
Staatlichen Hochschule für Gestaltung in Karlsruhe.

Institut Mathildenhöhe Darmstadt

Olbrichweg 15

D - 64287 Darmstadt

Tel: +49 (0) 6151 13 37 38

Fax: +49 (0) 6151 13 37 39

www.mathildenhoehe.eu
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AUSSTELLUNG/9474: Köln - Doing the Document. Fotografien, Museum Ludwig 31.08.2018 - 06.01.2019


Pressemitteilung von: Museum Ludwig, Köln

Doing the Document.

Fotografien von Diane Arbus bis Piet Zwart.

Die Schenkung Bartenbach

31.8.2018-6.1.2019

Eröffnung: Donnerstag, 30.8.2018, 19 Uhr



Diane Arbus, Boris Becker, Karl Blossfeldt, Walker Evans, Lee
Friedlander, Candida Höfer, Gabriele und Helmut Nothhelfer, Tata
Ronkholz, Albert Renger-Patzsch, August Sander, Hugo und Karl Hugo
Schmölz, Garry Winogrand, Piet Zwart - generationsübergreifend eint
all diese Fotograf*innen eine Arbeitsweise, nämlich über Jahrzehnte
hinweg kontinuierlich Themen zu verfolgen. Bei Sander können solche
Reihen einen Atlas der Menschen des 20. Jahrhunderts bilden, bei Höfer
ein Archiv von öffentlichen Räumen und deren Codes der Repräsentation,
oder bei Blossfeldt ein solches der Formenvielfalt von Fauna und
Flora. In der "direkten Fotografie" vereinigt sich die wechselvolle
Rezeption der Fotografie als künstlerische und dokumentarische auf
besondere Weise.

In der Zusammenschau lässt sich zugleich der wechselseitige Einfluss
deutscher und amerikanischer Positionen in der verdichteten
Kulturlandschaft des Rheinlandes der 1960er bis 1990er Jahre
nachvollziehen. Hier waren in den 1970er Jahren die ersten Galerien
für Fotografie zu finden, die sich für August Sander, Florence Henri,
Piet Zwart, Karl Blossfeldt, aber auch für die amerikanischen
Positionen der 1960er Jahre wie Walker Evans, Diane Arbus, Lee
Friedlander, Garry Winogrand begeisterten und durch kontinuierliche
Vermittlungsarbeit bekannt machten. Zugleich übten Bernd und Hilla
Becher mit ihrer Lehre an der Kunstakademie Düsseldorf großen Einfluss
aus. Und nicht zuletzt prägten bedeutende monografische Ausstellungen
sowie Gruppenausstellungen nachhaltig die Rezeption. L. Fritz Gruber
zeigte bereits in den 1950er Jahren August Sander in den Photokina
Bilderschauen. Die Kunsthalle Düsseldorf stellte 1976 Fotografien von
Walker Evans aus, und Klaus Honnef kuratierte zeitgleich wichtige
Gruppenausstellungen dokumentarischer Fotografie im Rheinischen
Landesmuseum, Bonn.

Dieser dokumentarisch-künstlerische Ansatz wird mit Doing the Document
vorgestellt und zugleich befragt. Walker Evans bezeichnete seine
Fotografien nicht als dokumentarisch, sondern sprach von einem
"dokumentarischen Stil". 1967 zeigt das Museum of Modern Art in New
York, Werke von Arbus, Friedlander und Winogrand, alle auch hier
vertreten, unter dem Titel New Documents. Wo endet das Dokument und wo
beginnt die künstlerische Geste? Dies ist eine Frage, die in der
Geschichte der Fotografie immer zur Diskussion stand und auch heute,
in postfaktischen Zeiten und der zunehmenden Ästhetisierung von
Archiv- und Dokumentationsmaterial in der zeitgenössischen Kunst
wieder neu zu verhandeln ist. Der Ausstellungstitel Doing the Document
löst bewusst die vermeintlichen Gegensätze von "herstellen (doing)"
und "dokumentieren" auf, um die immer wieder beschworene "Krise der
Repräsentation" im Werk von zwanzig Fotograf*innen und deren Rezeption
auszuloten.

Zu verdanken ist diese Ausstellung einer Schenkung von über
zweihundert Werken deutscher und amerikanischer Fotograf*innen durch
die Kölner Familie Bartenbach, die die Sammlung des Museum Ludwig
kürzlich substanziell erweitert hat. Ergänzend zu den reichen
Bildkonvoluten vom Beginn des 20. Jahrhunderts bis in die Gegenwart,
beinhaltet die Sammlung Bartenbach auch Quellenmaterial, das im Zuge
der Ausstellung erstmals wissenschaftlich erschlossen wird. Neben der
fotohistorischen Aufarbeitung der Sammlung werden auch die
Stifter*innen gewürdigt. Das Engagement der Sammler*innen zeichnet
sich insbesondere dadurch aus, dass sie nicht auf Einzelbilder
fokussiert ausgewählt, sondern reiche und vielseitige Bestände
einzelner, international bekannter Künstler zusammengetragen haben.
Ihr Interesse am Werk ausgewählter Fotokünstler*innen spiegelt sich in
umfangreichen Werkserien, die breite Facetten einzelner Künstler*innen
aufzeigen. Die Schenkung ergänzt die Sammlung Fotografie im Museum
Ludwig hervorragend, da sie Lücken füllt, sowie bestehende
Schwerpunkte vertieft und erweitert. In der deutsch-englischen
Publikation wird dies umfassend vorgestellt werden, während die
Ausstellung sich ganz auf die Schenkung fokussiert.

Die Ausstellung wird großzügig gefördert durch den Landschaftsverband
Rheinland sowie durch eine Förderung der Sparkasse KölnBonn aus dem 
PS-Zweckertrag der Lotterie des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes
PS Sparen und Gewinnen.

Katalog

Es erscheint ein Katalog im Verlag der Buchhandlung Walther König,
Köln, in deutscher und englischer Sprache, mit Beiträgen von Yilmaz
Dziewior, Barbara Engelbach, Anne Ganteführer-Trier, Miriam Halwani
und einem Gespräch mit Ursula und Kurt Bartenbach. 24 x 30 cm, 160
Seiten, ca. 240 Abbildungen, Buchhandelspreis: 29 Euro, Museumspreis:
25 Euro

Web und Social Media

Zur Ausstellung kommuniziert das Museum Ludwig auf seinen Social
Media-Kanälen mit dem Hashtag #doingthedocument

Künstler*innen

Diane Arbus, Boris Becker, Karl Blossfeldt, Walker Evans, Lee
Friedlander, Florence Henri, David Hockney, Candida Höfer, Gabriele
und Helmut Nothhelfer, Max Regenberg, Albert Renger-Patzsch, Tata
Ronkholz, August Sander, Hugo und Karl Hugo Schmölz, Friedrich
Seidenstücker, Wolfgang Tillmans, Garry Winogrand, Piet Zwart

Museum Ludwig

Heinrich-Böll-Platz

50667 Köln

Telefon: +49-221-221-26165

E-Mail: info@museum-ludwig.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1768: Kämpfe für freies Leben


graswurzelrevolution Nr. 430, Sommer 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Kämpfe für freies Leben


ZAD-Notre-Dames-des-Landes. 

Ursachen, Abläufe und Konflikte bei den Räumungen in Frankreich



Im Januar 2018 wurde das Projekt Großflughafen
Notre-Dames-des-Landes (NDDL) bei Nantes von der französischen
Regierung nach jahrzehntelangem Widerstand aufgegeben (vgl. GWR 426).
Vom 9. bis 16. April wurden 29 der ca. 100 verbliebenen illegalen Höfe
und Projekte selbstverwalteten Lebens und Arbeitens auf dem Gebiet ZAD
(Verteidigenswerte Zone) brutal geräumt. Weitere zehn Räumungen fanden
Mitte Mai statt. Die Aktivistin Camille war dabei und berichtet.
(GWR-Red.)


Bei einem Besuch des Hambacher Forsts lernte ich im Frühjahr
2017 Bewohner*innen der ZAD kennen und beschloss, dort hin zu fahren.
Im Juni 2017 war ich erstmals eine Woche vor Ort und kam aus dem
Staunen nicht mehr heraus. Der Mikrokosmos an unterschiedlichem Wissen
und an Aktivitäten, der hier geschaffen wurde, kombiniert mit
politischen Diskussionen, einem respektvollen Umgang der Menschen
untereinander und der herzliche Empfang bestätigten mir, dass ich hier
nochmal vorbeikommen wollte. Im August 2017 kam ich erneut, angesichts
der dortigen "intergalaktischen Woche". Seit September 2017 hatte ich
dann meinen Lebensmittelpunkt in Nantes und in der ZAD. Meine
Motivation, immer wieder herzukommen, bestand darin, mir die
alternativen Lebensweisen anzusehen. Ein Widerstand gegen ein
staatliches Bauprojekt, der seit über 45 Jahren immer wieder
aufflammt, bringt nicht nur eine Vielfalt an unterschiedlichen Formen
der Gegenwehr gegen die immer weiter vorangetriebene Kapitalisierung
unserer Welt hervor, sondern auch eine Vielzahl an Gestaltungsformen
des Alltags. Die Organisation und Umsetzung der rechtsfreien Zone
weckten meine Neugier. Gleichzeitig war ich davon überzeugt, sich
gegen die Umsetzung staatlicher Projekte aktiv und kollektiv wehren zu
müssen.

Damit meine ich Bauprojekte und alle staatlichen Übergriffe, die
individuelle Rechte verletzen und Großkonzernen und anderen
neoliberalen Akteur*innen zu Gute kommen - was Widerstände gegen
Privatunternehmen einschließt. Das Symbol einer Zone, in der die
herrschende Ordnung nur eingeschränkt greift, stellt über die Grenzen
der ZAD hinaus eine Utopie dar, die versucht, das Versprechen
einzulösen, dass es anders möglich ist.


Einbindung in kollektive Zusammenhänge

Die Bekanntschaften, die ich im Hambacher Forst gemacht hatte,
brachten mich unter. Sie stellten meine ersten Kontakte vor Ort dar.

Es hat etwas gedauert, bis ich einen Überblick über die Kollektive,
Wohnorte, Gruppen und Aktivitäten bekam. Ich stellte auch fest, dass
es Konflikte um politische Gruppierungen, z.B. die sogenannten
"Appellist*innen" gibt, die ich erst nach einiger Zeit verstand.
Dadurch, dass die Organisation überall selbstverwaltet abläuft, findet
man jedoch relativ schnell einen Platz. Jede Woche gab und gibt es
eine "ZAD-News", in der alle Aktivitäten aufgelistet sind. Ich konnte
also bald in verschiedenen Gruppen aktiv werden - z.B. in einer
Anti-Sexismus-Gruppe, bei der verschiedene Aktivitäten zu
Sensibilisierung und einer kollektiven Positionierung zu diesem Thema
ausgearbeitet wurden; oder in einer Gruppe, die jede Woche freitags
für den "non-marché" (Nicht-Markt) bretonische Galettes zubereitete,
oder auch einen Garten-Tag im medizinischen Pflanzengarten durchführte
usw.

Die Bewohner*innen der ZAD sind es gewohnt, neu Ankommende
aufzufangen, die ersten Schritte der Einbindung in kollektive
Zusammenhänge muss allerdings jede*r selbst leisten - mit
Unterstützung der Anderen. Besonders spannend sind der Austausch der
Kollektive untereinander und der Versuch, diese Beziehungen
nicht-hierarchisch zu organisieren, ebenso die Konflikte und deren
Austragung. Die ZAD beansprucht, eine "andere Welt" schaffen zu wollen
- ein Riesenthema, über das sich ein ganz eigener Artikel schreiben
ließe. Zusammenfassend kann ich hier sagen, dass alle Beziehungen
- Konflikte wie Freundschaften - sehr wichtig sind, um die
Auseinandersetzungen mit eben jenen Fragen voranzutreiben, die da
lauten: Welche Welt wollen wir? Wie gehen wir mit den
unterschiedlichen sozialen und kulturellen Kontexten vor Ort um? Wie
können wir es schaffen, für jede*n einen Platz zu schaffen - trotz
bestehender Unstimmigkeiten hinsichtlich bestimmter Positionen.


Räumungen als Kaschieren der staatlichen Niederlage

Der Staat hat ein wichtiges Bauprojekt, das seit über 45 Jahren im
Raum stand, abgesagt. Das bedeutete auch - vor allem medial -, sich
dem Druck des Widerstands gebeugt zu haben. Das lässt gerade in
anderen Widerstands-Kontexten eine starke Hoffnung aufkommen, dass es
immer noch möglich ist, sich durch Widerstand gegen Projekte und
Reformen erfolgreich aufzulehnen. Das ist m.E. einer der wichtigsten
Gründe, warum der Staat überhaupt die Zerstörung der Zone in Angriff
nahm. ZADs gibt es mehrere in Frankreich und es werden auch in anderen
Städten und Dörfern Widersprüche gegen Bauprojekte lauter. Das Wecken
von Hoffnungen und Motivationen für erfolgreichen Widerstand kommt dem
Staat gerade sehr ungelegen, angesichts der Reformen Macrons und
seiner elitären, den Neoliberalismus voran treibenden Agenda.

In den politischen Parteien, den Medien und der Gesellschaft wurden
nach der offiziellen Absage des Projekts die Stimmen lauter, die den
Weiterbestand der ZAD kritisierten. Der Flughafen werde doch nicht
mehr gebaut, wieso sollten also Besetzer*innen weiter auf dem Gebiet
leben? Das Handeln des Staates wurde also auch auf der Grundlage eines
rechtlich nicht-legitimierten Fortbestands dieses Gebiets als ZAD
eingefordert.

Auf der anderen Seite gab es seit dem Entscheid vom 17. Januar 2018
und der offiziellen Verlautbarung, dass ein öffentlicher Nutzen des
Gebiets ab dem 8. Februar nicht mehr vorhanden sei, auch viele
positive Berichte in den Medien über die Projekte der ZAD. Daher ist
meine Vermutung, dass der Staat durch eine relativ zügige Räumung und
Aktivierung seinerseits vor allem auch eine potentiell aufkommende
unkalkulierbare Solidarität innerhalb der Gesellschaft unterbinden
wollte.

Die Formen kollektiver Organisation, der landwirtschaftlichen
Experimente in der ZAD, die außerhalb der staatlichen Normen
stattfinden, stellen letztlich bestehende Regulierungen und die
derzeitige sowie künftig geplante staatliche Organisation in Frage und
sind daher für den Staat eine Bedrohung. Eine rechtsfreie Zone, die
die kapitalistische Grundordnung des Staates kritisiert, sollte auf
keinen Fall weiter toleriert werden. Es ging hier darum, ein Exempel
zu statuieren. Der Ablauf der sogenannten "trève hivernale"
(bis 31. März; eine sogenannte Winterpause für Wohnungsräumungen, die
aus der Regierung Jospin in den Neunzigerjahren stammt) musste noch
abgewartet werden, danach war jedoch eine schnelle Reaktion des
Staates zu erwarten.

Zudem ist die ZAD international mit unterschiedlichen
Widerstandsgruppen vernetzt, was sicherlich ein weiterer Grund dafür
war, die Zerstörung des politischen Aktivismus in diesem Projekt
anzustreben.


Die
staatliche Forderung nach individueller Projektregistrierung

Die Forderung des Staates, die bisher offiziell als illegal geführten
Besetzer*innen zu zwingen, ihre Projekte individuell bei der Präfektur
zur Genehmigung einzureichen, bedeutet eine unglaublich große
Herausforderung für die Organisation des kollektiven Widerstands der
Menschen in der rechtsfreien Zone. Seitdem das minimalste gemeinsame
Ziel - das Bauprojekt - weggefallen ist, werden allen die starken
Differenzen unter den Bewohner*innen der ZAD bewusst. Eine neue
Einigung zur Organisation des Zusammenlebens in der Zone muss
ausgehandelt werden, was viel Anstrengung und Zeit bräuchte.

Es kam fast täglich zu Versammlungen und zu Streitigkeiten zwischen
unterschiedlichen politischen Positionen in der ZAD. Zunächst gab es
bis zu den anstehenden Räumungen Anfang April noch klare gemeinsame
Forderungen und Positionen, z.B. die Notwendigkeit für die enteigneten
Bäuer*innen und Bewohner*innen, ihre Rechte so schnell wie möglich
vollständig wiedererlangen zu können; die Ablehnung jeglicher
Vertreibung derjenigen, die in den letzten Jahren in den Wald gezogen
sind (was inzwischen durch die Räumung ihrer Wohnorte geschehen ist);
ein Wille, das Land in der ZAD langfristig durch die Bewegung zu
übernehmen, d.h. von Bäuer*innen, Naturschützer*innen, Anwohner*innen,
Vereinen, alten und neuen Bewohner*innen.

Die Besetzer*innen und die einzelnen Komponenten des Widerstands waren
sich darüber einig, dass eine "COC Collective" (Code des obligations
et des contracts; Kollektiver Verpflichtungs- und Vertragskodex) das
gemeinsame Ziel aller war, um das Gebiet weiterhin kollektiv zu
nutzen. Als nach einigen Treffen mit der Präfektur klar wurde, dass
eine solche kollektive Konvention nicht akzeptiert werden würde sowie
andere Formen der kollektiven Projektweiterführung ebenfalls abgelehnt
würden, wurde beschlossen - allerdings nicht in geschlossener
Übereinstimmung -, dass ein Maximum an Projektformularen eingereicht
würde, die auch nicht-landwirtschaftliche Projekte mit einschließen
sollten, um die Vielfalt in der Zone zu betonen. Eine umfassende
Aufzeichnung der Funktionsweisen der Projekte wurde auf den Formularen
festgehalten, um die kollektive Dimension der Projekte zu
unterstreichen und den eingeschränkten Rahmen der Individualprojekte
auf diese Weise ein wenig zu sprengen. Es wurden Kollektivbegriffe
benutzt, z.B. die Form der Association (Verein) mit dem Namen der
Präsident*in (rein auf dem Papier), um diese Formulare dann so
einzureichen.

Natürlich waren die Meinungen zum Einreichen der Formulare geteilt und
einige Menschen in der ZAD wollten weder ein Projekt einreichen noch
aus der bisher möglichen Anonymität gegenüber dem Staat heraustreten.
Der immense politische Druck und die militärische Intervention auf dem
Gebiet führten zu vielen, emotional geführten Diskussionen. Einige
Bewohner*innen, die sich nicht mehr repräsentiert fühlten, haben die
ZAD inzwischen verlassen. Eine Spaltung der Bewegung ist m.E. schon
irgendwie Wirklichkeit geworden.

Bewohner*innen, die keine Forderungen stellen und sich die Freiräume
nehmen, ohne auf den Staat zuzugehen, sind vergleichsweise isolierter.
Es stellt sich die Frage, inwiefern die Einreichung der Formulare zu
einer Art "Zähmung" der Menschen durch den Staat führt und wie sich
diese langfristig auf den bisher geschaffenen Freiraum auswirken wird.

Ich möchte dennoch nicht von einer kompletten Zersplitterung der
Bewegung sprechen. Die Bewegung muss sich neu definieren und sich neue
gemeinsame Ziele stecken sowie über die kollektive Weiterführung und
das Weiterleben der sozialen und kulturellen Vielfalt diskutieren. Das
ist ein Prozess, der nicht erst jetzt beginnt, aber in Anbetracht der
Umstände etwas schneller vorangetrieben wird.


Traumatisierende Erfahrungen bei den Räumungen

Die ersten drei Tage der Räumungen habe ich persönlich als
traumatisierend erfahren. Die militärische Präsenz war extrem
angsteinflößend und destabilisierend. Bereits die Präsenz von 2.500
Gendarmen im Verhältnis zu den 200 Bewohner*innen unterstrich den
Willen des Staates, auf gewaltsame Weise die rechtsfreie Zone
zurückerobern zu wollen. Die meisten Unterstützer*innen kamen erst ab
dem zweiten Tag der Räumungen (10. April) in die Zone, da es uns
unmöglich war, klare Daten der Räumungen nach außen zu kommunizieren.
Aus meiner Perspektive begann besonders der 3. Tag der Räumungen
friedlich und unter gewaltfreien Gedanken: ein Picknick, zu dem auch
Nachbar*innen aus den umliegenden Dörfern, Bäuer*innen und andere
Unterstützer*innen gekommen waren. Dieser Tag sowie die anderen Tage
endeten für mich persönlich extrem gewaltvoll - hier kann ich nur für
mich sprechen, da andere sicherlich den Verlust ihres Wohnortes als
extrem traumatisierend erlebt haben und dies vielleicht an einem
anderen Tag passierte. Einzelerlebnisse von Genoss*innen, die vom PSIG
(Peloton de surveillance et d'intervention de la Gendarmerie;
Überwachungs- und Interventionskommando der Gendarmerie) nachts
entführt und ausgesetzt wurden, bezeugen nur einen Teil der Mittel,
die eingesetzt wurden, damit die Bewohner*innen das Gebiet endlich
eingeschüchtert verlassen sollten.

Es herrschte absoluter Ausnahmezustand. Ab 7 Uhr morgens flogen die
Granaten, und zwar nicht nur Blendgranaten, sondern auch sogenannte
"Grenades de desencerclement" (engl.: sting-ball-grenades; dt.:
Granaten zur Zerstreuung von Demonstrant*innen), Räumpanzer fuhren,
Gummigeschosse flogen, Schlagstöcke und andere Granaten mit gelben und
rosafarbenen Gasen, zu deren Bestandteilen wir bisher lediglich
bedingt Informationen haben - in jedem Fall waren "Grenades
incapacitantes" (bewegungsunfähig machende Granaten) dabei. Bestätigt
sind bisher Chlorrückstände in Tränengaskartuschen. Andere
Granatenteile wurden zur Untersuchung eingereicht.

Sogar die Presse berichtete, dass Granaten, Gummigeschosse und
Tränengasgranaten direkt auf Köpfe und Körper der Leute abgefeuert
wurden. Am dritten Tag der Räumungen hatten wir insgesamt zu wenige
Streetmedics und Ärzt*innen vor Ort, so dass wir an einen strategisch
wichtigen Punkt komplett vom Rest der ZAD abgeschnitten und
eingekesselt waren. So waren wir unter weiterem Granatbeschuss
gezwungen, als Lai*innen Granatsplitter aus den Füßen von Menschen zu
ziehen, diese zu verarzten und uns auch um alle anderen zu kümmern,
die durch Blendgranaten gelähmte oder brennende Gesichter und tränende
Augen von den Tränengasen (teilweise trotz Masken!) oder Angstzustände
hatten.

Laut dem Bericht der Streetmedics vom 14. April 2018 wurden in dieser
ersten Woche der Räumungen 148 Personen von ihnen verarztet. 23
Personen wurden durch Granatenexplosionen verletzt (Gesicht, Thorax,
Nacken, Beine, Finger), durch Splitter, die teilweise bis zu drei
Zentimeter tief in den Körper eingedrungen waren. Einige Personen
litten durch die Verletzungen an Infektionen, acht Personen kamen mit
Hämatomen an gefährlichen Körperstellen zu den Medics, nachdem sie
Gummigeschosse abbekommen hatten. Fünf Personen kamen mit
Gehörstürzen, Gehirnerschütterungen oder Schwindel nach
Granatenbeschuss in die Medic-Zelte. Die Ärzt*innen bestätigten
Schüsse auf Brust- und Kopfhöhe durch Granaten und
Tränengaskartuschen, den Gebrauch von toxischen Gasen, die u.a. zu
Verbrennungen und Schwindel sowie zu Bewusstseinsverlust führten; den
Gebrauch von bewegungsunfähig machenden Gasgranaten, die zu sofortiger
Deshydratation, Schwindel, Durchfall, Erbrechen und Verwirrung
führten.

Der Transport von einigen Verletzten ins Krankenhaus wurde uns zuerst
von der Gendarmerie untersagt, bis sie nach Telefonaten und massivem
Druck die Blockade aufhoben und die Krankentransporte durchließ.

An einem Räumungstag wurden auch drei Journalist*innen verletzt, deren
Zutritt auf das Gelände vom Staat zunächst am Montagmorgen untersagt
worden war - sie hätten sich mit Fotos und Berichten der Gendarmerie
begnügen sollen. Aufgrund dieser Vorfälle wurden die "Défenseurs des
Droits" (Verteidiger*innen der Rechte) eingeschaltet, eine unabhängige
Institution, welche die Einhaltung der Gesetze einfordert.


Die Bedeutung der Unterstützer*innen von außerhalb

Am ersten Tag der Räumungen gab es frankreichweit Aufrufe, sich vor
Rathäusern, Präfekturen und an sonstigen Plätzen zu versammeln. In
Quimper (Bretagne) wurde an diesem Abend nach einer Demo der Bahnhof
besetzt; diverse Rathäuser in der Region um Toulouse wurden besetzt;
Demonstrationen fanden an vielen Orten statt; das Rauthaus von
Forcalquier wurde besetzt. Letzteres war ein symbolisch wichtiges
Zeichen, da diese Stadt derzeit von Christophe Castaner regiert wird,
dem Staatssekretär des Premierministers Frankreichs und dessen Partei
LREM (La République En Marche; Die sich bewegende Republik). Wir
erhielten Solidaritätsbekundungen von Gaza bis Minneapolis.

Viele Unterstützer*innen kamen in die ZAD, so dass wir ab dem 10.
April durchgehend ca. 1000 Menschen auf dem Gebiet waren. Mit der
Räumung des etablierten Projekts "100 Noms" (100 Namen) am 1. Tag
schnitt sich der Staat ins eigene Fleisch. Der Ort war eines der
landwirtschaftlichen Projekte in der Zone, die eigentlich nicht hätten
geräumt werden sollen, da der Staat garantiert hatte, keine
landwirtschaftlichen Projekte zu räumen. Ich möchte damit nicht sagen,
dass diese Räumung mehr gewichtet werden sollte als alle anderen. Aber
die Bilder und Presseberichte der Räumung der "100 Noms", deren
Bewohner*innen und Unterstützer*innen sich gewaltfrei zur Wehr
setzten, lösten eine Solidaritätswelle innerhalb der Organisationen
(Bauernverbände) und derjenigen Bevölkerungsteile aus, die vielleicht
nicht in solch großem Ausmaß ausgelöst worden wäre, hätte der Staat
dieses Projekt nicht geräumt. Dies hat gezeigt, dass letztlich keines
der Projekte "sicher" war und auf jeden Fall die Solidarität auch
untereinander in der Zone gestärkt.

Es gab am Mittwoch der ersten Räumungswoche (11. 4.) ein großes
Picknick, das von den "Cheveux Blancs" (Die weißen Haare), einer
Gruppe von Älteren und Rentner*innen, organisiert worden war, zu dem
frankreichweit und international viele Unterstützer*innen anreisten.
Landwirt*innen aus verschiedenen umliegenden Regionen mit ihren
Traktoren wurden von der Polizei auf ihrem Weg zur ZAD blockiert;
Busse aus Paris und Deutschland wurden auf den Autobahnen blockiert
und durften nicht weiter fahren.

Trotzdem waren viele Menschen gekommen und wurden durch die
Intervention der Gendarmerie mit Tränengas auf die Straße
zurückgedrängt, woraufhin es zum Schlagabtausch der Molotow-Cocktails
mit den Polizei-Granaten kam. An dieser Stelle sei betont, dass alle
Formen des Widerstands auf der ZAD ihren Platz fanden und voneinander
abhingen und wir uns weigerten, in die Binarität von
gewaltfrei-militant zu verfallen und den staatlich angestrebten
Diskurs zur Legitimierung der Polizeigewalt gegen gewaltvollen
Widerstand zu unterstützen. Alle Formen des Widerstands fanden ihren
Platz und wir sprechen uns gegen die Unterscheidung militanter und
nicht-militanter ZADist*innen aus.

Am 14. April gab es eine große Demo in Nantes zur Unterstützung der
ZAD, die ca. 8.000 (Polizeiangaben) bis 12.000 (Gewerkschaftsangaben)
Menschen zählte, und die sehr gewaltvoll endete. Demonstrant*innen mit
Plakaten, die den Erhalt der kleinen Utopie der "möglichen anderen
Welt" forderten, wurden durch den Aufbau von sogenannten "grillages
anti-émeutes" (Anti-Aufstandsgitter), dem Einsatz von Wasserwerfern,
einer hohen Menge an Tränengas, Gummigeschossen und der gewaltsamen
Teilung der Demonstration durch Einkesselung an ihrer Meinungsäußerung
auf der Straße gehindert.

Sonntags gab es dann einen Aufruf zum Wiederaufbau der ZAD, zu dem
ebenfalls einige tausend Menschen kamen. Eines der nicht geräumten
Projekte hatte ein Balkenwerk gebaut, als Antwort auf den zerstörten
Ort "le Gourbi" einige Tage vorher.

"Le Gourbi" war ein gemeinschaftlicher Begegnungsort, an dem sich die
Bewohner*innen zum "Non-Marché" (wörtlich: Nicht-Markt; einem
alternativen Markt mit eigens hergestelltem Brot, Gemüse,
Sonnenblumenöl, Tees, Seifen usw., auf der Basis des Prinzips "Zahl,
was du kannst") wöchentlich trafen. Im Gourbi fanden auch regelmäßige
Vollversammlungen statt und der Ort wurde bei den staatlichen
Interventionen der vergangenen Jahre jedes Mal zerstört. Das
Balkenwerk sollte von ca. 130 Menschen in Begleitung der gesamten
Menschenmenge gewaltfrei zum wichtigen Ort des Gourbi getragen und
dort auf ein anderes Balkenwerk aufgesetzt werden, als symbolischer
Ausdruck des Wiederaufbaus der ZAD. Die Gendarmerie begann, die
Menschenmenge zu spalten, einzukesseln und trotz gewaltfreiem
Widerstand mit Tränengas und anderen Gasen auf die Menschenmenge
loszugehen.


Aufgetretene Risse unter den Zadist*innen

Bereits bei der Freigabe der Straße D 281, der "Route des Chicanes"
(Straße der Schikanen), die mitten durch die ZAD verläuft und daher
besetzt wurde, taten sich im Anschluss an die Aufgabe des
Flughafenbaus große Risse auf. Die historischen Bewohner*innen
unterstützten die Forderung des Staates, die Straße freizugeben, um
ihrerseits nach jahrelangen Umwegen wieder direkten Zugang zu ihren
Feldern bzw. Wohnorten zu haben.

An dieser Stelle gab es sowohl unterstützende Stimmen in der ZAD als
auch Gegner*innen. Die Argumente der Befürworter*innen waren u.a., die
unterstützenden Landwirt*innen nicht zu verlieren und ihnen die Hand
zu reichen, sowie einen Schritt auf den Staat zuzugehen, um eine
bessere Position für weitere Verhandlungen zu haben - dem Staat,
besonders aber dem Rest der Gesellschaft gegenüber, deren Solidarität
eine sehr wichtige Rolle spielt. Die Gegner*innen sahen in der
Freigabe der Straße eine besonders hohe Bedrohung für denjenigen Teil
der ZAD, der im Wald hinter dieser Straße lebte (alle dortigen Hütten
wurden inzwischen geräumt), da sie im Falle der Räumungen vom Rest der
ZAD abgeschnitten wären (was dann auch der Fall war). Außerdem spielte
in der Argumentation der Gegner*innen die unterdrückende Präsenz der
Gendarmerie bei der Freigabe und der Ausbesserung der D 281 eine
wichtige Rolle.

Tatsächlich war bereits während der Freigabe der Straße und der
dortigen Bauarbeiten eine relativ hohe Präsenz der Gendarmerie zu
verzeichnen: täglich ca. 40 Busse. In diesem Zusammenhang kam es
leider sogar zu körperlichen Auseinandersetzungen unter ZADist*innen
selbst, als es dann zur Zerstörung des kollektiven Ortes "Lama fachée"
(Das unversöhnliche Lama) kam, nachdem dieser zunächst von der
Präfektur akzeptiert worden war, dann aber die Genehmigung wieder
zurückgezogen wurde. Zusätzlich gab es hier auch die rigorosen
Meinungen mittels des Arguments, die Message der ZAD sei wichtiger
(eine rechtsfreie Zone) und der Staat solle kein Entgegenkommen der
ZADist*innen erhalten.

Im weiteren Verlauf der Zeit bis zu den Räumungen und der eindeutigen
staatlichen Ablehnung einer kollektiven Weiterführung des Gebiets
verstärkten sich einige Positionen und Konflikte. Es wurde dabei vom
Ausbau hierarchischer Machtpositionen einiger Kollektive über andere
gesprochen. Die staatlich gewünschte Spaltung der ZAD ist besonders
aufgrund des hohen zeitlichen Drucks weit vorangeschritten. Dieses
Timing verhinderte einen Wiedervereinigungsprozess, der aufgrund der
hohen soziokulturellen und politischen Diversität innerhalb der ZAD
einen längeren Zeitraum benötigt hätte.

Die staatlichen Forderungen an die ZADist*innen hatten bisher jedoch
zumindest die Auswirkung, auf die Unterschiede untereinander
aufmerksam zu machen. Sie ließen keine Zeit, um sich auf neue
Gemeinsamkeiten zu konzentrieren. Doch eines der Ziele für alle ist
es, diese Heterogenität zu erhalten, auch wenn es sicherlich einige
Zeit in Anspruch nehmen wird, die entstandenen Konflikte zu lösen.


Medienpropaganda und mehrheitlich gewaltfreie Aktionen

Bereits Monate vor der offiziellen Aufgabe des Flughafenbaus und den
angekündigten Räumungen gab es Berichte, wonach die ZADist*innen
selbst gebaute Waffen (Eisenkugeln mit angebrachten Rasierklingen,
Steinwurfkatapulte, Bomben) hergestellt hätten, die sie verwenden
würden. Tatsächlich kann ich keines dieser medialen Gerüchte
bestätigen. Es gibt verschiedene Formen des Widerstands, die sich hier
wiederfinden. Es werden sowohl Molotow-Cocktails im Gefecht mit der
Gendarmerie von einigen Gruppen genutzt als auch Barrikaden errichtet
und gewaltfreie Aktionen gegen die Polizeigewalt eingesetzt.

Es gab Musiker*innen, die vor der Gendarmerie sangen; Rap-Songs, die
im ZAD-Rap-Social-Atelier produziert wurden. Eine Gruppe sammelte alle
Tränengaskartuschen und transportierte diese vor die Tür der Präfektur
in Nantes. Dabei ging es um das Sichtbarmachen der staatlichen
Ausgaben für unnötig eingesetzte Waffen gegen die Zivilbevölkerung. Es
gab Chöre, eine Reclaim-the-Streets-Musikgruppe, kollektive
Pflanz- und Wiederaufbauaktionen; Rollenspiele, die in den umliegenden
Wäldern organisiert wurden, um die Gendarmerie zu beschäftigen;
Picknicks, Konzerte - von Punk über Techno, alles dabei;
Siebdruck-Workshops zum Plakatdruck für Demos, Workshops zum
Jurtenbau. Es gab Bewohner*innen, die am Räumungstag auf die Dächer
der zu räumenden Projekte stiegen, um durch gewaltfreie Art und Weise
gegen die Zerstörung der Wohnorte Widerstand zu leisten. Einige
kletterten auch wieder auf Bäume und blieben dort einige Stunden.

Die Berichterstattung der Presse war hauptsächlich an den
gewaltbereiten Gruppen interessiert, die sich den direkten
Schlagabtausch mit der Gendarmerie lieferten. Diese Inszenierung der
Zadist*innen als gewaltbereite Masse führte in Anbetracht der
laufenden öffentlichen Debatte über militant-gewaltfrei zur
Legitimierung der Polizeigewalt und zur Schwierigkeit, die breite
Masse für eine Skandalisierung der Polizeigewalt zu gewinnen. Meiner
persönlichen Einschätzung nach war der Anteil gewaltfreier Aktionen
bei weitem höher als der Anteil gewaltvoller. Doch jede Aktionsform
findet hier ihren Ausdruck und sie spielten auch bei der neuerlichen
Räumungswelle ab dem 17. Mai ihre jeweilige Rolle.


Weitere Perspektiven

Die ZAD wird im Sommer sicherlich viele Wiederaufbau-Aufrufe machen,
doch inwiefern eine erneute Besetzung gelingen wird, ist noch offen.
Es wird angestrebt, einen ZAD-Fond zu gründen, um bestimmte
Grundstücke zu kaufen und diese zu bewirtschaften oder Projekte darauf
zu installieren.

Der Staat hat es vorläufig geschafft, die Zadist*innen in die Enge zu
treiben, indem durch dessen Forderungen eine Spaltung erzeugt wurde
und kein staatliches Entgegenkommen für einen zeitlichen Aufschub zu
verzeichnen war. Wir wurden zu einem Infragestellen unserer
gemeinsamen Ziele gezwungen und mussten mit der Pistole auf der Brust
schnelle Entscheidungen fällen und schnell reagieren. Bei einer solch
wundervollen Heterogenität, wie sie auf der ZAD besteht, nehmen die
kollektiven Entscheidungsfindungsprozesse jedoch mehr Zeit in Anspruch
als in hierarchisch organisierten Strukturen.

Auf die administrativen Forderungen der Projekteinreichungen kann nur
von denjenigen eingegangen werden, die eine Antwort darauf besitzen.
Das führt automatisch zur Marginalisierung derer, die eine solche
Antwortmöglichkeit nicht haben, aber dennoch jede moralische
Legitimation besitzen, weiterhin in der ZAD zu bleiben. Eine Exklusion
ist unsererseits keinesfalls angestrebt, trotzdem fühlen sich Einzelne
aus den Prozessen und aus der Gemeinschaft ausgegrenzt.

Camille
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IMI/869: Bewaffnete Drohnen


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Aktuell 2018/346 vom 14. Juni 2018

Bewaffnete Drohnen



Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat mit den Stimmen der Koalition
der Anschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen für die Bundeswehr zugestimmt.
Genauer gesagt, sollen die Heron-TP-Drohnen über den Airbus-Konzern beim
israelischen Hersteller IAI für zunächst neun Jahre geleast werden, wie es
bislang bereits mit den in Mali und Afghanistan eingesetzten Drohnen vom
Typ Heron-I geschieht. Die Kosten belaufen sich auf etwa 1.2 Mrd. Euro -
wohlgemerkt zusätzlich zu den bereits geleasten Drohnen.

Einen kleinen Erfolg kann der Widerstand gegen Kampfdrohnen jedoch
verbuchen. Bei Augengeradeaus.net [1] heißt es: "Die Spitzen der
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD hatten den zusätzlichen Beschluss
vereinbart, in dem die Aussagen zur Beschaffung der Drohnen aus dem
Koalitionsvertrag ausbuchstabiert und festgeschrieben wird: Darin wird noch
ausdrücklich festgelegt, dass die unbemannten Fluggeräte ohne Bewaffnung
geleast werden und auch keine Ausbildung mit Waffen stattfindet. Diese
Einschränkung soll erst dann aufgehoben werden, wenn eine ausführliche
vorechtliche, verfassungsrechtliche und ethische Debatte darüber
stattgefunden hat."


Anmerkung:

[1] https://augengeradeaus.net/2018/06/dronewatch-bundestag-billigt-neue-bundeswehr-drohnen-und-setzt-neue-huerden-fuer-bewaffnung/
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IMI/868: Rezension - "Das Schweigen brechen - Sexualisierte Gewalt in Süd-Chhattisgarh"


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/023 vom 11. Juni 2018 - in: AUSDRUCK (Juni 2018)

Rezension: Das Schweigen brechen - Sexualisierte Gewalt in Süd-Chhattisgarh 

von Line Fleig



Längst ist sexualisierte Gewalt gegen indische Frauen hierzulande ein
wohlbekanntes Phänomen. Nur wenig bekannt ist allerdings, dass in Indien
von staatlichen Sicherheitskräften sexualisierte Gewalt gegen Frauen als
besonders verabscheuenswürdige Waffe bei internen Konflikten gezielt und
systematisch eingesetzt wird. Genau diese Lücke schließt das im April 2018
erschienene Buch.

Darin gelingt es den indischen Autorinnen, die zunehmende Militarisierung
in Chhattisgarh historisch herzuleiten, zu analysieren und nachvollziehbar
zu machen und somit in einen weiten Kontext zu stellen. Sie zeigen, dass
die - unter dem Deckmantel der Bekämpfung der maoistischen Guerillabewegung
- vorangetriebene Militarisierung in der Region tatsächlich mit der
Durchsetzung von Infrastruktur- und Bergbauprojekten einhergeht. Zahlreiche
Projekte sollen gegen den Willen der lokalen, indigenen Bevölkerung
durchgesetzt werden. Obwohl die maoistische Bewegung in der Region bereits
seit den 1980er Jahren aktiv ist, finden dort großangelegte, sogenannte
Aufstandsbekämpfungsoffensiven erst seit den 2000er Jahren statt - seit die
Regierung begann, mit Unternehmen Vorverträge für umfangreiche
Erschließungsvorhaben abzuschließen. Die Autorinnen zeichnen dies anhand
konkreter Fallbeispiele nach und zeigen dabei, wie eng Politik, Wirtschaft
und Militär miteinander verflochten sind. So wird beispielsweise über den
Aufbau und die Exzesse der Bürgerwehrtruppe Salwa Judum berichtet, die
zwischen 2005 und 2011 in der Region wütete, mehr als 350.000 Menschen
vertrieb und die von staatlichen Institutionen und privaten Unternehmen
unterstützt worden war. Die Autorinnen berichten über die Stationierung
verschiedener (para-)militärischer Einheiten in immer mehr Feldlagern, von
berühmt berüchtigten Polizeiwachen und Führungskräften, so
wie von Einsätzen, an denen Einheiten verschiedener Verbände beteiligt
waren.

Im Kontext von vier großangelegten Durchsuchungsaktionen, die zwischen
Oktober 2015 und Mai 2016 stattfanden, dokumentieren sie ausführlich, wie
bei den Einsätzen massenhaft sexualisierte Gewalt eingesetzt wurde. Die
Sicherheitskräfte (gruppen-)vergewaltigten demnach gezielt diejenigen
Frauen, die versuchten die Belagerung ihrer Häuser, die Plünderung ihrer
Vorräte oder die Zerstörung ihrer Habe zu verhindern. Die Autorinnen kommen
zu dem Ergebnis, dass Vergewaltigung und andere Handlungen sexualisierter
Gewalt gezielt eingesetzt wurden, um die Bevölkerung in Süd-Chhattisgarh
einzuschüchtern, zu demütigen und unter den Dorfbewohner*innen Schrecken zu
verbreiten.

Die im Buch aufgeführten Schilderungen der betroffenen Frauen sind
schockierend. Die Frauen berichten von Bloßstellung und Erniedrigung, von
erzwungener Entblößung, von sexualisierten Übergriffen und
Vergewaltigungen. Doch das Buch endet nicht damit, den Schrecken der Frauen
zu beschreiben, sondern es lässt sie selbst zu Wort kommen und es zeigt,
wie sie sich dagegen zur Wehr setzen. Gerade auch darin liegt eine der
Stärken des Buches: Es wird den Betroffenen selbst Raum gegeben, in ihren
eigenen Worten über das zu berichten, was ihnen widerfahren ist und es
zeigt sie als politische Akteure, die trotz widrigster Umstände versuchen,
dagegen vorzugehen. In Wort und Bild vermittelt es Einblicke in die
Lebensumstände der Dorfbewohner*innen, die kaum Zugang zu Bildung oder
medizinischer Grundversorgung haben und deren Dörfer nur schwer zugänglich
sind. Lebendig schildert es, wie Frauen aus diesen Dörfern bei zuständigen
Behörden vorstellig wurden und es ihnen gelang, nach der indischen
Gesetzesnovelle zu Vergewaltigung erstmals die Aufnahme von First
Information Reports (in etwa: Anzeigen) durchzusetzen, bei denen
Sicherheitskräfte sexualisierter Übergriffe beschuldigt werden. Im
umfangreichen Anhang werden u.a. die dabei aufgenommenen Aussagen von mehr
als 20 Frauen dokumentiert.

Die Autor*innen haben die Frauen nicht nur begleitet, sondern sie aktiv bei
diesem Prozess unterstützt. In einem militarisierten Kontext haben sie sich
dabei selbst Gefahren ausgesetzt. Auch davon berichtet das Buch. Mehrfach
gibt es Einblicke in die schwierige Lage, in die sich indische NGOs,
Journalist*innen und Menschenrechtsaktivist*innen begeben, die solche
Missstände anprangern. Im knappen Vorwort der deutschsprachigen Ausgabe
wird auch ein Bogen zur Mitverantwortung der Bundesregierung und deutscher
Unternehmen gespannt. Es wird darauf verwiesen, dass Deutschland
substantiell an der Aufrüstung des indischen Sicherheitsapparates und an
zahlreichen Infrastruktur- und Industrialisierungsprojekten beteiligt ist.


Women Against Sexual Violence and State Repression (Hg.) 

Das Schweigen brechen - Sexualisierte Gewalt in Süd-Chhattisgarh
sarini (Verlag)

Taschenbuch | 152 Seiten | broschiert | Spendenempfehlung: Ab 5 Euro

Buchbestellungen können angefordert werden bei:

sarini.jl@gmail.com

Kostenlose PDF-Edition:

http://www.adivasi-koordination.de/dokumente/chhattisgarh_schweigen_brechen_webversion.pdf
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2264: Proteste in Frankreich - Politische Vereinnahmungsversuche


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Proteste in Frankreich

Politische Vereinnahmungsversuche

von Bernard Schmid



Zweimal gab es im Mai in Frankreich recht starke soziale
Protestmobilisierungen parallel zum Streik der Bahnbeschäftigten.
Dieser hatte seinen Höhepunkt am 14. Mai, ist aber in der letzten
Maiwoche recht weitgehend abgebröckelt. Am Samstag, dem 5. Mai,
demonstrierten in Paris rund 70.000 unter dem Motto "Eine Party für
Macron" (Macron kann was erleben) in Paris. Diese Mobilisierung hatte
landesweite Bedeutung.

Am Samstag, den 26. Mai folgte die Marée populaire (in etwa
Flut der Massen). Da wurde in ganz Frankreich auf regionaler Ebene
protestiert. Der Gewerkschaftsverband CGT sprach am Abend von 280.000
Demonstrierenden, das französische Innenministerium nannte die Zahl
93.315, als habe es genau gezählt. Das klingt, als habe es genau
gerechnet.

Realistisch waren es wohl zwischen 100.000 und 200.000. Somit handelt
es sich nicht um die stärkste Mobilisierung der letzten Jahre. Am
31. März 2016 hatte landesweit eine knappe halbe Million unter
François Hollande gegen das neue Arbeitsgesetz protestiert. Dennoch
war es im August 2016 dann in Kraft getreten.

Die großen Medien konzentrierten sich einmal mehr auf die Frage der
"Gewalt". Auch für Teile des linksradikalen und vor allem des
anarchistischen Spektrums wurde das aus anderen Gründen seit März 2016
zur einzig interessanten Frage. Am Abend des 26. Mai wurden 43
vorübergehend Festgenommene vermeldet; zum Teil "nur" zur Feststellung
der Personalien, doch 26 Personen wurden auch in polizeilichen
Gewahrsam genommen.

Zu den unbestreitbaren Erfolgen der Proteste zählt, dass einige von
bestimmten Organisationen gezogene Grenzen durchbrochen wurden. Seit
den späten 1990er Jahren weigerte sich die Leitung der CGT oft zu
sozialen Protestdemonstrationen aufzurufen, wenn politische
Organisationen zu ihnen die Initiative ergriffen hatten oder relativ
stark im Vordergrund zu stehen schienen. Erstmals machte sich dies im
Vorfeld der Demonstration am 16. Oktober 1999 in Paris gegen
Massenentlassungen beim Automobilhersteller Michelin bemerkbar. Dazu
hatte seinerzeit die (damals im Kabinett von Lionel Jospin
mitregierende) französische KP ursprünglich aufgerufen. Die strikte
Weigerung der CGT, mit aufzurufen, weil eine politische Kraft dazu die
Initiative ergriffen hatte, schwächte die Mobilisierung damals
erheblich.

Seitdem blieb die CGT stets bei dieser Linie. Einerseits handelte es
sich dabei von ihrer Seite her um ein Stück Emanzipation, denn bis zum
französischen KP-Parteitag im Dezember 1996 gehörte der jeweilige
CGT-Generalsekretär stets automatisch dem KP-Parteivorstand an - und
die Partei übte bis zu diesem Zeitpunkt einen bestimmenden Einfluss
auf die CGT aus. Allerdings war die strikte Trennung der CGT von der
KP seitdem auch ein Faktor der Schwächung gesellschaftlicher
Opposition.

Diesmal war es nun anders. Sowohl politische Parteien, am meisten in
den Medien präsent die linkssozialdemokratische und in Teilen
linksnationalistische Wahlplattform La France Insoumise (FI)
von Jean-Luc Mélenchon, als auch die CGT sowie die beiden
Gewerkschaftszusammenschlüsse Solidaires (linke
Basisgewerkschaften) und FSU (Gewerkschaften im Bildungssektor) riefen
zur samstäglichen Demo auf.

Die FI war an diesem 26. Mai 2018 erheblich weniger optisch präsent
als bei der letzten berufsgruppenübergreifenden Protestdemo vom
Samstag, den 5. Mai 2018 in Paris, wo sie als dominierende Kraft
erschienen war. Da hatte sie massiv Stellschilder in der gesamten
Demonstration verteilt. Diesmal war die gewerkschaftliche Komponente
erheblich stärker vertreten; ein Drittel bis die Hälfte des
Protestzugs stellte allein die CGT.

Generell läuft die soziale Protestbewegung derzeit Gefahr, auf eine
von zwei Klippen (oder auf beide) aufzulaufen, da die Streikbewegung
als ihr zentraler Bestandteil derzeit nicht so wirksam ist, dass das
Land oder auch nur der Transportsektor von ihr komplett lahmgelegt
würde.

Auf der einen Seite steht das Abdriften in eine politisch zunehmend
unkontrollierte Kleingruppengewalt, die auch eine Reihe
erlebnisdurstiger Heranwachsender, Adrenalinsteigerungen suchender
Protest-Hooligans und politischer Abenteurer vom Schlage der
"Insurrektionalisten" anzieht. Ein Teil des als "autonom" bezeichneten
Spektrums in Frankreich ähnelt dabei eher jenem, das man noch in den
1980er Jahren in Westdeutschland als "Antiimp-Spektrum" bezeichnet
hätte. So wurde am diesjährigen 1. Mai in Paris ein riesiges Graffito
angebracht mit der Inschrift: "Holger, la lutte continue!" ("Holger,
der Kampf geht weiter!") Eine Parole, die sich auf den
Hungerstreik-Tod von Holger Meins von der damaligen westdeutschen RAF
bezieht. Zum einen versteht das kein normaler Mensch. Zum zweiten ist
es absurd, die RAF heute als politisches Vorbild hinzustellen.

Die Polizeipräfektur schätzte den von den Gewerkschaftsvorständen
angeführten Block an der Spitze der 1. Mai-Demo offiziell auf 14.500
Personen und die dahinter laufende Gewerkschaftsdemo auf 20.000 (die
CGT auf 55.000). Das ist grundsätzlich positiv, weil viele Menschen,
die der Kontrolle durch etablierte politische und gewerkschaftliche
Apparate zu entgehen versuchen, inzwischen in diesen "Spitzenblöcken"
mitlaufen. Doch die Schattenseite war, dass in den Reihen dieser Demo
vor der Demo vermummte und behelmte Kleingruppen agierten, und dies
keineswegs nur zum Guten. Deren Anzahl wiederum wurde von der
Polizeipräfektur auf 1.200 beziffert, noch bevor die Ereignisse
wirklich eskalierten.

Die weitgehend von politischen definierten Zielsetzungen entkoppelte
Gewalt, einmal entfesselt, richtete sich gegen Bau- und
Personenkraftzeuge, die in Brand gesteckt wurden; aber auch ein
McDonald's-Restaurant in der Nähe des Austerlitz-Bahnhofs wurde
angezündet. Darüber liegen Wohnungen, was den Akteuren offensichtlich
egal war. Die Gewalt ging diesmal tatsächlich nicht zuerst von der
Polizei aus.

Diese wartete zunächst in Ruhe ab, bis die - für die Legitimation des
Polizeieinsatzes günstigen - Fernsehbilder produziert waren, und griff
erst danach ein. Dies sorgte für einige Polemiken und Unterstellungen,
wonach etwa Provokateure oder (wie der Linkssozialdemokrat Jean-Luc
Mélenchon behauptete, bevor er es am folgenden Tag dann zurücknahm)
"rechtsextreme Banden" marodiert hätten. Das war aber nicht so.

Inzwischen gibt es auch aus dem linksradikal-antiautoritären Lager
eine klare Selbstkritik am Vorgehen von Kleingruppen an diesem 1. Mai,
das in einem Autonomenmedium als "autoritär" gegenüber den übrigen
Protestierenden charakterisiert und mit Hooliganismus verglichen wird.

Schließlich griff die Polizei ein, kesselte 200 Menschen ein und nahm
rund 150 fest. Entgegen den Angaben der Polizei wurden nicht die
Urheber der unverantwortlichen Aktionen festgenommen, sondern vielmehr
wahllos alle, die sich zur falschen Zeit in der falschen Zone
befanden. Zu ihnen zählten auch Menschen, die einfach der
Demonstration von ihrem Ankunftsort her entgegenlaufen wollten, um
sich unterwegs irgendwo einzureihen. Prozesse in diesem Zusammenhang
haben bereits begonnen, die ersten drei endeten mit Freisprüchen
respektive einer Geldstrafe in Höhe von 1000 Euro. Ende Mai und Anfang
Juni folgt nun die nächste Welle der Prozesse.

Die FI von Jean-Luc Mélenchon war auf der sehr erfolgreichen
Demonstration vom 5. Mai 2018 auf Profilsuche und sehr sichtbar
gewesen. Diese Demo war am Abend des 4. April im Pariser
Gewerkschaftshaus anberaumt worden. Auf der Demo war dann die FI
äußerst sichtbar präsent und verteilte massiv ihre Pappschilder. Dies
erweckte den falschen Eindruck, die Wahlplattform FI sei in der in
Wirklichkeit vielfältig zusammengesetzten Demonstration omnipräsent.
Der Protestzug von 60.000-70.000 Leuten, hier mit relativ schwacher
gewerkschaftlicher Beteiligung, war von guter Stimmung und vielen
fantasievollen Darbietungen gekennzeichnet.

Für böses Blut sorgte, dass die Führungsriege der FI auf einem Bus
nebenherfuhr, und deren Chef Jean-Luc Mélenchon von dessen Empore
herab die Teilnehmenden mit Reden zudeckte. Man wolle nicht dem einen
König einheizen, damit sich ein anderer wie ein Monarch aufführe, hieß
es etwa. Nur wenn sich die Protestbewegung weder in die partei- und
staatsfromme Basis einer neuen Sozialdemokratie (unter Mélenchon)
verwandelt noch in Abenteurertum und Kleingruppengewalt im Zeichen
einer vermeintlichen "Radikalisierung" verfällt, wird sie auf Dauer
Erfolg haben können.

Dieses Mal, am 26. Mai aber hatten sowohl politische Parteien, unter
ihnen die FI, als auch die CGT sowie die beiden
Gewerkschaftszusammenschlüsse Solidaires (linke
Basisgewerkschaften) und FSU (Gewerkschaften im Bildungssektor) zu der
samstäglichen Demo aufgerufen. Die gewerkschaftliche Komponente war
erheblich stärker vertreten; ein Drittel bis die Hälfte des
Protestzugs stellte allein die CGT mit ihren Kreisverbänden im Pariser
Raum.

Doch wie geht es nun weiter, während an der Streikfront die
Bahnbeschäftigten weitgehend allein kämpfen - und auch ihr
Arbeitskampf nun erheblich abzubröckeln beginnt? Die Forsetzung folgt
- bestimmt. Eine Sache hat sich klar gezeigt: Die Mobilisierungen zu
sozialen und ökologischen Fragen haben den rechtsextremen Front
National geschwächt und bis an den Rand der Spaltung gebracht.

 * 
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GEWERKSCHAFT/210: Länder legen öffentlich-rechtlichen Telemedien weiterhin unzeitgemäße Beschränkungen auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Juni 2018

Länder legen den öffentlich-rechtlichen Telemedien weiterhin
unzeitgemäße Beschränkungen auf - "Gedanklich in der analogen Welt
stecken geblieben"



Berlin - "Zu kurz gesprungen", so kommentierte Frank Werneke,
stellvertretender Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die Entscheidung der
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten über die zukünftigen
Onlineregeln für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk. "Endlich haben
sich die Länder auf eine Reform des Telemedienauftrags einigen
können. Das ist die gute Botschaft. Aber was dabei herausgekommen
ist, verkennt die wahren Gegebenheiten im Netz und bleibt gedanklich
in der anlogen Welt stecken", erklärte Werneke. Hintergrund ist, dass
das Verbot der Presseähnlichkeit für öffentlich-rechtliche
Onlineinhalte nicht nur beibehalten, sondern in der praktischen
Anwendung sogar verschärft werden soll. "Das bedeutet ein
weitgehendes Verbot von Texten in den Onlineportalen und Apps der
Öffentlich-Rechtlichen. Wir glauben weiterhin, dass zum Internet alle
Darstellungsformen gehören, selbstverständlich auch Text", so der
ver.di-Vize.

Begrüßenswert seien die beschlossenen Lockerungen bei den
Verweildauern. "Die Abschaffung der 7-Tage-Regel war mehr als
überfällig. Hier ist den Ländern ein Schritt nach vorn gelungen. Denn
die Beitragszahlerinnen und Beitragszahler erwarten im Netz zurecht
ein umfassendes öffentlich-rechtliches Angebot", sagte Werneke.

In der Frage der künftigen Finanzierung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks bewertete Werneke das derzeit unter den Ländern diskutierte
Indexierungsmodell grundsätzlich positiv. Danach soll die Höhe des
Rundfunkbeitrags an die Preissteigerung geknüpft werden. "Dafür ist
es aber erforderlich, dass bei der Umstellung auf ein solches Modell
das bestehende Finanzvolumen für ARD, ZDF und Deutschlandradio zu
Grunde gelegt wird. Alles andere würde zu nicht vertretbaren
Einschnitten im Programm führen", so der stellvertretende
ver.di-Vorsitzende.

Bezogen auf die Neudefinition des Auftrages für die
öffentlich-rechtlichen Sender begrüßt die Gewerkschaft den unter den
Ländern diskutierten Vorschlag, den Sendern mehr
Ausgestaltungsmöglichkeiten zu geben. "Die Beauftragung muss jedoch
für alle Programmbereiche gelten und wettbewerbsrechtlichen
Überprüfungen standhalten. Unterhaltung, Film und andere fiktionale
Angebote sowie die Übertragung von Sportereignissen müssen auch
künftig Bestandteile des öffentlich-rechtlichen Programms sein. Sie
sind wesentlich für dessen Attraktivität und die Akzeptanz der
Finanzierung der Sender durch die Bürgerinnen und Bürger", führte
Werneke dazu aus.

 * 

Quelle:
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GEWERKSCHAFT/209: Gewerkschaften zeigen Madsack-Konzern an (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Juni 2018

Gewerkschaften zeigen Madsack-Konzern an



Berlin - Wegen grober Missachtung von Informations- und Beratungsrechten
haben die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di,
der Deutsche Journalisten-Verband (DJV) und betroffene Betriebsräte
ein Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen Verantwortliche des
Madsack-Konzerns beantragt. Anlass für die Anzeige gemäß Paragraf 121
des Betriebsverfassungsgesetzes bei den zuständigen Aufsichtsbehörden
ist die grundlegende Umstrukturierung der Online-Aktivitäten
innerhalb der Mediengruppe. Diese sollen künftig für alle regionalen
Angebote sowie das neue Portal rnd.de zentral aus Hannover gesteuert
werden. Damit verbunden ist ein Stellenabbau an den einzelnen
Standorten.

Über diese offenbar seit Anfang 2017 entwickelten Pläne hat die
Konzernleitung die betroffenen Interessenvertretungen verspätet und
unzureichend informiert - nämlich erst unmittelbar vor deren
öffentlicher Bekanntgabe per Pressemitteilung und Ausschreibung der
künftig in Hannover zu besetzenden Stellen.

Damit wurde den Betriebsräten die Möglichkeit genommen, über die
Maßnahmen und deren Folgen für die Mitarbeiter in der vom Gesetz
vorgesehenen Weise zu beraten sowie Alternativvorschläge zur
Sicherung von Arbeitsplätzen zu unterbreiten, bevor entsprechende
Pläne final beschlossen und umgesetzt werden. Sowohl der
Konzernbetriebsrat als auch örtliche Interessenvertretungen hatten
sich seit Mitte 2017 immer wieder ohne Erfolg nach Ergebnissen der
konzernweit eingesetzten Arbeitsgruppen für die Entwicklung einer
neuen Online-Strategie erkundigt.

Die zentrale, als "Digital Hub" bezeichnete Online-Einheit soll 70
Stellen umfassen, darunter rund 30, die an den bisherigen Standorten
Lübeck, Rostock, Leipzig und Potsdam gestrichen werden. Kündigungen
könnten nicht ausgeschlossen werden, hieß es.

Das Ordnungswidrigkeitenverfahren sieht Geldbußen von bis zu 10.000
Euro gegen Verantwortliche vor, die Aufklärungs- oder
Auskunftspflichten nicht, wahrheitswidrig, unvollständig oder
verspätet erfüllen. dju-Bundesgeschäftsführerin Cornelia Haß: "Es
geht hier um einen rechtswidrigen Angriff auf die Interessen der
Kolleginnen und Kollegen. Das Betriebsverfassungsgesetz gilt auch für
einen Konzern wie Madsack und darf nicht gebrochen werden."
DJV-Bundesvorsitzender Frank Überall: "Die Madsack-Manager müssen
lernen, dass Geschäftspolitik nach Gutsherrnart bei uns und den
Betroffenen auf Widerstand stößt."

 * 
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MELDUNG/913: "cogito" - Universität Luzern lanciert neues Magazin (idw)


Universität Luzern - 12.06.2018

"cogito": Universität Luzern lanciert neues Magazin



Inhaltlich attraktiv für ein breites Publikum, frische und zeitgemässe
Optik: Heute wurde «cogito - Das Wissensmagazin der Universität Luzern»
aus der Taufe gehoben. Print- und Online-Leserinnen und -Leser kommen
gleichermassen auf ihre Kosten.

«cogito» wendet sich an alle, die sich für Forschungs- und universitäre
Themen interessieren. Schwerpunkte bilden ein «Fokus»-Thema - diesmal zu
«Maschinen und Roboter» - und Artikel über neue Erkenntnisse und Resultate
aus der Wissenschaft, alles allgemeinverständlich geschrieben. Für einen
persönlichen Touch sorgen Porträts und die häufig eingesetzte
Interview-Form. Auch laden neben den längeren Geschichten diverse
Kleinstoffe zum Schmökern ein.

Beim Wissensmagazin handelt es sich um den Nachfolger der Publikation
«uniluAKTUELL», die nach 60 Ausgaben eingestellt wurde respektive nun
rundumerneuert vorliegt. «cogito» erscheint in gedruckter Form zweimal
jährlich jeweils im Verlaufe des Frühlings und Herbsts. Die Zeitschrift
ist kostenlos abonnierbar und steht an verschiedenen Orten im zentral
neben dem Bahnhof und dem KKL Luzern gelegenen Gebäude der Universität
Luzern zum Mitnehmen bereit. Die Auftaktausgabe wird zusätzlich an
verschiedenen Punkten des öffentlichen Lebens in der Stadt Luzern
aufgelegt.

Ebenfalls komplett überarbeitet ist der Webauftritt des Magazins.
Sämtliche Inhalte sind von verschiedenen Geräten aus optimal dargestellt
lesbar. Zudem werden im Magazin-Bereich auch ausserhalb des
Publikationszyklus der Printausgabe laufend neue spannende Lesestoffe
publiziert. Weiterhin steht natürlich der Download der Heftausgabe als PDF
zur Verfügung.




Weitere Informationen unter:

http://www.unilu.ch/magazin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1220

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Luzern, 12.06.2018
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FEATURE/1039: Deutschlandfunk Kultur - Auf der Suche nach einem Jugendfreund, 16.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Auf der Suche nach einem Jugendfreund, der an einer Überdosis
gestorben sein soll

Von Patrick Batarilo

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 16. Juni 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Jugendfreund ist verschwunden. Angeblich ist er in einer anderen
Stadt an einer Überdosis gestorben. Als Jugendlicher streifte er mit
Freunden durch Bars. Mit dabei war auch der Autor, bis er nach Berlin
zog. Wenn er zurückkehrte, stellte er fest, dass seine Freunde immer
extremer lebten. Heroin. Bis eines Tages einer fehlte. Und keiner
fragte, was passiert war. Ist das Freundschaft? Und was ist geschehen?
Patrick Batarilo weiß nur, in welcher Stadt der Freund zuletzt gelebt
hat. Dort macht er sich auf die Suche.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Juni 2018
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MUSIK/2592: Deutschlandfunk - Die US-Sängerin Grace Love and Band, 15.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Soul mit Liebe

Die US-Sängerin Grace Love and Band

On Stage

Freitag, 15. Juni 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wie so viele US-amerikanische Musikerinnern und Musiker, auch jüngerer
Generationen, kam Grace Love in einer Gospelkirche in so engen Kontakt
mit Musik, dass sie später Profimusikerin wurde. Im Alter von vier
Jahren sang sie in der Kirche ihrer Tante in Memphis, seit gut zehn
Jahren nun veröffentlicht sie eigene Alben und gibt Konzerte. Zu ihrem
Auftritt beim Bluesfestival in Schöppingen brachte Love eine
sechsköpfige Band mit, darunter drei Blechbläser. Schon anhand dieser
Aufstellung war die musikalische Textur klar: Es gab treibenden Funk
und eine ebenso charismatische wie stimmfeste Soulsängerin zu hören.
Grace Love zeigte, warum Gospelgesang Menschen zu Tränen rühren kann.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Juni 2018
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MUSIK/2591: Deutschlandfunk Kultur - Wartburgkonzert mit Star-Cellist László Fenyö, 15.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 6.6.2018

Wartburgkonzert mit Star-Cellist László Fenyö und dem
Südwestdeutschen Kammerorchester Pforzheim

Wiener Klassik trifft auf zeitgenössische Musik

Freitag, 15. Juni 2018, ab 20.03 Uhr



Mit einem venezianischen Violoncello aus dem Jahr 1695 gestaltet
László Fenyö zusammen mit dem Südwestdeutschen Kammerorchester
Pforzheim das dritte Wartburgkonzert in diesem Jahr.

Der ungarische Cellist gehört bereits seit Jahren zur Weltspitze auf
seinem Instrument und spielt mit dem traditionsreichen Ensemble am 9.
Juni um 19.30 Uhr sowohl Wiener Klassik als auch zeitgenössische
Musik. Das Konzert im Palais der Wartburg wird aufgezeichnet und ist
am 15. Juni ab 20.03 Uhr im bundesweiten Programm von Deutschlandfunk
Kultur zu hören.

Der 1975 geborene László Fenyö zieht sein Publikum regelmäßig sowohl
mit atemberaubender Technik als auch mit gefühlsstarker
Ausdrucksfähigkeit in seinen Bann. Der Ungar konzertierte auf so
bedeutenden Podien wie dem Concertgebouw Amsterdam, der Wigmore Hall
London oder dem Münchener Gasteig und gastierte bei zahlreichen
internationalen Orchestern. Das Südwestdeutsche Kammerorchester
Pforzheim unter Leitung von Timo Handschuh besteht aus 14 Musikern aus
sieben Nationen. Es ist eines der wenigen "Fulltime"-Kammerensembles,
zur Erfolgsgeschichte gehören mittlerweile etwa 300, oft mit
internationalen Preisen ausgezeichnete Schallplatten und CDs. Auf der
Wartburg präsentieren Fenyö und die Pforzheimer Musiker klassische
Werke von Antonio Salieri und Joseph Haydn zusammen mit
zeitgenössischen Stücken von Arvo Pärt, Benjamin Britten und Aulis
Sallinen.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Seit 60 Jahren sind sie eine Institution in der
deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde 1958
vom Deutschlandsender (DDR) ausgerichtet. Alle Konzerte werden
aufgezeichnet und sind im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu
hören.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2590: WDR 3 - Klavier-Festival Ruhr. Big Band Was My First Love, 15.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Klavier-Festival Ruhr - Big Band Was My First Love

WDR Big Band

Magnus Lindgren, Leitung und Arrangement

Till Brönner, Trompete

Jacob Karlzon, Klavier

Aufnahme vom 10. Juni 2018 aus der Mercatorhalle, Duisburg

Moderation: Jörg Heyd

WDR 3 Konzert

Freitag, 15.06.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Der Trompeter Till Brönner zählt seit Jahren zu den renommiertesten
Jazzmusikern in Deutschland. Er hat einiges zu sagen, das tut er immer
wieder und tat es vor gut sieben Jahren auch in Buchform.

Auf gut 200 Seiten erzählt Brönner in dem Buch "Talking Jazz"
Anekdoten aus seinem Leben: wie er als Jugendlicher im klassischen
Bereich nicht so ganz glücklich wurde und sich dann vornahm, den
Wettbewerb "Jugend Jazzt" zu gewinnen. Was dann folgte, war ein
Karrierestart nach Maß: Er zog nach Berlin, spielte in der
mittlerweile aufgelösten RIAS Big Band und lernte Musiker wie Horst
Jankowski, Dave Brubeck oder die Chansonsängerin Hildegard Knef
kennen. Längst ist der in Viersen geborene und in Bonn aufgewachsene
Trompeter eines der Aushängeschilder des deutschen Jazz. Über
mangelnden Publikumserfolg und internationale Preise kann er nicht
klagen. Wenn er im Frühsommer 2018 zur WDR Big Band kommt, frönt er
dann mal wieder seiner großen Liebe für den orchestralen Jazz. Denn
nicht nur "Music", sondern auch "Big Band was his first Love" ...

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 11. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AUSSTELLUNG/058: Berlin - Queere Videospielgeschichte 1985-2018, 13.12.2018 - 13.05.2019


RAINBOW ARCADE

Queere Videospielgeschichte 1985-2018

13. Dezember 2018 - 13. Mai 2019

Schwules Museum Berlin



Zum ersten Mal weltweit wirft ein Museum das Schlaglicht auf die
queere Geschichte von Videospielen: Die Ausstellung »Rainbow Arcade«
eröffnet im Dezember 2018 im Schwulen Museum Berlin und zeigt
vielfältige Exponate aus gut 30 Jahren Mediengeschichte, unter anderem
spielbare Titel, Konzeptzeichnungen, von Fans selbst geschriebenen
Modifikationen und Dokumentationen ungen, von Fans selbst
geschriebenen Modifikationen und Dokumentationen von
Online-Communities. »Rainbow Arcade« macht eine popkulturelle
Bestandsaufnahme zu Fragen von Repräsentation, stereotyper und
diskriminierender Erzählweisen in Unterhaltungsmedien und unserem
kulturellen Gedächtnis. Erstmals werden dabei Exponate des LGBTQ Game
Archives der Öffentlichkeit präsentiert.

Roter Faden der Ausstellung ist dabei der bemerkenswerte Umstand, dass
Videospiele zwar ein selbstverständlicher Teil unserer
Gegenwartskultur geworden sind, aber jeder neue Titel, der LSBTIQ* und
ihre Lebensrealitäten nicht negativ darstellt, schnell als
bahnbrechend gefeiert oder als ideologische Politisierung diffamiert
wird. Und das, obwohl sich sensible Coming-Out Storylines und
geöffnete Ehen bereits in Mainstream-Titeln der 1990er Jahre finden
lassen. Die Ausstellung fragt nicht nur, wie sich gesellschaftliche
Diskurse und Entwicklungen in Videospielen niedergeschlagen haben und
welche Entwicklungen dabei zu beobachten sind, sondern auch, was es
eigentlich über unser digitales Gedächtnis und die Archivierung
unserer Gegenwartskultur aussagt, wenn mediale Zeitgeschichte so
schnell in Vergessenheit gerät.

Die Ausstellung wird von einem umfangreichen Rahmenprogramm mit
internationalen Entwickler_innen, Künstler_innen und
Wissenschaftler_innen begleitet. Ebenfalls wird es einen Katalog
geben, für den im Sommer eine Crowdfunding-Kampagne stattfinden wird.

Kuratiert wird »Rainbow Arcade« von einem international vernetzten
Kurator_innenteam, bestehend aus Sarah Rudolph (herzteile.org), Jan
Schnorrenberg (Schwules Museum) und Dr. Adrienne Shaw (Temple
University, LGBTQ Game Archive).

»Rainbow Arcade« ist ein Kooperationsprojekt zwischen dem Schwulen
Museum, dem LGBTQ Game Archive, dem Computerspielemuseum Berlin und
der Temple University in Philadelphia. Die Ausstellung ist zudem
offizieller Partner & Programmbestandteil der gamesweekberlin 2019 (8.
- 14. April 2019). Weitere Projektpartner sind Booster Space,
BerlinGameScene.com und Jugend im Museum e.V.

»Rainbow Arcade« wird gefördert von der Senatsverwaltung für Kultur
und Europa.

Schwules Museum - Lützowstraße 73 - 10785 Berlin

Öffnungszeiten: Mo, Mi - Fr, So 14-18h, Sa 14-19h, Di geschlossen

 * 

Quelle:

Schwules Museum

Lützowstraße 73, 10785 Berlin

Tel: +49-(0)30-69 59 92 52, Fax: +49-(0)30-61 20 22 89

E-Mail: presse@schwulesmuseum.de

Internet: www.schwulesmuseum.de
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KURSUS/1772: Bielefeld - "Einführung in den 3D-Druck" am 20. Juni 2018


Einführung in den 3D-Druck



Bielefeld (bi). In ihrer Reihe "Makerspace" bietet die Stadtbibliothek
am Neumarkt am Mittwoch, 20. Juni, die Veranstaltung "Einführung in
den 3D-Druck" an. In der 90-minütigen Veranstaltung erhalten die
Teilnehmer ab 16 Uhr Grundkenntnisse in Theorie und Praxis zum Umgang
mit dem 3D-Drucker und abschließend einen "3D-Drucker-Führerschein".
Er berechtigt zur eigenständigen Nutzung des Bibliotheksgerätes.
Geeignet ist die kostenlose Veranstaltung in der Werkstatt (1. Etage)
für Teilnehmer ab 12 Jahren. Eine Anmeldung ist erforderlich unter
stadtbibliothek.makerspace@bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 50 00.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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FORSCHUNG/3849: Schlaf-Wach-Schaltzentrale im Hirn entdeckt (idw)


Universität Bern - 11.06.2018

Berner Forschende entdecken Schlaf-Wach-Schaltzentrale im Hirn



Bisher wurde vermutet, dass verschiedene Hirnregionen für das Einschlafen
und Aufwachen zuständig sind. Nun haben Berner Neurowissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler entdeckt, dass eine einzelne Schaltzentrale im Gehirn den
Schlaf-Wach-Rhythmus steuert. Die Erkenntnisse sind von grosser Bedeutung
für die Behandlung von Schlafstörungen und den damit verbundenen
Krankheiten.

Jede Nacht schlafen wir mehrere Stunden lang, wachen am Morgen auf und
starten in den Tag. Wie das Gehirn diesen Schlaf-Wach-Zyklus steuert, ist
bislang unklar. Unser Schlaf besteht aus zwei Phasen: dem sogenannten
non-rapid eye movement (NREM oder Tief-)Schlaf, und dem REM- (oder paradoxen)
Schlaf, in dem am intensivsten geträumt wird. In experimentellen und
klinischen Untersuchungen konnten zwar bereits wichtige Schaltkreise im
Gehirn identifiziert werden, aber die zugrunde liegenden Mechanismen, die
das Einschlafen und Aufwachen sowie die Erhaltung des Schlafprozesses
steuern, sind noch weitgehend unbekannt.

Wenn wir einschlafen, zeigen sich im Elektroenzephalogramm (EEG)
rhythmische Oszillationen unseres Gehirns, sogenannte «langsame Wellen».
Sie sind wichtig, um uns schlafen zu lassen und uns nach einem Tag voller
geistiger und körperlicher Aktivität zu erholen. Bisherige Erkenntnisse
liessen darauf schliessen, dass diese langsamen Wellen in der
Grosshirnrinde produziert werden, dem oberen Teil des Gehirns unmittelbar
unter der Schädeldecke. Im Gegensatz dazu wurde vermutet, dass das
Aufwachen von «Aufwachzentren» verursacht würde, die sich im unteren Teil
des Gehirns befinden. Dort ist auch der Hirnstamm, der den Neocortex
steuert, den stammesgeschichtlich jüngsten Teil der Grosshirnrinde, von
dem motorische, sensorische und intellektuelle Funktionen ausgehen.

Nun haben Forschende des Department for BioMedical Research (DBMR) der
Universität Bern und der Universitätsklinik für Neurologie am Inselspital
Bern entdeckt, dass Nervenzellen im Thalamus, dem grössten Teil des
Zwischenhirns, sowohl das Einschlafen als auch das Aufwachen steuern. Der
Thalamus ist eine wichtige Schaltzentrale im Gehirn, die mit nahezu allen
anderen Gehirnregionen vernetzt ist und wichtige Funktionen unterstützt
wie Aufmerksamkeit, Sinneswahrnehmung, Kognition und Bewusstsein.

Ein- und Ausschalten des Schlafs

Die Forschenden um Prof. Dr. Antoine Adamantidis entdeckten, dass eine
kleine Gruppe dieser thalamischen Nervenzellen sowohl das Aufwachen als
auch das Einschlafen kontrollieren, indem sie einerseits langsame Wellen
generieren, aber auch das Signal zum Aufwachen geben - je nach
elektrischer Aktivität. In ihrer Untersuchung setzten die Forschenden eine
Technik namens Optogenetik ein, mit der sie Lichtimpulse einsetzten, um
die thalamischen Nervenzellen von Mäusen präzise zu steuern. Wenn sie die
Nervenzellen mit regelmässigen, lang andauernden Impulsen stimulierten,
wachten die Tiere auf. Wenn sie langsame, rhythmische Impulse verwendeten,
hatten die Mäuse einen tieferen und erholsameren Schlaf.

Somit konnte zum ersten Mal eine Hirnregion bestimmt werden, die sowohl
für den Schlaf als auch das Aufwachen zuständig ist. «Interessanterweise
konnten wir auch zeigen, dass die Schlafqualität leidet, wenn die
Aktivität der thalamischen Nervenzellen unterdrückt wird», sagt Dr. Thomas
Gent, Erstautor der Studie. «In diesen Fällen war die Erholung nach einer
schlaflosen Phase schlechter. Deshalb vermuten wir, dass diese
Nervenzellen für die Erholung im Schlaf nach einer längeren Wachphase von
fundamentaler Bedeutung sind.» Die Studie wurde nun im Journal Nature
Neuroscience publiziert.

Durchbruch für die Schlafmedizin

Die Ergebnisse sind laut den Forschenden wichtig, weil die aktive
Bevölkerung in unserer modernen Welt rund 20 % weniger schläft als vor 50 Jahren und unter
chronischen Schlafstörungen leidet. So kann Schlaf, der etwa durch
irreguläre Arbeitszeiten verloren geht, nur selten nachgeholt werden.
Schlafmangel wird zunehmend mit einer Vielzahl von psychischen Krankheiten
in Verbindung gebracht und schwächt das Immunsystem. «Wir sind davon
überzeugt, dass ein besseres Verständnis des Schlaf-Wach-Zyklus der
Schlüssel zu neuen Schlaftherapien in einer zunehmend schlaflosen
Gesellschaft ist», sagt Prof. Antoine Adamantidis.


Publikation:

Thomas Gent, Mojtaba Bandarabadi, Carolina Gutierrez Herrera, and Antoine
Adamantidis: 

Thalamic control of sleep and wakefulness. 

Nature
Neuroscience. In Press. doi:10.1038/s41593-018-0164-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 11.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/1003: ThemenCheck Medizin - Berichtsprotokolle zu Themen zur Medizintechnik-Folgenabschätzung (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 11.06.2018

ThemenCheck Medizin: Alle Berichtsprotokolle zu den ersten fünf HTA-Themen liegen jetzt vor

Anfang 2019 erscheinen vorläufige Basisberichte zu Maßnahmen bei
Angststörungen, Skoliose, Depressionen, Krebs und Lippen-Kiefer-Gaumenspalte /
Themensammlung für die nächste Auswahl endet am 31. Juli 2018



Das Berichtsprotokoll zum fünften und letzten Thema aus der ersten
Auswahlrunde im Jahr 2016 ist beim ThemenCheck Medizin des Instituts für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
veröffentlicht. Ein interdisziplinäres Wissenschaftler-Team des Instituts
für Forschung in der Operativen Medizin (IFOM) der Universität
Witten/Herdecke überprüft jetzt, ob der ergänzende Einsatz der
Eye-Movement-Desensitization-and-Reprocessing-Methode bei Angststörungen zu
besseren Ergebnissen einer Psychotherapie führt (HT17-05).

Meist werden dabei über kurze Zeit zwei Finger im Blickfeld der Patientin
oder des Patienten hin und her bewegt, die mit den Augen verfolgt werden.
Das Hin- und Her-Bewegen soll einen Verarbeitungsprozess anregen, durch
den die einzelnen Eindrücke der Angstsituation zusammengeführt und als
eine integrierte Erinnerung "abgelegt" werden können.

Die wissenschaftliche Arbeit am Basisbericht folgt dem im
Berichtsprotokoll beschriebenen Vorgehen. Zentrale Fragen dabei sind: Was
bringt die Untersuchungsmethode oder Behandlungsform den Patientinnen und
Patienten? Welche Vor- und Nachteile gibt es? Bei ihrer Suche nach
Antworten folgen die Wissenschaftler-Teams den Prinzipien der
evidenzbasierten Medizin und berücksichtigen auch ökonomische, soziale,
ethische, organisatorische sowie rechtliche Aspekte.

Mit der Veröffentlichung des vorläufigen Basisberichts und dem Start des
öffentlichen Stellungnahmeverfahrens dazu ist voraussichtlich in einem
Jahr zu rechnen.

Interdisziplinäre Wissenschaftlerteams in Deutschland und Österreich

Vier interdisziplinäre Wissenschaftlerteams in Deutschland und ein Team in
Österreich arbeiten zurzeit an Basisberichten zu den fünf Themen aus der
ersten Auswahlrunde beim ThemenCheck Medizin. Aus insgesamt 31 Vorschlägen
von Bürgerinnen und Bürgern im Jahr 2016 hatte das IQWiG mit Unterstützung
des Auswahlbeirats und des erweiterten Fachbeirats folgende Themen für
HTA-Berichte bestimmt (HTA= Health Technology Assessment):

Angststörungen: 

Führt der ergänzende Einsatz der Eye-Movement-Desensitization-and-Reprocessing-Methode
bei psychotherapeutischen Behandlungs- und Anwendungsformen zu besseren Ergebnissen?

HTA-Bericht HT17-05, wissenschaftliche Leitung: Institut für Forschung in
der Operativen Medizin, Universität Witten/Herdecke

Idiopathische Skoliose: 

Kann eine Videorasterstereografie eine
radiologische Untersuchung in der Nachsorge ersetzen?

HTA-Bericht HT17-04, wissenschaftliche Leitung: Lehrstuhl für Medizinmanagement, Universität Duisburg-Essen

Suizidale Krisen bei unipolaren Depressionen: 

Welchen Einfluss haben
unterschiedliche nicht medikamentöse Maßnahmen auf deren Bewältigung?

HTA-Bericht HT17-03, wissenschaftliche Leitung: Fachgebiet Management im
Gesundheitswesen, Technische Universität Berlin

Krebs: 

Kann eine begleitende Musiktherapie zu besseren Behandlungsergebnissen beitragen?

HTA-Bericht HT17-02, wissenschaftliche Leitung: Gesundheit Österreich
GmbH, Wien (Nationales Forschungs- und Planungsinstitut für das
Gesundheitswesen, Kompetenz- und Förderstelle für Gesundheitsförderung in
Österreich)

Lippen-Kiefer-Gaumenspalte: 

Führt die Anwendung der Nasoalveolar-Molding-Methode vor einer Operation zu besseren Ergebnissen?

HTA-Bericht HT17-01, wissenschaftliche Leitung: Institut für
Epidemiologie, Sozialmedizin und Gesundheitssystemforschung, Medizinische
Hochschule Hannover


Mit Veröffentlichung eines vorläufigen Basisberichts startet ein
öffentliches Stellungnahmeverfahren: Alle Interessierten können dann
Stellung dazu nehmen. Eine leicht verständliche Kurzfassung zum finalen
Basisbericht wird Bürgerinnen und Bürgern eine kompakte Antwort auf ihre
Frage an die Wissenschaft geben.

Jetzt Themen vorschlagen für die nächste Auswahlrunde

In einem jährlichen Turnus greift das IQWiG die eingegangenen Bürgerfragen
zu medizinischen Maßnahmen auf: Die nächste Themenauswahl startet ab
August 2018 - Vorschläge bis einschließlich Juli 2018 gehen also noch in
die nächste Auswahlrunde ein.

Alle Bürgerinnen und Bürger können jederzeit und auch ohne medizinische
Fachkenntnisse online Themen vorschlagen (außer zur
Arzneimittelbewertung): Geben Sie Ihre Frage und Hintergrundinformationen
direkt in ein Formular beim ThemenCheck Medizin ein. Offene Punkte klärt
das das IQWiG-Team danach direkt mit Ihnen. Alle Vorschläge, aus denen
sich eine HTA-Fragestellung formulieren lässt, veröffentlicht das IQWiG in
der Themenliste auf 

www.ThemenCheck-Medizin.IQWiG.de


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 11.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/528: Versorgung bei rheumatoider Arthritis - am besten, wenn Haus- und Facharzt gemeinsam behandeln (idw)


Versorgungsatlas - 11.06.2018

Versorgung bei rheumatoider Arthritis - am besten, wenn Haus- und Facharzt gemeinsam behandeln

Zi-Studie auf Basis bundesweiter ambulanter Arzneiverordnungsdaten
veröffentlicht



Berlin, 11. Juni 2018 Mit welchen Medikamenten werden Patienten behandelt,
bei denen erstmals eine rheumatoide Arthritis (RA) festgestellt wurde?
Diese Frage untersucht eine Studie des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung in Deutschland (Zi) zum ersten Mal für ganz
Deutschland.

Bei der Therapie der RA ist die frühzeitige Kontrolle der
zugrundeliegenden Entzündung von zentraler Bedeutung. Entzündungshemmende
Medikamente aus der Wirkstoffgruppe der DMARDs (engl. disease-modifying
antirheumatic drugs) nehmen daher eine Schlüsselrolle bei der Therapie
ein. Die Zi-Studie mit Daten aus den Jahren 2009 bis 2015 zeigt, dass bei
etwa 44 Prozent der RA-Patienten im ersten Jahr nach Diagnosestellung
DMARDs eingesetzt werden. Jüngere Patienten erhalten dabei in knapp 53
Prozent der Fälle DMARDS, während ältere Patienten bevorzugt
Glukokortikoide erhalten.

Ein weiterer Unterschied wird bei den verschiedenen Untergruppen der RA
deutlich. Während 70 Prozent der Patienten mit seropositiver RA eine
DMARD-Verordnung erhalten, liegt die DMARD-Verordnungshäufigkeit für
Patienten mit seronegativer RA bei 37 Prozent.

Bei gemeinsamer Betreuung neu erkrankter RA-Patienten durch Rheumatologen
und Hausärzte wird eine sehr hohe Versorgungsrate mit DMARDs von fast 80
Prozent erreicht. Dies zeigt: Je früher ein Rheumatologe in die Behandlung
eingebunden wird, desto eher kommen DMARDs zum Einsatz.

RA ist eine chronische, systemische Autoimmunerkrankung, die durch eine
Entzündung der Gelenkinnenhäute (Synovialitis) gekennzeichnet ist.
Unzureichend behandelt, führt die Erkrankung zu einer fortschreitenden
Schädigung der Gelenkstrukturen einschließlich einer Organbeteiligung. Mit
einer RA geht ein erhöhtes Risiko für zahlreiche Begleiterkrankungen
einher, insbesondere für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Eine weitere vor
kurzem im Versorgungsatlas veröffentlichte Studie der Zi-Wissenschaftler
hatte gezeigt, dass in Deutschland mit 1,2 Prozent der erwachsenen
Bevölkerung mehr Menschen von RA betroffen sind als bisher angenommen.
Diese Entwicklung deckt sich mit Ergebnissen einer zeitgleich
veröffentlichten amerikanischen Studie, die für die USA zu gleichen
Erkenntnissen gekommen ist. Jedes Jahr erkranken in Deutschland etwa 80 je
100.000 Personen neu an RA.

Die Studie basiert auf den bundesweiten vertragsärztlichen
Arzneiverordnungsdaten für die Jahre 2009 bis 2015. Es wurden dabei alle
gesetzlich krankenversicherten Patienten im Alter von 15 bis 79 Jahren
erfasst, die im Untersuchungszeitraum mindestens einen Arztkontakt hatten,
unabhängig davon, ob Arzneimittel verordnet wurden oder nicht.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.versorgungsatlas.de/themen/alle-analysen-nach-datum-sortiert/?tab=6&uid=91

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1785
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FORSCHUNG/734: Körpereigener Schutzmechanismus gegen Atherosklerose entdeckt (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 12.06.2018

Körpereigener Schutzmechanismus gegen Atherosklerose entdeckt



Immunzellen, die Entzündungsreaktionen auslösen, spielen eine
entscheidende Rolle in der Entstehung von Atherosklerose.
WissenschaftlerInnen des CeMM und der MedUni Wien konnten in Kollaboration
mit der Cambridge University zeigen, dass ein für diese Zellen
lebenswichtiges Molekül gleichzeitig eine entzündungshemmende, vor
Atherosklerose schützende Funktion hat. Die Studie, in der Fachzeitschrift
Circulation veröffentlicht, liefert wichtige neue Erkenntnisse für die
Atheroskleroseforschung und deutet auf bisher unbekannte, erbliche
Risikofaktoren für Atherosklerose hin.

(Wien, der 12. Juni 2018) Atherosklerose, die krankhafte Verengung von
Blutgefäßen, ist die Hauptursache für Herzinfarkte und Schlaganfälle,
welche von der WHO nach wie vor als die weltweit häufigsten Todesursachen
geführt werden. In der Entwicklung von Atherosklerose spielen weiße
Blutkörperchen, die sogenannten B2-Lymphozyten, eine entscheidende Rolle.
Sie benötigen ein Molekül, das Forschenden unter dem Akronym BAFF bekannt
ist. Da ein Ausschalten des BAFF-Rezeptors auf der Oberfläche der
B2-Lymphozyten der Entwicklung von Atherosklerose in Maus-Experimenten
entgegenwirkt, lag die Vermutung nahe, dass ein ähnlicher Effekt eintritt,
wenn BAFF direkt angegriffen wird.

Mit speziellen Antikörpern, die sich zielsicher an BAFF binden, kann das
Molekül unschädlich gemacht werden. Diese Antikörper haben
WissenschaftlerInnen des CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften und der Medizinischen
Universität Wien in Zusammenarbeit mit der University of Cambridge auf
ihre Wirkung in der Entstehung von Atherosklerose in Mäusen getestet - mit
überraschendem Ergebnis: Anstatt wie erwartet die Bildung der gefürchteten
"Plaques" in den Arterienwänden der Mäuse zu reduzieren, wurden diese
Einlagerungen größer. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Circulation
veröffentlicht. (DOI: 10.1161/CIRCULATIONAHA.117.032790)

"Wir konnten eindeutig zeigen, dass die B2-Lymphozyten durch die
Anti-BAFF-Antikörper nicht mehr überleben konnten und effizient eliminiert
wurden", beschreibt Letztautor Christoph Binder, Gruppenleiter am CeMM und
Professor für Atheroskleroseforschung an der MedUni Wien, die Ergebnisse
der Studie. "Zu unserer Überraschung haben sich jedoch die Plaques dadurch
sogar vergrößert, was auf eine bisher völlig unbekannte Rolle des
BAFF-Moleküls hindeutete. In weiteren Experimenten gelang es uns dann, dieses
Phänomen zu erklären".

Die ForscherInnen fanden heraus, dass BAFF auch eine entzündungshemmende
Wirkung hat, die sich positiv auf die Plaque-Bildung und das
Atherosklerose-Risiko auswirkt. Bei diesem Mechanismus bindet BAFF an
einen alternativen Rezeptor (TACI) auf anderen Immunzellen. Und es konnte
gezeigt werden, dass BAFF in diesen Zellen einen entzündungshemmenden
Prozess in Gang setzt. Dieses Ergebnis könnte bedeutende Implikationen für
die Atheroskleroseforschung und -vorbeugung haben: Es gibt zum Beispiel
Menschen mit Mutationen in dem Gen für TACI und diese könnten ein erhöhtes
Risiko für Atherosklerose und in Folge Herz-Kreislauf-Erkrankungen
aufweisen.


Die Studie "BAFF Neutralization Aggravates Atherosclerosis" erschien in
der Zeitschrift Circulation am 5. Juni 2018. 

DOI:
10.1161/CIRCULATIONAHA.117.032790

Autoren: Dimitrios Tsiantoulas#, Andrew P. Sage#, Laura Göderle, Maria
Ozsvar-Kozma, Deirdre Murphy, Florentina Porsch, Gerard Pasterkamp, Jörg
Menche, Pascal Schneider, Ziad Mallat# und Christoph J. Binder#. (#
Gleichwertiger Beitrag)

Förderung: Dieser Studie wurde von dem FWF der Wissenschaftsfonds, der
Europäischen Union, der British Heart Foundation und dem Europäischen
Forschungsrat ERC gefördert.

Christoph Binder erhielt seinen Doktor der Medizin 1997 an der Universität
Wien, seinen PhD erlangte er 2002 in Molekularer Pathologie an der
University of California San Diego (UCSD). Nach einem postdoktoralem
Forschungsaufenthalt an der UCSD wechselte er an das Institut für
Labormedizin der Medizinischen Universität Wien. 2006 startete er seine
Forschungsgruppe mit Schwerpunkt "Immunity and Atherosclerosis" am CeMM,
2009 erhielt er eine Professur für Atheroskleroseforschung an der
Medizinischen Universität Wien.
http://cemm.at/research/groups/christoph-binder-group/

Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. www.cemm.at


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 12.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1073: Elektroautos - Keine Einschränkungen für Träger von Herzschrittmachern & Co. (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 12.06.2018

Elektroautos: Keine Einschränkungen für Träger von Herzschrittmachern & Co.



Patienten mit Herzschwäche oder Herzrhythmusstörungen wird häufig ein
Herzschrittmacher oder ein Defibrillator eingesetzt, um die Herzfunktion
zu regulieren. Diese kleinen Geräte sind jedoch anfällig für
elektromagnetische Interferenzen, wie sie auch in Elektroautos potenziell
auftreten können. Dr. Carsten Lennerz, Wissenschaftler des Deutschen
Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) am Deutschen Herzzentrum
München, Klinik an der Technischen Universität München kommt in einer
Studie zu dem Schluss, dass von derzeitigen Elektroautos keine Gefahr für
Träger von Herzschrittmachern und anderen implantierten elektrischen
Herzgeräten ausgeht.

"Wir wollten eine sichere Datengrundlage für Menschen mit
Herzschrittmachern und Defibrillatoren schaffen, vor allem um unnötige
Restriktionen zu vermeiden", so Dr. Carsten Lennerz. Schließlich würden
Elektroautos zunehmend für den öffentlichen und privaten Transport
eingesetzt. Deshalb hat er mit Patienten überprüft, welche Auswirkungen
die elektromagnetischen Felder eines Elektroautos auf ihre implantierten
elektrischen Herzgeräte (kurz CIEDs für cardiac implantable electronic
devices) haben.

Befürchtete Komplikationen sind etwa, dass die CIEDs durch das
elektromagnetische Feld Signale wahrnehmen, die nichts mit dem Herzschlag
zu tun haben und daraufhin falsch reagieren. Zum Beispiel könnte ein
Herzschrittmacher Signale empfangen, die einen Herzschlag vortäuschen,
woraufhin das Gerät fälschlicherweise aussetzen würde. Das Herz des
Patienten würde dann nicht mehr ausreichend bei seiner Pumparbeit
unterstützt. Defibrillatoren könnten auch fälschlicherweise
Schocktherapien abgeben, falls das elektromagnetische Feld als
Kammer-Rhythmusstörung fehlinterpretiert würde. Außerdem wird diskutiert, dass
elektromagnetische Felder die implantierten elektrischen Herzgeräte
umprogrammieren könnten. Die Studie mit 108 Trägern von Herzschrittmachern
oder Defibrillatoren gab DZHK-Wissenschaftler Lennerz und seinen Kollegen
jedoch keinen Hinweis darauf, dass die Funktion der implantierten Geräte
durch Elektroautos gestört wird. Dabei haben sie Elektroautos von vier
unterschiedlichen Herstellern untersucht, deren Modelle einen großen
Marktanteil haben.

Maximale Leistung

Anders als in vorausgegangenen Studien, bei denen die Autos bei laufendem
Motor lediglich angehoben wurden, fuhren die Patienten bei dieser
herstellerunabhängigen Studie mit den Elektroautos auf einem Rollprüfstand
der Technischen Universität München. So wollten die Wissenschaftler
sicherstellen, dass die Motoren auch tatsächlich die maximale Leistung
erbringen. Während der Fahrt auf dem Rollprüfstand wurde bei den Probanden
ein Elektrokardiogramm (EKG) aufgezeichnet, um eventuelle, durch
elektromagnetische Interferenzen ausgelöste Abweichungen der
Schrittmacher- oder Defibrillatorfunktion zu registrieren. Außerdem wurde
auch die Stärke des elektromagnetischen Feldes gemessen und mit Messwerten
verglichen, die beim Fahren auf der Straße aufgezeichnet wurden. Damit
konnten die Forscher zeigen, dass auf dem Rollprüfstand die gleichen
elektromagnetischen Felder wirken wie im Straßenverkehr.

Die stärksten elektromagnetischen Felder maßen Lennerz und seine Kollegen,
wenn die Patienten die Autos aufluden. "Die Autos sind innen so
ausgestattet, dass die Insassen gut abgeschirmt sind. Deshalb ist das
Aufladen der kritischere Moment", erläutert Lennerz. Aber auch dann traten
keine Wechselwirkungen mit den CIEDs auf.

"Obwohl unsere Untersuchungen zeigen, dass Fehlfunktionen sehr
unwahrscheinlich sind, kann man keine dauerhafte Entwarnung geben", sagt
Lennerz. Schließlich entwickelten sich die Elektroautos und die
Ladetechnik immer weiter, sodass dann neue Untersuchungen nötig wären.
Aber mit den derzeitigen Modellen können laut dem Münchener
Wissenschaftler auch Patienten mit Herzschrittmachern und Defibrillatoren
Elektroautos ohne Angst benutzen.


**Originalarbeit**: Electric Cars and Electromagnetic Interference With
Cardiac Implantable Electronic Devices: A Cross-sectional Evaluation.
Lennerz C, O'Connor M, Horlbeck L, Michel J, Weigand S, Grebmer C, Blazek
P, Brkic A, Semmler V, Haller B, Reents T, Hessling G, Deisenhofer I,
Whittaker P, Lienkamp M, Kolb C. Ann Intern Med. 2018 Apr 24. DOI:
10.7326/M17-2930

Weitere Informationen finden Sie unter

https://dzhk.de/das-dzhk/presse/artikel/elektroautos-keine-einschraenkungen-fuer-traeger-von-herzschrittmachern-co/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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HERZ/1072: Neue Europäischen Leitlinien für Bluthochdruck - Was ändert sich? (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 11.06.2018

Neue Europäischen Leitlinien für Bluthochdruck: Was ändert sich?



Auf dem Kongress der "European Society of Hypertension" (ESH) wurden am
vergangenen Wochenende in Barcelona die neuen europäischen Leitlinien für
die Behandlung von Bluthochdruck vorgestellt. Die ESH/ESC-Leitlinie hält
an der Definition von Bluthochdruck von ≥140/90 mm Hg fest und setzt
verstärkt auf Prävention und Früherkennung: Menschen mit optimalen
Blutdruckwerten unter 120/80 mm Hg sollen sich alle 5 Jahre eine
Blutdruck-Screening-Messung unterziehen, Erwachsene mit hochnormalen
Blutdruckwerten (130-139/85-89 mm Hg) mindestens jährlich. Die
Therapietreue soll durch den Einsatz von Fixdosis-Kombinationen verbessert
werden.

Auf dem Kongress der "European Society of Hypertension" (ESH) wurden
erstmals die neuen Europäischen Leitlinien für die Behandlung von
Bluthochdruck präsentiert, die zusammen von der ESH und der "European
Society of Cardiology" (ESC) erstellt wurden und deren Publikation im
August erwartet wird [1]. Die neuen Leitlinien halten nach wie vor an der
bestehenden Krankheitsdefinition von ≥140/90 mm Hg fest, empfehlen aber,
eine Senkung in den Normalbereich (<130/80 mm Hg) anzustreben.

Professor Dr. med. Peter Trenkwalder, Stellv. Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft für Hypertonie
und Prävention kommentiert: "Die US-Leitlinien definieren Bluthochdruck
bereits ab Werten ≥130/80 mm Hg, der Grenzwert wurde 2017 u.a. als
Reaktion auf die SPRINT-Studie [2] abgesenkt. Die europäische
Leitlinienkommission hingegen sah für eine solche Empfehlung keine
ausreichende Evidenz. Die neue Leitlinie sieht weiterhin vor, die Mehrzahl
der Hypertoniker erst ab einem Blutdruck von 140/90 mm Hg medikamentös zu
behandeln." Wie die vorherige Leitlinie differenziert sie zwischen einem
optimalen Blutdruckbereich (<120/80 mm Hg), einem normalen (120-129/80-84
mm Hg) und einem hochnormalen (130-139/85-89 mm Hg). Erst darüber liegende
Werte werden als krankhaft eingestuft und sollten medikamentös behandelt
werden, wenn eine Lebensstiländerung, die bereits Patienten mit
hochnormalen Werten empfohlen wird, keine Erfolge gezeigt hat.

"Generell gilt aber: Bluthochdruck ist ein komplexes Erkrankungsbild und
die moderne Bluthochdrucktherapie sollte individualisiert erfolgen, die
Leitlinien setzen lediglich den groben Rahmen", erklärt Professor Krämer,
Präsident der Deutschen Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft
für Hypertonie und Prävention. "Primäres Ziel muss ein, alle Hypertoniker
erfolgreich unter diesen Wert von 140/90 mm Hg, nach Möglichkeit aber in
den Normalbereich (<130/80 mm Hg) zu bringen. Doch derzeit ist die Hälfte
aller Menschen mit Bluthochdruck nicht bzw. nicht erfolgreich behandelt",
so der Experte. Die Gründe dafür liegen in einer mangelnden Therapietreue
der Patienten und in einer immer noch bestehenden Dunkelziffer der
Erkrankung.

Diese beiden Probleme adressiert die neue Leitlinie, was die Deutsche
Hochdruckliga e.V. DHL® | Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und
Prävention ausdrücklich begrüßt. Zum einen empfiehlt sie, dass
normotensive Erwachsene mit optimalen Blutdruckwerten unter 120/80 mmHg
alle 5 Jahre eine Blutdruck-Screening-Messung erhalten und Erwachsene mit
hochnormalen Blutdruckwerten (130-139/85-89 mmHg) mindestens jährlich. Um
die Therapietreue zu stärken, empfiehlt sie den Einsatz von
Fixdosis-Kombinationen (im engl. "single pill combinations" = SPC; 2-3
blutdrucksenkende Substanzen in einer einzigen Tablette) - es ist bekannt,
dass die Therapietreue nachlässt, je mehr verschiedene Tabletten die
Patienten einnehmen müssen. Entsprechend hat sich auch ein
Paradigmenwechsel in der Therapie ergeben: "Die medikamentöse Therapie
soll nun primär als 2-fach-Kombinationstherapie aus ACE-Hemmern oder
Angiotensin-Rezeptor-Blocker (ARB) und Kalziumantagonist oder
Thiaziddiuretikum erfolgen, die Monotherapie hat als Erstlinientherapie
ausgedient", kommentiert Professor Krämer.

Literatur

[1] Williams B., Mancia G. et al. 2018 Guidelines of the ESC/ESH in press
Eur Heart J / J Hypertens

[2] Wright JT, Jr., Williamson JD, Whelton PK et al. A Randomized Trial of
Intensive versus Standard Blood-Pressure Control. N Engl J Med 2015; 373:
2103-2116.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochdruckliga.de/
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KREBS/1174: Immuntherapie gezielter einsetzen (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien -, 12.06.2018

Krebs: Immuntherapie gezielter einsetzen



Immer häufiger bekämpfen Ärztinnen und Ärzte Tumore, indem sie das
Abwehrsystem von Patienten stimulieren. Nun haben vom SNF unterstützte
Forschende eine Methode entdeckt, mit denen sich die Erfolgschancen dieser
Behandlung vorhersagen lassen.

Bei der Immuntherapie wird das Abwehrsystem des Patienten so verändert,
dass es die Krebszellen angreifen kann und sie dabei entweder zerstört
oder zumindest in ihrem Wachstum hemmt. Doch sie funktioniert nur bei
einer Minderheit der Patienten. Nun haben Forscher in einem vom
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) unterstützten Projekt herausgefunden,
wie sie besser vorhersagen können, bei wem die Therapie anspricht und bei
wem nicht.

Tumore enttarnen

Der Schlüssel dazu ist ein Protein namens PD-1, das auf der Oberfläche von
menschlichen Abwehrzellen sitzt. Bislang galt PD-1 als deren
Achillesferse, denn Krebszellen können an dieses Protein andocken und sich
so vor dem Angriff des Immunsystems schützen. "Es ist, als ob sich der
Tumor einen Tarnmantel umhängen würde", sagt Studienleiter Alfred
Zippelius, stellvertretender Chefarzt Onkologie am Universitätsspital
Basel. Durch die Immuntherapie wird die Andockstelle blockiert, damit die
Abwehrzelle den Krebs wieder sehen kann.

Nun hat eine internationale Forschungsgruppe um Zippelius festgestellt,
dass ausgerechnet die Abwehrzellen mit besonders viel PD-1 den Tumor am
besten aufspüren (*). Zudem bilden diese PD-1-reichen Zellen einen
Botenstoff, der weitere Abwehrzellen anlockt, die beim Kampf gegen den
Krebs helfen. "Dadurch haben diese Patienten bessere Chancen auf die
Immuntherapie anzusprechen", sagt Daniela Thommen, Erstautorin der Studie,
die gegenwärtig im Rahmen eines Mobilitätsstipendiums des SNF am
Netherlands Cancer Institute in Amsterdam tätig ist.

Erfolgsquote der Therapie steigern

Gegenwärtig spricht noch immer nur eine Minderheit der Patienten auf eine
Immuntherapie an. "Wenn wir von vornherein sagen könnten, bei wem die
Therapie wirken wird, könnten wir die Erfolgsquote steigern. Dadurch
reduzieren wir die Nebenwirkungen und sparen auch Kosten", sagt Zippelius.

Dank der neuen Forschungsresultate können die Forschenden nun eine
einfache Methode entwickeln, die Ärztinnen und Ärzte künftig hilft zu
entscheiden, bei welchen Patienten eine einfache Immuntherapie genügt und
welche eine intensivere Therapie benötigen - etwa eine Kombination aus
Chemotherapie und Bestrahlung. Dafür müssen die Patienten mit
Abwehrzellen, die viel oder wenig PD-1 enthalten, voneinander
unterschieden werden.

Die Immuntherapie gewinnt immer mehr an Bedeutung. "Das Revolutionäre
daran ist, dass manche Patienten nach Jahren der Therapie vielleicht sogar
geheilt sind - und das sogar bei ansonsten therapieresistenten Tumoren",
sagt Zippelius. Inzwischen gibt es am Universitätsspital Basel ein eigenes
Tumorboard für Immuntherapie.

Das Projekt ist eine Kooperation der medizinischen Onkologie und der
Klinik für Thoraxchirurgie am Universitätsspital Basel, dem Netherlands
Cancer Institute in Amsterdam sowie der Pathologie am Kantonsspital
Liestal und dem Roche Innovation Center Basel.


(*) D. S. Thommen et al.: 

A transcriptionally and functionally distinct
PD-1+ CD8+ T cell pool with predictive potential in non-small cell lung
cancer treated with PD-1 blockade. Nature Medicine (2018).

DOI: 10.1038/s41591-018-0057-z http://dx.doi.org/10.1038/s41591-018-0057-z

Weitere Informationen finden Sie unter

http://p3.snf.ch/project-162575 

'Projekt von Alfred Zippelius in der SNF Forschungsdatenbank'

http://p3.snf.ch/project-164755 

'Projekt von Daniela Thommen in der SNF Forschungsdatenbank P3'

http://www.snf.ch/de/foerderung/karrieren/md-phd-programm

http://www.snf.ch/de/foerderung/karrieren/postdoc-mobility

http://www.snf.ch/de/foerderung/karrieren/eccellenza

https://twitter.com/snf_ch
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THERAPIE/246: Antiseptika - Effektive Infektionsvermeidung ... wenn richtig eingesetzt (DGIM)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin - 12. Juni 2018

Antiseptika: Effektive Infektionsvermeidung - wenn richtig eingesetzt

Infektiologen weisen auf Möglichkeit der Resistenzbildung hin



Köln - Alkohol und Jod - als klassische Mittel zur Haut- oder
Wunddesinfektion haben sie das Bild der Antiseptika geprägt: Sie sind
schnell wirksam und universell einsetzbar. Mittlerweile haben aber
auch andere Antiseptika ihren festen Platz in der Klinikhygiene
gefunden. Wirkstoffe wie Chlorhexidin oder Octenidin bleiben auf der
Haut länger wirksam, allerdings können Keime gegen sie resistent
werden. Wie ihr Einsatz geregelt sein sollte, um Resistenzen und
andere negative Effekte zu vermeiden - darüber werden
Infektiologie-Experten auf einer Pressekonferenz anlässlich des
Kongresses für Infektionskrankheiten und Tropenmedizin (KIT 2018) am
21. Juni 2018 in Köln diskutieren.

Resistenzen gegen Antibiotika stellen ein häufiges und
vieldiskutiertes Problem dar. Im Vergleich dazu findet die Tatsache,
dass die unspezifischer wirkenden Antiseptika - beispielsweise
Chlorhexidin und Octenidin - ebenfalls zu Resistenz oder Toleranz
führen können, wenig Aufmerksamkeit. "Solche Resistenzen sind in den
letzten Jahren in einer Vielzahl von Studien nachgewiesen worden",
sagt Professor Dr. med. Simone Scheithauer, Leiterin der
Zentralabteilung Krankenhaushygiene und Infektiologie an der
Universitätsmedizin Göttingen und Vizepräsidentin des KIT. Besonders
beunruhigend sei die Beobachtung, dass damit in manchen Fällen auch
eine Unempfindlichkeit gegenüber wichtigen Reserveantibiotika
einhergehe. Der Einsatz von Antiseptika solle daher auf keinen Fall
unkritisch erfolgen.

Allgemein sollte der Einsatz von Antiseptika im Krankenhaus einem
gestaffelten Schema folgen, so die Krankenhaushygiene-Expertin. Die
Grundlage bilden unverzichtbare Basismaßnahmen, mit denen sich die
Rate von Infektionen auch mit Krankenhauskeimen nachweislich
reduzieren lässt. Dazu zählen etwa die Händedesinfektion, aseptische
Technik bei Gabe von Infusionen und dem Verbandswechsel und auch
korrekte Durchführung der Hautdesinfektion vor Anlage eines Katheters
und einer Operation. Wenn individuelle Risikofaktoren des Patienten es
erfordern oder es neue Erkenntnisse aus der Forschung gibt, können und
sollen diese Basismaßnahmen ergänzt werden", sagt Scheithauer.
Dasselbe gelte auch in Ausbruchssituationen oder auch bei auffallend
hohen Infektionsraten in der Abteilung. Wie eine sinnvolle und durch
Studien belegte Staffelung aussehen kann, illustriert sie am Beispiel
des Gefäßkatheters: Als neue Basismaßnahme gilt hier die Verwendung
eines remanent wirksamen Hautdesinfektionsmittels. Als erste
Zusatzmaßnahme gilt hier die Anlage antiseptischer Folienverbände.
Wenn die Infektionsraten auch dann hoch bleiben, kann auf
antiseptische Ganzkörperwaschungen zurückgegriffen werden. Nur im
Einzelfall sollten bei ausgewählten Patienten beschichtete Katheter
zum Einsatz kommen. "Wichtig ist, dass diese Zusatzmaßnahmen nie ohne
speziellen Anlass eingesetzt werden", sagt Scheithauer. Parallel dazu
müssten immer auch die Basismaßnahmen überprüft werden - es sei
wichtig zu klären, warum diese nicht ausreichend wirkten und ob
Anwendung und Umsetzung in der jeweiligen Klinik verbessert werden
müssten.

Über den geeigneten Umgang mit Antiseptika, sowie die Möglichkeiten
und Risiken ihrer Anwendung wird Professor Scheithauer auch auf der
Pressekonferenz in Köln sprechen. Weitere Themen werden die Antibiotic
Stewardship im ambulanten Bereich sein, der Herdenschutz durch
Impfungen, die Facharztausbildung zum Infektiologen, sowie die
mögliche Übertragung tropischer Infektionskrankheiten durch
europäische Stechmücken.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM)

Pressemitteilung vom 12. Juni 2018

Pressestelle

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-457, Fax: 0711 8931-167

Internet: www.dgim.de, www.dgim2015.de
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FORSCHUNG/253: Was steckt hinter der Angst? Neuronale Schaltkreise identifiziert (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 11.06.2018

Was steckt hinter der Angst? Neuronale Schaltkreise identifiziert



Laut Bericht der Weltgesundheitsorganisation WHO leiden beinahe zehn
Prozent der Bevölkerung an Angst und/oder Depression. Besonders
alarmierend ist, dass die Anzahl von 1990 bis 2013 drastisch angestiegen
ist, nämlich um fast die Hälfte von 416 auf 615 Millionen Menschen
weltweit. Da es für viele Patienten immer noch keine angemessene Therapie
gibt, hoffen die Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für Psychiatrie
(MPI), durch ihre Forschung zur Entwicklung neuer, effektiverer
Behandlungsmöglichkeiten beizutragen.

In einer früheren Studie, die 2011 in der renommierten Fachzeitschrift
"Science" veröffentlicht wurde, konnte die Arbeitsgruppe von Jan Deussing
vom MPI erstmals zeigen, dass das Corticotropin freisetzende Hormon (CRH),
das eine wichtige Rolle bei der Signalverarbeitung in dopaminergen
Neuronen spielt, Angst unterdrücken kann.

In ihrer neuesten Studie hat die Gruppe um Deussing ihre Forschung
ausgeweitet und gibt mechanistischere Einblicke in den angstlösenden
Schaltkreis des CRH. In ihrem jüngst in der prestigeträchtigen Zeitschrift
"Nature Neuroscience" veröffentlichten Artikel beschreiben die
Wissenschaftler den Ursprung des Schaltkreises im erweiterten Mandelkern,
einer kleinen Region im Gehirn, in einer Population von GABAergen
Neuronen, die CRH produzieren. Sie verfolgten die Spur dieser Neuronen und
fanden heraus, dass sie auf eine Region im Mittelhirn projizieren, die VTA
genannt wird und als einer der Hauptproduzenten für Dopamin im Gehirn
gilt. Es ist bekannt, dass das VTA eine Schlüsselrolle im Belohnungssystem
und bei Suchterkrankungen spielt. Hier aber erklären die Autoren die
Wechselwirkung von CRH und Dopamin bei angstähnlichem Verhalten.

Die CRH enthaltenden Projektionsneuronen des erweiterten Mandelkerns
zielen auf CRH-Rezeptoren in dopaminergen VTA-Neuronen. Demzufolge kann
dieser Schaltkreis die dopaminerge Übertragung und somit emotionales
Verhalten regulieren.

Die Erstautorin der aktuellen Studie, Nina Dedic, die heute für ein
amerikanisches Biotech-Unternehmen tätig ist, erklärt die Bedeutung der
Ergebnisse: "Wir wissen, dass CRH einer der Hauptakteure der
Stressreaktion ist und dass ein hyperaktives CRH-System an
neuropsychiatrischen Pathologien wie Gemüts- und Angststörungen beteiligt
ist. In dieser Studie jedoch konnten wir zeigen, dass CRH nicht immer als
aversives, stressauslösendes Neuropeptid fungiert. Vielmehr werden
spezifische CRH-Schaltkreise benötigt, um einen positiven affektiven
Zustand unter normalen, stressfreien Bedingungen aufrechtzuerhalten."

Deussing, Forschungsgruppenleiter am MPI und Leiter der Studie erklärt:
"Wir waren überrascht, dass ein Teil der GABAergen CRH-Neuronen im
erweiterten Mandelkern dendritische Dornen trägt und das postsynaptische
Markerprotein Camk2a co-exprimiert. Diese Merkmale findet man gemeinhin
häufiger in exzitatorischen, glutamatergen Neuronen." Er fährt fort:
"Unsere Arbeit deutet darauf hin, dass CRH-Neuronen im erweiterten
Mandelkern vielfältiger sind als ursprünglich angenommen. Es gibt sowohl
lokal projizierende Interneuronen als auch GABAerge Neuronen mit
Dornfortsätzen, die über weite Strecken projizieren."

Abgesehen davon, dass sie aufzeigen will, wie CRH bei der Angstregulierung
mit Dopamin zusammenwirkt, hofft Deussings Gruppe, dass diese Resultate
dabei helfen werden, das Rätsel um die komplexen Stressschaltkreise und
Netzwerke des Gehirns zu lösen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.psych.mpg.de/2374224/pm1620-deussing-angst

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 11.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4905: Nile Rodgers & CHIC melden sich am 07.09. mit neuem Album "It's About Time" zurück (Universal Music)


Universal Music Sondernewsletter vom 13. Juni 2018

Die Legenden sind zurück: Nile Rodgers & CHIC kündigen das erste
Album nach 25 Jahren an! "It's About Time" erscheint am 07. September
++ Neuer Song "Boogie All Night" feat. NAO



It's about time! Es ist höchste Zeit! Besser kann der Titel des nun
offiziell angekündigten Albums nicht lauten, denn eine Legende meldet
sich zurück: Nile Rodgers & CHIC veröffentlichen am 07. September ihr
erstes gemeinsames Album nach 25 Jahren! Das Cover Artwork ist an das
selbstbetitelte Debütalbum von CHIC von 1977 angelehnt und wurde mit
den Fashion-Ikonen Duckie Thot und Jazzelle Zanaughtti in Szene
gesetzt. Einen ersten neuen Song stellten Nile Rodgers & CHIC gestern
Abend gemeinsam mit Nao und Mura Masa live bei Jools Holland vor.

Nile Rodgers über das neue Album "It's About Time": "Ich hatte das
große Privileg, für einige der größten Künstler der Welt zu
produzieren. Als dann die Zeit kam, an den Kollaborationen für mein
eigenes Album zu arbeiten, war die Messlatte - wie soll ich sagen -
sehr, sehr hoch", erklärt Nile. "Nao, Mura Masa und Cosha waren dabei
sehr wichtig für mich. Die mit ihnen gemeinsam aufgenommenen Songs
nun vorab live bei 'Later ... With Jools Holland' zu performen, bevor
sie offiziell veröffentlicht werden, macht das Ganze umso
besonderer!"

Nao fügt hinzu: "Wir alle sind mit CHIC aufgewachsen. Egal, wer du
bist oder woher du kommst, sie sind eine dieser Bands, die den
Soundtrack für mindestens einen Abschnitt deines Lebens geliefert
haben."

Als einer der Mitbegründer von CHIC hat Rodgers nicht nur Klassiker
wie "Le Freak" und "Everybody Dance" sowie "Good Times" geschaffen,
sondern auch mit Legenden wie David Bowie, Madonna, Diana Ross und
wie Künstlern Daft Punk, Avicii, Sigala, Disclosure und Sam Smith
zusammengearbeitet. Seine Werke verkauften sich weltweit über 500
Millionen Mal (Alben) bzw. 75 Millionen Mal (Singles).

"It's About Time" ist das 10. Studioalbum von Nile Rodgers & CHIC und
das erste seit über 25 Jahren! Der Grammy-gekrönte Komponist,
Produzent, Arrangeur und Gitarrist Nile Rodgers war stets aktiv in
der Zusammenarbeit mit anderen Künstlern und Musikern und betrat mit
seiner Musik immer wieder neues musikalisches Terrain. Auf "It's
About Time" hat er u.a. Nao, Mura Masa, Stefflon Don, Cosha und Craig
David versammelt.

Eine Legende meldet sich zurück... and we boogie all night!

Am 16. August sind Nile Rodgers & CHIC live in Berlin zu sehen,
Tickets sind bereits erhältlich!

NILE RODGERS & CHIC live

16.08.2018 Berlin, Tempodrom

http://www.nilerodgers.com/

https://www.facebook.com/NileRodgersOfficial/

https://twitter.com/nilerodgers

https://www.instagram.com/nilerodgers/

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4904: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 14.06.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
24. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album Andreas Kümmert,
der am Freitag sein neues Werk "Lost and Found" veröffentlicht. Nazar
meldet sich zurück mit seinem neuen Werk "Mosaik", das ebenfalls am
Freitag veröffentlicht wird.

Außerdem in den News: SIGMA veröffentlichen die neue Single
"Anywhere", Wolfgang Niedecken begibt sich auf die Spuren von Bob
Dylan, Ólafur Arnalds kündigt sein neues Album an und Angus &
Julia Stone präsentieren ihr neues Video und sind live in Deutschland
zu sehen!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Nazar veröffentlicht sein neues Album "Mosaik"

Nach acht veröffentlichten Alben und zahlreichen Gold- und
Platinauszeichnungen, wird am Freitag Nazars lang ersehntes neues
Werk "Mosaik" veröffentlicht. Österreichs Nummer Eins setzt mit
seinem Album erneut Maßstäbe in ausgefeilter Produktion und
meinungsstarken Lines. Mit den neuen Tracks tritt der gebürtige
Iraner eine neue Richtung an. Sich selbst verliert er dabei nicht,
sondern definiert sich und seine Hörerschaft neu. Das lange Warten
hat sich also gelohnt - Nazar ist wieder hungrig und beweist sich
durch sein bisher wohl facettenreichstes Album bei seinen alten und
neuen Fans. Features in nie dagewesenen Konstellationen und
hitlastige Beats sorgen dafür, dass "Mosaik" seinen Hörern im
Gedächtnis bleiben wird.

Der stetige Kampf ums Überleben - Nazars Biografie ist geprägt vom
Hinfallen und Wiederaufstehen. Genau das spürt man auch, wenn man
Nazars reflektierte Texte hört. Rap ist ein Teil von ihm, denn die
Musik hat ihm die Kraft gegeben, die er als Jugendlicher gebraucht
hat. Mit Deutschrap erschloss sich nicht nur ein Ventil für jegliche
unausgesprochenen Gedanken - es ergab sich auch der Weg, den Nazar zu
dem Einen macht. "Ich wurde zu Nazar, als ich gelernt habe, was ich
wert bin, denn dieser Name steht nicht dafür, einfach nur blöd das
Maul aufzureißen. Er steht dafür, über sich selbst und seine Welt
nachzudenken und dadurch zu einer Meinung zu kommen, die es wert ist
in Verse gepackt und auf den Straßen gerappt zu werden."

https://www.facebook.com/NazarFakker/

https://twitter.com/nazar10


Andreas Kümmert veröffentlicht sein neues Album "Lost and
Found"

Er zählt zu den außergewöhnlichsten Sängern mit einer der stärksten
Stimmen im Land: Andreas Kümmert meldet sich mit seinem neuen Album
zurück. Erste Reaktionen auf das neue Material unterstreichen, dass
dieser Mann ein Ausnahmetalent ist: "Der Star ist immer noch die
Stimme Kümmerts." schrieb rollingstone.de über die erste Single "Keep
My Heart Beating" und Piranha kommentierte "[...] [Andreas Kümmert]
präsentiert sich auf 'Lost And Found' so unerschrocken, modern und
spielfreudig wie nie zuvor!"

Auf seinem neuen, dritten Album "Lost And Found", das am Freitag
veröffentlicht wird, macht Andreas Kümmert Zwischenstation an einem
ebenso ungewöhnlichen wie auch ungewohnten Ort, um sich dem Publikum
von einer völlig neuen Seite zu öffnen. Einer Seite, die komplett
anders als all das klingt, was man bisher von dem 31-jährigen
Blues-Man gehört hat. Sein nächster Entwicklungsschritt auf der Suche
nach Antworten. In erster Linie auf seine drängendste Frage: Wer ist
Andreas Kümmert?

Er entfernt sich auf dem neuen Album einen ganzen Schritt von seinen
einstigen Singer/Songwriter-Wurzeln, um sich einer
genreübergreifenden Vielfalt neuer und moderner Einflüsse zu öffnen:
Angefangen bei swingendem Neo-Soul, über hoch ansteckenden Funk, bis
hin zu opulent orchestrierter Popmusik und gefühlvollen
Gospel-Einflüssen spannt er seinen stilistischen Bogen - das alles,
ohne sich selbst auch nur einen Moment lang untreu zu werden.

Andreas Kümmert ist ein Getriebener. Ein ständig Suchender. Nach der
Wahrheit. Nach Inspiration. Nach echten Gefühlen. Und natürlich nach
sich selbst. Eine Forschungsreise, die Andreas Kümmert schon in
frühen Jahren begonnen hat und die ihn nach diversen Höhen und Tiefen
nun zur nächsten Etappe führt.

ANDREAS KÜMMERT Live 2018

03.12.2018 Hamburg KNUST

04.12.2018 Leipzig Moritzbastei

05.12.2018 Berlin FRANNZ Club

08.12.2018 Hannover Kulturzentrum FAUST

09.12.2018 Bremen Modernes

10.12.2018 Dortmund Musiktheater Piano

12.12.2018 Osnabrück Rosenhof Osnabrück

13.12.2018 Köln Club Bahnhof Ehrenfeld

14.12.2018 Frankfurt Zoom

15.12.2018 Kaiserslautern Kammgarn

17.12.2018 München Ampere / Muffatwerk

18.12.2018 Nürnberg HIRSCH

19.12.2018 Stuttgart Im Wizemann (Club)

21.12.2018 Ulm Roxy - Kultur in den Hallen

22.12.2018 Gemünden am Main Scherenberghalle

https://www.universal-music.de/andreas-kuemmert


SIGMA veröffentlichen neue Single "Anywhere"

Über die letzten vier Jahre hinweg haben Sigma sich zu einem der
größten elektronischen Musikexporte Englands entwickelt. Im Anschluss
an ihr Debütalbum, hat das DJ- und Produzentenduo eine Reihe an
auserlesenen Singles veröffentlicht, darunter ihr #1 US Billboard
Dance Chart Hit 'Find Me' featuring Birdy sowie eine Kollaboration
mit einigen ihrer persönlichen Lieblingskünstler wie Quavo (Migos),
Tinie Tempah und Yxng Bane. Mit ihrer neuen Single 'Anywhere' läuten
Sigma den Start in einen weiteren Meilenstein ihrer musikalischen
Entwicklung ein.

Auch live setzen Sigma immer wieder Bestmarken: Allein 2017 spielten
die international mehrfach mit Platin ausgezeichneten Herren aus
London vor mehr als einer halben Million Fans und verkauften ihre
Headline Tour, mit Shows u.a. in Londons renommierter Royal Albert
Hall, aus. Sigma sind der erste "Underground Club"-Act, der sich bis
hinauf auf die renommierteste britische Bühne gespielt hat!

Jetzt legen Sigma die neue Single "Anywhere" vor, die ab Freitag
erhältlich ist. Zudem stehen etliche Festivals auf dem Program -
weitere Infos gibt es hier.

http://www.universal-music.de/sigma/home


Angus & Julia Stone präsentieren ihr neues Video "Nothing
Else" ++ Live beim Southside & Hurricane Festival ++ Am 28. Juni live
in Dresden

Mit ihrem aktuellen Album "Snow" sind Angus & Julia Stone gerade in
ganz Europa live unterwegs und werden u.a. auf dem Southside und
Hurricane Festival spielen. Auch Dresden steht am 28. Juni auf dem
Programm, bevor das australische Geschwisterpaar Ende Juli
schließlich auf wieder in der Heimat auf der Bühne steht. Doch es
gibt nicht nur Live-News von Angus & Julia Stone:

Mit "Nothing Else" gibt es einen weiteren Song auf ihrem Album "Snow"
und das dazugehörige Video!

Angus & Julia Stone live

22.06.2018 Southside Festival

23.06.2018 Hurricane Festival

28.06.2018 Dresden, Junge Garde

Weitere Informationen:

http://angusandjuliastone.com/ 

https://www.facebook.com/AngusAndJulia 

https://www.instagram.com/angusandjuliastone 

http://www.universal-music.de/angus-and-julia-stone/home


Bahnbrechende Software "Stratus" entführt in ungeahnte
Welten - Ólafur Arnalds kündigt Album "re:member" an

Bei seiner Fan-Gemeinde schon sehnsüchtig erwartet: Nach seinem
letzten Studioalbum "Island Songs" erscheint am 24. August 2018 nun
das vierte Studioalbum des Isländers bei Mercury KX.

Das Album "re:member" zeichnet sich auch durch den Einsatz der
bahnbrechenden neuentwickelten Software "Stratus" aus. Gemeinsam mit
dem Audio-Entwickler Halldór Eldjárn hat Arnalds in den vergangenen
Jahren an der Software, die das Klavier zu einem einzigartig neuen
Instrument werden lässt, gearbeitet. Die Stratus-Klaviere sind zwei
selbstspielende, semi-generative Klaviere, die durch ein zentrales,
von Ólafur Arnalds gespieltes Klavier angesteuert werden. Bei
diesem Prozess entstehen unerwartete Harmonien und überraschende
melodische Sequenzen. Zu den Stratus-Klavieren gesellten sich während
der Aufnahme des Albums in den Londoner Air Studios ein
Streichquartett, Syntheziser, elektronische Elemente, Live-Schlagzeug
und ein Streichorchester. Gemeinsam entführen sie die Hörer auf
"re:member" in eine subversive Welt ungeahnter Stimmungen und
Emotionen.

Nach der Single "re:member" erlaubt jetzt ein neuer Vorabtrack
weitere Einblicke in das Projekt. Die Single "unfold" entstand in
Zusammenarbeit mit dem britischen Sänger, Songwriter und Produzenten
SOHN und steht bereits zum Download auf iTunes sowie zum Streamen
auf Spotify und Apple Music zur Verfügung.

http://www.olafurarnalds.com


Wolfgang Niedecken begibt sich auf ARTE auf die Spuren Bob
Dylans

Es ist soweit: Der Sender Arte zeigt vom 18. - 22. Juni 2018 die
fünfteilige Doku-Serie "Bob Dylans Amerika", für die Wolfgang
Niedecken 2017 einen Monat lang "auf den Spuren Bob Dylans" in den
USA unterwegs war.

In der fünfteiligen Sendung, die jeweils ab 17.10 Uhr ausgestrahlt
wird, hat sich der Kölner Musiker Wolfgang Niedecken auf den Weg
gemacht, um das Amerika seines legendären Musikerkollegen Bob Dylan
zu erkunden. Seine Reise beginnt in New York. In der Metropole an der
amerikanischen Ostküste trifft Wolfgang Niedecken die Menschen, die
ihm Dylan und dessen Amerika wirklich näher bringen können: Künstler,
Fotografen, Journalisten und natürlich Musiker.

Wolfgang Niedecken im TV

18.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 1 - New York

19.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 2 - Woodstock

20.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 3 - Minnesota

21.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 4 - New Orleans

22.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 5 - Kalifornien

Weitere Infos zu Wolfgang Niedecken und der Sendung:

http://www.bap-fan.de/news18-05-03-2.html

http://www.bap.de/start/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Andreas Kümmert / Lost and Found / 15.06.2018

Nazar / Mosaik / 15.06.2018

Nilsen / Sommerferien (EP) / 06.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Singles

Matze Knop & Silverjam / JOGIPALÖW (DER JOGI SONG) / 15.06.2018

AK Ausserkontrolle / Investment / 15.06.2018

Chefket / Sowieso / 15.06.2018

Clueso / Du und ich / 15.06.2018

Samy Deluxe feat. Max Herre / Zurück zu Wir (SaMTV Unplugged) 15.06.18

Kasta / Vokrug Shum / 15.06.2018

Maja Francis / Cry Baby / 15.06.2018

Nico Santos / Rooftop (The Remixes) / 15.06.2018

Sigma / Anywhere / 15.06.2018

Dardan / Fuego / 15.06.2018

Nazar / Hafen / 15.06.2018

Nazar / Mosaik / 15.06.2018

Nazar / Louis de Funes (Fokustrack) / 15.06.2018

Eno / Penthouse / 15.06.2018

Sierra Kidd / Broad Day / 15.06.2018

Sierra Kidd / Different Stages / 15.06.2018 

Sierra Kidd / Ich bin down und die Welt schaut zu / 15.06.2018

Sierra Kidd / Schon wieder high / 15.06.2018

Sierra Kidd / Check / 15.06.2018

D.Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 06.07.2018

 * 

TV-Termine

Alina

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Aloe Blacc

16.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Beatrice Egli 

22.06.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

17.06.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags 

22.06.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen 

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten 

26.06.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

29.06.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Monats 

29.06.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Sommers

Sasha

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Wolfgang Niedecken BAP

18.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 1 - New York

19.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 2 - Woodstock

20.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 3 - Minnesota

21.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 4 - New Orleans

22.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 5 - Kalifornien

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4903: Universal Music International Presse-Newsletter - 14.06.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 24. Kalenderwoche 2018



Auch in dieser Woche liefert Kanye West wie angekündigt ein neues
Werk ab: NAS veröffentlicht das von West produzierte Album am
Freitag, zudem gibt es alle Infos zum gemeinsamen Album von Kid Cudi
& Kanye West, das bereits am vergangenen Freitag erschienen ist.
Ebenfalls an diesem Freitag kommt Jay Rocks neues Album aus den
Markt, DNCE haben eine neue EP am Start, 5 Seconds Of Summer
veröffentlichen ihr neues Album und es gibt neue Musik von Alessia
Cara sowie neue Video von Thirty Seconds To Mars, Slaves und
Yungblud.

Außerdem in den News: The Rolling Stones, Norah Jones und Years &
Years, die im Juli in Berlin live zu sehen sind.

und frisch verkündet: DRAKE veröffentlicht sein neues Album
"Scorpion" am 29. Juni! Und hat heute Nacht das Video zu "I'm Upset"
veröffentlicht!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

5 Seconds Of Summer mit neuem Album "Youngblood"

Bereits mit den Album-Vorboten "Want You Back" und "Youngblood"
zeigten 5 Seconds Of Summer, dass sie einen neuen Lebensabschnitt
einleiten. Jetzt präsentieren sie das neue Album in voller Länge:
"Youngblood" ist ab Freitag erhältlich!

Was die Fans vom neuen 5SOS-Album erwarten dürfen? Die Band
beschreibt den Beginn der Aufnahmen als eine kreative Wiedergeburt,
wie ein kollektives Wiedererwachen. Nach fünf Jahren, die sie
pausenlos auf Tour, in Studios oder mit Promo verbracht hatten, war
dies der entscheidende Moment. Die australischen Pop-Punk-Überflieger
haben schon eine unglaubliche Bilanz vorzuweisen: Das selbstbetitelte
Debütalbum und der Nachfolger "Sounds Good Feels Good" verkauften
sich weltweit über 6 Millionen Mal, die Streams ihrer
Veröffentlichungen stehen bei insgesamt über 3 Milliarden! Jetzt
legen sie "Youngblood" vor und haben u.a. mit Andrew Watt und Ali
Tamposi (Camila Cabello "Havana"), J Kash (Maroon 5, Charlie Puth),
Asia Whitacre (Hailee Steinfeld, Zedd) und Andrew Goldstein (Linkin
Park, Simple Plan, MKTO, Hoodie Alla) gearbeitet, ebenso wie Noah
Passovoy (Maroon 5).

"Erwachsen werden - das war's wohl, was wir für Youngblood mussten",
meint Sänger Hemmings. "Sieben Jahre als Band klingen war erst mal
nach einer langen Zeitspanne, aber man darf auch nicht vergessen,
dass wir noch Teenies waren, als das alles anfing. Wir mussten uns in
die Augen schauen und einander fragen: 'So, war's das jetzt also,
oder wollen wir damit für immer weitermachen? Und wenn wir
weitermachen, dann müssen wir noch viel mehr geben und weiter gehen,
als wir das je zuvor getan haben.' Verglichen mit unserem Debüt,
waren wir dieses Mal sogar noch hungriger. Wir wollten es einfach
wissen. Wir mussten wirklich alles geben, um nicht bloß irgendein
weiteres 5SOS-Album zu machen: für dieses hier mussten wir uns so
richtig ins Zeug legen."

http://www.universal-music.de/5-seconds-of-summer/home


NAS veröffentlicht neues Album am Freitag ++ Produziert von
Kanye West ++ 7 Tracks

Er ist eine Hip-Hop-Ikone und zählt zu den wichtigsten Rap-Künstlern
dieses Planeten: Am Freitag veröffentlicht NAS sein bisher 11.
Studioalbum, noch titellos, 7 Tracks umfassend, alle produziert von
Kanye West. Keine Frage, was in den letzten Wochen aus Kanye Wests
Aussenstudio in Wyoming kam, darf zu Recht als Serie von
Meisterwerken bezeichnet werden. Fünf davon hat er angekündigt, drei -
 darunter Kanyes "ye", das auf Platz 1 in den US-Charts schoss - sind
bereits veröffentlicht. Jetzt kommt das Album, auf das sehr viele
Fans weltweit schon sehnsüchtig gewartet haben: NAS veröffentlicht
sein neues Werk.

Nach dem Eröffnungstitel "Everything", der auch schon über Twitter im
Vorfeld angekündigt war, vereint das neueste Werk des New Yorker MCs
sechs weitere Songs: "Bonjour", "Not For Radio", "Adam and Eve",
"Simple Things", "Cops" und "I Can Explain".

"Just making stuff with your friends" - so lautete die Devise während
der Aufnahmen: Und tatsächlich hört man sofort, dass NAS und Kanye
gemeinsam ganz neue Wege gehen, viel experimentiert haben und einfach
Spaß haben wollten. Sie kennen sich ja nun auch schon eine ganze
Weile: Schon 2002 hatten beide erstmals zusammengearbeitet ("Poppa
Was A Playa"); dazu war Kanye u.a. auch ein Gast von "Hip-Hop Is
Dead" (2006).

https://www.universal-music.de/nas


Jay Rock veröffentlicht neues Album "REDEMPTION"

Der vierte Black Hippie-General zieht ins Feld: TDE-Urgestein Jay
Rock veröffentlicht am Freitag sein drittes Solo-Album. Nachdem seine
Kollegen Ab-Soul, ScHoolboy Q und vor allem Kendrick Lamar mit ihren
jeweiligen Releases beachtliche Erfolge erzielen konnten, ist es nun
am Top Dawg Entertainment-Gründungsmitglied Jay Rock, den
Westcoast-Thron zu verteidigen.

Vorab hatte Jay Rock die Single "Win" ins Rennen geschickt. Der Song
featured niemand geringeren als King Kendrick selbst und wartet mit
einem epochalen Bläser-Beat auf - âEUR�quasi ein 2018er-Update von
"We Made It", ergänzt durch die richtige Dosis LA-Flavor. Sollte sich
der weitere Output auf einem ähnlichen qualitativen Level bewegen,
könnte das Nachfolger-Album vom 2015 veröffentlichten "90059" der
nächste große Meilenstein in der TDE-Diskografie werden.

Ebenfalls noch vor Veröffentlichung seines neuen Meisterwerks gab es
jetzt auch eine Webisode zu "REDEMPTION".

https://www.universal-music.de/jay-rock


KID CUDI & KANYE WEST veröffentlichen gemeinsames Album
"KIDS SEE GHOSTS"

Es ist das dritte Werk aus der von Kanye West produzierten Serie von
Alben, die er in Wyoming aufgenommen hat. Pusha-Ts "DAYTONA" machte
den Anfang, dann folgte Kanye Wests "ye" (Platz 1 in den USA, seine
8. Album-Nummer-Eins) und jetzt erschien am Freitag "KIDS SEE
GHOSTS", das gemeinsame Album von Kanye West und Kid Cudi.

Wie alle Alben aus dieser Serie, gibt es genau 7 Tracks zu hören. Mit
dabei sind auch auch zwei Feature-Gäste: Ty Dolla $ign und Mos Def
sind auf "KIDS SEE GHOSTS" zu hören. Die Freundschaft zwischen Kid
Cudi und Kanye West währt bereits über 10 Jahre. Kid Cudi war auf dem
"808s and Heartbreak" dabei und gehört zu den absoluten
Fan-Favorites. Seitdem wurde immer wieder über ein gemeinsames
Projekt der beiden spekuliert. Doch das angebliche Auf und Ab ihrer
Freundschaft befeuerte die Gerüchteküche. Jetzt ist das Album
veröffentlicht und begeistert Fans und Kritiker gleichermaßen!

Tracklist

- Feel The Love

- Fire

- 4th Dimension featuring Louis Prima

- Freeee (Ghost Town Pt. 2)

- Reborn

- Kids See Ghosts

- Cudi Montage

http://www.universal-music.de/kid-cudi


DNCE veröffentlichen ihre neue EP "People To People"

Mit "Cake By The Ocean" und ihrem selbstbetitelten Debütalbum haben
DNCE die Tanzflächen rund um den Globus zum Beben gebracht und die
Charts aufgemischt! Jetzt verkündeten DNCE auf ihren Social Media
Kanälen, dass am Freitag ein neues Kapitel beginnt: DNCE
veröffentlichen ihre neue EP "People To People"!

Neben Sänger Joe Jonas gehören auch die Gitarristin JinJoo, der
Bassist und Keyboarder Cole Whittle und der Schlagzeuger Jack Lawless
zur Newcomer-Band. Der Zusammenschluss dieser vier Musiker basiert
letztlich auf einer Idee, die Jonas, den man von den Jonas Brothers
kennt, schon vor einer ganzen Weile hatte: Er wollte eine Gruppe
zusammenbringen, die unkonventionellen, ausgelassenen Pop-Sound macht
und sich dabei von melodieverliebten R&B-Ikonen wie Earth, Wind &
Fire oder Hall & Oates inspirieren lässt. Das Ergebnis: Lässigster
Pop-Sound mit Klatsch-Faktor, messerscharfen Disco-Riffs, viel Gefühl
und noch mehr Soul. Auch mit ihrer neuen EP "People To People"
bleiben sich DNCE treu und wollen spielen, spielen, spielen. Besser
kann man nicht in den Sommer starten!

http://www.universal-music.de/dnce/home


Alessia Cara veröffentlicht neue Single "Growing
Pains"

Ein unglaubliches Jahr liegt hinter Alessia Cara! Die 21-jährige
Sängerin, Songwriterin und Musikerin hat mit ihrem Debütalbum
"Know-It-All" und den Singles "Here" und "Scars To Your Beautiful"
weltweit den Durchbruch geschafft, wurde mit Edelmetall und Platz 1
der Radiocharts belohnt und hat rund um den Globus mit ihren
Live-Shows begeistert. Gemeinsam mit Logic veröffentlichte sie die
Single "1-800-273-8255" und performte den Song auch live bei den
Grammy Awards, wo sie selbst mit einem Award ausgezeichnet wurde.

Jetzt meldet sich die charismatische Kanadierin zurück und
präsentiert ihre neue Single "Growing Pains"! In den letzten Tagen
hat Alessia Cara auf ihren Social Media Kanälen erste kleine Hinweise
gegeben. Es ist der erste Song aus ihrem kommenden neuen Album.
"Growing Pains" ist ab Freitag als Download und im Stream erhältlich.

http://www.universal-music.de/alessia-cara/home


Years & Years veröffentlichen neues Album "PALO SANTO" am
06. Juli ++ Am 08. Juli live im Berliner Kesselhaus

06. Juli erscheint das neue Album von Years & Years! Doch nicht nur
die Veröffentlichung von "Palo Santo" ist ein absolutes Highlight,
denn Years & Years kommen nach Berlin und werden ihr neues Werk live
vorstellen! Am 08. Juli, also zwei Tage nach der Veröffentlichung,
sind in Berlin und werden den Release im Kesselhaus live performen.
Die Tickets sind ab dem 15. Juni erhältlich.

Am gestrigen Mittwochabend feierte ihr Kurzfilm in London Premiere.
Die sagenhafte Welt, die diesem Album zugrunde liegt, zeigen Years &
Years in diesem aufwendig produzierten Film. Im Video kannst du in
den Palo Santo-Film reinschauen.

YEARS & YEARS live

08.07.2018 Berlin, Kesselhaus

https://www.universal-music.de/years-and-years


+++ Neue Videos +++ Neue Videos +++

Thirty Seconds To Mars präsentieren ihre neues Video "Rescue
Me"

Mit "AMERICA" haben THIRTY SECONDS TO MARS im April ihr neues
Meisterwerk veröffentlicht. Es ist ein komplexes, spannendes,
weitreichendes Album geworden, das mit 12 vielfältigen Songs das
pulsierende Herzstück bildet und doch über Musik allein weit
hinausgeht. Nachdem die Band in den vergangenen Wochen in Deutschland
live zu sehen war, gibt es jetzt ein neues Video: "Rescue Me" heißt
der Song vom Album, der bildgewaltig von Mark Romanek in Szene
gesetzt wurde.

Yungblud veröffentlicht neues Video "Psychotic Kids"

Der Shootingstar mischt derzeit die Musikszene auf und das nicht nur
in seiner Heimat Großbritannien! Die Single "Psychotic Kids" ist die
erste Auskopplung aus seinem kommenden Debütalbum "21. Century
Liability", das am 06. Juli veröffentlicht wird. In Bewegung gibt es
den smarten Sänger, Songwriter und Musiker in einem anderen Video zu
sehen: YUNGBLUD war vor ein paar Wochen in Berlin unterwegs, packte
die Gitarre aus und spielte live auf der Straße.

Slaves veröffentlichen neues Video zu "Cut and Run" + Video
entstand in der Royal Academy of Dance

Bis an die Zähne mit hochexplosiven Riffs bewaffnet, meldet sich das
UK-Punk-Duo Slaves zurück: Die brandneue Single "Cut and Run", die
seit Dienstag bei Annie Mac (BBC Radio 1) als "Hottest Record"
Premiere feierte, ist ab sofort bei allen Streaming- und
Download-Partnern erhältlich.

Im Clip ist für Instrumente kein Platz, denn es geht einzig und
allein um das expressive Potenzial einer anderen Ausdrucksform -
Tanz, bzw. genauer: Ballett. Laurie und Isaac suchten also ein
Ballett-Studio auf, die Royal Academy of Dance, um dort an einem
potenziellen Viral-Choreographie-Phänomen (wie einst z.B. dem "Fester
Skank") zu arbeiten - diesen Sommer tanzt man daher den "Cut and
Run"!


The Rolling Stones veröffentlichen alle Studioalben ab 1971
als limitiertes Vinyl-Boxset: The Studio Albums Vinyl Collection
1971-2016 erscheint am 15. Juni 2018

The Rolling Stones haben noch nie halbe Sachen gemacht: Alles, was
diese seit weit über 50 Jahren aktive Band in Angriff nimmt, hat
Qualität, Gewicht und Relevanz. Nachdem sie in den Sechzigern den
Rock & Roll definiert hatten, begann 1971 die Phase ihrer absoluten
Dominanz - mit der Veröffentlichung von Sticky Fingers. Was danach
kam, war eine Serie von Meilensteinen, die in keiner anderen Ära
hätten entstehen, von keiner anderen Band hätten aufgenommen werden
können: der verschwenderische Überfluss von Exile On Main St, der
jamaikanische Voodoo-Morast-Sound von Goats Head Soup, auch die von
Disco und Punk inspirierten Züge von Some Girls. Mit jedem Jahrzehnt,
das ins Land ging, entwickelten sie sich weiter, ohne dabei ihre
Wurzeln aus den Augen zu verlieren - bis sich 2016 der Kreis
schließen sollte, als sie sich auf dem Album Blue & Lonesome vor
ihrer ursprünglichen Inspirationsquelle verneigten: dem Blues.

Heute nun kündigen The Rolling Stones und Universal Music die
Veröffentlichung von The Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 an,
einer limitierten Vinyl-Boxset-Edition, die auf 20 Tonträgern
insgesamt 15 Studioalben aus 45 Jahren vereint. Das Boxset ist ab dem
15. Juni 2018 erhältlich. The Studio Albums Vinyl Collection
1971-2016 präsentiert eine zentrale Ära der Rockgeschichte in einem
maßgeschneiderten und limitierten Boxset, in dem die 15 Studioalben
von Sticky Fingers bis Blue & Lonesome als 100% originalgetreue
Replica-Versionen versammelt sind.

The Rolling Stones 2018 live

22.06.2018: Berlin, Olympiastadion

30.06.2018: Stuttgart, Mercedes-Benz-Arena

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home


Norah Jones veröffentlicht ihren neuen Konzertfilm "Live At
Ronnie Scott's" ++ Erhältlich als DVD, Blu-ray und Download

Gleich vier ausverkaufte Konzerte spielte Norah Jones im vergangenen
Herbst im legendären Londoner Jazzclub Ronnie Scott's - jetzt kommt
der Konzertfilm zu den einzigartig intimen Shows: "Live at Ronnie
Scott's" erscheint am 15. Juni als DVD, Blu-ray und Download. Einen
ersten Videovorboten hat die Sängerin, die auf der Bühne von
Schlagzeuger Brian Blade und Bassist Christopher Thomas flankiert
wird, bereits Anfang Mai veröffentlicht.

Fans von Norah Jones können sich auf magische Szenen freuen, in denen
die seit über 15 Jahren erfolgreiche Sängerin ans Klavier und somit
zu ihren (Jazz-)Wurzeln zurückkehrt: Minimalistisch und elegant,
hypnotisch und wunderschön beginnt sie den Abend mit einer bewegenden
Interpretation von "Sleeping Wild" vom aktuellen Album "Day Breaks"
(2016), um danach u.a. auch "After The Fall" und "Flipside" als Trio
zu präsentieren - sowie eine grandiose Version von Duke Ellingtons
"Fleurette Africaine (African Flower)". Das aus insgesamt 16 Songs
bestehende Live-Set, das sie mit dem GRAMMY-Hit "Don't Know Why" und
"I've Got To See You Again" ausklingen lässt, wird auf der DVD- und
Blu-ray-Variante abgerundet mit dem Bonustrack "Burn" sowie einem
Exklusivinterview, dass Jones kurz vor der Performance gegeben hat.

https://www.universal-music.de/norah-jones

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Kid Kudi / Kids See Ghosts / 08.06.2018

DNCE / People are People (EP) / 15.06.2018

Jay Rock / REDEMPTION / 15.06.2018

Yungblud / 21. Century Liability / 06.07.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

Anne Dudley / Plays The Art Of Noise (CD) / 15.06.2018

Love Unlimited / The 20th Century Records Singles (CD/2LP) / 15.06.2018

The Love Unlimited Orchestra / The 20th Century Records Singles (2CD/3LP) / 15.06.2018

Norah Jones / Live At Ronnie Scott's (2017) (DVD/BD) / 15.06.2018

Robert Glasper Experiment / Live (DVD) / 15.06.2018

Various Artists / Lock, Stock And Two Smoking Barrels (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 15.06.2018

Def Leppard / Vault: Def Leppard Greatest Hits (1980-1995) (2LP) / 15.06.2018

The Killers / Career Box (LP Box) / 15.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 (2009 Re-mastered/Half Speed) (LP Box) / 15.06.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 22.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Record Company / All Of This Life (CD/LP) / 22.06.2018

Hildur Guðnadóttir / Sicario: Day Of The Soldado (Original Motion Picture Soundtrack) (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Dear Agony (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Phobia (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / We Are Not Alone (CD) / 29.06.2018

Bruce Dickinson / Scream For Me Sarajevo (DVD/BD) / 29.06.2018

Count Five / Psychotic Reaction (LP) / 29.06.2018

Guns N' Roses / Appetite For Destruction (Standard CD/Deluxe 2CD/Super Deluxe CD Box/2LP) / 29.06.2018

Jawbreaker / Dear You (LP) / 29.06.2018

Mike Ness / Under The Influences (LP) / 29.06.2018

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 29.06.2018

Sparks / The Best Of, The Rest Of (2LP) / 29.06.2018

The Music Machine / (Turn On) The Music Machine (LP) / 29.06.2018

The Offspring / The Offspring (LP) / 29.06.2018

Various Artists / Mamma Mia! (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 06.07.2018

Frank Zappa / Burnt Weeny Sandwich (LP) / 06.07.2018

Rory Gallagher / Wheels Within Wheels (Remastered 2018 / LP) / 06.07.2018

The Beatles / Yellow Submarine (Picture Disc / V7) / 06.07.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack) (LP) / 06.07.2018

Various Artists / Beside Bowie: The Mick Ronson Story (DVD/BD/CD/2LP) / 06.07.2018

Eric B. & Rakim / Don't Sweat The Technique (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Follow The Leader (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Let The Rhythm Hit 'Em (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Paid In Full (2LP) / 13.07.2018

Doug Clifford / Doug "Cosmo" Clifford (LP) / 13.07.2018

Smash Mouth / Fush Yu Mang (20th Anniversary Edition / 2CD) / 13.07.2018

Sunny Day Real Estate / The Rising Tide (2LP) / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security - San Jose 1999 (DVD/BD/DVD+CD/3LP) / 13.07.2018

Tom Fogerty / Excalibur (LP) / 13.07.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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AKTION/2662: Theater Bremen - "Leonard Bernstein 100 - Eine Geburtstagsgala" zum Saisonabschluss, 29.06.


THEATER BREMEN

"Leonard Bernstein 100 - Eine Geburtstagsgala" zum

Saisonabschluss

Am Freitag, 29. Juni um 19.30 Uhr und am Sonntag, 1. Juli um 15.30 Uhr



"Leonard Bernstein 100 - Eine Geburtstagsgala" feierte in dieser
Spielzeit als große Silvestergala Premiere. Zum Saisonabschluss ist
der vom Publikum gefeierte Abend noch zwei Mal im Theater am
Goetheplatz zu erleben: am Freitag, 29. Juni um 19.30 Uhr und am
Sonntag, 1. Juli um 15.30 Uhr.

Es singen Mitglieder des Musiktheaterensembles und der Chor des
Theater Bremen. Begleitet werden sie von den Bremer Philharmonikern,
den Platz am Dirigentenpult nimmt der Musikalische Leiter Yoel Gamzou
ein.

Mit Leonard Bernstein widmet sich die Geburtstagsgala einem ganz
besonderen Künstler des 20. Jahrhunderts. Mit gerade einmal 27 Jahren
wurde Bernstein Chefdirigent des New York City Symphony Orchestra,
1953 war er der erste amerikanische "Maestro", der an der Mailänder
Scala am Pult stand. Als Komponist hat er das amerikanische
Musiktheater geprägt wie kein anderer, erschuf Hybrid-Formen, die auch
heute noch ihre volle Kraft entfalten. Yoel Gamzou bezeichnet
Bernstein als eines seiner größten Vorbilder, bewundert ihn vor allem
für seine Vielfältigkeit. Denn Bernstein sei mit Kopf und Herz
Dirigent und Komponist, aber auch Pädagoge und Humanist gewesen. Grund
genug ihm mit einem ganz besonderen Programm zu ehren. Dabei möchte
Gamzou jedoch nicht nur eine Auswahl Bernsteins erfolgreichster Werke
spielen, sondern vielmehr seine Persönlichkeit als Ganzes beleuchten.
So werden neben seinen Stücken auch Werke seiner Freunde,
musikalischen und geistigen Weggefährten zu erleben sein - Werke, die
ihn zu dem Ausnahmekünstler machten, der er war.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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AUSLAND/8735: Aus aller Welt - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Spaniens Kulturminister wegen Steueraffäre zurückgetreten

Die neue sozialistische Regierung Spaniens wird mit einem
Steuervergehen eines Ministers konfrontiert. Kultur- und
Sportminister Maxim Huerta trat nach sechs Tagen im Amt wegen
Vorwürfen des Steuerbetrugs zurück. Er beteuerte bei einer
Pressekonferenz in Madrid, daß er nichts falsch gemacht habe und daß
sein Rücktritt seine eigene Entscheidung gewesen sei. Das spanische
Online-Magazin El Confidencial hatte zuvor berichtet, daß Huerta
zwischen 2006 und 2008 fast 220.000 Euro an Steuern hinterzogen habe.
Dafür mußte er demnach im vergangenen Jahr eine Geldbuße von 360.000
Euro zahlen. Die sozialistische Regierung unter Ministerpräsident
Pedro Sánchez war am 1. Juni durch ein Mißtrauensvotum gegen den
konservativen Premier Mariano Rajoy an die Macht gekommen. Rajoy und
seine Partei Partido Popular (PP) stehen seit Jahren wegen eines
Korruptionsskandals in der Kritik. Der nationale Strafgerichtshof
hatte die PP kürzlich wegen Verwicklung in den Skandal zu einer
Geldstrafe und mehrere frühere Parteimitglieder zu langjährigen
Haftstrafen verurteilt.

14. Juni 2018
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JUSTIZ/8735: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Biogift in Kölner Wohnung gefunden - Verdächtiger verhaftet

In der Hochhauswohnung des in Köln-Chorweiler festgenommenen
Tunesiers haben die Ermittler hochgiftige Rizinsubstanzen gefunden.
Der 29jährige werde verdächtigt, vorsätzlich biologische Waffen
hergestellt zu haben, teilte ein Sprecher des Generalbundesanwalts mit.
Anhaltspunkte für eine konkretisierte Anschlagsplanung oder eine
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung gebe es nicht.
Bestellungen im Internet hatten die Sicherheitsbehörden auf den
Tunesier aufmerksam gemacht.

14. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8732: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Moskau kritisiert höhere US-Militärpräsenz in Norwegen

Die erhöhte Einsatzbereitschaft der NATO und die weitere
Stationierung amerikanischer Marineinfanteristen in Norwegen werden
nach Angaben der russischen Regierung nicht unbeantwortet bleiben.
Rußland werde Gegenmaßnahmen ergreifen, um die eigene Sicherheit zu
gewährleisten, sagte Außenstaatssekretär Alexander Gruschko einem
Bericht der Nachrichtenagentur Interfax zufolge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8734: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Debatte über Parteienfinanzierung - Linke droht mit Klage

Die große Koalition will im Eiltempo eine Erhöhung der
Parteienfinanzierung von 165 auf 190 Millionen Euro beschließen. Der
Parlamentarische Geschäftsführer der Linksfraktion, Jan Korte,
kritisiert das schnelle Verfahren und droht mit einer
Normenkontrollklage, wenn die Koalition den Gesetzentwurf nicht
zurückzieht. Die peinliche Eile habe auch zu handwerklichen Fehlern
geführt, so Korte. Demnach wird der Entwurf von mehreren
Sachverständige als verfassungswidrig eingestuft. Für eine Klage ist
die Linke auf die Unterstützung anderer Oppositionsfraktionen
angewiesen, da hierfür ein Viertel der Mitglieder des Bundestags
nötig wäre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8733: Tragisches und Kurioses - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neu Delhi unter einer giftigen Dunstglocke

Die Menschen in Neu Delhi litten am Donnerstag unter einer extremen
Feinstaubkonzentration. Die Smogbelastung in der indischen Hauptstadt
ist eigentlich das ganze Jahr über sehr hoch. Laut Behördenangaben
stieg die Schadstoffbelastung heute um das 26fache über den
Grenzwerten. Verantwortlich sei der herbeigewehte Wüstensand, der
sich wie eine Glocke über die Millionenmetropole legte. Ärzte warnen
vor den Gesundheitsgefahren. Das toxische Niveau beeinträchtige Hirn,
Herz, Lungen und verursache irreparable Schäden im Körper.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7818: Aus Forschung und Technik - 14.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Astronauten verlassen ISS für Außenarbeiten

Die NASA-Astronauten Richard Arnold und Andrew Feustel haben heute
die Internationale Raumstation IIS für Außenarbeiten verlassen.
Während eines mehr als sechs Stunden dauernden Einsatzes montierten
die Raumfahrer mit Hilfe des Roboterarms Canadarm2 mehrere Kameras an
der Außenhülle des Harmony-Moduls. Die Apparate sollen künftig Bilder
vom Andocken neuer Raumkapseln der privaten US-Firmen SpaceX und
Boeing liefern. Es war bereits der sechste Außeneinsatz in diesem
Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7830: Aus aller Welt - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



NATO-Draht soll von Zäunen um Ceuta und Melilla entfernt werden

Spaniens Innenminister Fernando Grande-Marlaska will sich dafür
einsetzen, daß die NATO-Draht-Bewehrung der kilometerlangen
Zaunanlagen um die spanischen Enklaven Ceuta und Melilla innerhalb
Marokkos abgebaut werden. An den messerscharfen Klingen des Drahts
verletzen sich immer wieder Migranten teils lebensgefährlich, wenn
sie die rund sechs Meter hohe, gestaffelte Zaunanlage überklettern,
um auf EU-Territorium zu gelangen. Grande-Marlaska sagte am
Donnerstag in einem Radiointerview, er werde zudem Expertisen
anfordern, um weitere Maßnahmen treffen zu können. Der Minister
betonte, wenn man von Solidarität und Achtung der Menschenwürde rede,
müsse man bei der Kontrolle der Migrationsströme auch mit den
Behörden der Herkunftsländer zusammenarbeiten und helfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7791: Medizin und Gesundheitswesen - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Gelbfieber darf nicht unterschätzt werden

Die Gefahr durch Gelbfieber, das meist wie ein grippaler Infekt mit
hohem Fieber sowie Glieder- und Kopfschmerzen wirkt, wird nach
Ansicht vieler Tropenärzte unterschätzt. Dabei erkranken jedes Jahr
schätzungsweise 130.00 Menschen an der hauptsächlich von Stechmücken
(Aedes aegypti) übertragenen Virusinfektion. Knapp 80.000 sterben an
der Krankheit. Bei einer Beteiligung der Leber droht nicht nur die
dafür typische Gelbfärbung der Haut, die der Erkrankung den Namen
gegeben hat, sondern in 60 bis 70 Prozent der Tod.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7818: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Ermittler stellen Rizin bei festgenommenem Kölner sicher

Die Bundesanwaltschaft wirft den am Dienstagabend in einem Kölner
Hochhaus von Spezialkräften festgenommenen 29jährigen Tunesier vor,
hochgiftiges Rizin erzeugt zu haben. Außerdem besteht der
Anfangsverdacht auf Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden
Gewalttat bzw. Verstoß gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz, wie ein
Sprecher der Anklagebehörde in Karlsruhe am Donnerstag mitteilte.
Hinweise auf eine konkretisierte Anschlagsplanung oder eine
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung gibt es nicht.
Gegen den Mann wurde Haftbefehl erlassen. Er soll vorsätzlich
biologische Waffen hergestellt haben. Er zog den Verdacht von
Sicherheitsbehörden auf sich, als er über das Internet 1000
Rizinussamen und eine elektrische Kaffeemühle bestellte. Anfang Juni
erzeugte er Rizin, das bei ihm sichergestellt wurde. Der Handel und
der Umgang mit reinem Rizin ist seit 1997 gemäß dem
Chemiewaffenkontrollgesetz eingeschränkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7742: Sprache, Kunst und Medium - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Debatte über deutsche Buchpreisbindung erneut entfacht

Nachdem sich kürzlich die die Bundesregierung beratende
Monopolkommission in einem Sondergutachten überraschend für die
Abschaffung der in Deutschland und Österreich geltenden
Buchpreisbindung ausgesprochen hatte, trat nun der Kulturausschuß des
Deutschen Bundestages, dem alle politischen Fraktionen angehören, zum
Wohle von Kleinverlagen und deren Handelsstrukturen sowie die
Bandbreite der Literatur, entschieden für die von Brüssel angegriffene
Beibehaltung der Preisbindung ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7808: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Uno-Vollversammlung verurteilt Schüsse auf Palästinenser

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat in einer Resolution
den Gewalteinsatz israelischen Militärs gegen Zivilisten im
Gazastreifen verurteilt. Seit Ende März sind bei Demonstrationen am
Zaun des Gazastreifens mehr als 120 Palästinenser von israelischen
Scharfschützen getötet worden. Hunderte erlitten Schußverletzungen.
In der Resolution ist von exzessiver, disproportionaler und
rücksichtsloser Gewalt Israels gegenüber den Palästinensern die Rede.
120 Länder stimmten für die von Palästina initiierte, von arabischen
Ländern in die Vollversammlung eingebrachte Resolution. Acht
Mitgliedsstaaten votierten dagegen, 45 enthielten sich. Mit der
unverbindlichen Resolution wird der Uno-Generalsekretär Guterres
aufgefordert, Empfehlungen für einen internationalen
Schutzmechanismus für die palästinensischen Gebiete auszuarbeiten.
Außerdem wird in dem Dokument der Abschuß von Raketen aus dem
Gazastreifen heraus auf israelisches Territorium verurteilt. Die USA
hatten in letzter Minute mit einer Ergänzung der Resolution versucht
die im Gaza regierende Hamas zu verurteilen. Der Antrag fand nicht
die erforderliche Unterstützung von zwei Dritteln des Plenums aus 193
Staaten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7822: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Neufassung des Telemedienauftrags geplant

Die Bundesländer wollen den Telemedienauftrag der
öffentlich-rechtlichen Sender neu fassen. Auf einer Pressekonferenz
der Ministerpräsidenten und -präsidentinnen in Berlin hieß es, die
Sendeanstalten sollten Beiträge in ihren Mediatheken länger als die
bislang zulässigen sieben Tage anbieten können. In ihren
Internetauftritten sollen die Sender aber nicht mit Webseiten von
Zeitungsverlagen zu verwechseln sein. Textinhalte von ARD, ZDF und
Deutschlandradio im Netz werden eingeschränkt, damit sie nicht
presseähnlich sind. Im Vordergrund soll Bewegtbild und Ton, nicht
aber Text stehen. Ausführliche auch aktuelle Texte zu Sendungen der
Öffentlich-rechtlichen soll es weiterhin geben können, ebenso eine
aktuelle Berichterstattung in Textform. Über die von den Intendanten
von ARD, ZDF und Deutschlandradio mit Vertretern der Verlage
ausgehandelten Kompromisse werden noch die Landtage abstimmen.

14. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7792: Tragisches und Kurioses - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Eltern wollen Rechnung für Handynutzung des Sohnes nicht zahlen

Nach einer Fährfahrt von Kiel nach Oslo flatterte einer Berliner
Familie eine Rechnung über 12.000 Euro für das Streaming von Videos
auf ein Handy ins Haus. Natürlich fielen die Eltern aus allen Wolken.

Wie NDR 1 Welle Nord berichtete, hatte sich der zwölfjährige Sohn der
Familie an Bord der Fähre von Kiel nach Oslo mit seinem Smartphone
zurückgezogen und Videos angesehen. Der Mobilfunkanbieter stellte
dafür rund 470 Megabyte genutzter Daten in Rechnung.

Die Reederei Color Line erklärte, offenbar habe der Junge den
WLAN-Dienst benutzt. Die Fährlinie gab an, nach der Einschiffung die
Passagiere regelmäßig über die Online-Nutzung an Bord zu informieren,
auch über die teuren Roaming-Gebühren.

Der Mobilfunkanbieter habe aus Kulanzgründen die Rechnung auf 5.000
Euro reduziert. Die Familie habe dennoch einen Anwalt eingeschaltet,
zum einen, weil der Sohn nicht geschäftsfähig ist, zum anderen, 
weil solche astronomischen Gebühren auch sittenwidrig seien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7819: Arbeit, Soziales und Familie - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Dolmetscher protestieren gegen Arbeitszeitverlängerung

Das EU-Parlament hat rund 330 festangestellte Dolmetscher in seinen
Diensten. Zusammen mit mehreren hundert Freiberuflern übersetzen sie
Redebeiträge und Texte in die 24 Amtssprachen. Weil die tägliche
Arbeitszeit der Dolmetscher von sieben auf acht Stunden verlängert
werden soll, haben diese zum Streik aufgerufen. Die Dolmetscher sind
nur bereit, siebeneinhalb Stunden am Stück zu arbeiten. Außerdem
wollen sie in der Parlamentszeit höchstens an zwei Abenden in der
Woche eingesetzt werden. Der Streikaufruf der Dolmetscher scheiterte
daran, daß ein Großteil von ihnen zwangsverpflichtet wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7802: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Großes Abfallproblem an der deutschen Nordseeküste

Bekanntlich gehört das norddeutsche Wattenmeer zum Weltnaturerbe. Das
scheint für viele keine Bedeutung zu haben, wenn sie es mit einer
Müllkippe verwechseln. Das Umweltbundesamt (UBA) schätzt die
Müllbelastung an den deutschen Küsten als besorgniserregend ein. Im
Schnitt befinden sich an 100 Meter Nordseestränden 389
Müllteile… überwiegend aus Plastik, Glas, Gummi oder
verarbeiteten Holz. Des weiteren wurden in 69 Prozent der
untersuchten Fische Mikroplastikartikel gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7807: Märkte und Finanzen - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Nestlé schließt Caro-Kaffee-Fabrik in Ludwigsburg

Der Nahrungsmittelkonzern Nestlé schließt noch in diesem Jahr sein
Werk für Caro-Kaffee in Ludwigsburg bei Stuttgart. Die rund 100
Mitarbeiter wurden darüber informiert. Für sie soll zusammen mit dem
Betriebsrat ein Sozialplan ausgearbeitet werden. Kündigungen sind
allerdings nicht ausgeschlossen. Nestlé schließt das Werk, weil die
Nachfrage für den bekannten Ersatzkaffee stark zurückgegangen ist.
Ludwigsburg ist der einzige Standort in Deutschland, an dem
Caro-Kaffee produziert wird. Laut Nestlé soll es ihn weiterhin zu
kaufen geben. Das Getränkepulver wurde erstmals 1828 aus Gerste,
Malz, Roggen und Zichorie produziert. Nestlé übernahm die
Ludwigsburger Fabrik 1971 und vermarktet den Ersatzkaffee weltweit
teils unter anderen Namen. Die Stadt Ludwigsburg verhandelt mit
Nestlé über die weitere Verwendung des 21.000 Quadratmeter großen
Fabrikgeländes am Bahnhof.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7825: Aus Forschung und Technik - 14.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Urahn der Menschheit war womöglich ein Europäer

Mal soll der Urahn des Menschen aus Peking stammen, dann wieder aus
Australien oder Afrika. Jetzt liegt seine Wiege offenbar in Europa.
Ein Forscherteam um Madelaine Böhme vom Senckenberg Centre for Human
Evolution and Paleoenvironment (HEP) in Tübingen will Hinweise dafür
gefunden haben, daß sich die ersten Vormenschen auf dem alten
Kontinent entwickelt haben. Die Paläontologen hatten zwei Funde des
Hominiden Graecopithecus freybergi untersucht. Bei ihnen handelt es
sich um Fossilien, die in Griechenland (Unterkiefer) und Bulgarien
(Zahn) gefunden wurden. Sollten weitere Funde diese Theorie
bestätigen, wäre das eine wissenschaftliche Sensation.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





FRAGEN/009: Internationale Konferenz zur Asteroidenforschung in Garching (idw)


Technische Universität München - 13.06.2018

Internationale Konferenz zur Asteroidenforschung in Garching



Vor ein paar Tagen explodierte ein kleiner Asteroid am Himmel über
Botswana - entdeckt worden war er nur wenige Stunden zuvor. Solche
erdnahen Objekte (NEOs) standen im Mittelpunkt einer vierwöchigen
Konferenz am Münchner Institut für Astro- und Teilchenphysik (MIAPP) in
Garching. Dr. Detlef Koschny, Dozent am Lehrstuhl für Raumfahrttechnik an
der Technischen Universität München (TUM), erklärt, warum wir die
NEO-Forschung und die Frühwarnmöglichkeiten ausbauen müssen.

Vor 65 Millionen Jahren löschte ein 15 Kilometer großer Asteroid zwei
Drittel des gesamten Lebens auf der Erde aus, einschließlich der
Dinosaurier. Doch nicht die ganz großen Brocken bereiten den Astronomen
Sorgen, sondern eher die kleineren erdnahen Objekte (Near-Earth Objects,
NEOs) - wie der Asteroid, der am 2. Juni am Himmel über Botswana
zerplatzte, nur einen Tag nachdem er entdeckt wurde.

International renommierte Astronomen, Astrophysiker und Weltraumforscher
trafen sich in den letzten vier Wochen in Garching bei München, um neue
Strategien zur besseren Erkennung, zur wissenschaftlichen und
kommerziellen Nutzung und zur Abwehr von NEOs zu entwickeln. Eingeladen
hatte sie das Münchner Institut für Astro- und Teilchenphysik, eine
Einrichtung des Exzellenzclusters "Origin and Structure of the Universe"
an der Technischen Universität München.

Dr. Detlef Koschny, Leiter des Near-Earth Objects-Teams der Europäischen
Weltraumorganisation (ESA) und Dozent am TUM-Lehrstuhl für
Raumfahrttechnik, erläutert, warum gerade die kleineren NEOs im Fokus der
Forschung stehen.



Was unterscheidet eigentlich einen Asteroiden von einem Meteoriten?

Detlef Koschny: Asteroiden sind Objekte, die größer sind als ein
Meter - zum Beispiel das Objekt, das in diesem Monat über Botswana
explodiert ist. Meteoroide sind Objekte, die kleiner als ein Meter sind.
Wenn sie die Atmosphäre eines Planeten durchflogen haben, werden sie
Meteoriten genannt. Kometen sind Asteroiden mit großen Mengen an flüchtigen
Verbindungen wie Wassereis. In der Nähe der Sonne verdampfen diese
Verbindungen und bilden den unverwechselbaren Schweif.

In Hollywood-Katastrophenfilmen wie "Armageddon" wird die Erde immer von
großen Asteroiden bedroht. Warum sollten wir uns Sorgen um kleinere NEOs
machen?

Detlef Koschny: NEOs, die unserem Planeten möglicherweise sehr nahe
kommen oder ihn treffen könnten, haben eine Größe von wenigen Millimetern
bis etwa 50 bis 60 Kilometern Durchmesser. Die meisten größeren NEOs haben
wir inzwischen entdeckt und ihre Bahnen sowie das statistische Risiko für
eine Kollision mit der Erde 100 Jahre in die Zukunft berechnet.

90 Prozent der Asteroiden, die einen Kilometer oder größer sind, haben wir
kartiert. Wir wissen genau, wo die großen Brocken sind und dass sie keine
Bedrohung darstellen. In der "mittleren" Region ist die Situation völlig
anders: Von den NEOs, die kleiner als ein Kilometer sind, haben wir bisher
weniger als ein Prozent entdeckt und vermessen.

Träfe ein 100 Meter großer Asteroid die Erde, würde er in einem Gebiet von
der Größe Deutschlands und sogar in der umliegenden Region erhebliche
Schäden verursachen. Aber Asteroiden dieser Größe treffen die Erde nicht
sehr oft. Vielleicht im Durchschnitt alle 10.000 Jahre.

Bei Objekten in der Größenordnung von 50 Metern erhöht sich die
statistische Häufigkeit auf einen Einschlag alle 1.000 Jahre. Vor genau
einem Jahrhundert, 1908, traf ein 40 Meter großes Objekt die Erde über
Tunguska in Sibirien und zerstörte ein Waldgebiet von der Fläche des
Großraums München.

Und wenn wir dann auf Asteroidengrößen von 20 Meter gehen - wie der
Asteroid, der 2013 in Russland über Tscheljabinsk explodierte und 1.500
Menschen verletzte - solche treten im Durchschnitt alle 10 bis 100 Jahre
auf. Wir werden vermutlich so etwas in unseren Leben noch einmal sehen.

Niemand hat den Asteroiden von Tscheljabinsk kommen sehen. Und auch der
Asteroid über Botswana wurde erst wenige Stunden vorher entdeckt. Wie ist
der aktuelle Stand der NEO-Erkennungstechnologie?

Detlef Koschny: Im Moment laufen auf der Erde zwei große
Beobachtungsprogramme, die beide von unseren amerikanischen Kollegen
finanziert werden. Sie verwenden optische Teleskope, die ein großes
Gesichtsfeld abdecken und kontinuierlich den Nachthimmel abtasten können,
um Objekte zu erkennen, die hell genug sind.

Bei größeren Objekten funktioniert diese Strategie ganz gut, denn sie sind
schon sichtbar, wenn sie noch weit von der Erde entfernt sind. Kleinere
Objekte bis zu einer Größe von 20 Metern sind jedoch sehr schwierig zu
erkennen. Sie sind erst erkennbar, wenn sie so nah wie der Mond sind.

Doch wenn Sie nur zwei solcher Teleskope auf dem Planeten haben und jedes
Teleskop drei Wochen braucht, um den gesamten Himmel abzusuchen, dann
müssen Sie wirklich Glück haben, dass ein solcher Asteroid Ihr Sichtfeld
gerade dann durchquert, wenn Sie in die richtige Richtung schauen.

Daher entwickeln wir derzeit extrem weitwinklige Teleskope, die in nur 48
Stunden den gesamten Himmel erfassen können. Im Rahmen des ESA-Programms
zur Weltraumlageerfassung (Space Situational Awareness, SSA), in dem ich
arbeite, koordiniert das NEO-Koordinationszentrum am ESA Centre for Earth
Observation (ESRIN) in Frascati (Italien) die weltweite Zusammenarbeit von
Observatorien und Astronomen.

Was sind Ihre Empfehlungen zur Verbesserung der Erkennung und Verfolgung
von Asteroiden und welche neuen Technologien werden derzeit oder in naher
Zukunft eingesetzt?

Detlef Koschny: Es gibt ein System namens Atlas (Asteroid
Terrestrial-impact Last Alert System), das in den USA gerade online
gegangen ist. Es besteht aus kleinen Teleskopen. Dies könnten zwar keine
Objekte mit geringer Helligkeit sehen, aber fast den gesamten Nachthimmel
einmal pro Nacht absuchen. Hier in Europa bauen wir das Flyeye-Teleskop mit
einer effektiven Öffnung von einem Meter. Es bietet uns ein großes
Gesichtsfeld, mehr als 100 mal so groß wie der Vollmond am Nachthimmel. In
einer Nacht können wir mit einem Teleskop etwa die Hälfte des Himmels
absuchen. Die Steuerungsstrategie dazu wurde von einem unserer
Masterstudenten an der TUM entwickelt.

Unsere wichtigste Schlussfolgerung aus den Diskussionen der letzten Wochen
und eine der Empfehlungen, die wir im Abschlusspapier nach der Konferenz
geben werden: Es besteht ein dringender Bedarf an weiteren Teleskopen, die
den Himmel kontinuierlich nach NEOs absuchen können und an einem globalen
Netzwerk von Teleskopen, die konzertiert zusammenarbeiten, so dass wir
auch den Bereich der kleineren Asteroiden in der erdnahen Umlaufbahn
wirklich abdecken können. Bevor wir konkrete Maßnahmen ergreifen können,
um uns gegen sie zu verteidigen, müssen wir diese Objekte erst einmal
finden.




Weitere Informationen:

Die Konferenz wurde initiiert und veranstaltet vom Munich Institute for
Astro- and Particle Physics (MIAPP), gefördert von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) über den Exzellenzcluster "Origin and
Structure of the Universe" an der Technischen Universität München. Das
MIAPP ist am Forschungscampus Garching angesiedelt und ist eingebettet in
das akademische Umfeld der Physik-Departments der beiden Münchner
Universitäten, der lokalen Max-Planck-Institute und der Europäischen
Südsternwarte (European Southern Observatory. ESO).

Exzellenzcluster Universe:

http://www.universe-cluster.de

Munich Institute for Astro- and Particle Physics:

http://www.munich-iapp.de/

Konferenz: Near-Earth Objects: Properties, Detection, Resources, Impacts
and Defending Earth:

http://www.munich-iapp.de/programmes-topical-workshops/2018/near-earth-objects-properties-detection-resources-impacts-and-defending-earth/

Website des ESA SSA-NEO Programms:

http://neo.ssa.esa.int

World Asteroid Day, 30. Juni:

https://asteroidday.org/

ESA World Asteroid Day:

http://www.esa.int/asteroidday

ESO World Asteroid Day:

https://supernova.eso.org/germany/programme/detail/es1053/

ESA-Videos zu Asteroiden

https://www.youtube.com/user/ESA/search?query=asteroid
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Technische Universität Berlin - 13.06.2018

TU Berlin: Fingerabdruck des Lebens auf dem Mars?

Analysen des Mars-Rovers "Curiosity" unterstützen Untersuchungen von
TU-Astrobiologen, dass der Rote Planet irgendwann einmal belebt war



Wie eine Bombe schlug in der Wissenschaftswelt vor einigen Tagen die
Nachricht ein, der NASA Marsrover "Curiosity" habe organische Moleküle auf
dem Roten Planeten gefunden. "Diese sensationelle Entdeckung wird die
Suche nach Leben auf dem Mars weiter befeuern", so Prof. Dr. Dirk
Schulze-Makuch, Astrobiologe von der TU Berlin und Adjunct Professor an der
Arizona State sowie der Washington State University. Er selbst vermutete
solche Vorkommen auf dem Mars ebenfalls schon länger. Die neuen
Entdeckungen bestätigen seine Vermutungen. Schulze-Makuch konnte kürzlich
in aufwendigen Untersuchungen aktive Zellverbände in der marsähnlichen
Landschaft der Atacama-Wüste nachweisen, die an einem der trockensten Orte
der Erde überleben, bis minimale Wassermengen ihre Stoffwechselaktivitäten
wieder anregen.

"Auf dem Mars fällt natürlich kein Regen", so Schulze-Makuch. "Aber es
gibt auch dort flüssiges Wasser in Form von Wasserfilmen auf Mineralen,
Nebel, Grundwasser und sogar ab und zu durch nächtlichen Schneefall.
Insofern kann die hyper-aride Kernzone der Atacama-Wüste, in der wir ein
vorübergehend bewohnbares Habitat mit kurzzeitig aktiven Mikroben entdeckt
haben, als Arbeitsmodell für den Mars gelten." Seine Kollegin Jen
Eigenbrode vom Goddard Space Flight Center und sein Kollege Christopher
Webster von der Caltech konnten nun mithilfe der SAM-Instrumente (Sample
Analysis at Mars) auf dem Curiosity Rover erstmalig viele verschiedene
organische Stoffe ebenso wie Methan nachweisen. Der Rover hatte die Proben
im Gale-Krater eingesammelt, in dem er bereits seit sechs Jahren arbeitet.
Die Untersuchungen hatten sich auf einen alten See konzentriert, der vor
rund 3,5 Milliarden Jahren existiert hatte und der damit eine Art
geologisches "Gedächtnis" darstellt.

"Natürlich können organische Moleküle auch durch inorganische Prozesse auf
den Mars geraten sein, also zum Beispiel durch einen Meteoriteneinschlag",
so Schulze-Makuch. Aber die Diversität und Anzahl der Moleküle spreche
eher dafür, dass sie Zerfallsprodukte von Mikroorganismen seien. "An der
Oberfläche würden biologische Moleküle wie Proteinverbindungen vor allem
durch die Strahlung schnell zerfallen. Doch es wurden auch
Sulfat-Verbindungen gefunden, die bei der Konservierung von organischen
Molekülen unter diesen unwirtlichen Bedingungen helfen. Man kann sich also
vorstellen, was man in noch tieferen Bodenschichten finden könnte."

Frühere Arbeiten hätten, so Schulze-Makuch, festgestellt, dass der
ehemalige Marssee eine habitable, also bewohnbare Zone gewesen sei. "Wenn
man also dort jetzt organisches Material findet, können wir die
wissenschaftliche Vermutung formulieren, dass der Mars irgendwann einmal
ein frühes Ökosystem gehabt hat."

Dirk Schulze-Makuch hat fast 200 Arbeiten veröffentlicht, die sich mit
Astrobiologie und der Bewohnbarkeit von Planeten beschäftigen. Sein
jüngstes Buch, "The Cosmic Zoo: Complex Life on Many Worlds" erschien Ende
2017. Zur aktuellen Entdeckung der organischen Stoffe durch den "Curiosity
Rover" schrieb er einen Blog im Wissenschaftsmagazin (open access) Air &
Space Smithsonian: "Fingerprints of Martian Life - Recent discoveries by
the Curiosity rover reset the debate about life on Mars".

https://www.airspacemag.com/daily-planet/fingerprints-martian-life-180969265/

http://www-astro.physik.tu-berlin.de/Atacama-project/
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FORSCHUNG/1498: Kaiserslauterer Physiker verändern atomare Wechselwirkung in ultrakalter Materie (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 13.06.2018

Kaiserslauterer Physiker verändern atomare Wechselwirkung in ultrakalter
Materie



Physikern der Technischen Universität Kaiserslautern (TUK) um Professor
Dr. Herwig Ott ist es erstmals gelungen, die Wechselwirkung zwischen zwei
Atomen in ultrakalter Materie mit Hilfe von sogenannten Rydbergmolekülen
zu verändern. Diese erst kürzlich entdeckten großen Moleküle bestehen aus
nur zwei Atomen, deren Bindungsmechanismus nicht mit gängigen chemischen
Modellen beschrieben werden kann. Sie besitzen außergewöhnliche
Eigenschaften wie etwa eine große Bindungslänge. Die Studie wurde nun in
der renommierten Fachzeitschrift "Nature Communications"
veröffentlicht.

Wechselwirkungen sind der fundamentale Baumeister unserer Welt. Nicht nur
im sozialen Leben, sondern auch in der Materie, die uns umgibt. Schon
Anfang des 20. Jahrhunderts stellte der Physiker Ernest Rutherford fest,
dass selbst Gold zu über 99 Prozent aus Nichts besteht. Erst die
Wechselwirkung einzelner Teilchen macht Materie zu dem, was sie ist. Sie
sorgt dafür, dass unsere Welt im Innersten zusammenhält.




[image: Foto: © TUK/AG Ott]

Die Abbildung zeigt eine ultrakalte Wolke aus Rubidium-Atomen (rot) in dem
Experiment an der TUK. 

Foto: © TUK/AG Ott



Dies gilt nicht nur für unsere Alltagswelt, sondern auch für die Welt der
Quantenphysik. Um Quanten-Phänomene zu erforschen, setzen Physiker oftmals
auf ultrakalte atomare Gase. "Hierbei herrschen Temperaturen um den
absoluten Nullpunkt, rund -273 Grad Celsius", sagt Professor Dr. Herwig
Ott, der an der TUK zu ultrakalten Quantengasen und Quantenatomoptik
forscht. "Das Verhalten der atomaren Gase wird dabei von der
Wechselwirkung zwischen den Atomen bestimmt." Experten sprechen in diesem
Zusammenhang auch von einem quantenmechanischen Streuprozess. "Für die
Wissenschaft sind solche Gase bei der Erforschung von quantenmechanischen
Effekten von großer Bedeutung, weil sich diese Wechselwirkungen im Labor
verändern lassen", fährt der Professor fort.

Bei der Materie, die uns im Alltag umgibt, ist das in der Regel nicht der
Fall. "Die Wassermoleküle in einem Glas Wasser zum Beispiel haben immer
dieselbe Wechselwirkung und die Frage, was wären die Eigenschaften von
Wasser, wenn sich die Wassermoleküle doppelt so stark anziehen würden,
lässt sich experimentell nicht beantworten", so der Physiker.

Den Wissenschaftlern um Professor Ott ist es nun erstmals gelungen, die
Wechselwirkung zwischen ultrakalten Atomen mit Hilfe sogenannter
Rydbergmoleküle zu verändern. Die Idee für den Versuch: Zwei Atome, die
zusammenstoßen, werden kurzzeitig mittels eines Laserstrahls in einen
Zustand versetzt, der einem Molekül entspricht. "Dadurch verbringen sie
eine längere Zeit beieinander", erläutert der Professor. "Dies verändert
den quantenmechanischen Streuprozess zwischen den beiden Atomen und damit
auch die Wechselwirkung zwischen ihnen."

Im Experiment konnten die Kaiserslauterer Forscher dies jetzt beobachten:
Dazu haben sie aus zwei Rubidium-Atomen ein Rydbergmolekül "gebaut". Diese
Form der Moleküle wurde erst vor wenigen Jahren entdeckt. Es handelt sich
hierbei um Moleküle, die so groß wie Viren sein können, aber nur aus zwei
Atomen bestehen. In der Regel sind Moleküle, die aus zwei Atomen bestehen,
wesentlich kleiner. Im Gegensatz zu bislang bekannten Bindungen, bei denen
sich zum Beispiel zwei Atome jeweils ein Elektron teilen, wirkt hier ein
anderer Mechanismus: Ein Elektron weist zum Atomkern nur eine sehr
schwache Bindung auf und befindet sich auf einer äußeren Elektronenbahn,
es ist in einem sogenannten Rydbergzustand. Das zweite Atom erfährt nun
eine quantenmechanische Wechselwirkung mit dem Elektron und es entsteht
eine schwache Bindung zwischen den beiden Atomen.

"Diese Moleküle zeichnen sich durch eine Reihe außergewöhnlicher
Eigenschaften aus", sagt der Professor, "wie etwa ihre extrem große
Bindungslänge von einigen hundert Nanometern sowie ihre sehr großen
elektrischen Dipolmomente." Darunter versteht die Wissenschaft die
Tatsache, dass Moleküle eine räumlich getrennte positive und negative
Ladung besitzen können.

Die Ergebnisse der Kaiserslauterer Wissenschaftler ermöglichen es zum
einen, die Wechselwirkung in nahezu jedem ultrakalten Gas zu ändern. Zum
anderen eröffnen sie auch neue Anwendungsmöglichkeiten wie die direkte
Kontrolle von Mehrteilchenwechselwirkungen. "Aber auch Wechselwirkungen
mit längeren Reichweiten als bislang möglich lassen sich so künftig
induzieren", nennt der Physiker als weiteres Beispiel. "Damit könnten in
Zukunft neuartige Materiezustände in ultrakalten Gasen realisiert werden."



Die Studie wurde in der renommierten Fachzeitschrift "Nature
Communications" veröffentlicht: "Experimental realization of a Rydberg
optical Feshbach resonance in a quantum many-body system"; O. Thomas, C.
Lippe, T. Eichert & H. Ott

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-018-04684-w

Finanziert wurde die Arbeit durch das Landesforschungszentrum Optik und
Materialwissenschaften, kurz OPTIMAS, die Graduiertenschule "Materials
science IN MainZ" (MAINZ) sowie die beiden Sonderforschungsbereiche
"Condensed Matter Systems with Variable Many-Body Interactions" und "OSCAR
- Open System Control of Atomic and Photonic Matter".
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Den Unsichtbaren eine Stimme geben

von Julia Müller



FLAWSOME SONENI THANDEKA GWIZI kam mit einer Behinderung auf die
Welt. Doch die mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete
Medienvertreterin ist hellwach und wird nicht müde, auf die Rechte von
Menschen mit Behinderungen in Simbabwe und anderswo aufmerksam zu
machen. Ein Portrait.



"Die Internetverbindung ist heute nicht stabil, ich hoffe es klappt um
10 Uhr." Diese Nachricht erreicht mich eine halbe Stunde vor unserem
Interview. Bis kurz vor unserem Gespräch ist unklar, ob es überhaupt
stattfinden kann. Es ist ein Samstag im Januar und um 9 Uhr morgens
MET klappt es dann doch. Am anderen Ende der Leitung, etwa 12.000 km
entfernt, strahlt eine junge Frau in die Kamera. Sie schafft es, ihre
Energie und Lebensfreude auch über eine solch große Distanz und über
ein digitales Medium zu transportieren. Auf ihrer kleinen Terrasse in
Bulawayo, Simbabwe, sitzt Soneni Gwizi und erzählt von ihrem
Engagement für Inklusion und Rechte von Menschen mit Behinderungen,
ihrer afrikanischen Identität und ihrer Vision für das Land.


Unheilbar krank, aber hellwach

Soneni Gwizi stammt aus dem ländlichen Simbabwe. Sie wurde mit der
Erbkrankheit "Osteogenesis imperfecta" (OI) geboren und ist daher
heute kleinwüchsig. Die Krankheit ist im Volksmund besser bekannt
unter dem Namen "Glasknochenkrankheit", auch wenn dieser Begriff die
Realität der allermeisten Betroffenen nur sehr unvollkommen
beschreibt. Es handelt sich dabei um eine genetisch bedingte
Kollagenfehlbildung, die zu Fehlern im Aufbau der Knochenmatrix führt.
Gegenwärtig kann OI nicht geheilt werden. Während OI zu körperlicher
Behinderung führen kann und dadurch die Verwendung von Krücken,
Rollstuhl oder anderen Mobilitätshilfen notwendig wird, ist der Geist
so wach und leistungsfähig wie bei jedem anderen Menschen auch.

Ihr Vater hatte zwei Ehefrauen, Sonenis Mutter war die jüngere von
beiden. Nach ihrer Geburt zog der Vater sich zurück. Die Geburt eines
behinderten Kindes ist in Simbabwe mit viel Stigma verbunden.
Besonders im ländlichen Kontext herrscht oft die Meinung vor, dass die
Geburt eines behinderten Kindes mit Hexerei in Verbindung steht oder,
dass es sich um das Kind eines fremden Mannes handeln könnte. Er ließ
sich nie offiziell scheiden, aber hat sich auch nicht in die Erziehung
eingebracht. Diese Tatsache hat die Beziehung zwischen Mutter und
Tochter nur erstarken lassen. "Ich wurde von einer sehr starken Mutter
aufgezogen, die mir etwas über die Überlebensfähigkeiten der
Behinderten beibrachte. Sie lehrte mich, dass eine Behinderung für
mich niemals ein Hindernis sein sollte, um meine Träume zu verfolgen
und Freunde zu finden." Die Finanzen der kleinen Familie waren knapp.
Soneni konnte damals nicht in die Schule gehen, da diese zu weit weg
war und sie aufgrund ihrer Behinderung oft ins Krankenhaus musste.

Neugierig und wissbegierig wie Soneni aber bereits als Kind war, nahm
sie sich die Bücher ihrer Geschwister, um zu lernen. Nach einigen
Streitereien unter den Kindern haben ihre Geschwister ihre Bedürfnisse
anerkannt und ihr nach der Schule beigebracht, was sie zuvor selbst
gelernt hatten. So lernte Soneni Schreiben, obwohl sie nicht zur
Schule ging. Ihr Arzt im Krankenhaus - sie beschrieb ihn einmal als
Vaterersatz - wurde darauf aufmerksam und kümmerte sich darum, dass
sie in Bulawayo zur Schule gehen konnte.


Journalismus als Leidenschaft

Mit 18 musste sie das staatliche Schulsystem verlassen, was sie aber
nicht davon abhielt, weiter zu lernen. Am Tag ging sie einer normalen
Arbeit nach und widmete sich am Abend ihrer Leidenschaft, dem
Journalismus.

Heute beschreibt sich Soneni selbst als Rundfunk- und
Fernsehsprecherin, Schwester, Freundin und Mentorin, Weltbürgerin und
Medienvertreterin. Sie gibt Workshops an Schulen, hält Vorträge und
wird nicht müde, die Verantwortlichen im Land auf die Rechte von
Menschen mit Behinderungen hinzuweisen. Für ihr Engagement wurde sie
unter anderem mit dem "Women 4 Africa"-Preis ausgezeichnet.

Wenn man mit ihr spricht, bekommt man nicht den Eindruck, dass diese
Frau jemals Probleme damit gehabt hätte, was sie tut. Dieser Eindruck
trügt. Sie hat die Erfahrung gemacht, dass man es als afrikanische
Frau schwer hat - als behinderte, afrikanische Frau erst recht. Ihren
Aktivismus kann man als frauenbewegt und behindertenbewegt
charakterisieren. Das Vorbild: ihre Mutter, die sich trotz fehlender
formeller Bildung immer für sie eingesetzt hat. Soneni bedauert, dass
kaum über Frauen wie ihre Mutter berichtet wird, die den Alltag in
Afrika gestalten. "Das ist die typische afrikanische Frau, das ist die
Hausfrau, die aufwacht und aufs Feld geht, das Land bebaut und am Ende
des Tages Brot auf dem Tisch hat, weil Weizen da ist. Jemand hat das
getan, aber wir hören nie von ihnen."

Noch weniger Aufmerksamkeit schenkt die Gesellschaft aber Behinderten.
Sie sind schlicht unsichtbar, obwohl sie laut UN-Statistik über 10
Prozent der Bevölkerung in Simbabwe ausmachen. In der Realität ist die
Zahl aber wohl weitaus höher. Das simbabwische Gesundheitssystem ist
heute zumeist überfordert, Mobilitätshilfen sind teuer und für viele
unerschwinglich.

Soneni hat sich zur Aufgabe gemacht, den Unsichtbaren eine Stimme zu
geben. Ihrer Auffassung nach sind Bildung und Kommunikation der
Schlüssel dafür. Bildung macht den Unterschied, ob jemand für sich
selbst sorgen kann oder nicht. Durch einen reinen Wohlfahrtsansatz sei
Behinderten nicht geholfen, denn dieser fördere Armut. Fördert man
hingegen ihre Bildung und befähigt sie innerhalb ihrer
Leistungsfähigkeit, so schafft man einen nachhaltigen Beitrag. Bildung
alleine reicht jedoch nicht, wenn die relevanten Themen nicht auch
kommuniziert werden. Trotzdem versucht Soneni in ihrem Aktivismus
nicht, ihr eigenes Schicksal in den Vordergrund zu stellen. Besonders
in ihrer Arbeit mit der Regierung setzt sie auf Fakten: "Ich arbeite
nicht an persönlichen Maßnahmen. Es hat nichts mit meinem Leben,
meinen Problemen zu tun, aber es ist das, was Menschen durchmachen.
Sobald sie [die Regierung] die Tatsachen vorliegen haben, können sie
das nicht mehr leugnen. Und die meisten Fakten beruhen auf der
Verletzung des verfassungsmäßigen Rechts von Menschen mit
Behinderungen in Simbabwe."


Unabhängiger Freigeist

Als Kanal für ihre Kommunikationsarbeit schätzt Soneni moderne
Technologien, die Social Media. Die Tatsache, dass sie für unser
Gespräch keine 12.000 km zurücklegen muss, sondern das einzige
Hindernis eine etwas ruckelige Internetverbindung ist, ist für sie
revolutionär. Die Möglichkeit, über Social Media von zu Hause aus ein
Millionenpublikum zu erreichen, ist für ihre Arbeit von großer
Bedeutung - vor allem, weil diese Form von Kommunikation barrierefrei
ist. Über Facebook und Twitter vernetzt sie sich zum einen mit anderen
Aktivistinnen und Aktivisten im Ausland und schaltet sich zum anderen
immer wieder in politische Debatten ein. Dabei ist sie sicher, dass
ihre Stimme auch gehört wird: "Der Minister für Arbeit und Soziales
hat mir [auf Twitter] eine Nachricht gesendet: Wir lieben deine Ideen,
was können wir tun? Also hören sie mir zu, ich glaube fest, dass sie
mir zuhören. (...) Sie werden Dinge vielleicht nicht sofort ändern,
aber sie wissen, da draußen ist jemand."

Selbst kann sie sich eine politische Karriere zum aktuellen Zeitpunkt
noch nicht vorstellen. Sie hat Angst, dadurch den Kontakt zu den
Menschen zu verlieren, für die sie sich einsetzt. Gänzlich
ausschließen möchte sie die Option dennoch nicht: Ich bin ein
Freigeist - ich weiß noch nicht, wo die Reise mich hinführen wird.

Bis November vergangenen Jahres kannte die junge Nation Simbabwe nur
einen Präsidenten: Robert Mugabe. Am 15. November 2017 endete seine
30-jährige Amtszeit und der ehemalige Vize Emmerson Mnangagwa übernahm
die Regierungsgeschäfte. Seitdem sind viele Augen auf das afrikanische
Binnenland gerichtet. Die Zukunft des Landes sieht Soneni seitdem
optimistischer. Sie hat das Gefühl, dass seit dem 15. November 2017
Bürger stärker in den politischen Prozess eingebunden werden. Diese
Beteiligung sei für sie der Schlüssel für eine positive Entwicklung
des Landes, denn die Bürger sollten der Hauptschwerpunkt einer jeden
Regierung sein: "Die Situation in Simbabwe ist seit dem 15. November
2017 vergleichbar mit einer Familie mit einem neugeborenen Kind. Jeder
hat zu lernen, wie man sich um das neue Familienmitglied kümmert, und
keiner ist dem anderen dabei überlegen."

Ihrer Meinung nach sei es für diesen politischen Neuanfang wichtig,
die kulturelle Identität als Nation oder als Individuen nicht zu
verlieren. Die Bevölkerung müsse sich erinnern, wer sie ist, und die
kulturelle Vielfalt annehmen. Mehrfach bezieht sich Soneni in diesem
Zusammenhang auf die südafrikanische Lebensphilosophie "ubuntu". Ein
Wort aus den Sprachen der Zulu und Xhosa, welches für "Nächstenliebe"
und "Gemeinsinn" steht.


Teilen, Einbringen und Gestalten

Dass diese Nächstenliebe und dieser Gemeinsinn für sie eine große
Rolle spielen, merkt man schnell, wenn Soneni ihren "Afrikanismus"
definiert. Dazu gehört, sich selbst so zu akzeptieren, wie man ist:
Ihre Identität als stolze, behinderte Afrikanerin ist ihr sehr
wichtig. "Was sind meine Werte als afrikanische Frau? Ich habe
Schokoladenhaut, ich habe Dreadlocks, ich beziehe mich auf Menschen,
ich bin freundlich, ich bin entgegenkommend, ich liebe, ich verzeihe,
ich nehme an. Meine Probleme werden zu deinen Problemen. Wir lösen sie
zusammen. Wir teilen. Für mich ist genau das 'Afrikanismus'. Es ist,
wenn ich eine andere Schwester von einem anderen Kontinent, aus einer
anderen Gemeinschaft annehme und das wenige Essen teile, das ich
habe."

Was von unserem Gespräch bleibt, ist ein prägender Eindruck einer
starken Persönlichkeit; jemand, die trotz aller Widrigkeiten nicht nur
ihren Platz gefunden hat, sondern sich auch gestaltend und mit
positivem Einfluss in die Gesellschaft einbringt. Sie stellt sich
gerne als "flawsome Soneni Thandeka Gwizi" vor. Hierbei ist "flawsome"
ein zusammengesetztes Adjektiv aus den englischen Begriffen "flawed"
(fehlerhaft) und "awesome" (genial, großartig). Es beschreibt eine
Person, die ihre Makel akzeptiert und weiß, dass sie trotzdem
großartig ist und Großartiges leisten kann. Der Name Soneni übersetzt
sich aus isiNdebele in "Was haben wir getan". Thandeka bedeutet
übersetzt "geliebt werden". "Die Namen haben zu meiner Identität als
behinderte afrikanische Frau beigetragen. Ich habe mein Selbst in
ihnen gefunden, im Gegensatz zu dem falschen Verständnis von
Behinderung, dass man verflucht sei, wenn man behindert ist."



Die Autorin ist Humangeografin mit Schwerpunkt südliches Afrika und
hat ihren Master an der Universität Köln gemacht.

 * 
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EDITORIAL

VERMURKSTE VERSÖHNUNG

Ein Kommentar von Henning Melber zur Debatte um Entschädigung für den
Völkermord an den Ovaherero und Nama.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

GESPALTENER ANC

Auf dem Parteitag des ANC im Dezember 2017 hat sich eine gespaltene
Partei gezeigt. Cyril Ramaphosa konnte sich knapp gegen das Zuma-Lager
durchsetzen. Von Lothar Berger

NEUANFANG MIT RAMAPHOSA?

Das Ende von Jacob Zuma als Präsident Südafrikas steht bevor. Wie ein
Neuanfang des ANC unter Ramaphosa aussehen könnte, darüber macht sich
Raymond Suttner seine Gedanken.

KEIN ENDE ABZUSEHEN

Der Regierungsskandal um Guptagate betrifft auch Südafrikas
Fernsehsektor. Birgit Morgenrath berichtet, wie die Pay-TV-Firma
MultiChoice den Wechsel zum analogen Fernsehen zu ihrem eigenen
Vorteil ausnutzte.

GEPLANTER URANBERGBAU VOR DEM AUS

Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben die Pläne
der Bergbaufirma Pensinsula Energy durchkreuzt, Rechte für den
Uranabbau in der Karoo zu erhalten. Stefan Cramer über das Aus für den
Uranbergbau in Südafrika.

TAUCHEN NACH ABALONE: IM REVIER DES WEISSEN HAIS

Verarmte Bewohner in Gansbaai in der Westkap-Provinz riskieren ihr
Leben, um den illegalen Handel mit den streng geschützten Abalonen
(Seeschnecken) zu betreiben. Eine Reportage von Kimon de Greef.


NAMIBIA

GEINGOB FÜR 2018 GESTÄRKT

Der Swapo-Parteikongress hat die Führungsrolle von Namibias Präsident
Hage Geingob konsolidiert, wie Henning Melber berichtet.

FEMINISMUS IM MITTELPUNKT

Die Frauenorganisation Sister Namibia leistet Bewusstseinsarbeit und
Lobbying für Frauenrechte. Gertrude Eigelsreiter-Jashari hat die
Geschäftsführerin Vida da Voss Links interviewt.


SIMBABWE

DEN UNSICHTBAREN EINE STIMME GEBEN

Flawsome Soneni Gwizi kam mit einer Behinderung auf die Welt, doch die
mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete Medienvertreterin
lässt sich dadurch nicht einschränken und ist tatkräftig engagiert.
Ein Portrait von Julia Müller.


ANGOLA

RÜCKENWIND FÜR KLEINBÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT

Der Diskurs von Angolas neuem Präsidenten ermutigt Landorganisationen,
wie Petra Aschoff bei einer Projektreise in zwei Provinzen erfahren
konnte.


OSTAFRIKA

VOM FREIHEITS- ZUM ÜBERLEBENSKAMPF

Die Tazara-Bahn auf der Suche nach einer neuen Erfolgsspur. Ein
Bericht von Tim Zajontz.


SÜDLICHES AFRIKA

ENERGIEWENDE FÜR ALLE!

Franziska Müller zeigt Perspektiven für Energietransitionen im
südlichen Afrika auf.


SÜDAFRIKA: KULTUR

LITERATUR AUF DER SPUR

Seit November 2017 ist das am Indischen Ozean gelegene Durban "Unesco
City of Literatur". Gisela Feurle begleitet uns auf einen
literarischen Ausflug durch die Metropole von KwaZulu-Natal.

DAS NEUE KUNSTMUSEUM IN KAPSTADT - EINE HERAUSFORDERUNG

Das Zeitz MOCAA - Museum für zeitgenössische afrikanische Kunst wurde
im September in Kapstadt eröffnet. Jürgen Langen stellt das
ambitionierte Museum vor.


SÜDLICHES AFRIKA

ES FEHLT DER MUT ZUR DEKOLONIALISIERUNG

Über das Humboldt-Forum und Deutschlands koloniale Amnesie macht sich
Jürgen Zimmerer seine Gedanken.


SÜDAFRIKA: MUSIK

BRING BACK...

Jürgen Langen zum zum Tod von Jazz-Legende Hugh Masekela.


SERVICE

REZENSIONEN
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PROJEKT/741: "EmotAsS" - Assistenzsystem unterstützt Menschen mit Behinderungen bei der Arbeit (idw)


idw - Pressemitteilung: Universität Bremen

Assistenzsystem unterstützt Menschen mit Behinderungen bei der Arbeit 



Das Technologie-Zentrum Informatik und Informationstechnik der
Universität Bremen hat mit der Universität Augsburg und der Werkstatt
Bremen im Rahmen des Projekts "EmotAsS" ein Softwaresystem entwickelt,
das sich den Emotionen seiner Nutzer anpasst. Von den Beschäftigten
und dem Betreuungspersonal in der Werkstatt für behinderte Menschen
wurde der Prototyp begeistert aufgenommen.

Menschen mit Behinderungen haben es schwer, einen passenden
Arbeitsplatz zu finden. Digitale Medien können ihnen helfen, neue
Tätigkeiten zu erschließen oder bestehende Arbeiten besser zu
bewältigen. Das Technologie-Zentrum Informatik und Informationstechnik
(TZI) der Universität Bremen hat daher unter Leitung von Professorin
Heidi Schelhowe im dreijährigen Projekt "Emotionssensitives
Assistenzsystem zur Unterstützung von Menschen mit Einschränkungen"
(EmotAsS) gemeinsam mit der Universität Augsburg und der Werkstatt
Bremen an einer Problemlösung gearbeitet. Herausgekommen ist ein
System, das sowohl die Beschäftigten unterstützt als auch ihre
Betreuungspersonen entlastet. Es liefert nicht nur die notwendigen
Instruktionen für eine Aufgabe, sondern reagiert auch auf den
emotionalen Zustand der Anwenderinnen und Anwender, um sie nicht zu
über- oder unterfordern. Das Projekt wurde vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördert.

Spracherkennung registriert negative Gefühle

Den Prototypen des Systems nutzt die Werkstatt Bremen, Träger der
Werkstatt für behinderte Menschen "Martinshof", im Bereich
Hauswirtschaft. Die Beschäftigten erhalten am Bildschirm Anweisungen
für verschiedene Reinigungsaufgaben in der Werkstatt, beispielsweise
in den Büros oder im Treppenhaus. Gesteuert wird das System
hauptsächlich per Spracheingabe, wahlweise aber auch per Touchscreen
oder über eine einfache Tastatur. Im Zuge der Spracherkennung
ermittelt das System zusätzlich positive oder negative Emotionen sowie
deren Intensität. Im Falle von negativen Gefühlen wird den Nutzerinnen
und Nutzern angeboten, erst einmal ein beruhigendes Spiel zu spielen.
Bei einem Mangel an Energie wird stattdessen eine kleine
Verfolgungsjagd vorgeschlagen.

"In der Informatik versuchen wir heute, Gefühle zu erkennen und zu
berechnen", erklärt Professorin Heidi Schelhowe, Leiterin der
Arbeitsgruppe Digitale Medien in der Bildung (dimeb). An der
Universität Bremen werde dies mit einer hohen Kompetenz in der
Pädagogik verknüpft, um zu erforschen, wie die Informatik in
Bildungszusammenhängen eingesetzt werden kann. Bei dem
Assistenzsystem, so betonen auch die Projektmitarbeiter Christian
Cohrs und Florian Lütkebomert, gehe es darum, den Menschen mit
Behinderungen mehr Verantwortung, Selbstbestimmung und Kontrolle zu
ermöglichen. Die Emotionserkennung wurde dabei von der Universität
Augsburg beigesteuert.

Beschäftigte sind begeistert

Die Beschäftigten in der Werkstatt Bremen, einer der größten
Einrichtungen ihrer Art in Deutschland, haben das System sofort
angenommen und ihm sogar einen Namen gegeben: "Georg" heißt ihr
digitaler Ratgeber jetzt. "Die Mitarbeitenden in der Hauswirtschaft
haben eine Aufwertung ihrer Tätigkeit durch das Projekt erfahren, sie
sind sehr begeistert", berichtet Werkstattleiter Hinderk Ulferts.
Seitens der Betreuenden habe es zunächst Berührungsängste gegeben,
weil sie in dem Assistenzsystem eine Gefahr für ihren Arbeitsplatz
sahen. Mittlerweile seien sie jedoch froh über die Entlastung, denn
"Georg" beantwortet die häufig wiederkehrenden Fragen der
Beschäftigten immer wieder mit Engelsgeduld. Die Betreuerinnen und
Betreuer können sich auf andere Aufgaben konzentrieren.

Das Projekt EmotAsS ist zum 31. Mai 2018 ausgelaufen. Die Beteiligten
kämpfen jedoch darum, das System weiterentwickeln zu können, weil es
für die Menschen mit Behinderungen in der Werkstatt Bremen eine große
Unterstützung darstellt. "Experten sind sich sicher, dass es einen
großen Bedarf an solchen Hilfen gibt", betont Monika Emmel, die das
Projekt für die Werkstatt betreut. "Ich bin der Meinung: das ist die
Zukunft."

Weitere Informationen:

www.emotass.de

www.uni-bremen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/1715: EU macht Weg frei für mehr Bürgerenergie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2018

EU macht Weg frei für mehr Bürgerenergie



Zur Einigung zwischen EU-Kommission, Rat und Parlament über den weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien in Europa erklärt Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Die deutsche Regierung hatte mit ihrem Bremserkurs für die Bürgerenergie keinen Erfolg. Europa sorgt nun dafür, dass die Hürden und Gebühren für Eigenerzeugung und -verbrauch von erneuerbarem Strom sinken. Auch Speicherung und Verkauf von Strom aus Kleinanlagen wird durch die EU-Vorgaben wesentlich einfacher. Das ist eine gute Nachricht aus Brüssel für die dezentrale Energiewende und die Beteiligung der Menschen am Umbau ihrer Energieversortung.

Weit hinter den Erfordernissen zurück bleibt dagegen das Ausbauziel für Erneuerbare Energien in Europa. Wirtschaftsminister Altmaier fährt die Energiewende aktuell nicht nur in Deutschland gegen die Wand. Auch in Brüssel hat er nach Kräften dazu beigetragen, dass die Ausbauziele zu niedrig angesetzt wurden. Wir brauchen viel mehr Erneuerbare Energien und auch mehr Energieeffizienz, um eine saubere Energieversorgung sicherzustellen und die Pariser Klimaschutzziele zu erreichen. Schließlich geht es beim Klimaschutz um nicht weniger als unsere Lebensgrundlagen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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GESUNDHEIT/1007: Patientenschutz muss auch bei Arzneimitteln Vorrang haben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2018

Patientenschutz muss auch bei Arzneimitteln Vorrang haben



Damit Warnungen der Arzneimitteloberbehörde zur Einnahme von Arzneimitteln Patienten in Zukunft ohne Verzögerung erreichen, legen die Grünen einen Entwurf zur Änderung des Arzneimittelgesetzes vor (Drucksache 19/2666). Dazu erklärt Kordula Schulz-Asche MdB:

Pharmazeutische Hersteller haben derzeit die Möglichkeit, die Aufnahme von Warn- und Sicherheitshinweisen für Arzneimittel zu verzögern. Die Beweislast um die Aufnahme zu den Hinweisen dennoch sofort zu vollziehen, liegt derzeit bei der Bundesbehörde. Das wollen wir umkehren, denn es darf nicht sein, dass Patienten nicht oder erst verzögert über mögliche Nebenwirkungen informiert werden. Deswegen haben wir Grüne einen GE vorlegt, der Wohl und Sicherheit der Patienten in den Mittelpunkt stellt.

Ausgangspunkt ist Iberogast, ein Schöllkrauthaltiges Arzneimittel der Firma Bayer. Das für die Verkehrssicherheit von Arzneimitteln verantwortliche Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hatte 2008 gegen dieses und andere schöllkrauthaltige Arzneimitteln Auflagen erlassen, die die Hersteller zur Aufnahme von Warnhinweisen in die Packungsbeilage zwingen sollten. Schwangeren und an der Leber vorerkrankten sollten so von der Einnahme abgeraten werden. Durch Rechtsbehelfe konnte der Hersteller im Falle von Iberogast die Aufnahme der Warnhinweise jedoch bis heute verhindern. Unsere Nachfrage zeigt, dass dies kein Einzelfall ist. In den letzten 10 Jahren wurde in 47 Fällen den Auflagen des BfArM, welche die "Abwehr von Gefahren durch Arzneimittel" zum Ziel hatten durch Hersteller widersprochen und somit Warnungen an Patienten verzögert.

Im Falle von Iberogast erklärte das Bundesgesundheitsministerium, dass ein sofortiger Vollzug der Auflagen über die Verwaltungsgerichtsordnung (zu) hohe Begründungsanforderungen erforderte. Während das Arzneimittelgesetz derweil vorsieht, dass Auflagen des BfArM zur Herstellung und Kontrolle von Arzneimitteln regelmäßig sofort vollziehbar sind, kennt es diesen besonderen Schutz nicht bei Auflagen die die Patientensicherheit betreffen. Aus unserer Sicht eine nicht nachzuvollziehende Gesetzeslücke, dir wir mit dem vorgelegten Entwurf schließen wollen.

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/026/1902666.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1756: Antarktis - Neue Daten zum Abschmelzen erzwingen Handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2018

Antarktis: Neue Daten zum Abschmelzen erzwingen Handeln



Zu den neuen Daten der NASA und ESA, denen zufolge die Eismassen der Antarktis sehr viel schneller abschmelzen als in der Vergangenheit und somit auch der Meeresspiegel schneller ansteigt, erklärt Lisa Badum, Sprecherin für Klimapolitik:

Die neuen Erkenntnisse des Alfred-Wegener-Instituts, die auf Daten der Weltraumbehörden NASA und ESA beruhen, bestätigen: die Klimakrise verschärft sich zunehmend. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fanden heraus, dass sich der durch die Antarktis verursachte Meeresspiegelanstieg im Vergleich zum Zeitraum von 1992 bis 2012 in den letzten fünf Jahren verdreifachte. Dies trug stark zur jetzt festgestellten Beschleunigung des Meeresspiegelanstiegs bei.

Mal wieder zeigt sich deutlich, dass wir schnell und bestimmt handeln müssen, um die Zerstörung von komplexen, jahrhundertealten Ökosystemen zu verhindern. Umso erschreckender ist es, dass sich die Bundesregierung vor allem hinter Floskeln versteckt und international keine Initiative mehr ergreift. Um unserer Verantwortung gegenüber den zukünftigen Generationen gerecht zu werden, muss sich die Bundesregierung endlich für ambitioniertere Energie- und Klimaziele in der EU einsetzen, statt diese auszubremsen. Zudem fordern wir, dass sich die Bundesregierung endlich an die Seite Frankreichs stellt, um gemeinsam eine CO2-Bepreisung in der EU auf den Weg zu bringen und somit die Pariser Klimaschutzziele zu erreichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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VERKEHR/776: Grüne wollen Milliarden für nachhaltige Mobilität im Bundeshaushalt durchsetzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2018

Scheuer setzt klimapolitische Geisterfahrt fort! Grüne wollen Milliarden für nachhaltige Mobilität im Bundeshaushalt durchsetzen



Zu den Beratungen des Verkehrsetats im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages erklären Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik, und Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Die Haushaltsberatungen im Bundestag zeigen deutlich: die Große Koalition setzt ihre klimapolitische Geisterfahrt fort. In den nächsten Jahren pumpt Verkehrsminister Scheuer unbeirrt Milliarden in den Neubau und Ausbau von Straßen - für den Schienenverkehr sind hingegen eine halbe Milliarde Euro weniger vorgesehen. Die Mittel für den Radverkehr stagnieren. So wird der Verkehrsbereich die Klimaschutzziele krachend verfehlen. Verkehrswende ist für den Minister ein Schimpfwort. Mit moderner und klimafreundlicher Mobilität will er sich nicht beschäftigen. Dem Etat, und deswegen auch dem Etatentwurf, fehlen Konzepte für saubere, stressfreie und klimafreundliche Mobilität. Scheuer führt den Straßenbauwahnsinn seines Vorgängers Dobrindt unbeirrt fort.

Und der Minister setzt weiter auf die Privatisierung der öffentlichen Infrastruktur über Öffentliche-private-Partnerschaften (ÖPP). Daher fordern wir Grüne ein klimapolitisches Moratorium beim Aus- und Neubau von Straßen und den Stopp von ÖPP. Es darf vom Bund kein Geld mehr für klimaschädliche Mobilität geben!

Für einen sauberen Verkehr der Zukunft braucht man eine klare Idee moderner Mobilität und Mut zur Veränderung. Die Verkehrswende muss jetzt einen großen Schub und auch die entsprechenden Mittel im Bundeshaushalt erhalten. Deswegen will die Grüne Fraktion mit einem Zukunftsprogramm den Nahverkehr mit einer Milliarde Euro zusätzlich pro Jahr fördern. Für uns ist klar: die Einnahmen aus der Einigung im Mautstreit müssen zu 100 Prozent in den Nahverkehr fließen. Um endlich mehr Verkehr auf die Schiene zu holen, wollen wir die Trassenpreise senken und mehr Geld für das Schienennetz und den Lärmschutz zur Verfügung stellen. Der Bund muss endlich auch Verantwortung für moderne und zukunftsfähige Mobilität in den Städten übernehmen.

Mit unserem Lastenradprogramm für eine Million Lastenräder wollen wir für saubere Luft, weniger Lärm und mehr Platz in den Städten sorgen. Beim Straßenbau setzen wir uns für ein klimapolitisches Moratorium beim Aus-und Neubau ein, den Stopp von ÖPP-Projekten ein und die Streichung der PKW-Maut ein. Diese Milliarden in die Vergangenheit müssen für die Finanzierung der Mobilität der Zukunft eingesetzt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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MILITÄR/644: Koalition investiert in die Ausrüstung der Soldatinnen und Soldaten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2018

Koalition investiert in die Ausrüstung der Soldatinnen und Soldaten

17 Millionen Euro zusätzlich für die Beschaffung von Nachtsichtbrillen



Am heutigen Mittwoch, 13. Juni 2018, hat der Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages den Einzelplan des Bundesministeriums der
Verteidigung für das Haushaltsjahr 2018 beraten. Hierzu erklären der
zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Dr. Reinhard
Brandl, und der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg:

Dr. Reinhard Brandl: "Wir brauchen eine einsatzbereite und
attraktive Bundeswehr in Deutschland. Um die tiefen Spuren des
jahrzehntelangen Sparkurses zu beseitigen, müssen wir wieder stärker
in Material und Personal investieren. Das sind wir unseren
Soldatinnen und Soldaten schuldig. Der heutige Beschluss, 17
Millionen Euro zusätzlich für die Beschaffung von Nachtsichtbrillen
bereitzustellen, trägt zur Verbesserung ihrer Ausrüstung bei. Ebenso
wie die Erhöhung des Vertragsbudgets der Bw Bekleidungsmanagement
GmbH um 273 Millionen Euro bis 2020, der wir heute zugestimmt haben.
Darüber hinaus haben wir den Weg für die Bundeswehr frei gemacht, die
Aufklärungsdrohne HERON TP zu leasen."

Eckhardt Rehberg: "Zum Wohle unserer Soldatinnen und Soldaten
bessern wir am Regierungsentwurf noch einmal nach. Dies kann jedoch
nur ein erster Schritt sein. Die Verteidigungsausgaben müssen in
dieser Legislaturperiode weiter steigen, um unsere Streitkräfte zu
modernisieren und längst überfällige Zukunftsinvestitionen tätigen zu
können. Sonst sind wichtige Beschaffungen und europäische Projekte
gefährdet: Die Beschaffung der schweren Transporthubschrauber, die
U-Boot-Kooperation mit Norwegen, die Entwicklung der Eurodrohne mit
Frankreich, Italien und Spanien oder die Ausstattung mit Funkgeräten
mit den Niederlanden.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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RECHT/857: Ein guter Tag für die Verbraucherinnen und Verbraucher


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2018

Ein guter Tag für die Verbraucherinnen und Verbraucher

Musterfeststellungsklage für Verbraucher vom Deutschen Bundestag
beschlossen



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag den Gesetzentwurf
zur Einführung einer Musterfeststellungklage für Verbraucher
beschlossen. Hierzu erklären die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth
Winkelmeier-Becker und der zuständige Berichterstatter Sebastian
Steineke:

"Dies ist ein guter Tag für die Verbraucherinnen und Verbraucher in
Deutschland. Damit setzen wir den Koalitionsvertrag wie vereinbart
zügig um, damit auch die geschädigten Dieselkunden das Instrument für
die Rechtsdurchsetzung ihrer Ansprüche nutzen können. Die in diesen
Fällen bis zum Jahresende 2018 drohende Verjährung kann somit bis zur
Klärung verhindert werden.

Mit der Musterfeststellungsklage bringen wir die Verbraucher auf
Augenhöhe mit den Unternehmen. Wir geben Betroffenen von
Schadensfällen, die eine Vielzahl von Verbrauchern betreffen, ein
Rechtsschutzinstrument an die Hand, mit dem sie kostenlos die
entscheidenden Vorfragen ihrer Ansprüche klären lassen können.

Die Musterfeststellungsklage eignet sich nicht als Geschäftsmodell
für unseriöse Verbände oder Großkanzleien, bei dem es um Honorare
oder andere Gewinnabsichten geht, das war uns wichtig. Deshalb haben
wir für eine Klagebefugnis klare Voraussetzungen für die Verbände
definiert; so müssen die Verbände auch Transparenz herstellen in
Bezug auf ihre Finanzierung. Abmahnvereine können so rechtzeitig
erkannt werden.

Als CDU/CSU konnten wir im parlamentarischen Verfahren noch
zusätzliche Verbesserungen erzielen, die wir u.a. aus der
Sachverständigen-Anhörung mitgenommen haben. Um die Verfahren
effizienter und zügiger zu gestalten, verkürzen wir den Instanzenzug,
in dem wir die erstinstanzliche Zuständigkeit bei den
Oberlandesgerichten ansiedeln.

Wir haben auch durchgesetzt, dass kleine und mittlere Unternehmen
indirekt von der Musterfeststellungsklage profitieren. Kleine
Unternehmen haben die Möglichkeit, ihre eigene Klage auszusetzen, bis
in einem parallel laufenden Musterfeststellungsverfahren entschieden
worden ist. Damit können zum Beispiel auch kleine Handwerksbetriebe
indirekt vom Musterfeststellungsurteil als Präzedenzurteil
profitieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/856: Missbrauch des Abmahnrechts beenden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2018

Missbrauch des Abmahnrechts beenden

Nach SPD Blockade muss das Bundesjustizministerium nun schnell
Vorschläge liefern



Die Koalitionsfraktionen fordern die Bundesregierung auf, schnell
Maßnahmen gegen missbräuchliche Abmahnungen zu ergreifen. Dazu
erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Der Missbrauch des Abmahnrechts durch schwarze Schafe sorgt vor
allem bei Selbstständigen, kleinen Unternehmen und Vereinen für
Unsicherheit und Frust. Als Union wollen wir dem ein Riegel
vorschieben, so wie wir es im Koalitionsvertrag vereinbart haben.

Die SPD hat leider mögliche Sofortmaßnahmen im Zuge des Gesetzes zur
Einführung der Musterfeststellungsklage abgelehnt, die in einem
ersten Schritt missbräuchliche Abmahnungen in Bezug auf die neue
Datenschutzgrundverordnung eingeschränkt hätten. Es besteht aber
Einigkeit mit der SPD, das Thema nun umfassend anzugehen. Ein
Gesetzentwurf hierzu soll bis zum 1. September vorgelegt werden. Ziel
ist es, vor allem Selbstständigen, kleinen Unternehmen und
Ehrenamtlichen Sicherheit vor missbräuchlichen Abmahnungen zu
bieten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1903: Elterngeld Plus und Partnerschaftsbonus bieten echte Wahlfreiheit für Familien


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2018

Elterngeld Plus und Partnerschaftsbonus bieten echte Wahlfreiheit
für Familien



Die heute vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahlen zeigen,
dass immer mehr Familien die verschiedenen Formen des Elterngeldes in
Anspruch nehmen. Dazu erklärt die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön:

"Die Zahlen zeigen nicht nur, dass immer mehr Eltern Elterngeld
beziehen. Sie zeigen auch, dass die neuen Familienleistungen wirken
und wir den Eltern mit dem Elterngeld Plus und dem
Partnerschaftsbonus bei der Verwirklichung ihrer Lebensentwürfe noch
besser entgegenkommen konnten. Wir wollten Eltern mehr Zeit und
Flexibilität bei der Gestaltung ihres Familienlebens geben. Das ist
uns gelungen. Insbesondere Frauen nutzen das Elterngeld Plus. Etwas
mehr als ein Viertel plant im Rahmen ihres Elterngeldbezugs
Elterngeld Plus ein. So sieht wirkliche Wahlfreiheit aus!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1902: Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit wird erleichtert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2018

Rückkehr von Teilzeit in Vollzeit wird erleichtert



Am heutigen Mittwoch, 13. Juni 2018, hat das Bundeskabinett den
Gesetzesentwurf zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts und zur
Einführung der Brückenteilzeit beschlossen. Dazu erklärt die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag Yvonne Magwas:

"Die Gruppe der Frauen in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich
schon seit langer Zeit für die Einführung eines Rückkehrrechts auf
Vollzeit nach befristeter Teilzeit ein. Dafür haben wir uns auch in
den Koalitionsverhandlungen stark gemacht. Deshalb begrüße ich den
heutigen Kabinettsbeschluss zur Brückenteilzeit.

Teilzeit ist in Deutschland leider meistens noch Frauensache. Mit dem
geplanten Gesetz wird ihnen der Schritt aus der Teilzeit in die
Vollzeit erleichtert. Auch Frauen wollen ihre beruflichen Pläne voll
verwirklichen können. Gerade nach einer Familienphase ist dies für
Frauen wichtig. Mit dem Gesetz wollen wir aber auch einen wichtigen
Beitrag zur eigenständigen Alterssicherung der Frauen leisten. Nun
gilt es, den Gesetzentwurf im Parlament zügig und gründlich zu
beraten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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FINANZEN/1507: Finanzminister Scholz schützt Steueroasen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2018

Finanzminister Scholz schützt Steueroasen



"Die Bundesregierung verhindert unter Finanzminister Scholz steuerliche Transparenz von Konzernen. Diese ist jedoch entscheidend, um aggressive Steuervermeidung überhaupt sichtbar zu machen", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, die heute in der zuständigen Arbeitsgruppe des Rats der Europäischen Union anstehenden - möglicherweise finalen - Verhandlungen zur öffentlichen länderspezifischen Berichterstattung (country by country reporting), wonach Unternehmen Kennzahlen wie Umsätze, Gewinne und Steuern öffentlich nach Ländern aufschlüsseln müssen. De Masi weiter:

"Deutschland blockiert auch unter Finanzminister Olaf Scholz einen Vorschlag der EU-Kommission, dem das Europaparlament bereits im Juli 2017 zugestimmt hat. Ein ausgehandelter Kompromiss liegt auch im Rat auf dem Tisch, aber die Bundesregierung versteckt sich hinter Luxemburg, Zypern und Malta, um die Profite der deutschen Exportindustrie zu schützen. Diese fürchtet, dass mehr Transparenz zu Steuerforderungen von Ländern wie Indien und Brasilien an deutsche Konzerne führen könnte. Der Hinweis auf vermeintliche Geschäftsgeheimnisse ist Unsinn, wie die bereits bestehende Pflicht zur öffentlichen Berichterstattung im Banken- und Rohstoffsektor zeigt.

Es ist beschämend, dass die SPD auch in dieser Frage hinter ihr Wahlversprechen zurückfällt. DIE LINKE fordert nicht nur umfassende Transparenz bei Konzerngewinnen und den Eignern von Briefkastenfirmen, sondern auch endlich Sofortmaßnahmen wie Quellensteuern oder Beschränkungen der Abzugsfähigkeit bei Finanzflüssen in Steueroasen. Dies sollte in einer Koalition der Willigen in der EU umgehend angegangen werden, um Druck für internationale Lösungen wie Mindeststeuersätze zu erzeugen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Juni 2018
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VERKEHR/496: Dieselskandal - Bußgelder gegen VW längst überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2018

Dieselskandal: Bußgelder gegen VW längst überfällig



"Zum wiederholten Mal bügelt die Justiz die Fahrlässigkeit der Regierung im Umgang mit der Autoindustrie aus. Das von der Staatsanwaltschaft Braunschweig verhängte Bußgeld gegen VW ist zu begrüßen und längst überfällig. Die Bundesregierung kriegt ein weiteres Mal vor Augen geführt, dass sie im Abgasskandal keine Regierungsverantwortung getragen hat. Erst die Diesel-Fahrverbote, dann die Klage der EU-Kommission wegen der Nichteinhaltung der Luftqualität und nun das Milliarden-Bußgeld für VW - zum dritten Mal müssen Gerichte ein Machtwort sprechen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der verhängten Strafzahlungen von einer Milliarde Euro an VW. Remmers weiter:

"Die Abhängigkeiten und Verstrickungen zwischen Bundesregierung und der Autoindustrie sind zu tiefgreifend, um ein verantwortungsvolles Regierungshandeln zu erwarten. Es verfestigt sich der Eindruck, dass Union und SPD eine Mitschuld am Abgasskandal tragen. Anders ist ihre hörige Treue zur Automobilindustrie nicht zu erklären."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Juni 2018
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BUNDESTAG/7267: Heute im Bundestag Nr. 417 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 417

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Abstammungsrechtliche Regeln

2. Kinder- und Vielehen

3. FDP fragt nach Gesellschafterlisten



1. Abstammungsrechtliche Regeln

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat den Entwurf
eines Gesetzes vorgelegt, mit dem die abstammungsrechtlichen
Regelungen an die Einführung gleichgeschlechtlicher Ehen angepasst
werden sollen. Hintergrund ist dem Entwurf (19/2665) zufolge, dass der
Gesetzgeber mit dem Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung
für Personen gleichen Geschlechts zwar die Ungleichbehandlung
lesbischer und schwuler Paare gegenüber heterosexuellen Paaren im
Eherecht beseitigt hat, die geltenden Abstammungsregeln daran aber
noch nicht angepasst seien. Deshalb soll, so der Entwurf, die
sogenannte gesetzliche Fiktion, wonach der Ehemann der Mutter
automatisch der zweite rechtliche Elternteil des Kindes ist, auf die
Ehefrau der Mutter erweitert werden. Zweitens eröffne die neue
Regelung die Möglichkeit der Mutterschaftsanerkennung analog zur
Vaterschaftsanerkennung.

 * 

2. Kinder- und Vielehen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Ausländer, die mit einer Ehefrau in Deutschland
leben, können keine weitere Ehefrau über einen Nachzug in die
Bundesrepublik holen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/2532) auf eine Kleine Anfrage der AfD zum Thema Kinder- und
Vielehen (19/2187) hervor. Für einen solchen Nachzug gebe es keine
Rechtsgrundlage, schreibt das Bundesjustizministerium namens der
Bundesregierung.

Wie es weiter in der Antwort heißt, waren zum Stichtag 30. April 2018
im Ausländerzentralregister 299 in Deutschland lebende minderjährige
ausländische Personen mit dem Familienstand "verheiratet" gespeichert.
Über Zahlen, in wie vielen Fällen die Anerkennung einer im Ausland
geschlossenen Mehrehe versagt wurde, in wie vielen Fällen die
Nichtigkeit der Ehe festgestellt und wie viele Eheaufhebungsverfahren
anhängig sind, lägen keine statistischen Angaben vor. Die Konsequenzen
aus der Nichtanerkennung der Kinder- oder Vielehe für die betroffenen
Frauen hängen den Angaben zufolge vom Einzelfall ab.

 * 

3. FDP fragt nach Gesellschafterlisten

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Vor dem Hintergrund der Veröffentlichung des
Entwurfs einer Verordnung über die Ausgestaltung der
Gesellschafterliste durch das Bundesjustizministerium (BR-Drucksache
105/18) am 6. April 2018 fragt die FDP-Fraktion die Bundesregierung,
ob ihr die kritische Reaktion des Deutschen Notarvereins dazu vom 3.
Mai 2018 bekannt ist. Weiter wollen die Abgeordneten in der Kleinen
Anfrage (19/2617) wissen, ob sich die Bundesregierung zu der in der
Stellungnahme des Notarvereins angeführten Kritik eine Meinung
gebildet hat und ob sie die Regelungen der Verordnung für zeitgemäß
und tauglich für absehbare Entwicklungen hält.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 417 - 14. Juni 2018 - 14.30 Uhr
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BUNDESTAG/7266: Heute im Bundestag Nr. 416 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 416

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Familien-Etat unverändert

2. Schärfere Rüstungskontrolle gefordert

3. FDP: Agentur für Sprunginnovationen

4. Wissenschaftsfreiheit nicht gefährdet

5. Reduzierung von Ammoniak und Nitrat

6. FDP fragt nach Umgang mit Fundtieren



1. Familien-Etat unverändert

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Haushaltsausschuss hat den Etat-Entwurf 2018 für
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorerst
ohne Änderungen angenommen. Für den Entwurf der Bundesregierung
(19/1700, Einzelplan 17) stimmten die Ausschussmitglieder der
Fraktionen CDU/CSU und SPD. Die Ausschussmitglieder der
Oppositionsfraktionen AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
stimmten gegen den Etat-Ansatz. Kein Änderungsantrag der Opposition
fand eine Mehrheit. Damit sollen dem von Bundesministerin Franziska
Giffey (SPD) verantworteten Ressort in diesem Jahr Mittel für Ausgaben
in Höhe von 10,2 Milliarden Euro bei Einnahmen von 216 Millionen Euro
zur Verfügung stehen. Gegenüber 2017 sollen die Ausgaben um rund 681
Millionen Euro aufwachsen.

 * 

2. Schärfere Rüstungskontrolle gefordert

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
wollen eine Genehmigungspflicht für die technische Unterstützung der
Rüstungsproduktion im Ausland einführen. Rüstungskonzerne könnten
Experten zur technischen Unterstützung entsenden und bräuchten dafür
keine Genehmigung der Bundesregierung, sofern es sich nicht um die
Unterstützung im Bereich von chemischen oder biologischen Waffen oder
Atomwaffen handle, schreiben die Abgeordneten in einem gemeinsamen
Antrag (19/2697). "Hier muss dringend eine Korrektur erfolgen." Die
Bundesregierung wird aufgefordert, die Außenwirtschaftsverordnung
dahingehend zu ändern, "einen Genehmigungsvorbehalt für die technische
Unterstützung im Zusammenhang mit der Entwicklung, der Herstellung,
der Handhabung, dem Betrieb, der Wartung, der Lagerung, der Ortung,
der Identifizierung oder der Verbreitung auch von Kriegswaffen und
sonstigen Rüstungsgütern in Drittländern durch deutsche Staatsbürger
und Inländer einzuführen".

 * 

3. FDP: Agentur für Sprunginnovationen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die FDP fordert die Bundesregierung auf, in
Deutschland eine Agentur für radikale Innovation (Sprunginnovation) zu
gründen. Das schreiben die Liberalen in ihrem Antrag (19/2671). Damit
soll eine "signifikante Lücke" in der bisherigen Innovationslandschaft
geschlossen werden. Die Agentur soll mit ihren Projekten und ihrer
Arbeit in deutlich kürzerer Zeit als in bestehenden Einrichtungen
entscheidende technische und wissenschaftliche Fortschritte erzielen,
die eine unmittelbare Transition in radikale Innovation möglich
machen.

Sprunginnovationen bezeichnen eine komplett neue Technologie oder
Idee, die vor allem aus dem interdisziplinären Wirken verschiedener
Bereiche entstehe und auf eine neue Art Probleme löst oder eine neue,
bisher unbekannte Entwicklungsstufe erreiche. Sprunginnovationen
entstünden vor allem dann, wenn experimentell agiert werde, neue
unerprobte Methoden zur Prototyp-Entwicklung und Problemlösung genutzt
werden. Sprunginnovationen seien nicht nur bahnbrechende Innovationen,
sie würden auch Deutschlands strategische Autonomie stärken und
könnten Deutschland in wichtigen Sektoren eine wirtschaftliche
Führungsrolle bescheren oder diese festigen.

Das deutsche Innovationssystem sei besonders gut dazu geeignet,
Innovationen hervorzubringen, die evolutionär auf etablierten
Technologien, Produkten, Dienstleistungen und Geschäftsmodellen
andocken beziehungsweise aufbauen. Dennoch habe sich keine umfassende
Kultur des Transfers von Wissen - von der Grundlagenerkenntnis in die
Anwendung - in den bestehenden Strukturen herausgebildet. Das liege
unter anderem auch daran, dass sich die im Grundsatz leistungsfähigen
Forschungsstrukturen Deutschlands nicht auf eine durchgehende
"Forschungspipeline" ausrichten würden, sondern sich in der Regel auf
ein Teilsegment dieser Forschungspipeline fokussieren (etwa Fraunhofer
auf die Anwendungsforschung, Max Planck auf die Grundlagenforschung).

Vor diesem Hintergrund hätten Vertreter der Wissenschaft und
Wirtschaft unter Koordination des Präsidenten der 
Max-Planck-Gesellschaft, Professor Martin Stratmann, ab November 2016 das
deutsche Fördersystem untersucht und dabei den Mangel an Instrumenten
und Mechanismen für Sprunginnovation in Deutschland analysiert. Um im
internationalen Innovationswettbewerb wieder Anschluss zu finden,
schlagen die Vertreter aus Wissenschaft und Wirtschaft die Schaffung
einer eigenständigen Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen nach
dem Modell der US-amerikanischen "Defense Advanced Research Projects
Ageny " (DARPA) vor. Diese soll nicht innerhalb, sondern ergänzend zu
den bisherigen Forschungsförderstrukturen Anreize für die Durchführung
neuer, richtungsweisender sowie besonders wagemutiger Forschungs- und
Entwicklungsprojekte setzen.

Mit der Einrichtung der Agentur soll ein wichtiger Beitrag dazu
geleistet werden, die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands, gerade in
Zeiten radikalen Wandels zu festigen und auszubauen. Die FDP
favorisiert eine Führungs- und Organisationsstruktur, die mit kleinen
und fachlich spezialisierten Einheiten arbeitet und betont, dass die
Politik in Bezug auf das operative Geschäft der Agentur absolute
Distanz wahren und der Agentur eine flexible Verwendung ihres Budgets
überlassen soll. Die zentrale Säule der Struktur seien innovative
Wettbewerbe, welche sich schnell, mit geringem organisatorischem
Aufwand und hoher Inzentivierung, aber vergleichsweise günstig
umsetzen ließen. So könnten durch konkrete, ambitioniert angelegte
Wettbewerbe bestehende Pfadabhängigkeiten durchbrochen, neue Akteure
an Innovationsprozessen beteiligt, das breite öffentliche Interesse
für gesellschaftlich relevante Innovationen geweckt und die Schaffung
von Sprunginnovationen gefördert werden.

Die im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD festgehaltene "Agentur
für Disruptive Innovationen in der Cybersicherheit und
Schlüsseltechnologien" (ADIC), getragen vom Bundesministerium der
Verteidigung und dem Bundesministerium des Innern, sei ein wichtiger
Baustein, werde jedoch nicht genügen, um dem Anspruch der
Sicherstellung umfassender technologischer Innovationsführerschaft
gerecht zu werden. Sie decke vor allem den sicherheits- bzw.
militärtechnologischen Bereich ab. Eine Agentur für radikale
Innovation müsse ihren Schwerpunkt auch auf den zivilen Sektor legen.

 * 

4. Wissenschaftsfreiheit nicht gefährdet

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Wissenschaftsfreiheit ist in Deutschland durch
Artikel 5 GG geschützt und nicht verhandelbar. Die Bundesregierung
sieht keine Bedrohung der Wissenschaftsfreiheit und setzt sich für
eine offene und pluralistische Debatten- und Streitkultur an deutschen
Hochschulen ein. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/2533) auf die Kleine Anfrage der AfD (19/2216), die die
Wissenschaftsfreiheit gefährdet sieht, da an den "Universitäten ein
Klima der Repression und Einschüchterung" herrsche, "das
selbsternannte Wächter sogenannter politischer Korrektheit schüren,
das wissenschaftliche Diskurse erschwert und verhindert".

Die Bundesregierung unterstreicht, dass Wissenschaft nach einer
Definition des Bundesverfassungsgerichts "jede Tätigkeit, die nach
Inhalt und Form als ernsthafter planmäßiger Versuch der
Wahrheitsermittlung anzusehen ist" (BVerfGE 35, 79). In diesem Kontext
seien daher nicht "Meinungen" zu allgemeinen gesellschaftlichen Themen
geschützt, sondern wissenschaftliche Ergebnisse, Thesen und Argumente.
Geschützt seien Wissenschaftler und ihre Tätigkeiten in Forschung und
Lehre, sofern sie der Verknüpfung mit der Forschung des Lehrenden
entspringen.

Die Bundesregierung betont in ihrer Antwort, dass sie die Ansicht des
Deutschen Hochschulverbandes teilt, dass die Universität als
Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden ein Ort des freien und
offenen Austauschs sein soll. Unkonventionelle Argumente und
konkurrierende Hypothesen müssten ihren Platz an
Forschungseinrichtungen haben. Differenzen, die zu Andersdenkenden
bestünden, seien im argumentativen Diskurs auszutragen, die Antwort
auf gegebenenfalls einseitige Rede sei die Gegenrede. Auch dies sei
Methode der Wissenschaft. Der Bundesregierung lägen keine Analysen
vor, die eine Vermehrung von Angriffen auf die Freiheit der
Durchführung von Forschung und Lehre belegen.

 * 

5. Reduzierung von Ammoniak und Nitrat

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Reduzierung von Ammoniak und Nitrat in der
Landwirtschaft ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/2415) der 
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter anderem von der
Bundesregierung wissen, welche Menge Ammoniak in den Jahren 2005 sowie
2010 bis 2017 jährlich emittiert wurde. Weiter soll angegeben werden,
in welchen Regionen Deutschlands die Emission von Ammoniak am höchsten
ist und welche Maßnahmen zur Reduzierung vorgesehen sind, um die
Grenzwerte der europäischen NEC-Richtlinie (2016/2284/EU) einzuhalten.

 * 

6. FDP fragt nach Umgang mit Fundtieren

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP stellt die Regelung zum Umgang mit
Fundtieren in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/2615). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie viele Kommunen
in Deutschland ein eigenes Tierheim betreiben. Darüber hinaus soll
angegeben werden, wie viele kein eigenes Tierheim betreiben und keine
Vereinbarung mit einem privaten Tierheim zur Abgabe von Fundtieren
geschlossen haben. Aufgrund einer Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts vom 26. April 2018 (Az. BVerwG 3 C 5.16; 3 C
6.16; 3 C 7.16) dürfen privat organisierte Tierheime nur dann einen
Aufwendungsersatzanspruch für die Aufnahme von Fundtieren geltend
machen, wenn eine vertragliche Vereinbarung mit der für Fundsachen
zuständigen Behörde vorliegt, das Tier vorher bei der zuständigen
Behörde abgegeben wurde oder wenn Gründe des Tierschutzes einer
Ablieferung des Tieres bei der zuständigen Behörde entgegenstehen

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 416 - 14. Juni 2018 - 14.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7265: Heute im Bundestag Nr. 415 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 415

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 12.50 Uhr

1. Unterrichtung zur Musterfeststellungsklage

2. Datenschutz-Grundverordnung

3. Straftaten mit Messer als Tatmittel

4. Ausbildungsförderung von Flüchtlingen

5. Bildungsabschlüsse von ALG-II-Beziehern

6. Betreuung von Arbeitslosen in Jobcentern

7. Sozialabkommen mit der Türkei



1. Unterrichtung zur Musterfeststellungsklage

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat in einer Unterrichtung
(19/2701) über die Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines
Gesetzes zur Einführung einer zivilprozessualen
Musterfeststellungsklage (19/2439) und die Gegenäußerung der
Bundesregierung informiert. Danach heißt es in der Stellungnahme des
Bundesrates, er begrüße das Ziel des Gesetzentwurfs, die
Rechtsdurchsetzung für Verbraucher zu verbessern. Sie enthält eine
gutes Dutzend Änderungsvorschläge und Prüfbitten. Die Bundesregierung
erklärt in ihrer Gegenäußerung, sie nehme einen Teil der Vorschläge
des Bundesrates zur Kenntnis, gegen weitere habe sie Bedenken oder
lehne sie ab. Eine Reihe von Vorschlägen sollen im weiteren
Gesetzgebungsverfahren geprüft werden.

 * 

2. Datenschutz-Grundverordnung

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion der FDP hat einen Antrag zum Thema
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) eingebracht (19/2693). Danach soll
der Bundestag sein Bedauern darüber zum Ausdruck bringen, dass die
Bundesregierung es nicht geschafft habe, das deutsche Datenschutzrecht
trotz einer zweijährigen Übergangszeit rechtzeitig an die DSGVO
anzupassen. Daraus resultierten eine große Verunsicherung der
deutschen Wirtschaft und besonders große Besorgnis bei
datenverarbeitenden Stellen vor missbräuchlichen Abmahnungen sowie
Abmahnungen wegen Bagatellverstößen.

Der Bundestag solle deshalb die Bundesregierung auffordern,
missbräuchliche Abmahnungen zu verhindern und dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit Geltung zu verschaffen. Unabhängig von der DSGVO
solle unverzüglich ein Gesetzentwurf zur Bekämpfung missbräuchlicher
Abmahnungen und der unverhältnismäßigen Folgen bei Abmahnungen wegen
Bagatellverstößen vorgelegt werden. Zudem müsse das deutsche Recht
unverzüglich an die DSGVO angepasst werden. Weiter wird unter anderem
gefordert, den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit ausreichend personell auszustatten und die
Stiftung Datenschutz besser finanziell zu unterstützen.

 * 

3. Straftaten mit Messer als Tatmittel

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion dringt auf eine "Erfassung von
Straftaten unter Zuhilfenahme des Tatmittels Messer in der
polizeilichen Kriminalstatistik", In einem Antrag der Fraktion
(19/2731), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, wird die Bundesregierung aufgefordert, die
Richtlinien für die Führung der polizeilichen Kriminalstatistik
"dahingehend zu erweitern, dass die Verwendung des Tatmittels Messer
analog zum Gebrauch von Schusswaffen erfasst wird".

Insbesondere in den vergangenen Monaten bestimmten Nachrichten über
Messerattacken die mediale Öffentlichkeit, schreibt die Fraktion in
der Vorlage. Eine flächendeckende Erfassung von Straftaten, die unter
Zuhilfenahme eines Messers durchgeführt werden, sei "angesichts neuer
Herausforderungen, vor denen der deutsche Staat steht, dringend
geboten". Nur ein umfassender Überblick über die aktuelle
Kriminalitätssituation ermöglich es, präventive Maßnahmen wirkungsvoll
zu implementieren.

 * 

4. Ausbildungsförderung von Flüchtlingen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Gestattete, also Personen mit Aufenthaltsgestattung,
mit guter Bleibeperspektive und Geduldete in einer betrieblichen
Berufsausbildung erhalten auch nach 15 Monaten Aufenthalt in
Deutschland mit der Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) eine Leistung zur
Deckung ihres Lebensunterhalts. Das Problem fehlender Hilfe zum
Lebensunterhalt aufgrund einer Ausbildung stelle sich für diese
Personengruppe nicht. Das gelte auch für Geduldete in einem Studium,
die Bafög-Leistungen beziehen. Das betont die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/2459) auf eine Kleine Anfrage (19/2213) der FDP-Fraktion.
Diese hatte nach Förderlücken bei diesem Personenkreis gefragt, die
durch Aufnahme einer Ausbildung entstünden. Die Bundesregierung
ergänzt jedoch weiter, dass bei Gestatteten und Geduldeten mit
unklarer Bleibeperspektive nach 15 Monaten nur eingeschränkte
Fördermöglichkeiten bestehen, wenn sie eine Ausbildung oder ein
Studium beginnen. Auch deshalb verfolge die Bundesregierung das Ziel,
die Asylverfahren schnellstmöglich durchzuführen. Denn wenn das
Asylverfahren durch Anerkennung abgeschlossen sei, stünden den
Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen sofort alle
Fördermaßnahmen offen, schreibt die Regierung.

 * 

5. Bildungsabschlüsse von ALG-II-Beziehern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Dezember 2017 hatten von 2,9 Millionen
arbeitssuchend gemeldeten erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im SGB
II insgesamt 674.000 Personen keinen Hauptschulabschluss, 991.000
einen Hauptschulabschluss und 546.000 die mittlere Reife. 119.000
hatten die Fachhochschulreife und 285.000 die Hochschulreife. Das geht
aus der Antwort (19/2482) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/1936) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

6. Betreuung von Arbeitslosen in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Den Jobcentern stehen bereits jetzt schon genügend
Angebote zur Verfügung, um Arbeitslose individuell und passgenau
betreuen zu können. Diese Ansicht vertritt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/2485) auf eine Kleine Anfrage (19/2104) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Die Fraktion hatte eine Anfrage zur
Sanktionspraxis gestellt und darin kritisiert, dass es eine "starke
Standardisierung" von Dienstleistungen für Arbeitssuchende gebe.

 * 

7. Sozialabkommen mit der Türkei

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung bekräftigt, dass das
Sozialversicherungsabkommen mit der Türkei nach wie vor seine
Berechtigung hat und dessen Aufkündung erhebliche Nachteile hätte. So
würde in diesem Fall für in die Türkei entsandte deutsche Arbeitnehmer
und ihre Familienangehörigen, für Rentner oder Studierende, die sich
vorübergehend dort aufhalten, der Versicherungsschutz in der deutschen
Kranken- und Unfallversicherung nicht mehr bestehen. Darauf verweist
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2496) auf eine Kleine Anfrage
(19/2242) der AfD-Fraktion. Eine Kündigung dieser Abkommen allein
wegen der dort enthaltenen Möglichkeit der Mitversicherung der in den
Herkunftsländern verbliebenen Familienangehörigen in der deutschen
Krankenversicherung sei nicht beabsichtigt, heißt es in der Antwort
weiter.

 * 
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BUNDESTAG/7264: Heute im Bundestag Nr. 414 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 414

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. AfD will Gesetz für parteinahe Stiftungen

2. Überweisungen an Privatpersonen

3. Zeitpunkt der Rentenauszahlung

4. Lücke bei den Wohnkosten im ALG II

5. Weiterbildungen von Erwerbslosen

6. Demographiefeste Sicherungssysteme



1. AfD will Gesetz für parteinahe Stiftungen

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will die Arbeit der parteinahen
Stiftungen und deren Finanzierung gesetzlich grundlegend neu regeln.
In einem entsprechenden Gesetzentwurf (19/2674) bezeichnet die
Fraktion die seit Jahrzehnten bestehende Praxis als
"rechtsstaatswidrig". Obwohl die Stiftungen einen wichtigen Beitrag
für die politische Bildungsarbeit leisten würden, seien sie keine
staatlichen Institutionen und mit keiner hoheitlichen Aufgabe betraut
und auch nicht in der Verfassung erwähnt. Dennoch erhielten die
parteinahen Stiftungen in Form von Globalzuschüssen und Projektmitteln
erhebliche öffentliche Mittel aus dem Bundeshaushalt. So hätten sich
die vom Bund bereitgestellten Mittel von rund 260 Millionen D-Mark im
Jahr 1990 auf rund 581 Millionen Euro im Jahr 2017 erhöht. Im
Gegensatz zur Parteifinanzierung seien weder eine "absolute
Obergrenze" oder "relative Obergrenze" wie im Parteiengesetz
definiert. Die Stiftungen würden zudem fast 300 Repräsentanzen im
Ausland unterhalten und den politischen Prozess in den betreffenden
Ländern beeinflussen, ohne dafür eine ausreichende demokratische
Legitimation zu besitzen. Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf will die
AfD-Fraktion die Finanzierung der parteinahen Stiftungen aufgrund des
Haushaltsgesetz durch ein eigenes Gesetz ersetzen, das zudem die
Rechtsstellung der Stiftungen und ihrer Arbeit definiert

 * 

2. Überweisungen an Privatpersonen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie hoch die jährlichen Überweisungen der
Bundeskassen an Privatpersonen ausfallen, will die AfD-Fraktion mit
einer Kleinen Anfrage (19/2478) in Erfahrung bringen. In der Antwort
auf eine Schriftliche Anfrage hatte die Regierung nach Angaben der
AfD-Fraktion erklärt, die Höhe dieser Überweisungen werde statistisch
nicht nachgewiesen. Die AfD-Fraktion will jetzt erfahren, warum das so
ist und welche Daten bei den die Bundesmittel bewirtschaftenden
Stellen statistisch erfasst werden.

 * 

3. Zeitpunkt der Rentenauszahlung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/2542)
zum Auszahlungszeitpunkt von Renten gestellt. Konkret geht es um die
Verschiebung der Rentenauszahlung auf das Ende des Fälligkeitsmonats
seit April 2004. Die Fraktion will nun wissen, welche Ziele damit
verfolgt und ob diese erreicht wurden.

 * 

4. Lücke bei den Wohnkosten im ALG II

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Lücke bei den Wohnkosten im Arbeitslosengeld
II (ALG II) interessiert sich die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen
Anfrage (19/2536) fragt sie die Bundesregierung unter anderem, in wie
vielen Fällen seit 2005 und in welcher Höhe die Kosten der Unterkunft
und Heizung nicht vollständig übernommen wurden.

 * 

5. Weiterbildungen von Erwerbslosen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/2443) zu Weiterbildungen für Erwerbslose mit dem Ziel eines
beruflichen Abschlusses gestellt. Sie will von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie vielen Arbeitslosen seit 1995 eine solche
Weiterbildung von der Bundesagentur für Arbeit finanziert wurde.

 * 

6. Demographiefeste Sicherungssysteme

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/2506)
zur "demographiefesten" Umgestaltung der sozialen Sicherungssysteme in
Deutschland gestellt. Sie fragt die Bundesregierung unter anderem, wie
diese "die doppelt erbrachten Leistungen von Familien mit Kindern in
Form von (zusätzlichen) Erziehungsleistungen im Verhältnis zu den rein
monetären Beiträgen Kinderloser" bewertet.

 * 
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BUNDESTAG/7263: Heute im Bundestag Nr. 413 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 413

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.48 Uhr

1. Menschenrechtsverletzungen in Russland

2. Fußball-WM-Besuche der Bundesregierung

3. AfD lehnt EU-Grenzwerte für CO2 ab

4. Renten für Aussiedler und Vertriebene

5. Hilfe für Menschen ohne Papiere



1. Menschenrechtsverletzungen in Russland

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf,
Menschenrechtsverletzungen während und nach der Fußball-WM 2018 in
Russland "kritisch öffentlich in bi- und multilateralen Foren und
Organisationen zu begleiten". Die Regierung müsse "im
konstruktiv-kritischen Dialog mit der russischen Regierung bleiben"
und sich dafür einsetzen, dass Russland seine Verpflichtungen aus
internationalen Menschenrechtsverträgen und den Konventionen der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) einhält, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/2672), über den das Bundestagsplenums
heute berät. Außerdem gelte es, die russische Regierung auf eine freie
Berichterstattung während der WM 2018 zu verpflichten und sich für die
Pressefreiheit über die WM hinaus in Russland sowie für eine Aufhebung
des Dekret 202 und für die uneingeschränkte Möglichkeit zu friedlichen
Demonstrationen einzusetzen.

 * 

2. Fußball-WM-Besuche der Bundesregierung

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich
anlässlich der heute in Moskau beginnenden Fußball-Weltmeisterschaft
für eine Verbesserung der Menschenrechtslage in Russland ein.
Mitglieder der Bundesregierung sollten Spiele der deutschen
Nationalmannschaft nur dann besuchen, "wenn dies eingebettet in einem
politischen Rahmenprogramm stattfindet, das auch die Situation der
Menschrechte, Freiheit der Medien und die internationale Politik
adressiert", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/2667), der
heute auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Weiterhin
solle die Bundesregierung "dem Kreml gegenüber die uneingeschränkten
Gültigkeit der Vereinbarungen aus der Schlussakte von Helsinki und der
Charta von Paris ausdrücken und jedwede Verletzung der OSZE-Prinzipien
entschieden zurückweisen" und sich in Gesprächen mit der russischen
Staatsführung für die sofortige Freilassung und Rehabilitierung aller
politischen Gefangenen einsetzen.

 * 

3. AfD lehnt EU-Grenzwerte für CO2 ab

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion lehnt den von der EU-Kommission ab
2020 für neuzugelassene Pkw festgelegten Grenzwert bei den
CO2-Emissionen ab. In einem Antrag (19/2688), der am Freitag auf der
Tagesordnung des Bundestages steht, wird die Bundesregierung
aufgefordert, "den CO2-Grenzwert pro Kilometer für neu zugelassene Pkw
mit der Europäischen Union neu zu verhandeln". Der geplante Grenzwert
von 95 Gramm CO2 pro Kilometer sei aus heutiger Sicht "technisch nicht
möglich", schreiben die Abgeordneten und fordern, den neuen Grenzwert,
ab dem Strafzahlungen fällig werden, auf 130 Gramm CO2 pro Kilometer
zu legen.

Zur Begründung führt die AfD das Beispiel eines Opel Astra 1.4 Benzin
mit 5-Gang Getriebe an. Der Verbrauch liege je nach Ausstattung
entsprechend dem NEFZ-Zyklus (Neuer Europäischer Fahrzyklus) bei 5,4
bis 5,5 Litern auf 100 Kilometer. Die CO2-Emissionen würden 124 bis
128 Gramm pro Kilometer betragen. Die Werksangaben nach dem seit 2017
angewandten WLTP-Zyklus (Worldwide Harmonized Light Vehicles Test
Procedures) - der sich näher am Realverbrauch orientieren soll, aber
ebenso wie der NEFZ-Wert auf dem Prüfstand ermittelt wird - beliefen
sich je nach Ausstattung auf 5,4 bis 9,0 Liter auf 100 Kilometer und
124 bis 209 Gramm CO2 pro Kilometer.

"Um die geforderten Werte für ein Fahrzeug der Kompaktklasse zu
erreichen, müssten die thermodynamischen Wirkungsgrade nahezu
verdoppelt werden", heißt es in der Vorlage. Dies könne auch
mittelfristig als unrealistisch eingestuft werden.

Berücksichtige man die Strafzahlung von 95 Euro je Gramm über dem
Grenzwert von 95 Gramm pro Kilometer, beträgt die Strafzahlung laut
dem Antrag für den oben genannten Kompaktwagen je nach Ausstattung
zwischen 2.840 und 10.800 Euro. Dies stelle für den Endkunden eine
"systematisch herbeigeführte und ungerechtfertigte Zwangsverteuerung
der mineralölgetriebenen Automobile dar".

Analysiere man die Preise für Elektromobile, könne man davon ausgehen,
dass Kompaktwagen mit Batterien in akzeptablen Reichweiten (mehr als
350 Kilometer) mittelfristig breiten Bevölkerungsschichten nicht
zugänglich sein werden, heißt es weiter. Der sich daraus ergebende
"zwangsläufige Verlust der günstigen Mobilität" werde von der 
AfD-Fraktion entschieden abgelehnt, schreiben die Abgeordneten.

 * 

4. Renten für Aussiedler und Vertriebene

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Renten von Vertriebenen, Aussiedlern und
Spätaussiedlern sollen angeglichen werden, fordert die AfD-Fraktion in
einem Antrag (19/2730). Die Bundesregierung wird darin aufgefordert,
einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die "institutionelle
Diskriminierung" von Vertriebenen, Aussiedlern und Spätaussiedlern im
Fremdenrentengesetz beendet wird. Dazu gehört nach Ansicht der 
AfD-Fraktion unter anderem die Anrechenbarkeit von Beitragszeiten ohne
festgelegtes Mindestalter, die Abschaffung des Abschlages auf die
erworbenen Entgeltpunkte und die Abschaffung der Höchstgrenze für
anrechenbare Zeiten von 25 beziehungsweise 40 Entgeltpunkten.

 * 

5. Hilfe für Menschen ohne Papiere

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die medizinische Versorgung von Menschen ohne
Papiere interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/2596). Unter anderem soll die Bundesregierung beantworten,
welche Kenntnisse sie zu statistischen Angaben über die Zahl von
Menschen ohne Papiere in Deutschland hat und ob Krankenhäuser
verpflichtet sind, den anonymisierten Krankenschein zu akzeptieren.

 * 
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BUNDESTAG/7262: Heute im Bundestag Nr. 412 - 14.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 412

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.16 Uhr

1. Mitbestimmung in planetarischen Grenzen

2. Kontroverse über Vorratsdatenspeicherung

3. Bundesrat will Prospektrecht ändern



1. Mitbestimmung in planetarischen Grenzen

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige
Entwicklung hat der Soziologe und Leiter des Instituts für
transformative Nachhaltigkeitsforschung Potsdam (IASS), Professor
Ortwin Renn, am Mittwochabend über "Aktuelle Herausforderungen der
Nachhaltigkeitspolitik" gesprochen. Die Entwicklung der Welt sei
gegenwärtig von drei großen Transformationswellen geprägt, sagte Renn
vor den Abgeordneten. Dies seien die Globalisierung, die
Digitalisierung und die Nachhaltigkeit. Die drei Prozesse würden
parallel laufen und vereinten in sich auch Brüche und Widersprüche.
Beleg dafür seien unter anderen die Gegenbewegungen bei der
Globalisierung.

Mit Blick auf die Digitalisierung sei vor allem die soziale
Nachhaltigkeit ein wichtiges Thema, sagte der Institutsleiter. Da
wiederum sei die Frage der sozialen Gerechtigkeit bedeutsam. Zu
verzeichnen sei aktuell eine ungleiche Verteilung der Ressourcen, die
wiederum durch die Globalisierung verstärkt worden sei. Zwar sei
insgesamt die Armut geringer geworden. "Die Diskrepanz zwischen sehr
arm und sehr reich ist aber umso größer geworden", sagte Renn.

Nachhaltigkeitspolitik, so der Experte weiter, müsse betrachten, wie
die wichtigen Politikfelder Energie, Ernährung, Arbeit, Konsum,
Mobilität und andere "von den drei großen Wellen geformt werden". Es
gelte, die bestehenden Widersprüche aufzugreifen und mit ihnen
demokratisch und nachhaltig umzugehen. "Das ist auch die wesentliche
Aufgabe des Parlamentarischen Beirates für nachhaltige Entwicklung",
sagte Renn.

Der Leiter des IASS Potsdam ging entsprechend einer Nachfrage der
Abgeordneten auf den Begriff der Postwachstumsgesellschaft ein. Die
Wirtschaft lebe von Dynamik, sagte er. Es sei schwer, auf ein
Null-Wachstum zu steuern. Im Übrigen sei auch ein Null-Wachstum nicht
zwingend nachhaltig.

Bei den zukünftigen Berufsfeldern, so Renn in der Antwort zu einer
weiteren Nachfrage, werde es enorme Veränderungen durch die
Digitalisierung geben. Es gelte Perspektiven zu entwickeln, "damit
nicht ganze Berufsgruppen abgehangen werden", forderte er. Auf der
anderen Seite gebe es einen Riesenmangel im Bereich der sozialen
Dienstleistungen, die auch künftig nicht von Robotern übernommen
werden könnten. Diese Berufe müssten durch die Politik aufgewertet
werden, verlangte der Soziologe. Zugleich sprach er sich vor dem
Hintergrund der mit der Digitalisierung verbundenen erhöhten
Wertschöpfung für ein gerechtes Steuersystem "mit einer
Maschinensteuer oder auch anderem" aus, damit es zu einer gerechten
Verteilung kommen könne.

Auf das Thema Mitbestimmung durch Bürgerbeteiligung eingehend, sagte
Renn, man müsse vom "Stammtisch zum Runden Tisch" kommen. Die Menschen
seien bereit, Verantwortung zu übernehmen und Entscheidungen zu
treffen. Sie wollten aber über tatsächlich relevante Themen
mitbestimmen "und nicht darüber, ob an dem Windrad nun Efeu oder
wilder Wein wächst". Komme man aber an "planetarische Grenzen",
könnten die auch nicht durch einen demokratischen Beschluss
überschritten werden. Dann sei Kommunikation gefragt "und im Notfall
muss man mit Mehrheit auch mal etwas durchsetzen". Wichtig dabei sei
aber, dass Politik und Wirtschaft ebenfalls bereit sind, sich an die
planetarischen Grenzen zu halten, betonte Renn.

 * 

2. Kontroverse über Vorratsdatenspeicherung

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/mwo) Die von der FDP-Fraktion mit einem Gesetzentwurf
angestrebte Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung war Gegenstand
einer öffentlichen Sachverständigenanhörung am Mittwochnachmittag im
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz. Unter Leitung des
Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) befragten die Abgeordneten neun
Experten aus Praxis und Wissenschaft, die den Entwurf eines Gesetzes
zur Stärkung der Bürgerrechte (19/204) unterschiedlich bewerteten. Zur
Debatte stand daraus der Themenkomplex Vorratsdatenspeicherung.

In dem Entwurf heißt es, im Fall der Vorratsdatenspeicherung habe der
Europäische Gerichtshof (EuGH) bereits unmissverständlich
festgestellt, dass diese Maßnahme gegen die europäischen Grundrechte
verstößt, und deutsche Gerichte folgten dieser Ansicht. Um die
Rechtsprechung des EuGH umzusetzen, sollen daher die Regelungen zur
anlasslosen Speicherung von Telekommunikationsverbindungsdaten
aufgehoben werden. Der Staat müsse seine Bürger zwar vor Bedrohungen
durch Kriminalität und Terrorismus schützen, dürfe dabei aber nicht
die Grenzen des Grundgesetzes überschreiten.

In der Anhörung sprachen sich die eingeladenen Richter und
Staatsanwälte gegen die Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung aus.
Dagegen begrüßten die Vertreterinnen des Deutschen Anwaltvereins und
des Chaos Computer Clubs den Entwurf. Die anwesenden
Rechtswissenschaftler vertraten unterschiedliche Ansichten. Klärung
erhoffen sich die Experten von einem in diesem Jahr erwarteten Urteil
des Bundesverfassungsgerichts. Fragen der Abgeordneten drehten sich
vor allem um mögliche Auswirkungen der EuGH-Rechtsprechung,
Konsequenzen der einschlägigen deutschen Urteile und um Möglichkeiten,
gespeicherte Daten zu missbrauchen.

Ferdinand Wollenschläger von der Juristischen Fakultät der Universität
Augsburg erklärte in seinem Statement, die im Gesetzentwurf
vorgesehene Aufhebung der Verkehrsdatenspeicherung - wie die
Vorratsdatenspeicherung auch genannt wird - sei weder verfassungs-
noch europarechtlich geboten. Darüber hinaus sei es trotz der strengen
EuGH-Rechtsprechung unionsrechtlich vertretbar, an der aktuellen
Regelung im Telekommunikationsgesetz mit seinem Konzept einer
restriktiven allgemeinen Verkehrsdatenspeicherung - unter Inkaufnahme
eines Prozessrisikos - festzuhalten. Mark Cole von der Universität
Luxemburg betonte dagegen, dass die mitgliedstaatliche Regelung einer
Vorratsdatenspeicherung mit dem Europarecht in Einklang zu bringen
sei. Die anlasslose und generelle Speicherung von Verkehrsdaten sei
schon vom Ansatz her grundrechtlich problematisch. Cole sprach sich
für die Abschaffung nationaler Vorratsdatenspeicherungsregelungen in
der bisherigen Gestalt aus.

Heide Sandkuhl, Fachanwältin für Strafrecht, erklärte, eine Aufhebung
der Regelungen sei dringend geboten. Nach der Rechtsprechung des EuGH
stehe fest, dass die anlasslose Speicherung von Daten
unionsrechtswidrig ist. Dass der Gesetzgeber dies jedoch bislang nicht
zum Anlass genommen habe, die nationalen Regelungen über die
Vorratsdatenspeicherung aufzuheben und es nach wie vor den Gerichten
überlasse, mit dieser Rechtslage umzugehen, schaffe
Rechtsunsicherheiten.

Jens Gnisa, Vorsitzender des Deutschen Richterbundes, sagte, zur
Nutzung der Vorratsdatenspeicherung durch die Strafverfolgungsbehörden
gebe es keine Alternative. Er habe keine Anhaltspunkte, dass die
Bürger Angst vor dem Datenschutz hätten und sehe keine
Vertrauenskrise. Die Bürger vertrauten weitgehend auf die Integrität
der Daten und sähen in deren Speicherung auch einen Schutz vor
Kriminalität. Gnisa nannte Fälle, in denen Ermittlern bei
Kinderpornografie oder Volksverhetzung oft nur die IP-Adresse der
Täter bleibe. Und wenn dann Ermittlungen nicht möglich seien, ergänzte
die Berliner Oberstaatsanwältin Petra Leister, würden die Verfahren
eingestellt. Als Folge des Gesetzes würden also schwere Straftaten
unverfolgt bleiben.

Wie auch Gnisa warb Leister dafür, die EuGH-Rechtsprechung umzusetzen,
ohne die deutschen Regeln auszusetzen. Dann müsse wenigstens eine
teilweise Vorratsdatenspeicherung ermöglich werden, sagte Leister.
Alfred Huber von der Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg sagte, wer für
die Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung plädiere, trage
Verantwortung dafür, dass schwere Straftaten nicht aufgeklärt werden
können. Für die Strafverfolgungsbehörden sei die
Vorratsdatenspeicherung so etwas wie das Werkzeug für den Handwerker.

Der Richter am Bundesgerichtshof Marcus Köhler betonte wie die anderen
Praktiker, dass die Erhebung und Verwertung von Verkehrsdaten für eine
effektive rechtsstaatliche Verfolgung und Aufklärung schwerer
Straftaten notwendig sei. Eine eklatante, offensichtliche
Unvereinbarkeit der geltenden Regelungen über die
Vorratsdatenspeicherung mit Verfassungs- oder Unionsrecht sei nicht
ersichtlich. Eine Notwendigkeit für gesetzgeberisches Handeln bestehe
derzeit nicht, sagte Köhler. Sein Kollege vom Oberlandesgericht
Hamburg Marc Wenske erklärte, die Verkehrsdatenspeicherung sei heute
als Instrument zeitgemäßer strafrechtlicher Ermittlungen nicht
wegzudenken und stehe in ihrer kriminalistischen Bedeutung den
Errungenschaften der Daktyloskopie gleich. Eine Alternative zur
Speicherung von Verkehrsdaten über einen begrenzten Zeitraum durch
private Anbieter sei derzeit nicht ersichtlich. Aus seiner Sicht hat
der EuGH erkennbar weiterhin gesetzgeberischen Handlungsspielraum
gesehen.

Constanze Kurz, Sprecherin des Chaos Computer Clubs, betonte die
Notwendigkeit eines sicheren Umgang mit persönlichen Daten angesichts
der stetig weiter wachsenden Speicherhungers von Unternehmen und
Behörden. Es seien immer mehr Menschen und Geräte betroffen. Die
Gesamtüberwachungsrechnung müsse neu durchdacht werden. Sie freue
sich, dass mit dem Gesetzentwurf der FDP eine Trendwende angegangen
werde.

03. Bundesrat will Prospektrecht ändern

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat verlangt Änderungen an dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ausübung von
Optionen der EU-Prospektverordnung und zur Anpassung weiterer
Finanzmarktgesetze (19/2435). In der von der Bundesregierung als
Unterrichtung (19/2700) vorgelegten Stellungnahme der Länderkammer
heißt es, der Entwurf der Regierung sehe für Ausnahmen von der
Prospektpflicht zwei Grenzen vor: Finanzinstitute dürften danach bei
Emissionen bis fünf Millionen Euro auf die Herausgabe von
Wertpapierprospekten verzichten, bei allen anderen Emittenten seien es
acht Millionen Euro. Für die unterschiedlichen Grenzen seien keine
Gründe erkennbar, argumentiert der Bundesrat, der außerdem einen
Verzicht auf die von der Regierung in dem Entwurf vorgesehenen
Anlageschwellen für nicht qualifizierte Anleger empfiehlt. Sie sollen
bei den Klein-Emissionen je nach der Höhe ihres Vermögens und ihrer
Einkünfte nur Beträge zwischen 1.000 und 10.000 Euro investieren
dürfen. Damit wird nach Ansicht des Bundesrates die
Entscheidungshoheit von Privatanlegern eingeschränkt und der Erwerb
von bewährten Standardprodukten wie Inhaberschuldverschreibungen,
deren Risiko für Privatanleger überschaubar und verständlich sei,
würde limitiert.

Die Bundesregierung lehnt in ihrer Gegenäußerung die Forderungen des
Bundesrates ab. Auch Kreditinstitute könnten Wertpapiere bis acht
Millionen Euro prospektfrei emittieren; sie müssten dann aber ein
Wertpapier-Informationsblatt erstellen und die Anlageschwellen für
nicht qualifizierte Anleger beachten. Bei Angeboten bis fünf Millionen
Euro entfalle diese Verpflichtung, da Kreditinstitute der
Solvenzaufsicht nach dem Kreditwendengesetz unterliegen würden,
wodurch dem Anlegerschutz Rechnung getragen werde. Die Vorschrift
bezieht sich nach Angaben der Regierung auch auf Emissionen von
Aktiengesellschaften, deren Aktien bereits zum Handel an einem
organisierten Markt zugelassen sind.

Den Wegfall der Anlageschwellen lehnt die Bundesregierung ebenfalls
ab. "Entfällt der Prospekt als Informationsquelle und
Haftungsdokument, erscheinen Einzelanlageschwellen als zusätzlicher
Schutz für nicht qualifizierte Anleger sinnvoll", heißt es in der
Gegenäußerung.

 * 
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BUNDESTAG/7261: Heute im Bundestag Nr. 411 - 13.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 411

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Juni 2018, Redaktionsschluss: 17.45 Uhr

1. Viel Kritik an Prospekt-Vorschriften

2. Wasserparadiese im einstigen Tagebau

3. Keine Funde biologischer Waffen

4. Linksextremistisch genutzte Immobilien

5. Unterschiede bei Anerkennungsquoten



1. Viel Kritik an Prospekt-Vorschriften

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) In einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses
am Mittwoch haben die Sachverständigen Planungen der Bundesregierung
zur Verbesserung des Anlegerschutzes zum Teil heftig kritisiert. Laut
deutscher Kreditwirtschaft droht sogar eine "Entmündigung der
Anleger".

Grundlage der von der Finanzausschussvorsitzenden Sabine
Stark-Watzinger (FDP) geleiteten Anhörung war der von der
Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Ausübung von
Optionen der EU-Prospektverordnung und zur Anpassung weiterer
Finanzmarktgesetze (19/2435). Der Entwurf sieht vor, dass nicht für
alle öffentlichen Angebote von Wertpapieren ein Prospekt vorgelegt
werden muss. Bei öffentlichen Angeboten mit einem Gesamtgegenwert von
100.000 Euro, aber weniger als acht Millionen Euro, soll statt eines
Prospekts ein dreiseitiges Wertpapier-Informationsblatt vorgelegt
werden müssen. Für nicht qualifizierte Anleger sollen Höchstschwellen
für die Geldanlage gelten: "Sofern von einem nicht qualifizierten
Anleger ein Betrag von über 1.000 Euro investiert werden soll, ist
dies nur dann zulässig, wenn der nicht qualifizierte Anleger entweder
über ein frei verfügbares Vermögen in Form von Bankguthaben und
Finanzinstrumente von mindestens 100.000 Euro verfügt oder er maximal
den zweifachen Betrag seines durchschnittlichen monatlichen
Nettoeinkommens investiert. In jedem Fall ist die Einzelanlage auf
10.000 Euro begrenzt", sieht die Neuregelung vor, was von Professorin
Dörte Poelzig (Universität Leipzig) als überflüssig angesehen wurde.
Auf Anlageschwellen könne verzichtet werden. Wichtig seien vor allem
Informationen für die Anleger.

Für Banken beträgt die Emissionsobergrenze statt acht nur fünf
Millionen Euro, was die Kreditwirtschaft als "nicht sachgerecht"
bezeichnete: Die Regelung konterkariere nicht zuletzt das Ziel der
Kapitalmarktunion, insbesondere auch kleinen Instituten den Zugang zu
den Kapitalmärkten zu erleichtern. Auch der Fondsverband BVI konnte
keinen sachlichen Grund erkennen, um Emissionen von Banken und
börsennotierten Emittenten gegenüber anderen - unregulierten -
Emittenten zu benachteiligen.

Bereits heute müssten Emittenten von Wertpapieren bei Kleinemissionen
"Beipackzettel" für Kleinanleger erstellen. "Worin der Mehrwert eines
neuen Informationsblatts besteht ist nicht ersichtlich", kritisierte
die Kreditwirtschaft. Die geplanten Einschränkungen für nicht
qualifizierte Anleger würde Anleger entmündigen, da sie nicht mehr die
Investitionshöhe selbst bestimmen könnten. Die Überprüfungen der
Vermögens- und Einkommensverhältnisse der Kunden würden zudem einen
erheblichen Verwaltungsaufwand bedeuten. Auch der BVI sah keine
Notwendigkeit für das neue Informationsblatt.

Die Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz vertrat die
Ansicht, "dass jeder Anleger selbstbestimmt entscheiden können soll,
welche Investitionen er tätigen möchte oder eben nicht". Die
Entscheidungshoheit solle ihm nicht vom Gesetzgeber genommen werden.
An dem Verzicht auf die Prospekterstellung bis zu Emissionen von acht
Millionen Euro übte die Schutzvereinigung auch Kritik und verlangte
zum Ausgleich, Aufbau und Inhalt des Wertpapier-Informationsblattes an
bereits bestehende Informationsblätter anzugleichen. Es müssten auch
Angaben zu den Kosten gemacht werden. Die Gruppe Deutsche Börse sprach
sich gegen das geplante Informationsblatt aus, weil der Aufwand
angesichts der kleinen Emissionen nicht angemessen und für Zwecke des
Anlegerschutzes nicht zielführend sei. "Vielmehr errichtet die Pflicht
zur Erstellung und Genehmigung eines Wertpapier-Informationsblattes
zusätzliche neue administrative Hürden für kleine und mittlere
Unternehmen", so die Börse. Die Kapitalmarktfinanzierung von kleinen
und mittleren Unternehmen sei in Deutschland im Vergleich zu anderen
Ländern ohnehin schon unterdurchschnittlich.

Dagegen bezeichnete Professor Lars Kühn (Humboldt Universität Berlin)
den Entwurf als einen "gut abgewogenen Kompromiss, gegen den aus
wissenschaftlicher Sicht keine durchgreifenden Bedenken bestehen".
Allerdings warnte Klöhn, dass der Entwurf unseriösen Anbietern von
Graumarktprodukten die Tür zum Wertpapiermarkt zu weit öffnen könne.
Es bestehe die Gefahr, dass unseriöse Anbieter klassischer
Graumarktprodukte die Ausnahmen von der Prospektpflicht nutzen würden,
um unter Einschaltung ebenso unseriöser Anlageberater oder
Anlagevermittler ("Drückerkolonnen") Wertpapiere im Gegenwert von bis
zu acht Millionen Euro zu vertreiben.

Rechtsanwalt Peter Mattil sagte, die Beteiligungsschwellen von 1.000
beziehungsweise 10.000 Euro könnten geeignet sein, Privatanleger von
einer unüberlegten Anlage abzuhalten. Wie schon die Schutzvereinigung
für Wertpapierbesitz schilderte auch Mattil Vorzüge eines Prospekts:
Mit einem Umfang von oft mehreren hundert Seiten werde dieser zwar
selten aufmerksam gelesen, könne aber "hinterher" als
Informationsquelle für strukturelle Fehler eines Anlagemodells dienen,
wenn eine Krise oder Insolvenz eingetreten sei. Mattil wies auf den
Zusammenbruch der P&R-Gruppe (Container-Vermietung) hin, in die 55.000
Anleger 3,5 Milliarden Euro investiert hätten. Die Gruppe habe einen
Prospekt von 160 Seiten veröffentlicht, der "alle erdenkliche
Informationen enthält - bis auf die wichtigste: Die P&R hat entgegen
allen Behauptungen offenbar ein reines Geldkarussell betrieben, ohne
jegliche ernsthafte Investitionen für die Anleger." Mattil sprach sich
gegen eine Klausel in dem Entwurf aus, die es Emittenten erlaubt, ihre
Prospekte in englischer Sprache herauszugeben. Die Anleger müssten
wenigstens ein Recht auf Übersetzungen haben.

Auch für Stefan Loipfinger (investmentcheck.de) zeigt der "Skandalfall
P&R", wie wichtig weitere Erhöhungen es Anlegerschutzes seien. Die
Regeln des Vermögensanlagengesetzes hätten diesen Skandal nicht
verhindern können. Vermutlich seien von den investierten 3,5
Milliarden 2,5 Milliarden verschwunden. Er nannte den Rahmen von acht
Millionen Euro in einem Jahr, bis zu dem keine Prospektpflicht
vorgesehen ist, zu hoch. Ein Emittent könne auf diese Weise binnen
zehn Jahren 80 Millionen Euro Anlegerkapital ohne Prospekt einsammeln.
Mehr Anlegerschutz sah Loipfinger in dem Gesetzentwurf nur sehr
bedingt.

Nach Angaben des Bundesverbandes Crowdfunding werden die meisten
kleinen und mittleren Unternehmen in der Rechtsform einer GmbH
betreiben. Die Rechtsform der Aktiengesellschaft würden typischerweise
größere Unternehmen wählen, da die Kosten hoch seien. Um die
Finanzierungsbedingungen kleinerer Unternehmen zu verbessern sollten
die Ausnahmen von der Prospektpflicht auf GmbH-Anteile erweitert
werden. Sonst werde das von der Prospektverordnung angestrebte Ziel,
den Zugang von jungen und mittelständischen Unternehmen zu Kapital zu
verbessern, nicht erreicht. Zur Verbesserung der Situation der
Crowdfunding-Plattformen sollte es eine vereinfachte Vermittler-Lizenz
geben, forderte Karsten Wenzlaff für den Bundesverband Crowdfunding.

Ein Vertreter der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) sagte in der Anhörung: "Egal was Sie tun, Sie können einen
Anleger nie zu 100 Prozent vor Betrug schützen."

 * 

2. Wasserparadiese im einstigen Tagebau

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Die Umwandlung der früheren Braunkohletagebaue in
Mitteldeutschland und der Lausitz in eine touristisch attraktive
Seenlandschaft ist in fast drei Jahrzehnten deutscher Einheit weit
vorangeschritten. Von 51 gefluteten Restlöchern, sogenannten
"Bergbaufolgeseen", seien mittlerweile 25 öffentlich nutzbar, zehn in
der Lausitz und 15 im einstigen mitteldeutschen Revier, sagte Grit
Uhlig, Leiterin des Sanierungsbereichs Mitteldeutschland der Lausitzer
und Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft (LMBV) am Mittwoch
dem Tourtismusausschuss.

Nach ihren Worten wurden seit 1991 in die Sanierung der früheren
Tagebaue der neuen Länder 10,6 Milliarden Euro investiert. Weitere 1,2
Milliarden Euro seien bis 2022 zugesagt. In die Finanzierung teilten
sich Bund und Länder im Verhältnis von drei Vierteln zu einem Viertel.
Die LMBV mit Hauptsitz in Senftenberg und Niederlassungen in Leipzig
und im thüringischen Sondershausen betreut seit 1995 die Sicherung und
Renaturierung der einstigen Bergbauflächen. Die Gesellschaft zählt
derzeit 665 Mitarbeiter. Beabsichtigt sei selbstverständlich, im
Endergebnis alle 51 Seen für Tourismus und Naturschutz verfügbar zu
machen, betonte Uhlig.

Im Jahr 1990 förderten in der damaligen DDR noch 135.000 Beschäftigte
300.000 Kilotonnen Braunkohle. Vier Jahr später sei die Zahl der
Mitarbeiter auf 12.000 und die Produktionsmenge auf 80.000 Kilotonnen
geschrumpft. Ein wesentlicher Aspekt des Strukturwandels sei es
gewesen, den vom Bergbau verwüsteten Landschaften eine neue Zukunft zu
schaffen. Die LMBV habe bei Beginn ihrer Tätigkeit 32 völlig
unsanierte Tagebaubereiche mit 224 Restlöchern und 1200 Kilometern
ungesicherter Böschungen auf 97.000 Hektar übernommen. Infolge der
Absenkung des Grundwassers im Zuge des Braunkohleabbaus habe auf einer
Fläche von 200 Quadratkilometern ein Wasserdefizit von 13 Milliarden
Kubikmetern bestanden.

Durch den allmählichen Wiederanstieg des Grundwasserspiegels, aber
auch durch Zuleitung aus Flüssen seien ausgekohlte Restlöcher geflutet
wurden. So seien bislang 51 große Bergbaufolgeseen mit einer
Gesamtfläche von 25.000 Hektar entstanden. Soweit es aus
bergrechtlichen Gründen geboten gewesen sei, zwischen diesen Seen
hydraulische Verbindungen zu schaffen, sei darauf geachtet worden, die
so entstehenden Kanäle mit Blick auf eine touristische Nutzung von
vornherein schiffbar auszugestalten, sagte Uhlig. Mittlerweile sei der
Zielwasserstand in den Bergbaufolgeseen zu 88 Prozent erreicht.

Ein Fallbeispiel für die touristische Nutzung der einstigen Tagebaue
schilderte die Geschäftsführerin des Tourismusvereins Leipziger
Neuseenland, Sandra Brandt, dem Aussschuss. Das Neuseenland ist ein
ausgedehntes ehemaliges Tagebaugebiet im Süden der Pleißestadt, dessen
Umgestaltung im Zuge der "Expo 2000" in Hannover begonnen habe.
Mittlerweise seien die Altlasten beseitigt, das Landschaftsbild von
Floßgräben und Auenwäldern geprägt. Auf jedem der neu entstandenen
Seen sei heute ein Fahrgastschiff unterwegs. Vom "Landschaftspark
Cospudener See" führe ein Kanal zum Leipziger Stadthafen, dessen Mole
2010 fertiggestellt wurde; das Hafenbecken werde derzeit noch
ausgebaut.

Als weitere Attraktionen nannte Brandt den 2003 eröffneten
Freizeitpark Belantis mit jährlich 600.000 Besuchern und den Kanupark
Markkleeberg mit 450.000 Gästen. Die Zahl der Übernachtungen in der
Region sei zwischen 2003 und 2017 von 400.000 auf über 700.000 im Jahr
gestiegen.

 * 

3. Keine Funde biologischer Waffen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundeskriminalamt (BKA) hat seit dem Jahr 2007
in Deutschland "keine Funde oder Sicherstellungen von biologischen
Waffen/Bomben oder gesundheitsschädlichen biologischen Agenzien"
registriert, die zur Herstellung von Waffen oder Bomben geeignet
gewesen wären. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/2458)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2208) hervor. Danach
erstellt das BKA seit 2007 nationale Lagebilder für den unerlaubten
Umgang mit gesundheitsgefährlichen biologischen Agenzien und
chemischen Stoffen.

Zur Frage, wie viele chemische Waffen beziehungsweise Ingredienzen für
deren Herstellung sichergestellt wurden, schreibt die Bundesregierung,
dass das BKA seit 2007 "keine Funde oder Sicherstellungen von
chemischen Waffen/Bomben" in Deutschland registriert habe, "die Bezüge
im Sinne der Fragestellung aufweisen". Ingredienzien von Bomben "wie
chemische Kampfstoffe wie zum Beispiel Chlor" würden aber zum Teil
auch als weit verbreitete Grundstoffe in der chemischen Industrie
eingesetzt. Eine Abgrenzung zwischen den chemischen Gefahrstoffen, den
toxischen Industriechemikalien (TIC) und chemischen Kampfstoffen sei
daher nur bedingt möglich.

 * 

4. Linksextremistisch genutzte Immobilien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Immobilien der linksextremen Szene in der
Bundesrepublik" geht es in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/2462). Wie die Abgeordneten darin ausführen, teilte die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2057) auf eine vorherige Kleine
Anfrage der Fraktion mit, dass "bundesweit 51 Objekte als
linksextremistisch genutzte Immobilien einzustufen" seien, "zu denen
offene Informationen vorliegen".

Ferner heiße es in der Antwort, dass bei der Erfassung nur Immobilien
Berücksichtigung gefunden hätten, "bei denen Linksextremisten über
eine uneingeschränkte grundsätzliche Zugriffsmöglichkeit verfügen,
etwa in Form von Eigentum, Miete, Pacht oder durch ein Kenn- und
Vertrauensverhältnis zum Objektverantwortlichen". Weitere
Erfassungskriterien seien "die politisch ziel- und zweckgerichtete
sowie die wiederkehrende Nutzung durch Linksextremisten", zitiert die
Fraktion aus der Antwort weiter.

Wissen will sie unter anderem, welche sonstigen Einrichtungen, die
Linksextremisten regelmäßig als Treffpunkt und Veranstaltungsort
nutzen, es in Deutschland über die in der Antwort der Bundesregierung
genannten hinaus gibt.

 * 

5. Unterschiede bei Anerkennungsquoten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob es in den Jahren
2016 und 2017 im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) eine
Stelle gab, "die dafür zuständig war, auffällige Unterschiede zwischen
den einzelnen Außenstellen und Ankunftszentren bei den
Anerkennungsquoten der Asylanträge zu identifizieren und nach den
Gründen zu suchen". Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/2464) danach, welche Stelle dies gegebenenfalls war. Auch fragt
sie unter anderem, bei welchen Außenstellen und Ankunftszentren
gegebenenfalls auffällige Abweichungen festgestellt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/7260: Heute im Bundestag Nr. 410 - 13.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 410

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Juni 2018, Redaktionsschluss: 17.19 Uhr

1. Knotenmaßnahmen des Schienenverkehrs

2. Regierung will Deutschland-Takt

3. Elektronische Mautsysteme in der EU

4. Bezüge der Bahnvorstände für 2017



1. Knotenmaßnahmen des Schienenverkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die Aufnahme von Knotenmaßnahmen des
Schienenverkehrs in den Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) gelten nach
Aussage der Bundesregierung dieselben Grundsätze wie für alle übrigen
Maßnahmen. Zwingende Voraussetzung sei ein gesamtwirtschaftliches
Nutzen-Kosten-Verhältnis von eins oder höher, heißt es in der Antwort
(19/2312) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2049). Zu
den Nutzenfaktoren gehören laut der Antwort insbesondere
Reisezeiteffekte, Kosteneinsparungen oder Emissionsreduktionen. Bei
den Knotenmaßnahmen besonders bedeutsam seien zudem Effekte aus einer
Erhöhung der Zuverlässigkeit des Verkehrsablaufs aufgrund einer
Verspätungsreduktion durch die Ausbaumaßnahmen.

Zur Frage, welche Maßnahmen zur Weiterentwicklung des
Bewertungsverfahrens für den BVWP ergriffen werden, heißt es in der
Antwort, das in der Bundesverkehrswegeplanung eingesetzte
Bewertungsverfahren werde durch das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) "kontinuierlich überprüft und
weiterentwickelt". Für den Bereich Schiene gehöre hierzu insbesondere
eine Ergänzung der analytischen Verfahren der Kapazitätsbestimmung
durch fahrplankonstruktive Verfahren. Die hierfür erforderlichen
netzweiten Zielfahrpläne mit Systemtrassen für den Güterverkehr würden
erstmals mit dem BVWP 2030 (Zielfahrplan 2030) vorliegen und würden
durch die Arbeiten für den Deutschland-Takt (Zielfahrplan 2030plus)
weiter verfeinert, schreibt die Regierung.

Der Vorteil dieser fahrplanbasierten Verfahren sei eine einfachere
Nachvollziehbarkeit der vorliegenden Engpasssituation, so dass die
Definition von Maßnahmen zur Engpassbeseitigung erleichtert werde.
Weiterhin könne durch Betriebssimulationen der Einfluss der
Infrastrukturkonfiguration auf die Zuverlässigkeit des Betriebsablaufs
noch exakter bestimmt werden, um die Pünktlichkeit der Züge und das
Baumanagement der Bahn weiter zu optimieren, heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Regierung will Deutschland-Takt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Koalitionsvereinbarung enthält nach Aussage der
Bundesregierung für den Schienenverkehr das Ziel, "durch
Pünktlichkeit, guten Service und hohe Qualität als Markenzeichen für
die Eisenbahnen in Deutschland einen Schienenpakt von Politik und
Wirtschaft zu schließen und damit bis 2030 die Zahl der Bahnkunden zu
verdoppeln und spürbar mehr Güterverkehr auf die umweltfreundliche
Schiene zu verlagern". Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort
(19/2313) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/2313). Ein Ansatzpunkt sei die Entwicklung eines Integralen
Taktfahrplans (Deutschland-Takt), der eine hohe Verfügbarkeit von
Systemtrassen im Schienenpersonen- und -güterverkehr ermögliche, heißt
es in der Antwort. Dies führe zu Kapazitätsausweitungen und könne zu
einem Mehr an Reiseverbindungen, zu einer höheren Reisegeschwindigkeit
sowie kürzeren Umstiegen und damit einer Steigerung der Nachfrage
führen.

Auf diesem Wege kann nach Ansicht der Bundesregierung die im
Koalitionsvertrag geforderte Verdopplung der Fahrgastzahlen erreicht
werden. Für die Umsetzung des Konzepts eines Integralen Taktfahrplans
würden Infrastrukturen benötigt, "die passgenau an den richtigen
Stellen kürzere Fahrzeiten ermöglichen und in Engpassbereichen mehr
Kapazität schaffen".

Derzeit erarbeite das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) einen modellhaften Fahrplan für den
Deutschland-Takt, dessen Arbeitstitel "Zielfahrplan 2030 plus" laute,
schreibt die Regierung. Dieser umfasse sowohl den Personenverkehr als
auch Systemtrassen für den Güterverkehr auf der Schiene in ganz
Deutschland. "Die hierfür erforderlichen Infrastrukturmaßnahmen werden
ermittelt und bewertet", heißt es in der Vorlage. Eine Änderung des
Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP) sei nicht erforderlich, urteilt
die Bundesregierung.

 * 

3. Elektronische Mautsysteme in der EU

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Es gibt derzeit kein EU-Vertragsverletzungsverfahren
wegen der nicht ordnungsgemäßen Umsetzung der aus dem Jahr 2004
stammenden EU-Richtlinie über die Interoperabilität elektronischer
Mautsysteme in der Gemeinschaft (EETS-Richtlinie). Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2319) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/2054). Derzeit befinde sich die Revision der
EETS-Richtlinie in Verhandlungen auf EU-Ebene, heißt es in der
Antwort.

Wie die Bundesregierung weiter schreibt, ist das deutsche
Lkw-Mautsystem seit Dezember 2016 technisch in der Lage, EETS-Anbieter
im System einzubinden und ihnen die Mitwirkung an der Mauterhebung zu
ermöglichen. Zur Beantwortung der Frage, welche EETS-Anbieter derzeit
in Deutschland registriert sind, verweist die Regierung auf die
Internet-Seite des Bundesamtes für Güterverkehr (BAG) und das dort
veröffentlichte EETS-Register. Danach gibt es mit der tolltickets GmbH
und der Toll4Europe GmbH aktuell zwei registrierte EETS-Anbieter in
Deutschland.

 * 

4. Bezüge der Bahnvorstände für 2017

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In der Antwort der Bundesregierung (19/2346) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1915) zum
Vergütungssystem der Vorstände und Führungskräfte der Deutschen Bahn
AG (DB AG) wird auf den Integrierten Bericht des Deutsche Bahn
Konzerns 2017 verwiesen. In dem Bericht heißt es unter anderem, die
Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder bestehe aus einer fixen
Grundvergütung, einer erfolgsabhängigen Jahrestantieme und einem
langfristigen Bonusprogramm mit mehrjähriger Bemessungsgrundlage
(Longterm Incentive Plan). Die Gesamtvergütung umfasse daneben auch
die Versorgungszusagen, die sonstigen Zusagen sowie die
Nebenleistungen. Die erfolgsabhängige Jahrestantieme errechne sich aus
dem Erreichen kennzahlenbezogener betriebswirtschaftlicher Ziele
(Tantiemefaktor) und der Erfüllung individueller Ziele
(Leistungsfaktor). Zwischen Tantiemefaktor und Leistungsfaktor bestehe
zudem eine multiplikative Verknüpfung. Die Höhe des Tantiemefaktors
sei abhängig vom Grad des Erreichens der aus der Unternehmensplanung
abgeleiteten wirtschaftlichen Ziele. Die Bezugsparameter seien zu
gleichen Teilen der operative Erfolg und die erzielte Kapitalrendite,
heißt es in dem Bericht der Bahn.

Darin werden auch die Vergütungen der Vorstandsmitglieder der DB AG
aufgelistet. Für den Vorstandsvorsitzenden Richard Lutz stehen der
Vorlage nach für das Geschäftsjahr 2017 1,91 Millionen Euro zu Buche.
Personalvorstand Ulrich Weber erhielt 1,56 Millionen Euro,
Infrastruktur-Vorstand Ronald Pofalla 1,35 Millionen Euro, Vorstand
Personenverkehr Berthold Huber 1,25 Millionen Euro und die seit dem
10. November 2017 dem Vorstand angehörende Sabine Jeschke 127.000
Euro. Insgesamt summieren sich die Vorstandsbezüge auf 6,19 Millionen
Euro. Dazu kommen laut dem Bericht Bezüge in Höhe von 2,33 Millionen
Euro für den am 30. Januar 2017 aus dem Amt ausgeschiedenen ehemaligen
Vorstandsvorsitzenden Rüdiger Grube.

 * 
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BUNDESTAG/7259: Heute im Bundestag Nr. 409 - 13.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 409

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Juni 2018, Redaktionsschluss: 17.00 Uhr

1. Multiresistente Keime im Fokus

2. Einhelliges Votum für Buchpreisbindung

3. Spenden von Daimler an CDU und SPD

4. Import von Palmöl ist leicht rückläufig

5. Einsatz deutscher Abhörtechnik in Türkei



1. Multiresistente Keime im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Der Forschungsstand zur Verhinderung der Ausbreitung
multiresistenter Keime im Wasser weist noch erhebliche Lücken auf.
Damit fehlt eine belastbare Datengrundlage zur Beurteilung möglicher
Maßnahmen. Das war die einhellige Meinung der Sachverständigen in der
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit am Mittwochmittag. Anlass der Anhörung war ein
Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen (19/1159), in dem mehr
Maßnahmen gegen die Ausbreitung gefordert werden.

Vor dem Hintergrund von Medienberichten über den Fund multiresistenter
Keime in Bächen, Flüssen und Badeseen in Niedersachsen fordern die
Grünen etwa den Einsatz von Antibiotika in der Landwirtschaft zu
reduzieren. Besonders alarmierend sei, dass antibiotikaresistente
Keime in Gewässern in relevanter Zahl auch gegen Colistin resistent
sind, ein Medikament, das in der Humanmedizin nur in
lebensbedrohlichen Situationen eingesetzt wird, im Mastbetrieb jedoch
in größeren Mengen. "Vorsorge ist das oberste Gebot", urteilt die
Fraktion und schlägt vor, einen Bedarfsatlas zu erstellen, der
Auskunft über das Ausmaß der Belastung je nach Region gibt.

Gewässerkundler Thomas U. Berendonk führte aus, dass resistente
Bakterien eine biologische Verschmutzung, keine chemische darstellen,
die zudem momentan gar nicht statistisch erfasst werde. Über die
Dynamik, wie stark sich multiresistente Keime vermehren und wie die
Resistenz weitergeben wird, können momentan keine validen Aussagen
getroffen werden, so der Forscher.

Im sogenannten one-health-Konzept der Human- und Tiermedizin sei der
Bereich der Umwelt in der Vergangenheit zu wenig berücksichtigt
worden, sagte Martin Exner vom Institut für Hygiene und öffentliche
Gesundheit des Universitätsklinikums Bonn. Insbesondere spiele die
Belastung durch Krankenhausabwässer eine Rolle, da die Erreger über
einen längeren Zeitraum im Darm verweilen können und auch
Resistenzinformationen austauschen.

"Es braucht ein vorsorgendes, fachübergreifendes Handeln und einen
sachgerechten Einsatz von Antibiotika bei Mensch und Tier, um die
Entstehung an der Quelle zu bekämpfen", forderte Friederike Vietoris
vom Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur und
Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen. Vor allem
Bewertungskriterien, Risikoeinschätzungen und Monitoringinstrumente
würden fehlen, um entsprechende Maßnahmen in kommunalen Kläranlagen
oder Krankenhäusern einzuleiten.

Gegenstand der Anhörung war auch die mögliche Weiterentwicklung von
Kläranlagetechniken. Issa Nafo vom Wasserwirtschaftsunternehmen
Emschergenossenschaft/Lippeverband machte in seiner Einschätzung
deutlich, dass an einer vierten Reinigungsstufe gearbeitet würde, es
aber nicht das eine Verfahren gäbe: "Der Stand heute ist, dass wir
zwischen 90 und 99 Prozent der Keime eliminieren können. Wir sprechen
also über den restlichen Prozentanteil", so Nafo. Es sei vor allem
mehr Zeit zum Forschen in Reallaboren und Pilotanlagen nötig, um
verschiedene Lösungsansätze miteinander zu kombinieren, sagte der
Sachverständige.

Auch Norbert Jardin vom Ruhrverband, der 65 Kläranlagen betreibt,
beschrieb, dass eine vierte Reinigungsstufe nicht geeignet sei, die
Resistenzlast nennenswert zu reduzieren. Dafür sei eher eine fünfte
oder sechste Stufe nötig: "Die Klärverfahrenstechniken, die dann zum
Einsatz kommen, etwa Ultra-oder Nanofiltration, führen dann allerdings
zu drastischen Gebührensteigerungen, einem erhöhten Energiebedarf
sowie höheren Co2-Emissionen und mehr Reststoffen", sagte er.

Auch die Tierhaltungsbedingungen und der Einsatz sogenannter
Reserveantibiotika wurden thematisiert. Wolfgang Straff vom
Umweltbundesamt führte aus, dass einer mangelhaften Hygiene in Ställen
nicht durch den massenhaften Einsatz von Antibiotika begegnet werden
könne. Besonders in Regionen, in denen vermehrt Antibiotika eingesetzt
werden, müsse stärker geprüft werden. Ähnlich äußerte sich Reinhild
Benning von Germanwatch e.V.: "Der Antibiotikaeinsatz in der
Landwirtschaft hat sich zwar zwischen 2011 und 2016 halbiert, aber die
Resistenzraten sind nach wie vor sehr hoch." Im europäischen Vergleich
gäbe es in Deutschland noch sehr viel Einsparungspotential, so die
Sachverständige.

 * 

2. Einhelliges Votum für Buchpreisbindung

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Einhellig haben sich alle Fraktionen im
Kulturausschuss für die Beibehaltung der Buchpreisbindung
ausgesprochen. Der Ausschuss wies in seiner Sitzung am Mittwoch das
Sondergutachten der Monopolkommission (19/2444) zurück, die sich für
die Abschaffung der Buchpreisbindung ausgesprochen hat. Die
Monopolkommission argumentiert in ihrem Gutachten, die
Buchpreisbindung sei zum einen nur sehr schwer mit den
EU-Wettbewerbsregeln zu vereinbaren und zudem sei nicht nachweisbar,
dass sie zum Schutz des Kulturgutes Buch beitrage.

Die Vertreter der Koalitionsfraktionen wiesen in der Sitzung des
Kulturausschusses darauf hin, dass sich CDU/CSU und SPD in ihrem
Koalitionsvertrag klar zur Buchpreisbindung bekannt hätten. Dies sei
kein Gegenstand langer Diskussionen in den Koalitionsverhandlungen
gewesen, hieß es aus der SPD-Fraktion. Der freie Wettbewerb brauche
auch Leitplanken, um das Kulturgut Buch zu schützen. Die
Unionsfraktion forderte, sich jedem Angriff und jeder Erosion der
Buchpreisbindung zu widersetzen.

Auch die Oppositionsfraktionen bekannten sich zum System der
Buchpreisbindung und sicherten der Koalition und der Bundesregierung
an diesem Punkt ihre Unterstützung zu. Bücher seien "geistiges
Grundnahrungsmittel", hieß es aus der AfD-Fraktion. Vertreter der
Linksfraktion und der FDP-Fraktion sowie der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen wiesen darauf hin, dass eine Abschaffung der Buchpreisbindung
die vielfältige deutsche Verlags- und Buchhändlerlandschaft schädigen
würde, profitieren würden lediglich große Onlinehändler wie Amazon.

Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) begrüßte das eindeutige
Votum des Kulturausschusses. Die Bundesregierung werde in jedem Fall
an der Buchpreisbindung festhalten. Das Sondergutachten der
Monopolkommission sei rechtlich aber nicht bindend und ginge auch von
falschen Annahmen aus. Die Buchpreisbindung sei ein wirksames
kulturpolitisches Instrument, um das Kulturgut Buch zu schützen. Dies
sei auch vom Europäischen Gerichtshof 2001 in seinem Urteil zur
Buchpreisbindung in Frankreich bestätigt worden.

 * 

3. Spenden von Daimler an CDU und SPD

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bundestagspräsident hat in einer Unterrichtung
(19/2706) mehrere Großspenden in Höhe von mehr als 50.000 Euro an
Parteien bekannt gemacht. Den Angaben zufolge hat der Autobauer
Daimler im Mai dieses Jahres jeweils 100.000 Euro an CDU und SPD
gespendet.

Eine weitere Großspende in Höhe von rund 352.000 Euro kam im Mai von
einer Privatperson und ging an die Deutsche Kommunistische Partei
(DKP).

Bereits im März 2018 ging eine Zuwendung in Höhe von rund 122.000 Euro
vom Kulturministerium in Kopenhagen an den Südschleswigschen
Wählerverband (SSW), die Partei der dänischen Minderheit in
Schleswig-Holstein.

Spenden, die den Betrag von 50.000 Euro übersteigen, müssen laut
Parteiengesetz dem Bundestagspräsidenten unverzüglich angezeigt und
von diesem zeitnah als Bundestagsdrucksache veröffentlicht werden. Die
jüngsten Zuwendungen wurden zunächst unmittelbar im Internet
veröffentlicht.

 * 

4. Import von Palmöl ist leicht rückläufig

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Deutsche Unternehmen haben im Jahr 2016 fast 1,4
Millionen Tonnen Palmöl und fast 433.000 Tonnen Palmkern- und
Babassuöl importiert. Der Import von Palmöl hat sich im Vergleich zum
Jahr 2017 auf Grundlage vorläufiger Zahlen auf insgesamt rund 958.000
Tonnen reduziert. Die Einfuhr von Palmkern- und Babassuöl verharrt
hingegen auf nahezu konstantestem Niveau.

Das geht aus Zahlen der Außenhandelsstatistik in einer Antwort der
Bundesregierung (19/2487) auf eine Kleine Anfrage (19/2128) der
Fraktion Die Linke zur Verwendung von Palmöl in Deutschland hervor.
Darin heißt es weiter, dass die Hauptlieferländer die Niederlande,
Indonesien und Malaysia sind. Darüber hinaus erklärt die
Bundesregierung, kein staatliches Label für Palmöl einführen zu
wollen, das an ökologischen und sozialen Kriterien orientiert ist. Es
werde darin kein Mehrwert gesehen, weil es "tragfähige, glaubwürdige
und international anerkannte Zertifizierungssysteme gibt". Diese
sollten jedoch weiter verbessert werden. Die Einführung eines
zusätzlichen staatlichen Labels, verbunden mit der Entwicklung eines
weiteren Zertifizierungssystems, wäre außerdem redundant im Vergleich
zu bestehenden Systemen. Das sei weder effizient noch zielführend,
heißt es in der Antwort.

 * 

5. Einsatz deutscher Abhörtechnik in Türkei

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Rolle deutscher Abhörtechnik bei der
Überwachung türkischer Oppositionieller geht es in einer Kleinen
Anfrage (19/2544) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten verweisen zur
Begründung auf Medienberichte, wonach der Hersteller FinFisher hinter
einer Software steht, mit der Mitglieder der Oppositionspartei CHP
ausspioniert worden sind. Nun möchten sie wissen, ob Softwareprodukte
der Firma grundsätzlich von der Bundesregierung genehmigt werden
müssen. Sie fragen auch nach bisherigen Genehmgiungen zu Verkauf und
Export von Spionagetechnologie und nach Zielländern sowie nach
generellen Exportregeln für Spionagesoftware.

 * 
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BUNDESTAG/7258: Heute im Bundestag Nr. 408 - 13.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 408

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Juni 2018, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. Klage-Gesetzentwurf passiert Ausschuss

2. Regierung: Projekte in Kamerun fortführen

3. Grüne fordern Ablehnung von Jefta

4. Übertragung von AKW-Strommengen



1. Klage-Gesetzentwurf passiert Ausschuss

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Nach kontroverser Diskussion beschloss der
Rechtsausschuss am Mittwochnachmittag unter Leitung seines
Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) mit der Mehrheit der
Koalitionsfraktionen nach einer mehrstündigen Sitzungsunterbrechung,
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD zur
zivilprozessualen Musterfeststellungsklage (19/2507) zur Annahme zu
empfehlen. Der gleichlautende Entwurf der Bundesregierung (19/2439)
ist damit erledigt. Nach Angaben von Abgeordneten von CDU/CSU und SPD
wurden in der geänderten Fassung der Entwürfe wichtige auf der
Sachverständigenanhörung am Montag geforderte Änderungen
berücksichtigt. Zusätzliche Änderungen sollen im weiteren
Gesetzgebungsverfahren geprüft werden.

Zuvor hatte die Berichterstatterin von Bündnis 90/Die Grünen, Manuela
Rottmann, die Absetzung des Tagespunktes gefordert. Die Vertreter der
anderen Oppositionsparteien AfD, Die Linke und FDP schlossen sich dem
Antrag an. Sie bezeichneten das schnelle Gesetzgebungsverfahren
insgesamt als unseriös und undemokratisch. Die Kritik der
Sachverständigen sei nicht ausreichend berücksichtigt worden,
besonders problematisch sei die Verjährungsthematik. Der Entwurf steht
zusammen mit dem Gesetzentwurf der Grünen zur Einführung eines
Gruppenverfahrens (19/243), der im Ausschuss abgelehnt wurde, auf der
Tagesordnung der 39. Plenarsitzung des Bundestages am Donnerstag.
Änderungen sehen unter anderem die Straffung des Instanzenzugs, die
Änderung des Windhundprinzips, eine Anmeldungsvereinfachung und
Verbesserungen für klein- und mittelständische Unternehmen vor. Der
klagebefugte Verbraucherschutzverband vzbv soll mehr Geld bekommen.
Die Unionsfraktion stellte einen Ergänzungsantrag vor, mit dem
Abmahnmissbrauch wirksam verhindert werden soll, der ebenfalls
angenommen wurde.

Weiter nahm der Ausschuss den Verbraucherpolitischen Bericht der
Bundesregierung 2016 (18/9495) zur Kenntnis und stimmte über
Gesetzentwürfe, Anträge und weitere Dokumente ab, die in anderen
Ausschüssen federführend behandelt werden.

 * 

2. Regierung: Projekte in Kamerun fortführen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Trotz der zunehmend eskalierenden Gewalt zwischen
Separatisten und staatlichen Einsatzkräften im englischsprachigen
Landesteil Kameruns will das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbei und Entwicklung (BMZ), soweit möglich, seine Projekte im
Land fortführen. Es sei wichtig, Kamerun weiterhin in seiner
wirtschaftlichen und politischen Entwicklung zu unterstützen, erklärte
die Parlamentarische Staatssekretärin im BMZ, Maria Flachsbarth (CDU),
im Entwicklungsausschuss. Die Rolle der Bundesregierung im aktuellen
Konflikt sah sie insbesondere darin, "mäßigend auf beide Seiten
einzuwirken".

Derzeit unterstützt das BMZ zahlreiche Projekte in den
zentralafrikanischen Land. Schwerpunkte sind gute Regierungsführung
und ländliche Entwicklung. Darüber hinaus baut das Ministerium im
Rahmen der Sonderinitiative "EINEWELT ohne Hunger" ein sogenanntes
Grünes Innovationszentrum auf. Es soll Neuerungen in den
Wertschöpfungsketten bei der Produktion von Kakao, Kartoffeln und
Geflügel verbreiten und Fortbildungen anbieten.

Im englischsprachigen Teil Kameruns gehen die Sicherheitskräfte seit
Ende 2016 gewaltsam gegen Separatisten vor, die eine Abspaltung des
Nordwestens vom französischsprachigen Rest des Landes fordern. Wie die
Koordinatorin der Kommission für Gerechtigkeit und Frieden in Kamerun,
Laura Anyola Tufon, im Ausschuss sagte, stünden Verhaftungen und
Kidnapping an der Tagesordnung. Dörfer würden niedergebrannt und ihre
Bewohner vertrieben, täglich gebe es Todesopfer. Sie appellierte an
die Abgeordneten, sich für ein Ende der Gewalt einzusetzen.
Insbesondere sollte Deutschland als wichtigster Partner Frankreichs in
der EU Paris drängen, seine diplomatischen und wirtschaftlichen
Beziehungen zur Lösung der Krise zu nutzen.

 * 

3. Grüne fordern Ablehnung von Jefta

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die
Bundesregierung aufgefordert, das geplante Handelsabkommen zwischen
der EU und Japan (Jefta) in der derzeitigen Form abzulehnen. Es
handele sich zwar um ein Abkommen, das ohne die Ratifizierung
nationaler Parlamente auskomme, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/2696). "Dennoch kann und sollte der Bundestag vor
Abstimmung der Bundesregierung im Rat Stellung nehmen." Die
Abgeordneten kritisieren die aus ihrer Sicht mangelnde Transparenz bei
den Verhandlungen sowie den eng gesteckten Zeitplan. Daneben sprechen
sie sich gegen mehrere inhaltliche Punkte aus. Jefta dürfe außerdem so
lange nicht zugestimmt werden, so lange parallel über ein
Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Japan verhandelt werde.
Der Pariser Klimavertrag müsse so im Abkommen verankert werden, dass
ein Austritt aus dem Klimavertrag eine Kündigung des Handelsabkommens
möglich macht.

 * 

4. Übertragung von AKW-Strommengen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Vorschlag des
Bundesrates, die Übertragung nicht verwertbarer Strommengen von
Atomkraftwerken (AKW) auf Kernkraftwerke in Netzausbaugebieten zu
untersagen beziehungsweise zu vermeiden, abgelehnt. Dies geht aus der
Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates
(19/2705) zu einem wortgleichen Gesetzentwurf der Bundesregierung und
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD (19/2508, 19/2631) hervor.

Die Strommengenübertragung ist Teil des Gesetzentwurfes, mit dem ein
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2016 umgesetzt werden soll.
Das Gericht hatte geurteilt, dass den Konzernen unter anderem
Ausgleichsansprüche für nicht mehr verwertbare Strommengen im Zuge des
2011 beschlossenen Ausstieges aus der kommerziellen Kernenergienutzung
zustehen.

In dem Gesetzentwurf ist vorgesehen, dass die Genehmigungsinhaber der
Kraftwerke Brüssel, Krümmel und Mülheim-Kärlich einen Ausgleich für
Teile der ihr für diese Kraftwerke zugewiesenen Strommengen erhalten
sollen. Ihnen obliegt aber zunächst, sich "ernsthaft" darum zu
bemühen, die Strommengen zu vermarkten und somit auf andere Kraftwerke
zu übertragen.

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme argumentiert, dass durch
die Übertragung von Strommengen auf Kraftwerke in Netzausbaugebieten
die bereits hohe Belastung der Netze zunähme und weitere Kosten auf
die Verbraucher zukämen. Eine Übertragung in diese Gebiete soll nach
Auffassung der Länderkammer entweder in Einvernehmen mit den Konzernen
vermieden oder gesetzlich unterbunden werden.

Die Bundesregierung begründet ihre Ablehnung damit, dass im Fall einer
Untersagung weitere Ausgleichsansprüche entstehen könnten. Ein mit den
Konzernen zu entwickelndes Konzept "dürfte nur dann Aussicht auf
Erfolg haben, wenn es einen finanziellen Ausgleich für die entfallenen
Verstromungskapazitäten vorsähe. Die hiermit für den öffentlichen
Haushalt verbundene Belastung dürfte erheblich sein", schreibt die
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung.

 * 
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BUNDESTAG/7257: Heute im Bundestag Nr. 407 - 13.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 407

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Juni 2018, Redaktionsschluss: 16.00 Uhr

1. Vorantreiben des Netzausbaus

2. Anhörung zu Rüstungsexporten

3. Anhörung zum Ausbau von Windenergie

4. Zeitnahe Warnhinweise in Beipackzetteln

5. Fraktionen sollen mehr Geld bekommen

6. Personalnotstand in der Pflege



1. Vorantreiben des Netzausbaus

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) hat
angekündigt, den Ausbau der Stromnetze in der Sommerpause persönlich
vorantreiben zu wollen. Er werde an Brennpunkte reisen, an denen es
mit dem Ausbau nicht vorangehe, und das Gespräch mit Betroffenen und
Akteuren vor Ort suchen, sagte der Minister im Wirtschaftsausschuss am
Mittwoch. Der Leitungsausbau müsse deutlich beschleunigt werden, da
Strom häufig dort produziert werde, wo Platz sei - aber nicht
unbedingt dort, wo er verbraucht werde. Das Thema gilt als einer der
Schlüssel für das Gelingen der Energiewende. Altmaier bekannte sich
dabei zu den für 2030 gesteckten Zielen; sie müssten so erreicht
werden, dass der Wirtschaftsstandort Deutschland nicht gefährdet sei,
fügte er hinzu.

In diesem Zusammenhang erklärte Altmaier zudem, er sehe deutliche
Potenziale im bestehenden Netz, eine Verordnung zur Netzoptimierung
sei in Arbeit. Mit Blick auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt hob der
Minister die Bedeutung einer eigenen Batterieproduktion in der EU
hervor. Er gehe davon aus, dass ein europäisches Konsortium dafür
zustande kommen werde. Deutschland werde einen erheblichen Betrag
dafür bereitstellen.

Vertreter der Unionsfraktion betonten in der Aussprache das Kriterium
der Bezahlbarkeit, etwa wenn es um Ausschreibungen geht. Vom
Koalitionspartner SPD wiederum hieß es, die gesteckten Klima- und
Energieziele müssten möglichst rasch erreicht werden. Ein Vertreter
sprach auch das Potenzial von Wasserstoff als Ergänzung zur
Elektromobilität an.

Auf Oppositionsseite sprach ein Vertreter der AfD-Fraktion die seiner
Meinung nach drohenden Arbeitsplatzverluste im Zuge der Energiewende
an; die FDP-Fraktion sah vor allem den Bereich Wärmespeicher und -
bedarf als kritisch für die Industrie an. Von der Linksfraktion hieß
es, das Klimaziel sei deswegen so realistisch weil niedrig - und zwar
deswegen, weil die Bundesregierung jahrelang nicht gehandelt habe. Ein
Vertreter forderte, nicht nur für energieintensive Konzerne
Ausnahmeregelungen zu schaffen, sondern auch Bürger zu unterstützen,
die sich um ihre eigene Energieversorgung kümmern wollten. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragte, wie die Klimaziele erreicht
werden sollten, wenn nicht wie von ihren Abgeordneten ausgerechnet
jährlich fünf Gigawatt Strom aus Erneuerbaren Energiequellen
zusätzlich ausgeschrieben würden. Eine Vertreterin erneuerte die
Forderung nach einer Bepreisung für Kohlendioxid.

 * 

2. Anhörung zu Rüstungsexporten

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss will zum Thema
Rüstungsexporte die Meinung von Sachverständigen einholen. Die
Abgeordneten beschlossen am Mittwoch auf Basis eines Antrags der
Fraktion Die Linke (19/1339) einstimmig, eine öffentliche Anhörung
anzusetzen. In diesem Antrag fordern die Abgeordneten, Rüstungsexporte
zu verbieten.

 * 

3. Anhörung zum Ausbau von Windenergie

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss wird sich in einer
öffentlichen Anhörung mit dem Potenzial von Windenergie an Land und
Solarenergie befassen. Die Abgeordneten beschlossen am Mittwoch
einstimmig, dazu für Montag, 25. Juni 2018, von14 bis 16 Uhr
Sachverständige einzuladen. Sie reagierten damit auf einen
Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2108), in dem
höhere Ausbaumengen für Wind- und Sonnenenergie gefordert werden.

 * 

4. Zeitnahe Warnhinweise in Beipackzetteln

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Mit einer gesetzlichen Ergänzung will die
Grünen-Fraktion erreichen, dass Warnhinweise vor möglichen
Nebenwirkungen zeitnah auf Beipackzetteln der Arzneimittel erscheinen.
Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
erlasse die jeweiligen Auflagen für die Hersteller. Widersprüche und
Anfechtungsklagen gegen diese Auflagen entfalteten jedoch regelmäßig
eine aufschiebende Wirkung, heißt es im Gesetzentwurf (19/2666) der
Fraktion.

Damit erreichten diese wichtigen Informationen die Patienten über
einen langen Zeitraum nicht, obgleich das BfArM das notwendige
Informations- und Schutzbedürfnis der Bevölkerung sehe.

Das Arzneimittelgesetz (AMG) soll nun dahingehend ergänzt werden, dass
die Auflagen des BfArM "sofort vollziehbar sind und Widersprüche und
Anfechtungsklagen keine aufschiebende Wirkung haben".

 * 

5. Fraktionen sollen mehr Geld bekommen

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Fraktionen im Bundestag sollen ab dem
Haushaltsjahr 2018 mehr Geld bekommen. Das sieht ein Vorschlag des
Bundestagspräsidenten im Benehmen mit dem Ältestenrat vor, wie aus
einer Unterrichtung (19/2664) des Parlamentspräsidenten hervorgeht.

Dem Vorschlag zufolge sollen die Geldleistungen aus dem Bundeshaushalt
unter Berücksichtigung der gestiegenen Personal- und Sachausgaben um
insgesamt 3,04 Prozent erhöht werden.

Daraus ergibt sich den Angaben zufolge ein monatlicher Grundbetrag für
jede Fraktion in Höhe von 423.817 Euro und ein monatlicher Betrag für
jedes Mitglied in Höhe von 8.847 Euro. Die Oppositionsfraktionen
sollen einen weiteren Zuschlag von 15 Prozent auf den Grundbetrag
erhalten und von zehn Prozent auf den Betrag für jedes Mitglied.

Die Geldleistungen an die Fraktionen waren für das Haushaltsjahr 2017
auf insgesamt rund 88 Millionen Euro festgesetzt worden, wie aus der
Unterrichtung weiter hervorgeht. Der monatliche Grundbetrag lag
demnach für jede Fraktion bei 411.313 Euro und der monatliche Betrag
für jedes Mitglied bei 8.586 Euro.

Die Oppositionsfraktionen erhielten einen Zuschlag von 15 Prozent auf
den Grundbetrag. Der Bundestag hatte zudem beschlossen, den
Oppositionszuschlag auf den Betrag für jedes Mitglied für die Dauer
der 18. Legislaturperiode von zehn auf 15 Prozent zu erhöhen.

Im Bundestag sind derzeit sechs Fraktionen vertreten: CDU/CSU, SPD,
AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

6. Personalnotstand in der Pflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der Personalnotstand in der Pflege ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/2607) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der
alltägliche Mangel an Personal führe zu einer ständig zunehmenden
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und damit auch der Qualität
der Pflege. Die Abgeordneten wollen nun wissen, was die
Bundesregierung konkret dagegen zu unternehmen gedenkt.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1688: Regierungspressekonferenz vom 13. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 13. Juni 2018

Regierungspressekonferenz vom 13. Juni 2018

Themen: Lösung im Namensstreit zwischen Griechenland und der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Treffen des
Bundesaußenministers mit dem Außenminister der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien, Kabinettssitzung (Einführung des Anspruchs auf
befristete Teilzeitbeschäftigung, Entwurf eines Klimaschutzberichtes 2017
zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung
für die Pflegeberufe), Mordfall Susanna F., sogenannter Masterplan des
Bundesinnenministers, Fund von Sprengmaterial in Köln, Hilfskonzept für
Opfer der Colonia Dignidad, Abschalteinrichtungen für
Abgasreinigungsanlagen bei Diesel-Pkw, Handelsstreit mit den USA,
G7-Gipfeltreffen in Kanada, Medienberichte über einen Aufenthalt in
Deutschland eines der angeblichen Drahtzieher des Putschversuchs in der
Türkei, Fußball-Weltmeisterschaft in Russland, Integrationsgipfel der
Bundeskanzlerin, europäische Zusammenarbeit in der Asyl- und
Flüchtlingspolitik, Treffen von US-Präsident Trump und Kim Jong-un in
Singapur, Fastenbrechen nach dem Ramadan


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Petermann (BMI), Kall (BMJV),
Strater (BMVI), Kübler (BMU), Alemany (BMWi)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich würde vor dem Bericht
aus dem Kabinett gerne ein anderes Thema vorwegschieben:

Die Bundesregierung begrüßt nachdrücklich, dass die Regierungen
Griechenlands und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien nach
intensiven Verhandlungen und unter Vermittlung der Vereinten Nationen für
ihren langjährigen Namensstreit eine Kompromisslösung gefunden haben. Sie
haben es sicherlich gehört: Die beiden Seiten haben sich einvernehmlich auf
den Staatsnamen Republik Nordmazedonien geeinigt. Wir beglückwünschen beide
Ministerpräsidenten, beide Regierungen zu dieser Einigung, und wir hoffen,
dass diese nun getroffene Vereinbarung auch sehr bald unterzeichnet werden
kann und dass es in beiden Länder ausreichend Unterstützung für sie gibt.
Das wäre für beide Seiten, für Griechenland wie für die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, ein historischer Fortschritt. Das würde
Hürden für die mazedonische Integration sowohl in die euro-atlantischen
Strukturen als auch in die europäischen Strukturen beseitigen. Das ist die
Frucht langjähriger Bemühungen, ganz besonders auch des Vermittlers der
Vereinten Nationen. Deswegen ist Matthew Nimetz in diesem Zusammenhang
wirklich dankend zu erwähnen. - So viel dazu.

Adebahr: Wenn ich passend dazu ganz kurz etwas anfügen darf: Ich möchte
gerne ankündigen, dass der Bundesaußenminister morgen seinen mazedonischen
Amtskollegen Nikola Dimitrov im Auswärtigen Amt treffen wird. Eine
Mitteilung für eine Pressebegegnung werden wir gleich auch noch
herausschicken. Es ist natürlich schön, dass das Gespräch jetzt nach dieser
sehr freudigen Nachricht stattfinden wird. Dieses Thema wird natürlich auch
im Mittelpunkt des Gesprächs stehen, so wie auch Fragen der EU- und der
Nato-Annäherung von Mazedonien.

Vielleicht auch das noch, weil wir einige Anfragen bekommen haben: Nein,
wir wissen noch nicht, ob es jetzt mit Bindestrich oder ohne Bindestrich
geschrieben wird. Die Vereinbarung wird ja wahrscheinlich erst am Samstag
unterzeichnet, und dann werden wir Gewissheit über die genaue Schreibweise
des neuen Namens haben.

StS Seibert: Dann kommen wir zu den Themen des Kabinetts.

Zunächst hat sich das Kabinett mit einem wichtigen Thema der
Gleichstellungs-, der Arbeits- und der Familienpolitik befasst - alles drei
in einem -: Es geht um die Einführung einer Brückenteilzeit. Beschäftigte,
die für eine bestimmte Zeit in Teilzeit arbeiten wollen, müssen nicht
unfreiwillig in Teilzeit bleiben. Das gilt insbesondere, aber natürlich
nicht nur, für Frauen, die etwa nach einer Familienphase ihre beruflichen
Pläne voll verwirklichen möchten. Wer nach einer Teilzeitphase wieder in
Vollzeit arbeiten möchte, hat künftig das Recht, zu der ursprünglichen
Arbeitszeit zurückzukehren. Das sieht dieser Gesetzentwurf vor. Dieser
Gesetzentwurf wurde heute im Kabinett beschlossen.

Neben dem bestehenden Anspruch auf unbefristete Teilzeit wird es also
künftig auch einen Anspruch auf diese Brückenteilzeit, also befristete
Teilzeit, geben. Diese darf ein Jahr nicht unterschreiten und fünf Jahre
nicht überschreiten. Danach gilt automatisch die frühere Arbeitszeit. Der
neue Anspruch ist nicht an einen bestimmten Grund geknüpft - also
Kindererziehung oder Pflege Angehöriger. Er muss dem Arbeitgeber
schriftlich angezeigt werden. Diese Regelungen gelten nicht für kleine
Unternehmen mit bis zu 45 Mitarbeitern. Für Unternehmen von 46 bis 200
Mitarbeitern wird eine sogenannte Zumutbarkeitsgrenze eingeführt. Das heißt
praktisch, dass pro 15 Beschäftigten nur jeweils einem Antrag auf
Brückenteilzeit entsprochen werden muss. Unabhängig von der Betriebsgröße
wird der Arbeitgeber verpflichtet, den Veränderungswunsch der Arbeitszeit
mit dem Arbeitnehmer zu besprechen. Dazu kann dann auf Wunsch des
Arbeitnehmers der Personal- oder der Betriebsrat hinzugezogen werden. - So
viel dazu erst einmal.

Das zweite Thema im Kabinett war der Entwurf eines Klimaschutzberichtes
2017 zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020. Um das deutsche Klimaschutzziel
für 2020 zu erreichen - das Ziel heißt, die Treibhausgasemissionen im
Vergleich zu dem Jahr 1990 um 40 Prozent zu reduzieren -, hat die
Bundesregierung im Dezember 2014 das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und
den Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz beschlossen. Gleichzeitig wurde
festgelegt, dass man jährlich in einem Klimaschutzbericht über den Stand
der Umsetzung usw. berichtet - deswegen also nun der Klimaschutzbericht
2017.

Ausgangspunkt für das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 war, dass man im
Jahre 2014 eine Handlungslücke zu dem für 2020 beschlossenen Klimaziel
identifizierte, nämlich von 5 bis 8 Prozentpunkten. Der jetzt ermittelte
Zwischenstand zeigt, dass die Maßnahmen des Aktionsprogramms zwar wirken,
dass aber davon auszugehen ist, dass die ursprünglich erwarteten
Minderungen nicht vollständig erreicht werden. Das hat auch mit Faktoren
wie der in den letzten Jahren ausgesprochen positiven Konjunkturentwicklung
und mit einem deutlichen Bevölkerungswachstum zu tun, das damals nicht so
erwartet wurde und das höhere Emissionen mit sich gebracht hatte, als man
ursprünglich bei der Berechnung zugrunde gelegt hatte.

Das dritte Thema ist eine wichtige Nachricht für die Pflegeberufe. Es
betrifft die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe, die
heute im Kabinett vorgestellt wurde. Sie regelt nun die Details für die
einheitliche Ausbildung entweder zur Pflegefachfrau oder zum
Pflegefachmann. Das ist in der vergangenen Legislaturperiode im
Pflegeberufsgesetz beschlossen worden.

Jetzt also die Details: Mindestens 2100 Stunden Unterricht und 2500 Stunden
Praxis muss diese Ausbildung für die Pflegeberufe beinhalten. Zwei Jahre
lang lernen die angehenden Pflegekräfte gemeinsam - das ist dann ein
Wechsel zwischen theoretischer und praktischer Ausbildung und Unterricht.
Nach einer Zwischenprüfung können sie dann ab dem dritten Jahr entweder
diese generalistische Ausbildung fortsetzen oder zwischen Kinder-, Kranken-
und Altenpflege wählen. Es werden künftig also übergreifende pflegerische
Qualifikationen vermittelt, und damit werden die Berufsausbildungen für
diese drei Gebiete - Kinder-, Kranken- und Altenpflege - zusammengeführt.
Diese neuen Ausbildungsgänge sollen 2020 starten und werden nach
Überzeugung der Bundesregierung die Pflegeberufe aufwerten, weil sie die
Einsatz- und die Aufstiegsmöglichkeiten der Pflegekräfte erhöhen. Das Ziel
ist, dass sich möglichst viele Menschen für diesen verantwortungsvollen
Beruf entscheiden. Denn das ist auch klar: Gute Pflege braucht gut
ausgebildete Pflegekräfte.

Frage: An Herrn Seibert zum Thema Mazedonien: Welche Rolle hat die
Bundesregierung bei der Erzielung der Vereinbarung zwischen Athen und
Skopje gespielt?

StS Seibert: Die wichtigste Rolle haben sicherlich die Bemühungen der
Vereinten Nationen und ganz besonders des Vermittlers Matthew Nimetz
gespielt. Die Bundesregierung ist von beiden Seiten regelmäßig über den
Fortgang der Verhandlungen und Gespräche informiert worden. Die
Bundeskanzlerin war über die Entwicklungen auch fortlaufend unterrichtet
und hat selbst wiederholt mit beiden Ministerpräsidenten - sowohl mit Herrn
Zaev auf der mazedonischen Seite als auch mit Herrn Tsipras auf der
griechischen Seite - gesprochen, zuletzt, wenn ich mich richtig erinnere,
beim Westbalkangipfel in Sofia. Das ist ja erst einige Wochen her.

Frage: Eine Frage sowohl an Herrn Seibert als auch an Frau Adebahr: Es gibt
eine Reihe von Voraussetzungen bis zum endgültigen Inkrafttreten dieser
Vereinbarungen, zum Beispiel ein Referendum in Mazedonien. Wie sicher sind
Sie sich, dass diese Vereinbarung schon jetzt einen endgültigen Status hat?

Zweite Frage: Was bedeutet das für das Bemühen, schon auf dem Gipfel jetzt
im Juni eine Entscheidung über Verhandlungen zur Aufnahme Mazedoniens und
des Westbalkans in die EU und auch in die Nato zu treffen?

StS Seibert: Sie haben völlig recht, da müssen noch mehrere Hürden genommen
werden. Deswegen habe ich ja für die Bundesregierung auch die Hoffnung
ausgedrückt, dass die Vereinbarung sehr bald unterzeichnet werden kann und
dass sie auf beiden Seiten auch die entsprechende Unterstützung erfährt.
Zunächst einmal muss unterzeichnet werden, dann folgt in beiden Ländern die
parlamentarische Ratifikation, dann muss die Verfassung in der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien geändert werden, verbunden mit einem
Referendum, und das soll möglicherweise mit Neuwahlen zusammenfallen. Ich
möchte nicht bewerten, wie hoch diese Hürden sind. Ich kann nur ganz klar
sagen: Wir sind froh, dass es nach wirklich Jahren von Verhandlungen zu
dieser Einigung gekommen ist, und hoffen nun, dass beide Seiten diese
Einigung, die einen historischen Fortschritt für beide Seiten bedeuten
kann, auch nutzen und umsetzen.

Zusatzfrage: Was bedeutet das für die Aufnahmeverhandlungen?

StS Seibert: Dazu kann ich nur das sagen, was wir grundsätzlich dazu sagen:
Die Annäherung an die Europäische Union setzt voraus, dass das betreffende
Land für jeden Schritt die dafür erforderlichen Voraussetzungen erfüllt.
Deswegen erwartet die Europäische Union von allen Ländern in der Region -
natürlich auch von diesem - einen entschlossenen Reformkurs.
Ministerpräsident Zaev und seine Regierung haben einen entschlossenen,
ambitionierten Plan vorgelegt.

Zusatzfrage: Sie sprechen von Hoffnung. Betrachten Sie das also nicht als
endgültige Tatsache?

StS Seibert: Ich glaube, Sie wollen jetzt sehr interpretieren. Ich habe
nachdrücklich begrüßt, dass es zu dieser Vereinbarung gekommen ist, aber
wir müssen doch auch der Tatsache ins Auge sehen, dass da jetzt noch
mehrere Schritte zu gehen sind. Unsere Hoffnung ist, dass diese
Vereinbarung bald unterzeichnet wird und dass sie in beiden Ländern
ausreichende Unterstützung erfährt. Wir sind überzeugt: Darin liegt für
beide Seiten ein historischer Fortschritt.

Adebahr: Und wir werden mit beiden Seiten im engen Gespräch bleiben und den
Prozess natürlich begleiten. Wenn wir dazu beitragen können, in die
richtige Richtung zu gehen - diese Umsetzung wird sich ja bis in den Herbst
hinziehen -, dann stehen wir dazu natürlich sehr gern bereit. Die Gespräche
beginnen auch morgen schon mit dem Außenminister. So gehen wir voran.

Frage: An das Außenministerium zu dem geplanten Treffen von Herrn Maas mit
dem mazedonischen Außenminister: Haben Sie etwas zum Inhalt der Gespräche
gesagt? Ich war jetzt nicht von Anfang an da und weiß nicht, ob sie dazu
schon etwas gesagt haben.

Adebahr: Ich habe kurz gesagt, dass es natürlich um die aktuelle
Namensfrage und natürlich auch um weitere Entwicklungsperspektiven für
Mazedonien gehen wird. Alle diese Themen werden morgen zur Sprache kommen.

Zusatzfrage: Wird es auch eine Presseerklärung der beiden geben, und wenn
ja, um wie viel Uhr?

Adebahr: Es wird eine gemeinsame kurze Pressekonferenz geben. Die genaue
Uhrzeit teilen wir nachher noch in einem Ticker mit.

Frage: An das Auswärtige Amt zum Mordfall Susanna: Laut Berichten gab es
eine Protestnote der irakischen Regierung in Verbindung mit der
Auslieferung des mutmaßlichen Täters. Ist Ihnen da irgendetwas vonseiten
der irakischen Regierung zugegangen, ist Ihnen eine Protestnote zugegangen?

Adebahr: Wir haben die Presseberichte - über eine Äußerung des Sprechers
des Außenministers war das wohl - gesehen. Uns ist keine Note zugegangen,
und auch die irakische Seite in Bagdad ist bisher nicht für ein Gespräch zu
diesem Fall auf uns zugegangen. Wenn das der Fall sein sollte, dann stehen
wir natürlich zu Gesprächen bereit. Bisher ist es nicht so.

Frage: An das BMI: Worin bestand oder besteht eigentlich die
Rechtsgrundlage für den Auslandseinsatz der Bundespolizei? Sie haben ja
nachgereicht, dass der Minister von Herrn Romann darüber informiert wurde
und ihn dabei auch der Rechtmäßigkeit der Aktion versichert habe. Worin
bestand oder besteht also die Rechtsgrundlage im Bundespolizeigesetz über
diesen Auslandseinsatz?

Petermann: Ich möchte ganz gern die Gelegenheit nutzen, mich noch einmal
dafür zu entschuldigen, dass ich Ihnen am Montag eine falsche Information
weitergegeben habe - falsch insoweit, als ich einen anderen Kenntnisstand
hatte, was sicherlich der Situation des Wochenendes geschuldet war. Es ist
in der Tat so, dass der Minister in Erbil, aus Erbil heraus durch Herrn
Romann informiert wurde. Zu der weiteren Frage, die gestellt wurde: Es fand
dann im Anschluss auch ein Telefonat zwischen Herrn Romann und dem
zuständigen Staatssekretär statt. Gestatten Sie mir, dass ich das auch noch
sage: Es handelte sich um einen Linienflug, und zwar sowohl bei der
Hinfahrt wie auch bei der Rückfahrt.

Zu der Frage nach der Rechtmäßigkeit der Maßnahme: Das ist ein wichtiger
Punkt. Der Minister hat sich in dem Gespräch mit Herrn Romann versichern
lassen, dass diese Maßnahme rechtmäßig sei - das ist ein ganz
entscheidender Punkt -, und Herr Romann hat ihm das bestätigt. Hintergrund
beziehungsweise Grundlage ist die Tatsache, dass es sich um eine
Abschiebung von Erbil nach Deutschland handelt. Die Abschiebung erfolgte in
Verantwortung der regionalen kurdischen Behörden im Nordirak. Die
Bundespolizei ist dabei zuständig für die Abschiebung von Personen aus dem
Ausland nach Deutschland im Zusammenhang mit der grenzpolizeilichen
Bearbeitung und Annahme bezüglich der abzuschiebenden Personen.

Zusatzfrage: Da Sie gesagt haben, es sei sowohl die telefonische
Unterrichtung des Ministers erfolgt als auch weiterhin Gespräche mit dem
Staatssekretär: Das bedeutet, es gab vorab keine Absprache, Genehmigung,
Beauftragung durch Führungsebenen des Ministeriums, sondern dann nur
sozusagen im Verlauf der Durchführung - keine Vorab-Absprache?

Zweitens. Meine Frage war ja: Worin besteht die Rechtsgrundlage für einen
Auslandseinsatz? Denn es war ja ein Einsatz auf ausländischem Territorium,
in ausländischem Rechtsgebiet, und wenn ich das Bundespolizeigesetz richtig
gelesen habe, sind Auslandseinsätze nur dann zulässig, wenn dafür bestimmte
Voraussetzungen erfüllt werden, wie etwa das Ins-Benehmen-Setzen mit dem
Auswärtigen Amt. Das hat ja nach dem, was wir hier vor zwei Tagen gehört
haben, alles nicht stattgefunden. Welcher Paragraf des
Bundespolizeigesetzes bietet hier also die Rechtsgrundlage?

Petermann: Ich kann Ihnen jetzt keinen Paragrafen nennen, aber ich kann
Ihnen sagen, dass die kurdischen Behörden den Beschuldigten abschieben
wollten. Er wurde von den kurdischen Behörden ins Flugzeug gesetzt, und die
Bundespolizei war zum Schutze des Luftverkehrs, zum Schutze der
Luftsicherheit der übrigen Personen, die sich an Bord befunden haben,
anwesend. Nach der Landung in Frankfurt am Main wurde der Beschuldigte dann
durch die Bundespolizei den dortigen hessischen Behörden zugeführt.

Zusatzfrage: Das beantwortet aber eigentlich nicht die Frage, da Herr
Romann und die anderen Polizisten ja sozusagen nach deutschem Recht
eingesetzt wurden oder sich selbst eingesetzt haben. Welches war die
Rechtsgrundlage ihres Tätigwerdens im Ausland? Das war ja, wie Sie selbst
gesagt hatten, am Montag nicht nur die Herstellung der Sicherheit, sondern
es hat - so sagten Sie - eine Untersuchung durch eine Polizeiärztin
stattgefunden. Das sind ja, wenn man so will, weitere polizeiliche
Aufgaben. Welches war die deutsche Rechtsgrundlage dafür?

Petermann: Es handelte sich um präventivpolizeiliche Maßnahmen im Vorfeld
zur Herstellung der Luftsicherheit. Dafür ist die Bundespolizei zuständig.

Frage: Wenn ich das noch einmal richtig zusammenfasse: Es gibt kein
Auslieferungsabkommen zwischen Deutschland und dem Irak. Ich habe hier eine
Mail aus dem Bundesjustizministerium, in der wörtlich erklärt wird: "Wenn
die zuständige Staatsanwaltschaft, in diesem Fall Deutschland, einen
Haftbefehlt erwirkt und ein Auslieferungsersuchen stellt, wird dieses über
das Bundesamt für Justiz und das Auswärtige Amt an die Botschaft des Irak
geleitet. Diese leitet das Ersuchen an die staatlichen Stellen im Irak
weiter."

Das wäre in dem Fall ja nicht die kurdische Zentralregierung, sondern die
irakische Regierung. Das ist ja nicht passiert. Deswegen muss ich mich auch
noch einmal anschließen und fragen: Was war da die Rechtsgrundlage?

Petermann: Möchten Sie etwas dazu sagen, Herr Kall? Ich glaube, Sie haben
das am Montag auch schon gesagt, aber vielleicht wollen sie es wiederholen.

Kall: Gerne, ja. Ich habe am Montag versucht, den Unterschied zwischen
einer Auslieferung und einer Abschiebung zu erläutern. Ein
Auslieferungsverfahren mit einem Auslieferungsersuchen Deutschlands an den
Irak, hat es nicht gegeben. Ein solches ist bei der Landesjustiz in Hessen
vorbereitet worden, aber das ist nie an den Irak gestellt worden. Insofern
gab es kein Auslieferungsverfahren und insofern kann das
Bundesjustizministerium da auch keine rechtliche Beurteilung vornehmen,
weil es um allein polizeiliche Maßnahmen ging, die die Bundespolizei
durchgeführt hat, und damit im Verantwortungsbereich des BMI liegt.

Zusatzfrage: Dann noch eine Nachfrage an Herrn Seibert und an Frau
Petermann: Sollte es jetzt trotzdem weiterhin Zweifel an dieser Auslegung
geben und das Auswirkungen auf den Prozess gegen Ali B. haben, wie geht die
Bundesregierung dann damit um?

StS Seibert: Mit dem Verfahren sind jetzt erst einmal die hessischen
Polizeibehörden und die hessischen Justizbehörden befasst. Den weiteren
Fortgang sollten wir abwarten, anstatt zu spekulieren.

Petermann: Das sehe ich auch so. Es wurde ja auch von dem Richter, der die
Untersuchungshaft angeordnet hat, kein Zweifel an der Rechtmäßigkeit
gesehen.

Frage: Frau Petermann, vielleicht noch eine kleine Protokollnotiz: Sie
haben sich gerade für die Falschinformation entschuldigt; das nehmen wir
sicherlich alle an. Ich muss aber ganz ehrlich sagen: Wenn Sie als
Ministerium mehr als 24 Stunden brauchen, um so eine einfache Frage,
nämlich ob, wann und wie der Minister unterrichtet wurde - das war hier am
Montag zehn Minuten oder eine Viertelstunde lang Thema -, sozusagen in der
Nachlieferung zu beantworten, dann wirkt das irgendwie befremdlich. Das ist
ja nun eine ganz einfache Frage, zu der man auch am Montag schon die
Antwort hätte nachreichen können. Aber gut, es ist so gelaufen, wie es
gelaufen ist; ich wollte es nur einmal sagen, weil das für die
Berichterstattung einfach schwierig ist. Sie haben das ja selber gelesen:
Am Dienstag war die Berichterstattung dadurch einfach im Kern irgendwie
falsch, und das ist letztlich misslich gelaufen.

Trotzdem noch einmal zwei Fragen: Sie haben es in Ihrer Nachlieferung so
dargestellt, als ob es eine Initiative der kurdischen Regionalregierung
gab, diesen Mann abzuschieben. Wer hat diese Initiative eigentlich an wen
in Deutschland herangetragen? Denn auch das ist ja ein ungewöhnlicher
Vorgang. Normalerweise würde man annehmen, dass die kurdische
Regionalregierung sich vielleicht beim Generalkonsulat beziehungsweise beim
Auswärtigen Amt meldet, aber nicht zwingend gerade beim
Bundespolizeipräsidenten, der für diese Frage erst einmal überhaupt nicht
zuständig ist. Die Frage ist also: Wer hat diese Initiative an Deutschland
kommuniziert, und wann ist das geschehen?

Petermann: Wenn Sie so Spitz auf Knopf fragen, dann kann ich Ihnen das
nicht sagen, weil ich dazu keine Informationen habe. Ich könnte nur
mutmaßen, und das möchte ich an dieser Stelle nicht machen.

Zusatz: Dann muss ich leider auch in diesem Fall um eine Nachlieferung
bitten, natürlich auch verbunden mit der Bitte, dass sie noch heute
stattfindet.

Petermann: So schnell als möglich.

Zusatzfrage: Wenn ich noch eine Zusatzfrage stellen darf: Inwieweit waren
bei dieser gesamten Kommunikation, die es da zwischen Erbil und Berlin -
zwischen wem auch immer - gegeben hat, Behörden des Bundeskanzleramts
involviert?

StS Seibert: Dazu kann ich Ihnen keine Angaben machen.

Zusatz: Auch da würde ich um eine Nachlieferung bitten, auch wenn sie nur
ist, dass die entsprechenden Gremien des Bundestages dann darüber
unterrichtet werden.

Frage: Gegen den Bundespolizeipräsidenten Romann wurde ja Anzeige wegen
Entführung erstattet. Was sagt denn das BMI dazu? Sieht es irgendeinen
Handlungsbedarf?

Petermann: Dazu kann ich nicht Stellung nehmen. Ich kenne die Anzeige
nicht, ich kenne die Inhalte nicht; das möchte ich an dieser Stelle nicht
tun.

Frage: An das Auswärtige Amt: Frau Adebahr, das Bundespolizeigesetz sieht
ja vor, dass bei Auslandseinsätzen der Bundespolizei - und das war einer -
zwingend ein Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt über den Einsatz
hergestellt werden muss. Hat es eine solche Einvernehmensherstellung
gegeben?

Adebahr: Ich kann Ihnen sagen, dass am Freitag, dem 8. Juni, das BKA das AA
um Zustimmung zur Bewilligung der internationalen Ausschreibung zur
Festnahme nach dem üblichen Verfahren - was das übliche Verfahren gewesen
wäre - gebeten hat. Seit diesem Zeitpunkt und darüber hinaus hat es keine
Bitte der Innenbehörden an uns gegeben, irgendwie weiter in dieser Sache
tätig zu werden.

Zusatzfrage: Das bedeutet, für den Einsatz und Ablauf, wie er konkret im
Ausland stattgefunden hat, gab es kein Einvernehmen, keine
Einverständniserklärung seitens des Auswärtigen Amtes gegenüber dem BMI?

Adebahr: Das ist korrekt.

Frage: Frau Adebahr, Frau Petermann, wann erfahren deutsche Stellen, dass
Abzuschiebende aus dem Ausland auf dem Weg nach Deutschland sind? Bei
Eintreffen des Flugzeuges in Deutschland, bei Betreten des Flugzeuges im
Ausland? Welche Regeln gibt es dafür?

Petermann: Ich kann Ihnen dazu jetzt keine Regelungen nennen und würde das
nachreichen.

Zusatzfrage: Da ginge es mir dann insbesondere auch um die Frage: Ist es
Pflicht, ist es Usus, dass Abschiebungen vorab angekündigt werden, sodass
sich deutsche Behörden darauf einstellen können? Ich kann mir schlecht
vorstellen, dass Abzuschiebende in ein Flugzeug gesetzt werden und dann,
wenn sie in Frankfurt aussteigen und kontrolliert werden, sagen "Ich bin
abgeschoben" und verhaftet werden, und wenn nicht, können sie weitergehen.
So ein Verfahren kann ich mir schlicht nicht vorstellen. Das heißt, die
Provinzregierung im Nordirak müsste doch eine Behörde - möglicherweise die
Bundespolizei - informiert haben "Morgen, in dem Flieger, sitzt jemand",
und daraufhin hat sich die Bundespolizei dann in Bewegung gesetzt. Das ist
der Hintergrund meiner Frage. Vielleicht können Sie das noch einmal
erklären?

Petermann: Ich würde gerne noch eine Nachlieferung auf die Frage zur
Rechtsgrundlage für die präventivpolizeilichen Maßnahmen geben: Ich habe
gerade die Information bekommen, dass sich das nach 4a Bundespolizeigesetz
richtet.

Frage: Von irakischer Seite heißt es ja, es sei rechtswidrig und in der
irakischen Verfassung nicht vorgesehen, dass Staatsbürger abgeschoben
werden. Wie bewertet das Auswärtige Amt diese Rechtsgrundlage und die
Tatsache, dass der Mann trotzdem abgeschoben wurde? Ist das eine
innerirakische Angelegenheit, oder wie ist das?

Adebahr: Wie gesagt, wir haben zur Kenntnis genommen, dass es wohl diese
Äußerung gab. Bisher ist die irakische Seite nicht auf uns zugegangen, um
über diesen Fall zu sprechen. Insofern: Wenn sie das tun wollte, dann wären
wir natürlich gesprächsbereit.

Frage: Frau Petermann, 4a setzt ja nicht 8 desselben Gesetzes außer
Kraft. In dem ist eben geregelt, dass solche Auslandseinsätze nur nach
erfolgtem Einverständnis beziehungsweise nach erfolgter Abstimmung mit dem
Auswärtigen Amt erfolgen dürfen. Daher noch einmal die Frage: Wenn der eine
Paragraf gilt und eingehalten wurde, warum dann nicht der andere auch?

Petermann: Für präventivpolizeiliche Maßnahmen ist die Bundespolizei immer
zuständig, erst recht an Bord eines deutschen Linienflugzeuges.

Zusatz: Aber, mit Verlaub, es war ein Auslandseinsatz. Nach einer Auskunft,
die die Bundesregierung selbst gegenüber dem Bundestag gegeben hat, ist es
für Einsätze an Bord von Flugzeugen anders als bei Schiffen nicht so, dass
man auf deutschem Territorium handelt, sondern es gilt das Recht des
Gebietes, in dem das Flugzeug sich aufhält. Es war also ein Einsatz auf
irakischem Staatsgebiet, und dafür wäre nach 8 zwingend das Einvernehmen
mit dem Auswärtigen Amt nötig gewesen. Daran fehlt es doch.

Petermann: Gut, dass Sie mir noch einmal die Gelegenheit geben, das
klarzustellen: Es handelt sich um keinen Auslandseinsatz. Vielmehr wurde
Ali B. in Verantwortung der kurdischen Sicherheitsbehörden in Erbil an Bord
eines deutschen Luftfahrzeugs, eines deutschen Fliegers gebracht und von
dort nach Frankfurt geflogen, weil er abgeschoben werden sollte, und die
deutsche Bundespolizei war präventivpolizeilich an Bord, um die
Luftsicherheit zu gewährleisten. Es war kein Auslandseinsatz.

Zusatz: Mit Verlaub, Frau Petermann, damit steht diese Aussage im
Widerspruch zu dem, was die Bundesregierung im Bundestag erklärt hat,
nämlich dass entscheidend das geltende Recht des Gebietes sei, in dem das
Luftfahrzeug sich aufhält. Es war irakisches Rechtsgebiet, und damit war es
ein Einsatz auf irakischem Staatsgebiet. Was ist das denn anderes als
Ausland?

Frage: Ich habe noch eine ganz dumme Frage eines juristischen Laien: Wenn
es denn so ist, wie das die irakische Regierung jetzt offenbar feststellt,
dass es einen solchen Vorgang der Abschiebung nach der dortigen Verfassung
gar nicht geben kann und Sie sagen, Sie seien gesprächsbereit: Ist es
theoretisch vorstellbar, dass dieser womöglich unrechtmäßige Vorgang
rückabgewickelt wird? Oder ist das jetzt völlig ausgeschlossen?

Adebahr: Das ist, glaube ich, eine Frage, die sehr spekulativ ist und die
ich an das BMJV abgeben würde.

Kall: Da würde sich mir auch die Frage stellen, wie denn eine solche
Rückabwicklung aussehen sollte. Sollte das so aussehen, dass die
Bundespolizei sozusagen in den Irak zurückfliegt und dann mit einem
Auslieferungsersuchen noch einmal alles von vorne beginnt? Das ist
natürlich schwer vorstellbar. Die juristischen Fragen werden sich auch
nicht hier in der Bundespressekonferenz klären, sondern im Rahmen des
Strafverfahrens, das geführt wird und das ja auch über mehrere Instanzen
führen kann. Insofern: Wenn sich juristische Fragen stellen, werden
Gerichte diese klären.

Frage: Erste Frage: Herr Seibert, hat sich im Kabinett zufälligerweise
jemand für den Masterplan des Herrn Seehofer interessiert?

Zweite Frage: Könnten Sie mir netterweise sagen, seit wann die
Bundeskanzlerin die 63 Punkte des Herrn Seehofer in seinem Masterplan zur
Kenntnis genommen hat?

StS Seibert: Erste Antwort: Dieses Thema war heute keines im
Bundeskabinett.

Zweite Antwort: Die Bundeskanzlerin und der Innenminister sind natürlich
seit geraumer Zeit in laufenden Gesprächen über diesen sogenannten
Masterplan. Ich kann Ihnen hier nicht sagen, an welchem Punkt genau welcher
Punkt davon besprochen wurde. Die Kanzlerin hat sich gestern ja sehr klar
geäußert; sie findet den sogenannten Masterplan des Innenministers als eine
Zusammenstellung all dessen, was wir innenpolitisch, außenpolitisch,
europapolitisch auf diesem Gebiet der Migrationspolitik brauchen und
anstreben, ausgesprochen wichtig. Zu einem der Punkte in diesem Masterplan
gibt es noch Gesprächsbedarf, und die Bundeskanzlerin und der Innenminister
habe beide ihrer Fraktion gestern erklärt, dass über diesen Punkt noch
weiter beraten wird. Diese Gespräche bitte ich abzuwarten.

Zusatzfrage: Herr Seibert, haben Sie irgendeinen Grad der Beunruhigung bei
Ihrer Kanzlerin festgestellt, als in der gestrigen Debatte in der
Unionsfraktion kein CDU-Politiker und kein CSU-Politiker die Position der
Bundeskanzlerin in der Debatte, im Streit um den einen von 63 Punkten
eingenommen hat, sondern alle entweder neutral waren oder sich aufseiten
von Herrn Seehofer versammelt haben? In welcher Form beeinflusst das das
weitere politische Handeln der Kanzlerin?

StS Seibert: Ich bin hier nicht für die Einschätzung nicht öffentlich
tagender Fraktionssitzungen zuständig -

Zuruf: Sie waren doch dabei!

StS Seibert: - und nehme deswegen jetzt auch keine Einschätzung vor. Ich
habe Ihnen die Haltung der Bundeskanzlerin zu dem Masterplan erklärt, die
grundsätzlich sehr unterstützend ist. Sie hält ihn für wichtig. Es gibt den
einen Punkt, über den noch weiter beraten wird. Das ist der Fraktion
gestern von beiden auch so mitgeteilt worden.

Die Haltung der Bundeskanzlerin darüber hinaus ist bekannt. Sie hat sie
gestern nach dem Gespräch mit Bundeskanzler Kurz noch einmal gesagt. Wir
müssen die migrationspolitische Aufgabe, die sich uns allen gemeinsam in
Europa stellt, auch gemeinsam und mit europäischem Vorgehen lösen.

Frage: Eine Frage an Frau Petermann: Gestern Abend gab es in Köln eine
Festnahme. Ein Tunesier ist, glaube ich, immer noch festgenommen. Dort soll
Sprengmaterial gefunden worden sein. Ist das richtig?

Petermann: Dazu kann ich nichts sagen. Dazu müssten Sie beim zuständigen
Land Nordrhein-Westfalen nachfragen.

Zusatz: Okay. Dann können Sie meine weiteren Fragen auch nicht beantworten,
oder?

Petermann: Nein.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Der Bundestag hat im Zusammenhang
mit der sogenannten Colonia Dignidad und Chile vor einem Jahr beschlossen,
dass die Bundesregierung bis Ende Juni 2018 ein Konzept für Hilfeleistungen
für Opfer der Colonia vorlegen soll. Es geht um einen Hilfsfonds und um
kriminaltechnische Unterstützung bei der Ermittlung in Chile.

Wie weit ist das Konzept, und welche konkreten Hilfeleistungen werden
angeboten, da jetzt Ende Juni naht?

Adebahr: Es ist richtig, dass wir bis Ende Juni aufgefordert sind, ein
Hilfskonzept vorzulegen. Wir arbeiten daran; die Arbeiten daran laufen. Ich
möchte um Verständnis dafür bitten, dass ich angesichts der laufenden
Arbeiten und vor Übermittlung an den Bundestag noch nicht zu den konkreten
Inhalten, die sich darin wiederfinden werden, Stellung nehmen kann.

Grundsätzlich ist es richtig, dass wir natürlich ein großes Interesse an
der Aufklärung der Vergangenheit der Colonia Dignidad haben. Die
chilenische Seite hat in der gemischten Kommission und auch gegenüber der
Justizdelegation - das war in Chile im April - zum Beispiel um
kriminaltechnische Unterstützung gebeten. Wir prüfen das, wir prüfen andere
Sachen, und wir sind dabei, genaue Angaben dazu, was konkret benötigt wird,
wie wir am besten unterstützen können und wo es am sinnvollsten ist, tätig
zu werden, mit der chilenischen Seite aufzunehmen. Dieser
Abstimmungsprozess läuft. Wir hoffen, dass wir Ende Juni so weit sind.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesverkehrsministerium. Es geht noch
einmal um den Fall Daimler in Verbindung mit Abschalteinrichtungen für
Abgasreinigungsanlagen. Der Minister hat in der Vergangenheit von der
theoretischen Möglichkeit gesprochen, Bußgelder gegen Daimler zu verhängen.
Ich meine, eine Summe in Höhe von 5000 Euro pro Fahrzeug war dafür im
Gespräch.

Ist die Möglichkeit, Bußgeld von Daimler zu verlangen, nach Montag
inzwischen vom Tisch, oder ist das als theoretische oder auch praktische
Möglichkeit immer noch virulent?

Strater: Ich kann dazu nur so viel sagen, dass am Montag das besprochen
worden ist, was wir am Montagabend kommuniziert haben, dass nämlich für
deutschlandweit 238 Dieselfahrzeuge von Daimler wegen unzulässiger
Abschalteinrichtungen unverzüglich ein amtlicher Rückruf angeordnet wird.
Europaweit sind davon 774 Fahrzeuge betroffen. Alles Weitere haben Sie ja
der Kommunikation entnommen.

Zum Thema Ordnungsgeld: Über das Thema Ordnungsgeld ist bei dem Treffen am
Montag zwischen dem Minister und Daimler-Chef Zetsche nicht gesprochen
worden.

Zusatzfrage: Wenn nicht darüber gesprochen wurde, ist das Thema aber noch
nicht vom Tisch. Folgere ich das richtig?

Strater: Was entschieden worden ist, das haben wir kommuniziert. Worüber
nicht gesprochen worden ist, dazu haben wir noch nichts gesagt.

Frage: Eine Frage an das BMU: Steht eigentlich noch die Forderung, dass Sie
technische Nachrüstungen, und zwar zu Lasten der Hersteller von
Dieselfahrzeugen, für geboten, möglich und zumutbar halten? In jüngerer
Vergangenheit sind von der Bundeskanzlerin ja Zweifel an der Möglichkeit
solcher Maßnahmen geäußert worden.

Kübler: Selbstverständlich stehen wir nach wie vor dazu. Die
Softwareupdates reichen nicht aus, um die Luftverbesserung herbeizuführen.
Die Ministerin hat jüngst einen Vorschlag gemacht, der es vielleicht auch
den beteiligten Partnern sowohl in der Industrie als auch in der Regierung
leichter macht, den technischen Nachrüstungen zuzustimmen, nämlich einen
Stufenplan, nach dem zuerst in den am stärksten belasteten Städten geschaut
wird, wie viele Fahrzeuge dort im Umkreis sind, wie viele Pendler in diese
Städte fahren.

Das ist vom Volumen her wesentlich weniger als in ganz Deutschland alle
Diesel nachzurüsten. Nach unseren Berechnungen würde es bei den 17 am
stärksten belasteten Städten umgerechnet 2,9 Milliarden Euro kosten, diese
Dieselfahrzeuge nachzurüsten. Technisch ist das längst machbar. Es gibt
solche zusätzlichen technischen Nachrüstsets. Der ADAC und andere haben
auch nachgewiesen, dass dies sowohl finanziell als auch zeitlich machbar
ist.

Wir fordern dies weiterhin. Ich denke, dabei wird es auch Bewegung geben
müssen. Denn die Luftreinhaltung ist unser Ziel. Wenn sie nicht kommt - und
sie kann nur über technische Nachrüstung erfolgreich verlaufen -, dann wird
es weitere Fahrverbote geben. Wir haben sie in Hamburg. Wir werden sie bald
in Aachen haben. Weitere Städte folgen. Das kann nicht Ziel von
irgendjemandem sein.

Strater: Sie haben mich zwar nicht gefragt, aber vielleicht kommt das jetzt
noch.

Zuruf: Das hätte ich jetzt getan!

Strater: Ich möchte zu dem Thema nicht das Altbekannte sagen, was wir immer
dazu gesagt haben. Wir haben rechtliche, technische und auch finanzielle
Bedenken bei dem Thema.

Ich möchte nur noch einen Aspekt erwähnen, der in der Debatte viel zu
selten erwähnt wird, und zwar ist das das Thema CO2-Ausstoß. Ein Auto mit
Hardwarenachrüstung verbraucht mehr Kraftstoff. Das können Sie in allen
wissenschaftlichen Untersuchungen, die wir auch auf unserer Homepage haben,
nachlesen. Das ist übrigens auch bei den ADAC-Tests nachgewiesen worden.
Mehr Kraftstoffverbrauch bedeutet mehr CO2-Ausstoß. Aber es kann doch nicht
Sinn der Sache sein, dass wir eine Lösung anstreben, die mehr CO2-Ausstoß
und damit einen CO2-Anstieg zur Folge hat. Wir reden hier über
Klimaschutzpläne und darüber, wie es uns gelingen kann, CO2 zu reduzieren.
Eine Hardwarenachrüstung hat zur Folge, dass wir mehr CO2 ausstoßen.

Zusatzfrage: Herr Kübler, das ist, wenn man so will, ein Spiel: CO2 gegen
NOx. Haben Sie das in Ihren Berechnungen in ihrem Stufenplan in irgendeiner
Form bilanziert? Kann man das?

Kübler: Die Zahlen dazu kann ich nicht nennen. Es ist mit Sicherheit eine
Summe, die zusammenkommt. Es ist bei den CO2-Berechnungen aber nicht so
eklatant, wie wir sie jetzt zum Beispiel bei der Klimaschutzlücke haben,
die wir im heutigen Klimaschutzbericht dargestellt haben. Da waren wir von
einer CO2-Einsparung in Höhe von insgesamt bis zu 10 Millionen Tonnen im
Verkehrsbereich ausgegangen, prognostiziert bis 2020, und wir werden
maximal vielleicht um die zwei Millionen Tonnen einsparen. Das ist jetzt
schon die Summe, die wir haben. Die CO2-Emissionen, die noch dazukämen,
wenn man jetzt vom Diesel auf den Benziner ausweicht, werden nicht eklatant
zu Buche schlagen.

Wir haben auch immer gesagt: Es geht nicht darum, das eine gegen das andere
auszuspielen. Auch der Diesel soll eine Zukunft haben. Das kann er, die
Technik gibt es. Die neuen 6d sind auf der Straße. Sie müssen bloß eine
größere Marktdurchdringung erreichen. Gleichzeitig fördern wir
verschiedentlich sowohl im Pkw-Bereich als auch im Lkw-Bereich die
Elektromobilität, alternative Antriebe. Wir haben ein Paket auf dem Tisch,
das jetzt auch EU-weit besprochen werden soll und in dem es um
CO2-Grenzwerte geht. Sie sind ambitioniert. Dazu stehen wir weiter. Ich
hoffe, dass sich in der Regierung dazu auch noch eine Meinung bildet, die
zu ambitionierten Zielen führt. Auch da würden wir dann solche Differenzen
zwischen Diesel- und Benzinemissionen wieder auffangen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Handelsstreit mit den USA. Herr Seibert, die
Kanzlerin hat gestern Abend bei einer Veranstaltung hier in Berlin gesagt,
dass das Argument, dass Europa einen Handelsüberschuss hat, im Grunde
genommen, auf der Tatsache beruht, dass die Dienstleistungen nicht mit
einberechnet würden. Wenn man sie einberechnete, dann hätten in
Wirklichkeit die USA einen Handelsüberschuss.

Können Sie kurz sagen, woher die Kanzlerin die Zahlen hat? Wenn Sie das
sagen, könnten Sie dann vielleicht auch sagen, was die Zahlen eigentlich
sind, die das Kanzleramt dazu hat? Das ist vielleicht eine Frage auch an
Frau Alemany.

StS Seibert: Ich kann Ihnen jetzt hier keine Zahlen präsentieren. Das
Thema, das Sie ansprechen, ist vielfach publizistisch bearbeitet worden.
Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe von Artikeln dazu nennen. Aber natürlich
hat die Kanzlerin auch Zahlen. Ich habe sie, wie gesagt, hier nicht dabei.

Richtig ist aber: Die Handelsbilanz ist nur eine von mehreren Komponenten
der Leistungsbilanz. Eigentlich ist es zielführender, sich die gesamte
Leistungsbilanz anzuschauen, also nicht nur auf den Warenhandel zu schauen,
sondern zum Beispiel auch auf die Bilanz bei Dienstleistungen und bei den
sogenannten Primär- und Sekundäreinkommen. Dann ergibt sich ein anderes
Bild. Bei allen Komponenten der Leistungsbilanz außer dem Warenhandel haben
nämlich die USA im Verhältnis zur Europäischen Union Überschüsse. Das
ändert natürlich die Gesamtbetrachtung, und zwar durchgehend schon seit
vielen Jahren.

Aber dessen ungeachtet: Wir würden gern beiderseits Handelshemmnisse
abbauen. Dafür werden wir uns deswegen auch weiterhin einsetzen - für
offene Märkte und für freien Handel.

Alemany: Ich kann eigentlich nur unterstreichen, was Herr Seibert schon
gesagt hat. Wir hatten das Thema des Leistungsbilanzüberschusses schon
häufig hier an dieser Stelle. Wie Sie wissen, hängt das von der Qualität
der Produkte ab. Es hängt von der Wettbewerbsfähigkeit der
unterschiedlichen Industrien in den Ländern ab. Die Ehrlichkeit gebietet
eigentlich, zu schauen, welche Währungsräume man betrachtet. Spricht man
von dem Währungsraum Europa oder von Deutschland als Teil davon? Denn dann
muss man den Währungsraum Europa mit dem Währungsraum USA vergleichen und
nicht zum Beispiel einzelne Bundesstaaten miteinander.

Wie Herr Seibert schon sagte, hat die EU einen Handelsbilanzüberschuss
gegenüber den USA, wenn man Waren und Dienstleistungen zusammen nimmt. Aber
beim Leistungsbilanzsaldo haben die USA einen Überschuss gegenüber der EU.
Ich kann ihn Ihnen auch beziffern: Im Jahr 2017 betrug er 14 Milliarden
US-Dollar.

Man muss immer genau betrachten, worüber man spricht. Bei der
Leistungsbilanz werden alle Zahlungsströme in den Bereichen Waren,
Dienstleistungen, Primäreinkommen - das sind auch Überschüsse und Umsätze
der Firmen und Tochterfirmen - und Sekundäreinkommen mit einberechnet.
Waren und Dienstleistungen werden zur Handelsbilanz zusammengefasst. Sie
allein ist aber nicht aussagekräftig, wenn es um wirtschaftliche
Beziehungen zueinander geht. Denn darin sind die Primäreinkommen nicht
enthalten. Das betrifft wenn wir über Dienstleistungen reden, zum Beispiel
die großen Digitalkonzerne, die sehr viele Gewinne machen. Diese wären
darin nicht enthalten.

Insgesamt ist diese Debatte, wenn man sie verkürzt führt, also nicht
wirklich zielführend. Herr Seibert hat schon ausgeführt, dass wir ja im
Gespräch mit den Amerikanern sind, um die Handelshemmnisse, die bestehen,
und mögliche Ungleichgewichte oder unfaire Aspekte - so es sie denn gibt -
gemeinsam erörtern und abstellen zu können.

Zusatzfrage: Eines verstehe ich nicht ganz. Die Debatte über Handel läuft
jetzt, meine ich, eigentlich schon über ein Jahr. Wenn ich mich recht
entsinne, war damals noch Wilbur Ross auf dem letzten Wirtschaftstag der
CDU und hat dort einen längeren Beitrag gehalten. Ich verstehe nicht, warum
die Bundesregierung eigentlich erst jetzt auf die Idee kommt, dass man sich
ja auch einmal die Leistungsbilanz anschauen könnte. Das wirkt ein bisschen
so, als ob man jetzt ein bisschen krampfhaft nach Argumenten sucht, mit
denen man den US-Präsidenten davon abhalten könnte, Strafzölle auf deutsche
Autos oder überhaupt auf Autoimporte einzuführen.

StS Seibert: Nein, das möchte ich zurückweisen. Die Bundesregierung hat,
seitdem mit der aktuellen Trump-Administration die Diskussion begann, immer
dafür geworben, ein etwas breiteres Bild anzusehen. Wir haben immer dafür
geworben, dass beispielsweise auch die Investitionen aus Deutschland in den
USA, die erheblich höher sind als die amerikanischen Investitionen in
Deutschland, mit in das Bild hineinzunehmen sind. Wir haben immer dafür
geworben, dass man sich anschauen muss, dass große deutsche Autohersteller
große Fabriken in den USA haben, aus denen heraus sie Autos ihrer Marken in
alle Welt exportieren. Das alles gehört in das Bild.

Frage: Herr Seibert, am Montag haben Sie gesagt, Sie wüssten noch gar
nicht, ob die per Tweet vorgenommene Rücknahme der Einverständniserklärung
der USA unter der G7-Abschlusserklärung überhaupt tatsächlich in Kraft
getreten ist. Wissen Sie das heute? Ist das also nach wie vor eine
gemeinsame G7-Abschlusserklärung, oder haben die USA ihre Zustimmung
zurückgezogen, sodass es dann eigentlich nur eine G6 ist, also sieben minus
eins?

StS Seibert: Ich kann Ihnen dazu heute keinen neuen Stand geben. Sie
müssten, ehrlich gesagt, die kanadischen Gastgeber, die in diesem Jahr die
G7-Präsidentschaft haben, fragen, ob bei ihnen so etwas eingegangen ist.

Nichtsdestoweniger ist mit dem Tweet des US-Präsidenten eine Situation
eingetreten, auf die alle auch schon reagiert haben. Unsere Reaktion war
wie die vieler G7-Partner die Reaktion, dass wir zu dem stehen, was in
Kanada beschlossen wurde.

Zusatzfrage: Das ist unbestritten. Die Frage war nur - ich dachte, die
Bundesregierung hätte auch ein Interesse daran, es selbst zu erfahren und
auch zu kommunizieren -, ob es nach wie vor eine G7-Abschlusserklärung oder
ob es eigentlich eine G6-Abschlusserklärung ist.

StS Seibert: Es ist das, was es ist: eine Abschlusserklärung, die im Geiste
des Konsenses von allen sieben Gipfelteilnehmern beraten, intensiv
bearbeitet und beschlossen wurde und zu der sich der US-Präsident
anschließend, als er schon nicht mehr in Kanada war, so geäußert hat, wie
er sich geäußert hat.

Frage (zum Handelsstreit mit den USA): Noch einmal zu den Worten der
Kanzlerin gestern Abend. Sie hat dort ja auch ihren Vorschlag ein bisschen
ausgeführt, den sie ja auch schon in Kanada gemacht hatte, nämlich dass es
künftig eine Art Kommunikation zwischen der EU und den USA geben sollte,
damit, wie sie sagte, nicht noch einmal einseitig agiert wird. Das bezog
sich ja wahrscheinlich auf mögliche Strafzölle auf Autoeinfuhren.

Können Sie kurz erläutern, ob es von der amerikanischen Seite jetzt schon
eine Antwort auf diesen Vorschlag gibt? Wenn ich es richtig verstanden
habe, dann haben bisher doch alle außer den USA, im Grunde genommen, diesen
Vorschlag gutgeheißen. Wie groß ist Ihr Optimismus, dass die USA das auch
mitmachen werden? Nach den letzten Tweets des US-Präsidenten hat man ja
eher den Eindruck, dass er nicht unbedingt Lust auf große Studien hat, die
man hin und her wälzt und studiert. Das alles klingt ja relativ komplex.
Der amerikanische Präsident macht, finde ich, eher den Eindruck, dass er
ein einfaches Argument bevorzugen würde und nicht so ganz komplexe
ökonomische Debatten führen will.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich dazu gestern geäußert. Wir halten
es für richtig, dass beide Seiten - wenn die Amerikaner es auch tun, dann
auch wir Europäer - einmal genau analysieren, welche strategische Bedeutung
die Automobilindustrie für Europa und für die einzelnen Mitgliedsstaaten
hat und wie die Verflechtungen im Sinne der Zulieferketten usw. unter den
einzelnen Mitgliedsstaaten sind, und dass wir danach mit den Amerikanern
ins Gespräch darüber kommen. Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, wie derzeit
die amerikanische Reaktion darauf ist. Aber es wird ja auf beiden Seiten an
diesen Studien auch erst gearbeitet.

Frage: Die türkischen Medien berichten heute, dass der Drahtzieher des
Putschversuchs in der Türkei vor zwei Jahren in Berlin oder in Deutschland
gesehen wurde. Fahnden die deutschen Behörden nach Adil Öksüz, dem
Drahtzieher des Putschversuchs? Der Außenminister a. D. hat Anfang des
Jahres gesagt, falls ausreichend Beweise gegen Öksüz vorliegen würden,
würden die deutschen Behörden aktiv werden.

Adebahr: Im Gespräch mit der türkischen Seite ist das natürlich Thema
gewesen. Die Aussage, die Herr Gabriel damals getätigt hat, steht so. Ich
denke, auch die grundsätzliche Aussage steht weiterhin so. Aber ob es
konkret eine aktuelle Entwicklung gibt, vermag ich nicht zu sagen.

Zusatzfrage: Vielleicht das Innenministerium?

Petermann: Nein, ich habe keine Information dazu.

Zusatzfrage: Der "Spiegel" hat in der aktuellen Ausgabe berichtet, dass die
Bundesregierung eine Neubewertung der Gülen-Bewegung durchführt. Macht die
Bundesregierung eine neue Bewertung? Haben Sie Erkenntnisse, die Sie uns
vielleicht mitteilen können?

Adebahr: Wie Sie wissen, kommentieren wir Berichterstattung - es handelte
sich um einen mutmaßlichen vertraulichen und internen Bericht der Botschaft
- nicht. Das würde ich hier auch nicht tun.

Ich kann Ihnen sagen, dass sich die Bundesregierung und auch das Auswärtige
Amt bei der Bewertung der Gülen-Bewegung wie aller Vorgänge in der Türkei
auf verschiedene Quellen stützen. Dazu gehören natürlich Berichte der
Botschaft. Dazu gehören türkische Quellen und Informationen unserer
Partner. Es gehören auch nachrichtendienstliche Informationen dazu. In der
Gesamtschau aller uns vorliegenden Informationen können wir nicht
ausschließen, dass Mitglieder der Gülen-Bewegung am Putschversuch in der
Türkei beteiligt waren.

Frage: Ich möchte noch einmal auf den Masterplan zurückkommen und die Frage
an das Justizministerium stellen: Wie beurteilen Sie eigentlich die
Möglichkeit der Zurückweisung von Flüchtlingen an der Grenze? Müsste sich
die Ministerin nicht vor diesem Hintergrund in die Diskussion über dieses
Thema öffentlich einbringen, oder sind Sie der Meinung, dass dieses Thema
nach den Machtinteressen innerhalb der Union allein von Kanzlerin und
Innenministerium geklärt werden darf?

Kall: Wir können und wir werden das erst beurteilen, wenn uns konkrete
Gesetzentwürfe und ein konkreter Masterplan vorliegen. Wie Sie wissen, ist
das noch nicht so. Entsprechend konnte das Bundesjustizministerium auch
noch keine Entwürfe des BMI prüfen, weil sie uns schlicht noch nicht
vorliegen.

Zusatzfrage: Das finde ich jetzt ein bisschen elegant aus der Affäre
gezogen. Diesen Entwurf kennt in der endgültigen Fassung auch das
Kanzleramt noch nicht. Sie müssen doch eine Meinung haben, unter welchen
Bedingungen Flüchtlinge an der deutschen Grenze zurückgewiesen werden
können. Abstrakt betrachtet: Was ist möglich und was nicht?

Kall: Ich kann Ihnen hier keine abstrakte Beurteilung anbieten. Es kommt
wirklich darauf an, wie das in den Entwürfen des BMI konkret gefasst wird,
und die liegen uns noch nicht vor. Zuständig für diesen gesamten Bereich
ist das Bundesinnenministerium. Insofern müssten Sie auch zu den
rechtlichen Beurteilungen primär das Bundesinnenministerium fragen. Wir
werden das prüfen, sobald uns Entwürfe vorliegen.

Zusatzfrage: Der Passus des europäischen Asylrechts, auf den sich die
Diskussionen beziehen, ist ja lange bekannt. Ihn gibt es seit Jahren. Wie
interpretiert ihn das Bundesjustizministerium?

Kall: Wie gesagt, kann ich Ihnen hier keine abstrakte rechtliche
Beurteilung - - -

Zuruf: Er liegt vor! Das ist Dublin III! Wie interpretieren Sie die
Möglichkeit, nach Dublin III Flüchtlinge zurückzuweisen?

Vorsitzender Feldhoff: Sie müssen sich deswegen doch nicht aufregen. Das
lohnt sich nicht.

Kall: Ich kann Ihnen auch zur Dublin-III-Verordnung hier keine abstrakte
Rechtsauslegung des Bundesjustizministeriums anbieten, weil für den
gesamten Bereich des Migrationsrechtes das Bundesinnenministerium zuständig
ist. Dazu müssten Sie meine Kollegin fragen. Wir werden, wie gesagt,
Entwürfe mitprüfen, so wie es in der Geschäftsordnung der Bundesregierung
vorgesehen ist, sobald sie uns vorliegen.

Frage: Herr Seehofer sagt: Den 63-Punkte-Plan kennen nur er und die
Kanzlerin. - Seit wann kennt die Kanzlerin den 63-Punkte-Plan in seiner von
Seehofer fertiggestellten Form?

StS Seibert: Wenn ich mich recht erinnere, haben Sie die Frage vor einer
halben Stunde, als wir das Thema hatten, auch schon gestellt, jedenfalls
fast genau so.

Vorsitzender Feldhoff: Daran erinnere ich mich auch.

StS Seibert: Deswegen ist meine Antwort auch fast genau so wie vorhin.

Zusatzfrage: Was hat die Kanzlerin seitdem unternommen? Wenn sie den Plan
in seiner genauen Formulierung kennt und sonst niemand in der Regierung,
was hat die Kanzlerin dann seitdem unternommen, um eine Linie für die
Regierung zu finden?

Vorsitzender Feldhoff: Dieses Thema hatten wir doch vorhin schon. Wir haben
vorhin, vor einer guten halben Stunde, dieses Thema umfassend diskutiert.
Ihr Kollege hat eben interessanterweise einen neuen Aspekt aufgebracht,
deshalb habe ich seine Frage zugelassen. Aber ich möchte ungern, dass wir
die ganze Debatte an dieser Frage jetzt neu beginnen.

Frage: Herr Seibert, zum Thema Fußball-WM gab es offensichtlich noch keine
endgültigen Reisepläne von Mitgliedern der Bundesregierung. Daher meine
Frage zunächst an Sie: Wird es da eine Abstimmung innerhalb der
Bundesregierung geben, wer möglicherweise fährt und wie die Programme
gestaltet werden? Was können Sie uns diesbezüglich zu Plänen der Kanzlerin
sagen?

Die Frage, ob gefahren wird und wie ein Programm aussehen würde, möchte ich
auch an das Auswärtige Amt und an das BMI richten.

StS Seibert: Zur Frage einer möglichen Reise der Bundeskanzlerin gilt das,
was Sie am Sonntagabend im deutschen Fernsehen gesagt hat. Kann sein.

Zur Frage der Abstimmung innerhalb der Bundesregierung: Das hatten wir hier
schon mehrfach, es wurde sogar schon irgendwie quer durch die Reihen
gefragt, wer alles fährt. Ich habe in Erinnerung, dass der
Bundesinnenminister, der ja auch Bundessportminister ist, es zumindest für
möglich hielt, dass er fährt; ich weiß aber nicht, ob sich das
konkretisiert hat. Das hatten wir hier aber bereits relativ ausführlich.

Zusatz: Aber es hätte sich seitdem ja schon konkretisieren können.

StS Seibert: Noch hat das große Turnier nicht begonnen.

Adebahr: Herr Maas hat bisher keine Pläne, zu fahren.

Petermann: Der Bundesinnenminister möchte gerne fahren, soweit sein
Terminkalender es zulässt.

Zusatzfrage: Wie sähe das Programm dann im Umfeld aus, mit wem würde er
sich möglicherweise jenseits des Fußballstadions auf politischer Ebene
treffen?

Petermann: Dazu kann ich keine Aussagen treffen, weil keine konkrete
Planung vorliegt.

Frage: Herr Seibert, nur noch einmal zur Klärung: Bezieht sich ihr Satz
"Kann sein" darauf, dass sie generell irgendwann fährt, oder bezieht er
sich auf die Frage, ob sie fahren würde, wenn Deutschland in irgendeinem
Finale steht?

StS Seibert: Wenn ich mich an die Frage von Anne Will am Sonntagabend
richtig erinnere, dann lautete die ganz allgemein "Werden Sie
dahinfahren?", und die Antwort war nach meiner Erinnerung "Kann sein".
Ausformuliert bleibt es bei dem, was wir immer gesagt haben, nämlich dass
wir Ihnen mögliche Pläne dann bekanntgeben, wenn sie konkret sind.

Frage: Sollte zum Beispiel der Bundesinnenminister fahren, wird dann
innerhalb der Regierung abgestimmt, was er an Programmpunkten jenseits des
Fußballstadions noch wahrnimmt?

StS Seibert: Ich finde es schwierig, über noch gar nicht beschlossene
Reisen nun schon programmatisch zu sprechen. Der Bundesinnenminister - wie
auch alle anderen - wird seine Entscheidung fällen, so das nicht schon
geschehen ist, und wird sich das dann im Rahmen seiner Ressortzuständigkeit
überlegen.

Feldhoff: Dann habe ich den Kollegen auf der Liste stehen. Haben Sie noch
ein anderes Thema oder wollten Sie noch einmal zum Masterplan fragen?

Frage: Ja, ich wollte Herrn Seibert fragen: Wieso hat die Kanzlerin heute
am Integrationsgipfel teilgenommen?

StS Seibert: Weil es - ich glaube, zum zehnten Mal - der sogenannte
Integrationsgipfel der Bundeskanzlerin ist. Sie hat im Vorfeld des Gipfels
heute Mittag einen Besuch bei einem Fußballverein hier in Berlin, bei
Viktoria Mitte, gemacht, der eine beispielgebende Integrationsarbeit für
Mädchen und junge Frauen im Bereich von Fußball leistet. Jetzt, während wir
hier sitzen, findet der Integrationsgipfel statt. Das ist ihr seit Beginn
ihrer Kanzlerschaft ein besonders wichtiges Thema. Sie war es, die die
Integrationsstaatsministerin im Bundeskanzleramt angesiedelt hat. Das ist
ein wichtiger Punkt unserer gesellschaftlich-politischen Aufgaben.

Zusatzfrage: Bedauert die Bundeskanzlerin, dass sie Herrn Seehofer nicht
begrüßen konnte, sondern dieser nur seinen Staatssekretär geschickt hat?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob sie sich dazu bei der Eröffnung des Gipfels
geäußert hat. Sie weiß ja nun seit einiger Zeit, dass Herr Seehofer selber
nicht teilnehmen wollte, sondern den Parlamentarischen Staatssekretär
Wanderwitz schickt. Das wird nichtsdestotrotz ein wichtiger
Integrationsgipfel.

Zusatzfrage: Die Frage war nach dem Bedauern. Dass sie das weiß, wissen wir
auch.

StS Seibert: Sie hat es zur Kenntnis genommen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Migration an Herrn Seibert: Was ist
die Einschätzung der Kanzlerin über die Kooperation zwischen Berlin, Wien
und Rom gegen die illegale Migration? Man hat heute von einer neuen Achse
Rom-Berlin-Wien gesprochen. Was ist die Einschätzung der Kanzlerin und der
Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Ich weiß nicht, wer von einer Achse gesprochen hat. Wir haben
jedenfalls die ganz klare Überzeugung, dass es - ich habe vorhin versucht,
es zu erklären - um gemeinsame europäische Lösungen für eine
Herausforderung geht, die uns alle zusammen in Europa angeht. Es geht um
Europa, es geht um den Schengen-Raum als den Raum der Freizügigkeit, den
jeder Bürger täglich erleben kann. Das steht auf dem Spiel, und daher setzt
sich die Bundeskanzlerin mit allen Kräften und in vielen Gesprächen mit
europäischen Kollegen für eine einheitliche Antwort der Europäischen Union
auf diese Herausforderung ein. Deutschland ist ein großes, ein starkes Land
inmitten der Europäischen Union; wir tragen sicherlich eine besondere
Verantwortung dafür, dass Europa zusammensteht und zusammen handelt. Dabei
ist Italien ein sehr wichtiger Partner. Italien ist aufgrund seiner
geografischen Lage sehr stark von der Ankunft großer Zahlen von
Flüchtlingen und Migranten betroffen. Unsere Überzeugung ist es, dass kein
einzelnes Land mit den Aufgaben, die sich daraus ergeben, alleine gelassen
werden sollte. Deswegen unterstützen wir Italien und hal
ten wir Italien für einen wichtigen Partner bei der Suche nach europäischen
Lösungen.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage an Herrn Seibert zum
Integrationsgipfel: Herr Seehofer hat heute gesagt, dass er schon vor
langer, langer Zeit - er hat es nicht genauer gesagt - der Kanzlerin
mitgeteilt hat, dass er nicht an dem Integrationsgipfel teilnehmen würde.
Können Sie diese lange, lange Zeit vielleicht ungefähr eingrenzen? Sind das
zwei Wochen, ist das eine Woche, sind das wenige Tage?

Er hat heute auch einmal sehr konkret gesagt, dass die Absage darauf fuße,
dass dort eine Journalistin teilnimmt, die sich in einem Zeitungsbeitrag
kritisch mit dem Heimatbegriff, den die CSU vertritt, auseinandergesetzt
hat; den hat er auch konkret benannt, am 29. Mai ist der erschienen. Wie
bewerten Sie das beziehungsweise wie bewertet man im Kanzleramt, dass ein
Minister an so einer Konferenz nicht teilnimmt, weil dort eine unliebsame
Medienvertreterin anwesend sein wird, deren Meinung ihm nicht passt - das
hat er heute ganz offen gesagt -, und dass er darauf so eine Absage
begründet?

StS Seibert: Ich werde das nicht weiter bewerten. Die Bundeskanzlerin hat
das, wie ich gesagt habe, zur Kenntnis genommen.

Was den Zeitraum betrifft: Das ist nicht erst seit wenigen Tagen bekannt.

Petermann: Ich kann dazu noch sagen, dass in der Tat nicht erst seit
wenigen Tagen bekannt ist, dass abgesagt wurde, sondern schon seit geraumer
Zeit.

Frage: Noch ein Nachtrag zu meiner Frage von vorhin zum Thema Migration:
Über die Achse Rom-Berlin-Wien hat Kanzler Kurz heute gesprochen.

StS Seibert: Okay, dann werde ich das einmal nachlesen.

Frage: Ich hatte genau dieselbe Frage.

Vorsitzender Feldhoff: Dann ist sie ja beantwortet.

Zusatzfrage: Ich meine einfach das Wording. "Achse der Willigen" weckt so
komische Assoziationen. Finden Sie, dass Wording ist glücklich gewählt? -
Das wäre meine Frage. Aber Sie können das ja noch einmal nachlesen.

StS Seibert: Ja.

Frage: Zum Korea-Gipfel: Frau Adebahr, gibt es Anzeichen dafür, dass es im
Zuge der Annäherung im Hinblick auf die nukleare Ausstattung auch zu
Annäherungsprozessen zwischen Nordkorea und Südkorea kommt?

Spielt die Bundesregierung als eine Regierung, die sich sozusagen mit
Wiedervereinigungsprozessen zwischen Staaten ganz gut auskennt, dabei eine
Rolle? Es war ja in der Vergangenheit mehrfach ein Thema, dass Deutschland
in besonderer Weise dazu beisteuern könnte, solche Prozesse zu regeln.

Adebahr: Ich kann Ihnen keine Auskunft darüber geben, inwieweit in den
Gesprächen - über das hinaus, was öffentlich bekannt ist - auch über diese
konkrete Frage gesprochen worden ist. Natürlich haben wir von
südkoreanischer Seite in den letzten Monaten auch immer wieder das
Interesse gehört, zu annähernden, erst einmal humanitären Schritten
zwischen beiden Staaten zu kommen. Sicherlich ist dieses Interesse auch
nach dem Gipfel weiter vorhanden. Wir schauen uns die Situation genau an.

Zur Rolle Deutschlands: Es ist im Moment, kurz nach dem Gipfel, spekulativ,
welche Rolle wir dort wie spielen könnten, wenn es einen konkreten Prozess
in diese Richtung geben sollte. Ich weiß nicht, ob Herr Seibert das
ergänzen möchte.

StS Seibert: Die Frage nach der Wiedervereinigung, die wir dem koreanischen
Volk innig wünschen, scheint mir, ehrlich gesagt, dennoch sehr weit
vorausgegriffen.

Gestern gab es, und das begrüßen wir sehr, mit dieser Begegnung in Singapur
zwischen Präsident Trump und Kim Jong-un einen ersten wichtigen Schritt in
Richtung einer Lösung des Konflikts um Nordkoreas Raketen- und
Nuklearprogramm. Nun wird es natürlich entscheidend auf die konkreten
Schritte ankommen, die sich daran anschließen; das hat der Außenminister
gestern in seiner ersten Reaktion ja schon gesagt. Denn das Ziel muss ja
sein, dass diese Denuklearisierung vollständig ist, dass sie überprüfbar
ist und dass sie unumkehrbar ist. Diese konkreten Schritte sollten nun
gegangen werden. Aber gestern war ein erster wichtiger Schritt, den die
Bundesregierung sehr begrüßt.

Frage: Herr Seibert, am Freitag feiern die Muslime ihr Fastenbrechen. Wird
es eine Grußbotschaft der Kanzlerin geben?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen jetzt noch nicht sagen. Sie hat in der
Vergangenheit anlässlich des Ramadan, glaube ich, auch schon selbst am
Fastenbrechen teilgenommen. Daran erinnere ich mich sogar. Ich habe in
diesem Jahr auch mit der Integrationsstaatsministerin an einem
Fastenbrechen teilgenommen, was ein sehr schönes Erlebnis war. Aber ich
kann Ihnen das jetzt konkret nicht sagen.

Mittwoch, 13. Juni 2018
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PRESSEKONFERENZ/1687: Pressekonferenz zum 10. Nationalen Integrationsgipfel, 13.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Mittwoch, 13. Juni 2018 

Pressekonferenz zum 10. Nationalen Integrationsgipfel

Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Staatsministerin Anette
Widmann-Mauz, Ferda Ataman (Neue Deutsche Organisation)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass wir hier heute
den zehnten Integrationsgipfel abhalten konnten und doch sehr spannende
Diskussionen hatten. Die Staatsministerin, Anette Widmann-Mauz, und ich
waren vorher beim Sportclub Rot-Weiß Viktoria Mitte bei einem
Mädchen-Fußballprojekt, das 100 Mädchen den Fußball lernen lässt. Das war
sehr beeindruckend und ein gutes Zeichen dafür, welche Rolle der Sport bei
der Integration spielt. Der Gipfel ist also mit diesem zehnten Mal, das er
stattfindet, ein etabliertes Format, und ich bedanke mich auch ganz
herzlich bei Anette Widmann-Mauz, dass sie ihn so gut und so interessant
vorbereitet hat.

Es ging heute um die Frage des Zusammenhalts in der Gesellschaft, um Werte,
die uns einen. Nach einem sehr spannenden Einführungsvortrag von Prof. Thym
über das Grundgesetz, den Zusammenhalt in der Gesellschaft und die Werte
gab es dann eine sehr muntere Diskussion. Vier Punkte möchte ich
hervorheben, die sehr wichtig sind:

Es geht zuallererst, wenn es um das Zusammenleben geht, um die gleichen
Chancen auf Teilhabe, und das im umfassenden Sinne. Das fängt bei der
Bewerbung an, bei der unterschiedliche Namen keinen Unterschied machen
sollten, und geht weiter über die Ausbildung, die Teilhabe am Arbeitsmarkt
bis hin zum Zugang zum öffentlichen Dienst, worin sich natürlich auch das
Staatsverständnis spiegelt. Wir haben inzwischen auch sehr viele gute
Beispiele dafür, zu zeigen, wie auch Menschen mit Migrationshintergrund
ihren Dienst leisten, zum Beispiel - das war heute ein Beispiel - in der
Bundeswehr.

Zweitens müssen wir bei der Gestaltung des Zusammenlebens alle Seiten im
Blick haben. Wir dürfen also nicht diejenigen, die schon sehr lange hier
leben, aus dem Blick verlieren, und genauso müssen wir diejenigen, die vor
Kürzerem zu uns gekommen sind, in den Blick nehmen. Es geht vor allen
Dingen auch darum, dass es sozusagen nicht immer nur um Teilhabe von
jemandem mit Migrationshintergrund geht, sondern es geht auch darum, dass
sich viele sehr aktiv in unsere Gesellschaft einbringen und deshalb auch
diese Gesellschaft mitgestalten.

Drittens - das war heute auch sehr wichtig - ist es wichtig, Haltung zu
zeigen. Freiheit, Respekt vor der Würde aller Menschen, Achtung vor dem
Rechtsstaat und die Gleichberechtigung von Mann und Frau sind grundlegende
Werte, die uns leiten und ohne die ein gesellschaftlicher Zusammenhalt
undenkbar ist.

Viertens ist in der Debatte über das gemeinsame Verständnis des
Zusammenlebens klar, dass es Regeln gibt, die auch nicht verhandelbar sind,
so die freiheitlich-demokratische Grundordnung, unabhängig von Herkunft und
Aufenthaltsdauer. Das war auch ein von allen Teilnehmern vollkommen
geteiltes Anliegen. Die Missachtung von Gesetzen kann nicht geduldet
werden. Wir wollen ein weltoffenes und ein vielfältiges Deutschland sein.

Ich glaube, die heutige Debatte hat gezeigt, dass wir durchaus mit Mut und
Selbstbewusstsein in dieser Debatte über das Zusammenleben gehen können.
Sie hat aber auch gezeigt, dass Migrantinnen und Migranten oder Menschen
mit Migrationshintergrund - "neue Deutsche", wie sie sich in Ihrem Verein
auch nennen - durch die vielen Flüchtlinge, die zu uns gekommen sind, auch
unter Druck geraten und die Gefahr besteht, dass über das, was da geschafft
wurde, was da erreicht wurde, nicht in ausreichendem Maße gesprochen wird.
Deshalb ist es wichtig, dass wir nach 2012 jetzt den Nationalen Aktionsplan
Integration weiterentwickeln. Das wird die Staatsministerin Anette 
Widmann-Mauz tun, und dabei wird sie von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern des
heutigen Migrations- und Integrationsgipfels auch unterstützt werden.

StM'in Widmann-Mauz: Frau Bundeskanzlerin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, der Nationale Aktionsplan Integration hat heute einen neuen
Startschuss bekommen. Er ist innerhalb der Bundesregierung abgestimmt und
wird von ihr gemeinsam getragen. Er bündelt alle Integrationsmaßnahmen und -
aufgaben der Bundesressorts. Dabei geht es nicht nur um die Integration von
Geflüchteten, sondern es geht insgesamt um den Zusammenhalt aller Menschen
in unserem Land.

Wir müssen deshalb auch alle Phasen der Integration in den Blick nehmen,
und ich möchte Ihnen hier gerne einige Punkte nennen und sie besonders
herausstellen, die mir besonders wichtig sind:

Erstens. Die Integration muss früher ansetzen. Wir brauchen
Vorintegrationsangebote und Sprachkurse bereits im Herkunftsland; denn wir
müssen die Erwartungen steuern. Wir müssen noch viel frühzeitiger
Orientierung auf das geben, worauf sich Menschen dann in Deutschland auch
einlassen.

Zum Zweiten müssen wir mehr in die Tiefe gehen. Die bestehenden
Integrationsangebote in unserem Land müssen besser aufeinander abgestimmt
werden. Wir müssen uns auch ansehen, was funktioniert und wo wir
nachsteuern müssen. Wir brauchen unmittelbar nach dem Ankommen der Menschen
bei uns bereits Kurse, um die rechtsstaatlichen Regeln, die Werte, aber
auch die ungeschriebenen Erwartungen zu vermitteln. Für uns ist wichtig,
dass dies unabhängig von der Aufenthaltsdauer und vom Status ansetzt; ein
wichtiger Impuls. Wir brauchen aber auch mehr Qualität und vor allen Dingen
zielgerichtetere Angebote bei den Integrationskursen und den
Beratungsangeboten, damit dann am Ende nicht nur die Teilnahme auf dem
Papier steht, sondern wir auch Erfolge verzeichnen können.

Zum Dritten müssen wir alle, die hier leben, die Potenziale auch in unsere
Gesellschaft einbringen können. Sie bringen ja auch einiges mit. Das müssen
wir fördern, aber das fordern wir auf der anderen Seite auch ein. Das
beginnt natürlich bereits in frühen Jahren in den Kindertageseinrichtungen.
Sprachstandserhebungen sind eine wichtige Voraussetzung dafür, dass man
dann später auch überhaupt am Bildungserfolg teilhaben kann, ihn überhaupt
realisieren kann. Aber auch der Kita-Ausbau ist notwendig. Das kommt am
Ende ja auch allen in unserem Land zugute.

Wir müssen dafür sorgen, dass möglichst viele Menschen in Ausbildung und in
Arbeit kommen und dass sie sie finden. Da gibt es nach wie vor vorhandene
Hemmnisse und Förderlücken, die wir abbauen müssen. Auch, was die
Anerkennung der Berufs- und Bildungsabschlüsse anbelangt, können wir hier
die Situation weiter verbessern.

Viertens brauchen wir mehr Miteinander statt Nebeneinander. Das ist ein
Auftrag, der sich nicht nur an das individuelle Miteinander richtet,
sondern es geht dabei auch um eine moderne Stadtentwicklung, um die
kulturellen und die sportlichen Angebote - wir haben heute eines davon
gesehen - bis hin zu unserem Gesundheitswesen. Wir haben hier noch viel zu
tun.

Fünftens müssen wir den Zusammenhalt stärken und damit den Populisten und
auch denjenigen, die mit hetzerischen Parolen das Klima vergiften, den
Nährboden entziehen. Wir müssen dafür sorgen, dass den 18,6 Millionen
Menschen mit einer Einwanderungsgeschichte in unserem Land nicht die
Zugehörigkeit zu unserem Land abgesprochen wird.

Es gibt hier bereits gute Ansätze und Angebote dazu, wie wir die Demokratie
stärken, wie wir Extremismus vorbeugen. Gleichzeitig nehmen wir mit Sorge
die Berichte über die Vorfälle wahr, die wir aus Schulen kennen. Deshalb
ist es wichtig, dass wir hier den Lehrkräften, den Erzieherinnen und
Erziehern sowie den Pädagogen den Rücken stärken, die jeden Tag eine ganz
wichtige Aufgabe umsetzen. Wir müssen die Voraussetzungen dafür schaffen,
dass sie damit und mit solchen Konfliktsituationen auch angemessen umgehen
können.

Zusammenhalt bedeutet aber auch Vielfalt in Unternehmen und auch in der
öffentlichen Verwaltung. Auch da müssen wir Vielfalt sichtbarer machen und
damit dazu beitragen, dass es eben nicht darauf ankommt, woher jemand
kommt, sondern darauf, wie er sich einbringt, was er mitbringt und wie er
dann auch entsprechend im Beruf seine Leistung erbringt.

Sie sehen: Bei der Integration ist bereits vieles geschafft, aber es liegt
auch noch viel Arbeit vor uns. Eines ist mir dabei besonders wichtig,
nämlich dass wir das in einer sachlichen Debatte tun, wenn es um die
Grundlagen und die Regeln unseres Zusammenlebens geht. Das tut unserer
Demokratie gut. Das fordert uns auf der anderen Seite aber auch alle,
Politik und Gesellschaft genauso wie die Medien. Deshalb müssen wir auch
offen und ehrlich die Probleme ansprechen. Aber wir dürfen auch die vielen
Erfolgsgeschichten nicht vergessen und aus dem Blick verlieren, nämlich die
große Mehrheit der Menschen, die eine Einwanderungsgeschichte in unserem
Land hat und die jeden Tag ihren Beitrag zum Gelingen dieser Gemeinschaft
leistet. Ja, wir müssen im Grunde auch immer wieder dafür sorgen, dass wir
diese - weil sie so gut integriert ist - unsichtbare Gruppe sichtbar
machen.

Mir ist, wie gesagt, wichtig, dass wir mehr miteinander als übereinander
sprechen und darüber sprechen, wie Integration gelingt. Genau dazu hat der
heutige Integrationsgipfel beigetragen. Ich werde, wie gesagt, bei der
Erarbeitung des Nationalen Aktionsplans Integration auf die
Verantwortlichen in den Ländern und in den Kommunen zugehen und die
Arbeitgeber, die Gewerkschaften, die Wohlfahrtsverbände und die
Migrantenorganisationen eng einbinden - auch das ist ein Beitrag zu
Partizipation und Teilhabe -, denn sie leisten bereits vieles, und sie
können ihre Expertise hier gut mit einbringen.

Ich freue mich also, dass wir heute diesen Startschuss für die gemeinsame
Arbeit gegeben haben und bedanke mich sehr herzlich bei der Bundeskanzlerin
dafür, dass sie diesen Integrationsgipfel wieder einberufen hat.

Ataman: Sehr geehrte Damen und Herren, mein Name ist Ferda Ataman. Ich bin
Sprecherin der Neuen Deutschen Organisationen. Wir sind ein bundesweites
Netzwerk von 100 Initiativen und engagieren uns für ein weltoffenes
Deutschland, für ein gerechtes Bildungssystem und gegen Rassismus. Wir sind
die Bindestrich-Deutschen, die mit dem Migrationsextra in der Statistik.
Unsere Eltern sind einmal früher als Arbeitsmigranten oder Flüchtlinge
eingewandert. Bei vielen ist es aber auch so, dass sie schon vor vielen
Generationen kamen; Afrodeutsche, Sinti und Roma. Die haben in der
Statistik noch nicht einmal einen Migrationshintergrund.

Wir nennen uns ganz bewusst Neuen Deutschen Organisationen, weil wir von
hier sind. Beim Gipfel haben wir heute über die Themen Heimat, Werte und
Zusammenhalt gesprochen. Dazu würde ich gerne ein paar Anmerkungen machen.

Wir reden in letzter Zeit viel über Migration und Integration und meinen
damit aber eine kleine Gruppe von Menschen, die in den letzten Jahren als
Flüchtlinge kamen. Das Thema Migration trifft aber nicht nur eine
Randgruppe, es betrifft sehr viele Menschen in Deutschland. Jedes dritte
Kind lebt in einer Einwandererfamilie, und das ist konservativ gezählt.
Unser Land ist und war schon immer von Migration geprägt, nicht erst seit
2015. Die deutsche Gesellschaft ist längst eine Einwanderungsgesellschaft.
Deswegen begegnet einem Vielfalt überall, auch einem FDP-Politiker beim
Warten in der Bäckerschlange.

Für alle, die es noch einmal zum Mitschreiben brauchen: Man kann neu
zugewanderte Flüchtlinge nicht am Aussehen erkennen, genauso wenig, wie man
Deutsche am Aussehen erkennen kann. Eine Einteilung in Migranten und
Deutsche funktioniert nicht mehr. Worauf ich hinaus will: Wenn jetzt vor
Überfremdungsängsten in der deutschen Bevölkerung gewarnt wird, dann grenzt
das gerade sehr viele Menschen in Deutschland aus, die Deutschland als ihre
Heimat verstehen. Noch einmal: Das ist auch unsere Heimat!

Was wir deswegen brauchen, ist ein klares Bekenntnis der Politik dazu, dass
Vielfalt eine Tatsache ist und dass das vor allem nicht politisch
verhandelbar ist. In diesem Sinne verstehe ich auch den Integrationsgipfel,
der jetzt eben zum zehnten Mal stattfindet, der quasi schon Tradition hat
und der uns genau dieses Signal gibt. Dieses Bekenntnis, dass wir dazu
gehören, könnte auch im Grundgesetz stehen, es könnte in einem anderen
Gesetz stehen, aber wir hätten es inzwischen gerne schwarz auf weiß.

Die Wertedebatte, die wir seit einiger Zeit führen, bereitet uns große
Bauchschmerzen; denn wenn gesagt wird, dass Flüchtlinge Wertekurse
brauchen, dann unterstellt man, dass Migranten per se nicht die richtigen
Werte hätten. Wenn jetzt darauf gepocht wird, dass sich Muslime an die
Verfassung halten sollen, dann unterstellt das, dass die große Mehrheit das
nicht tut - das tut sie aber -, oder es wird verlangt, dass Migranten die
deutsche Sprache lernen, obwohl die meisten längst Kommentare in Zeitungen
schreiben könnten; manche tun es. Für das Protokoll: Einwanderer lernen
Deutsch, halten sich an die Gesetze und brauchen nicht pauschal
Nachhilfeunterricht in Wertekunde. Für einzelne mag das natürlich gelten.
Aber so zu tun, als hinge die Zukunft unseres Landes an diesen Fragen, ist
Quatsch.

Nicht nur die Wertedebatte, auch das exklusive "Wir" in der Sprache macht
uns zurzeit Sorgen. Wenn Politikerinnen und Politiker heute von Heimat
sprechen, wenn sie "unser Land", "unsere Werte" und "unsere Kultur" sagen,
dann tun sie das leider oft in einem Rahmen, der uns ausgrenzt. Wir erleben
gerade eine massive Diskursverschiebung in Deutschland, die konkrete Folgen
für Migranten und ihre Nachkommen hat. Frauen berichten davon, dass ihnen
das Kopftuch abgerissen wird, Männer davon, dass sie noch öfter als früher
an Hauptbahnhöfen ohne Anlass kontrolliert werden. Unsere Postfächer
quellen über vor Hass und Beschimpfungen. Unsere Bürotüren und Gebetshäuser
werden beschmiert und einige von uns erhalten Morddrohungen. Ich mache es
kurz: Wir fühlen uns in diesem Land - in unserem Land - manchmal nicht mehr
sicher.

Wenn die Politik die Ängste und Sorgen der Bürgerinnen und Bürger ernst
nehmen möchte, dann soll sie das bitte tun - von allen Bürgern. Die
verständnisvollen Debatten darüber, ob sich Deutsche inzwischen fremd im
eigenen Land fühlen, die übrigens auch von Medien gerne so aufgegriffen
werden, gießen Öl in dieses Feuer. Eine Heimatspolitik als Antwort auf
Überfremdungsängste wäre fatal. Sollte es so kommen, wird das unser Land
weiter spalten; denn in diesem Kontext ist Deutschland nur eine Heimat der
Menschen, die zuerst hier waren und also auch bestimmte Vorrechte haben.
Dass nur Deutscher wäre, wer von Deutschen abstammt, davon hatten wir uns
eigentlich verabschiedet.

Die Diskussion um Heimat ist auch eine Chance, und deswegen haben wir uns
sehr gefreut, dass das dieses Mal Thema war. Was wir jetzt brauchen, sind
selbstbewusste Politiker und Politikerinnen, die im aktuellen Diskurs
klarstellen, dass Deutschland die Heimat der Vielen ist, nicht der
Völkischen, dass wir, die Migranten und deren Nachkommen, dazugehören und
dass dies auch unsere Heimat ist. Die Heimatdebatte bietet die Chance, an
einem positiven Selbstbild zu arbeiten, und wir Menschen mit
transnationalen Erfahrungen könnten dabei der Schlüssel sein. Wir könnten
eine Brücke zwischen den Alten und den Neuen bilden. Man muss nur mit uns
reden und uns einbeziehen - so, wie es beim Nationalen Integrationsgipfel
seit zehn Jahren passiert.

Wir haben als 50 Migrantenorganisationen etwa ein Positionspapier erstellt,
das ich Ihnen mitbringen durfte, und darin stehen auch die ganz konkreten
Forderungen, die wir haben: Wir wollen mehr Sichtbarkeit, wir wollen
Teilhabe, wir wollen ein besseres Antidiskriminierungsgesetz und mehr
Schutz für uns. Ich lege es hier einmal hin.

Ich wollte noch sagen: Wir begrüßen, dass Sie den Nationalen Aktionsplan
Integration aufnehmen wollen. Wir verstehen das auch ein bisschen als einen
Masterplan Integration und freuen uns, wenn wir über diese Themen wieder
hin zu Teilhabe und weg von Ausgrenzungspolitik kommen, über die wir im
Moment sehr viel gesprochen haben. - Vielen Dank.

Frage : Frau Widmann-Mauz, ich wüsste gerne zunächst einmal, wie viel Zeit
Sie sich vorgenommen haben, also wann der Integrationsplan fertig sein
soll.

Frau Merkel, Frau Ataman, Herr Seehofer hat als erster Innenminister
überhaupt nicht an einem Integrationsgipfel teilgenommen. Er hat das mit
Ihrer Teilnahme begründet, Frau Ataman, und gesagt, Sie hätten ihn in die
Nähe des Nationalsozialismus gerückt. Frau Merkel, was ist das für ein
Signal, wenn ein Innenminister nicht teilnimmt? Teilen Sie seine
Einschätzung?

Frau Ataman, wie bewerten Sie den ganzen Vorgang?

BK'in Merkel: Das waren bei einer Fragen schon drei Fragen!

StM'in Widmann-Mauz: Der Aktionsplan ist ein Prozess, der auf die ganze
Legislaturperiode angelegt ist. Wir haben ihn, wie gesagt, in fünf Phasen
gegliedert, und wir werden jetzt die einzelnen Arbeitsthemen bearbeiten und
dann sukzessive auch bei weiteren Integrationsgipfeln über die Maßnahmen,
über die Projekte, aber auch über die Zwischenstände berichten. Das ist
also auf die gesamte Legislaturperiode angelegt.

BK'in Merkel: Das Bundesinnenministerium war heute durch den
Parlamentarischen Staatssekretär Marco Wanderwitz beteiligt, aber in der
Tat nicht durch den Bundesinnenminister Horst Seehofer. Er hat die Absage
ja auch begründet.

Ich will von meiner Seite aus sagen, dass es in der Tat ein sehr
prononcierter, vielleicht auch ein als Provokation gemeinter Kommentar war,
in dem sich das, was wir uns für die Bundesregierung auch als die Aufgabe
des Heimatsministeriums überlegt haben, aus meiner Sicht nicht
widerspiegelt.

Es gibt die Sorgen und die Ängste. Die hat Frau Ataman eben dargelegt. Aber
es ist heute noch einmal von Marco Wanderwitz darauf hingewiesen worden,
dass es in Bayern mit einem bestimmten Vorlauf an Gedanken im Jahr 2014 ein
Heimatsministerium gab. Das hat also mit der Frage der Flüchtlinge, die zu
uns gekommen sind, nichts zu tun. Das ist ein Gedankengang, den ich
persönlich auch sehr richtig finde, nämlich dass wir uns nicht immer nur
mit den starren Dingen wie Bauen, der Zahl der Wohnungen und dem, was man
da alles verstehen kann, beschäftigen, sondern dass das eben einmal
gebündelt wird - von der Frage, was uns zusammenhält, über die Aufgabe der
Islam Konferenz, die ja zum Beispiel auch im Bundesinnenministerium
bearbeitet wird, bis zu der Fragen der Integration, die dort ja auch eine
große Rolle spielen - und das gemeinsame Grundverständnis unserer
Gesellschaft dargelegt wird.

Deshalb möchte ich auch widersprechen, wenn das jetzt den Eindruck erweckt,
als wenn der Begriff Heimat ein Ausgrenzungsinstrument sei. Das ist er
ausdrücklich nicht, sondern er ist ein offenes Angebot des gemeinsamen
Gestaltens unserer Gesellschaft, an das wir uns dann gebunden fühlen,
natürlich basierend auf bestimmten Grundlagen.

Ataman: Ich würde sagen: Der Bundesinnen- und Heimatminister hat seine
Prioritäten gesetzt und hat heute einen anderen Termin. Das nehme ich und
das nehmen, glaube ich, wir alle zur Kenntnis. Vor allem geht es ja darum,
dass 50 Migrantenorganisationen und 100 Teilnehmende heute dabei waren, und
es wäre schön gewesen, wenn wir gemeinsam über die Themen in seiner
Zuständigkeit hätten diskutieren können.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es wurde gerade darauf hingewiesen, dass Herr
Seehofer einen anderen Termin hatte, nämlich ein Treffen mit dem
österreichischen Bundeskanzler. Der wiederum möchte eine "Achse der
Willigen" im Kampf gegen illegale Migration in Europa. Schließen Sie sich
dem an? Ist das eine gute Idee? Haben Sie Bedenken, dass nun ein
CSU-Innenminister, ein FPÖ-Innenminister in Österreich und ein
Lega-Innenminister in Italien gemeinsam über dieses Thema debattieren?

BK'in Merkel: Ich habe ja gestern auch mit dem Bundeskanzler Sebastian Kurz
gesprochen, und es geht um eine gesamteuropäische Lösung. Da gibt es
Ankunftsländer mit vielen Migranten. Im Augenblick ist in ganz besonderer
Weise Italien betroffen, aber das ist genauso Griechenland, wie wir wissen,
und das ist in gewisser Weise auch Spanien. Deshalb glaube ich, dass es
dort viele solcher Kooperationsformen geben muss - also nicht nur in diese
eine Richtung, sondern in viele mehr -, wenn wir zu einer gemeinsamen
europäischen Antwort auf die Fragen der illegalen Migration, aber auch
Formen der legalen Migration kommen wollen.

Frage: Ich würde gerne noch einmal der Frage von Frau Vates nachgehen und
nach der Abwesenheit des Innenministers fragen. Der deutsche Innenminister
ist ja auch für die Verfassung zuständig. In der Verfassung wird die
Meinungsfreiheit ja als besonders hohes Gut dargestellt. Halten Sie es denn
aus dieser Sicht für nachvollziehbar, dass ein Bundesinnenminister, der für
die Einhaltung der Meinungsfreiheit zuständig ist, wegen eines Artikels
einer Journalistin tatsächlich aus diesem Grund so einer Veranstaltung
fernbleibt?

BK'in Merkel: Wir haben ja viele Freiheiten in Deutschland, und insofern
ist es sicherlich bedauerlich, dass hier durch diesen Kommentar auch
Gefühle geweckt wurden. Aber das Bundesinnenministerium war, wie gesagt,
vertreten, und deshalb ist es jetzt so, wie es ist. Ich denke, dass die
Integrationsarbeit auch mit dem Bundesinnenministerium weiter
voranschreitet.

Mittwoch, 13. Juni 2018

 * 
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Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Mittwoch, 13. Juni 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem österreichischen
Bundeskanzler Kurz



BUNDESKANZLERIN MERKEL: Meine Damen und Herren, ich freue mich sehr, dass
der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz wieder einmal bei uns zu
Gast ist. Das ist so besonders erfreulich, weil wir die Gelegenheit haben,
uns vor dem nächsten Europäischen Rat Ende Juni, aber vor allen Dingen
auch, bevor Österreich die nächste Präsidentschaft übernimmt, miteinander
über die Schwerpunkte der österreichischen Präsidentschaft auszutauschen.
Natürlich wollen wir, soweit das möglich ist, auch unterstützend tätig
sein, um dieser Präsidentschaft zum Erfolg zu verhelfen.

Wir sind uns einig, dass sich Europa mit Blick auf die globale Situation in
einer schwierigen Situation befindet und es insofern wichtig ist, dass in
den Handlungsfeldern, in denen gemeinschaftliches Handeln uns einen Platz
in der Welt sichert, Europa stark sein muss, Europa geeint sein muss. Das
ist auch das, was mich umtreibt, was uns aber auch gemeinsam umtreibt.
Daraus ergeben sich auch die Schwerpunkte, die der Bundeskanzler natürlich
sehr viel besser darstellen kann.

Ich habe in meinen Darlegungen in den letzten Tagen und Wochen ja immer
wieder gesagt, dass wir bestimmte Herausforderungen haben. Das ist zum
einen die außenpolitische Herausforderung, gemeinsam zu agieren. Die
Erlebnisse des G7-Gipfels in Kanada haben mich darin bestärkt. Zum Zweiten
ist das das große Thema der Migration, der illegalen Migration, ein Thema,
das wir europaeinheitlich beantworten müssen; das ist für mich sehr
wichtig. Ich glaube, dieses Thema hat das Potenzial, Europa dem Raum der
Freizügigkeit, dem Schengen-Raum schweren Schaden zuzufügen. Deshalb
stimmen wir auch darin überein, dass gerade der Schutz der Außengrenzen ein
zentraler Punkt ist, um auch illegaler Migration zu begegnen.

Natürlich fällt in die Zeit der österreichischen Präsidentschaft auch die
Erwartung, ob man vielleicht einen mittelfristigen finanziellen Rahmen
schaffen kann. Das wäre natürlich sehr wünschenswert, denn Europa sollte
auch nach der europäischen Wahl, die ja schon in weniger als seinem Jahr
stattfindet, sehr schnell handlungsfähig sein und die Programme für die
Zeit ab 2021 entwickeln können. Das ist eine Herkulesaufgabe, bei der wir
auch Unterstützung zusagen würden, die aber natürlich nicht ganz einfach zu
erledigen ist.

Alles in allem besteht also die Bereitschaft von deutscher Seite, gemeinsam
mit Österreich eng zu arbeiten und einen Beitrag dazu zu leisten, dass
Europa stärker wird, dass Europa geeint ist und damit auch ein wichtiger
Partner in der Welt ist. Das, glaube ich, wäre für die Bürgerinnen und
Bürger Europas eine gute Nachricht.

BUNDESKANZLER KURZ: Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte Frau
Kanzlerin, vielen Dank für die Einladung nach Berlin, vielen Dank auch für
die Möglichkeit des Austausches heute. Es ist schon angesprochen worden:
Wir übernehmen zum 1. Juli den Ratsvorsitz in der Europäischen Union keine
einfache Aufgabe, wenn man bedenkt, wie gerade die politische Situation
ist, dass wir gerade dabei sind, den Austritt Großbritanniens abzuwickeln.
Das ist auch die letzte vollständige Präsidentschaft vor den Wahlen zum
Europäischen Parlament. Es stehen 300 Triloge an, die noch abgeschlossen
werden sollen zumindest überall dort, wo es möglich ist. Es steht eine
Fülle an Themen an, die abgearbeitet werden soll, bevor es dann in Richtung
Wahlen zum Europäischen Parlament geht.

Es gibt natürlich Themen, die uns beschäftigen werden, die wir uns nicht
aussuchen können. Das ist zum Ersten der Brexit und das sind zum Zweiten
die Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen, das EU-Budget.
Darüber hinaus haben wir als Präsidentschaft natürlich die Möglichkeit,
einen nationalen Schwerpunkt zu setzen. Wir fokussieren hier ganz bewusst
auf das Thema der Sicherheit, mit dem Motto "Ein Europa, das schützt" als
Ziel. Ich komme gerade aus Israel. Immer, wenn man dort ist, ist man
dankbar, in einer Region leben zu dürfen, in der Sicherheit eine
Selbstverständlichkeit ist. Damit die Sicherheit in Europa aber eine
Selbstverständlichkeit bleibt, braucht es unserer Meinung nach eine
stärkere Kooperation in Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf
europäischer Ebene, und es braucht auch eine Lösung für die
Migrationsfrage, um die innere Sicherheit in unserer Europäischen Union zu
gewährleisten.

Wir werden daher beim Gipfel der Staats- und Regierungschefs am 20.
September auf dieses Thema fokussieren. Wir werden nach langen Diskussion
über die Verteilung innerhalb der Europäischen Union vor allem unseren
Schwerpunkt auf den Außengrenzschutz legen. Wir wollen eine personelle und
finanzielle Stärkung von Frontex, aber auch mit einem robusteren Mandat
ausgestattet, um sicherzustellen, dass auch die Zahl der Ankünfte an der
europäischen Außengrenze reduziert wird. Nicht jeder, der auf der Welt
unter Verfolgung leidet, kann in Europa oder in Mitteleuropa ein besseres
Leben finden. Wir müssen daher die Außengrenzen schützen und gleichzeitig
die Hilfe vor Ort ausbauen, um den Menschen in den Herkunftsländern
bestmöglich zu helfen. Das wird der Fokus für den Gipfel der Staats- und
Regierungschefs sein. Ich darf mich auch bedanken, wenn wir Unterstützung
aus Deutschland erhalten, um hier einen ordentlichen Schritt voranzukommen.

Ganz allgemein gesprochen ist unser Ziel natürlich, eine Europäische Union
zu unterstützen, die in Zukunft noch stärker werden soll vor allem durch
Fokussierung. Wir bekennen uns zu einem Europa der Subsidiarität und werden
daher auch im Rahmen des Ratsvorsitzes einen Schwerpunkt auf das Thema
Subsidiarität legen, mit dem Ziel, die Europäische Union dahingehend zu
unterstützen, dass es einen stärkeren Fokus auf die großen Fragen gibt und
gleichzeitig ein Sich-Zurücknehmen in den Fragen, bei denen Nationalstaaten
oder Regionen auch selbst entscheiden können.

Ich freue mich, dass wir jetzt noch gemeinsam mit unserem neuen
Wirtschaftskammerpräsidenten Harald Mahrer, der mich nach Berlin begleitet
hat, zum Wirtschaftstag der CDU weiterziehen dürfen.

Vielen Dank!

FRAGE: Herr Bundeskanzler, Sie sind jetzt mitten in eine sehr aktuelle
Debatte in Deutschland hereingekommen. Es geht um das Thema Zurückweisung
von Flüchtlingen an Grenzen. Davon wäre, wenn es dazu käme, in erster Linie
Österreich sehr stark betroffen. Daher meine Frage: Haben Sie die deutsche
Kanzlerin in ihrer Haltung bestärkt, dass es eben nicht zu so einer Lösung
kommen soll, oder sehen Sie sich da mehr aufseiten der bayerischen CSU, die
Sie ja sonst auch immer in vielen ihrer Forderungen unterstützt haben?

KURZ: Ich mische mich in diese innerdeutsche Debatte nicht ein. Klar ist,
dass wir als Österreich ein Ziel haben, nämlich den Zustrom an illegaler
Migration, an Flüchtlings- und Migrationsströmen nach Europa zu stoppen.
Wir sind hier in unserer Haltung immer konsequent gewesen und werden daher
auch den Ratsvorsitz nutzen, um hier an einer ordentlichen europäischen
Lösung zu arbeiten. Die starke europäische Lösung kann nur ein
funktionierender Außengrenzschutz sein. Wir müssen entscheiden, wer nach
Europa kommen darf, und nicht die Schlepper. Daher werden wir auch in dem
Sinne, wie ich es Ihnen gerade skizziert habe, unseren Ratsvorsitz nutzen,
um da hoffentlich einen ordentlichen Schritt voranzukommen.

FRAGE: Herr Bundeskanzler, ich wollte zu den Finanzen fragen und zu den
Vorschlägen, die Herr Macron auf den Tisch gelegt hat. Die Bundeskanzlerin
hat sich jetzt dafür ausgesprochen, einen zweistelligen Milliardenbetrag
für Euroländer zur Verfügung zu stellen. In den müsste Österreich dann ja
auch mit einzahlen. Wären Sie damit einverstanden?

Anschlussfrage an das, was eben gerade gefragt wurde: Was wären denn die
Konsequenzen einer Zurückweisung von Flüchtlingen auf Österreich? Würden
Sie dann wie in einem Dominoeffekt auch die österreichischen Grenzen für
diejenigen schließen, die schon in anderen EU-Ländern registriert sind?

KURZ: Zu Ihrer ersten Frage: Wir haben hier eine sehr klare Position, die
auch sehr nahe an der Position der Niederlande sowie an der Position der
CDU und CSU ist. Ich kenne den Kompromissvorschlag, der jetzt auf dem Tisch
liegt. Wir werden den prüfen, sind dem aber nicht abgeneigt. Die Ideen von
Macron in diesem Bereich ein Euro-Finanzminister, eine totale
Vergemeinschaftung der Schulden sind etwas, das wir so definitiv nicht
unterstützen.

Zu Ihrer zweiten Frage: Vieles von dem, was in Deutschland diskutiert wird,
tun wir schon. Wir als neue Bundesregierung haben in den letzten Monaten
auch Maßnahmen gesetzt, um den Zustrom illegaler Migranten nach Österreich
zu reduzieren. Wir haben die Außerlandesbringungen verstärkt, und wir haben
auch erste Reformen in unserem Sozialsystem eingeleitet, zum Beispiel was
die österreichische Mindestsicherung betrifft, um als Land nicht mehr so
eine starke Anziehungskraft für Menschen zu haben, die quer durch Europa
ziehen, um dann ihren Asylantrag in Österreich zu stellen. Ich denke,
entscheidend ist, dass wir es beenden, dass Menschen quer durch Europa
ziehen, um dann in Österreich, Deutschland oder in Schweden ihren
Asylantrag zu stellen. Das entspricht nicht den Dublin-Regeln und kann so
auch nicht funktionieren.

Ich denke, dass die österreichische Präsidentschaft auch mit der
Unterstützung Deutschlands und der Kanzlerin wirklich die Chance hat, einen
ordentlichen Schritt voranzukommen, was die Sicherung der Außengrenzen
betrifft. Denn nur wenn wir einen ordentlichen Außengrenzschutz zustande
bringen, dann wird das Europa ohne Grenzen nach innen auch in Zukunft
existieren.

FRAGE: Frau Bundeskanzler, ist das, was Sebastian Kurz gerade skizziert
hat, für Sie in der Ausländerpolitik eher ein Vorbild oder eher ein
abschreckendes Beispiel?

MERKEL: Ich persönlich denke, dass wir darin übereinstimmen, dass wir den
Außengrenzschutz verstärken müssen. Mir persönlich ist wichtig, dass wir
nachhaltige Lösungen bekommen. Deshalb möchte ich die Dinge auch auf
europäischer Ebene diskutieren und mich auch an die europäischen Regeln
halten, also an das, was die Dublin-Regelungen beinhalten. Ich denke,
Veränderungen sollten gemeinsam stattfinden. Wir brauchen aber dringend
Veränderungen. Deshalb setze ich auch auf den jetzt noch einmal
stattfindenden EU-Rat Ende Juni, aber dann auch auf Aktivitäten der
österreichischen Präsidentschaft. Aus meiner Sicht sollten wir nicht den
wenigen Ländern, bei denen die Flüchtlinge ankommen, die gesamte
Verantwortung zuschieben, sondern wir müssen die Lösungen gemeinsam
miteinander finden.

Ich habe immer wieder gesagt das hat ja auch viele Diskussionen
hervorgerufen , dass ein Beispiel für mich das EU-Türkei-Abkommen war, mit
dem die Zahl der Ankommenden wirklich zurückgegangen ist. Manchmal haben
wir einen Disput darüber, was die Balkanroute gebracht hat, aber ich denke,
wir sind uns darin einig, dass mit dem EU-Türkei-Abkommen noch einmal ein
wichtiger Schritt gegangen wurde. Mir liegt daran, es in Europa gemeinsam
zu beschließen und nicht unilateral zu agieren.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, d
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BUNDESKANZLERIN MERKEL: Meine Damen und Herren, ich freue mich sehr, dass
der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz wieder einmal bei uns zu
Gast ist. Das ist so besonders erfreulich, weil wir die Gelegenheit haben,
uns vor dem nächsten Europäischen Rat Ende Juni, aber vor allen Dingen
auch, bevor Österreich die nächste Präsidentschaft übernimmt, miteinander
über die Schwerpunkte der österreichischen Präsidentschaft auszutauschen.
Natürlich wollen wir, soweit das möglich ist, auch unterstützend tätig
sein, um dieser Präsidentschaft zum Erfolg zu verhelfen.

Wir sind uns einig, dass sich Europa mit Blick auf die globale Situation in
einer schwierigen Situation befindet und es insofern wichtig ist, dass in
den Handlungsfeldern, in denen gemeinschaftliches Handeln uns einen Platz
in der Welt sichert, Europa stark sein muss, Europa geeint sein muss. Das
ist auch das, was mich umtreibt, was uns aber auch gemeinsam umtreibt.
Daraus ergeben sich auch die Schwerpunkte, die der Bundeskanzler natürlich
sehr viel besser darstellen kann.

Ich habe in meinen Darlegungen in den letzten Tagen und Wochen ja immer
wieder gesagt, dass wir bestimmte Herausforderungen haben. Das ist zum
einen die außenpolitische Herausforderung, gemeinsam zu agieren. Die
Erlebnisse des G7-Gipfels in Kanada haben mich darin bestärkt. Zum Zweiten
ist das das große Thema der Migration, der illegalen Migration, ein Thema,
das wir europaeinheitlich beantworten müssen; das ist für mich sehr
wichtig. Ich glaube, dieses Thema hat das Potenzial, Europa dem Raum der
Freizügigkeit, dem Schengen-Raum schweren Schaden zuzufügen. Deshalb
stimmen wir auch darin überein, dass gerade der Schutz der Außengrenzen ein
zentraler Punkt ist, um auch illegaler Migration zu begegnen.

Natürlich fällt in die Zeit der österreichischen Präsidentschaft auch die
Erwartung, ob man vielleicht einen mittelfristigen finanziellen Rahmen
schaffen kann. Das wäre natürlich sehr wünschenswert, denn Europa sollte
auch nach der europäischen Wahl, die ja schon in weniger als seinem Jahr
stattfindet, sehr schnell handlungsfähig sein und die Programme für die
Zeit ab 2021 entwickeln können. Das ist eine Herkulesaufgabe, bei der wir
auch Unterstützung zusagen würden, die aber natürlich nicht ganz einfach zu
erledigen ist.

Alles in allem besteht also die Bereitschaft von deutscher Seite, gemeinsam
mit Österreich eng zu arbeiten und einen Beitrag dazu zu leisten, dass
Europa stärker wird, dass Europa geeint ist und damit auch ein wichtiger
Partner in der Welt ist. Das, glaube ich, wäre für die Bürgerinnen und
Bürger Europas eine gute Nachricht.

BUNDESKANZLER KURZ: Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte Frau
Kanzlerin, vielen Dank für die Einladung nach Berlin, vielen Dank auch für
die Möglichkeit des Austausches heute. Es ist schon angesprochen worden:
Wir übernehmen zum 1. Juli den Ratsvorsitz in der Europäischen Union keine
einfache Aufgabe, wenn man bedenkt, wie gerade die politische Situation
ist, dass wir gerade dabei sind, den Austritt Großbritanniens abzuwickeln.
Das ist auch die letzte vollständige Präsidentschaft vor den Wahlen zum
Europäischen Parlament. Es stehen 300 Triloge an, die noch abgeschlossen
werden sollen zumindest überall dort, wo es möglich ist. Es steht eine
Fülle an Themen an, die abgearbeitet werden soll, bevor es dann in Richtung
Wahlen zum Europäischen Parlament geht.

Es gibt natürlich Themen, die uns beschäftigen werden, die wir uns nicht
aussuchen können. Das ist zum Ersten der Brexit und das sind zum Zweiten
die Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen, das EU-Budget.
Darüber hinaus haben wir als Präsidentschaft natürlich die Möglichkeit,
einen nationalen Schwerpunkt zu setzen. Wir fokussieren hier ganz bewusst
auf das Thema der Sicherheit, mit dem Motto "Ein Europa, das schützt" als
Ziel. Ich komme gerade aus Israel. Immer, wenn man dort ist, ist man
dankbar, in einer Region leben zu dürfen, in der Sicherheit eine
Selbstverständlichkeit ist. Damit die Sicherheit in Europa aber eine
Selbstverständlichkeit bleibt, braucht es unserer Meinung nach eine
stärkere Kooperation in Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf
europäischer Ebene, und es braucht auch eine Lösung für die
Migrationsfrage, um die innere Sicherheit in unserer Europäischen Union zu
gewährleisten.

Wir werden daher beim Gipfel der Staats- und Regierungschefs am 20.
September auf dieses Thema fokussieren. Wir werden nach langen Diskussion
über die Verteilung innerhalb der Europäischen Union vor allem unseren
Schwerpunkt auf den Außengrenzschutz legen. Wir wollen eine personelle und
finanzielle Stärkung von Frontex, aber auch mit einem robusteren Mandat
ausgestattet, um sicherzustellen, dass auch die Zahl der Ankünfte an der
europäischen Außengrenze reduziert wird. Nicht jeder, der auf der Welt
unter Verfolgung leidet, kann in Europa oder in Mitteleuropa ein besseres
Leben finden. Wir müssen daher die Außengrenzen schützen und gleichzeitig
die Hilfe vor Ort ausbauen, um den Menschen in den Herkunftsländern
bestmöglich zu helfen. Das wird der Fokus für den Gipfel der Staats- und
Regierungschefs sein. Ich darf mich auch bedanken, wenn wir Unterstützung
aus Deutschland erhalten, um hier einen ordentlichen Schritt voranzukommen.

Ganz allgemein gesprochen ist unser Ziel natürlich, eine Europäische Union
zu unterstützen, die in Zukunft noch stärker werden soll vor allem durch
Fokussierung. Wir bekennen uns zu einem Europa der Subsidiarität und werden
daher auch im Rahmen des Ratsvorsitzes einen Schwerpunkt auf das Thema
Subsidiarität legen, mit dem Ziel, die Europäische Union dahingehend zu
unterstützen, dass es einen stärkeren Fokus auf die großen Fragen gibt und
gleichzeitig ein Sich-Zurücknehmen in den Fragen, bei denen Nationalstaaten
oder Regionen auch selbst entscheiden können.

Ich freue mich, dass wir jetzt noch gemeinsam mit unserem neuen
Wirtschaftskammerpräsidenten Harald Mahrer, der mich nach Berlin begleitet
hat, zum Wirtschaftstag der CDU weiterziehen dürfen.

Vielen Dank!

FRAGE: Herr Bundeskanzler, Sie sind jetzt mitten in eine sehr aktuelle
Debatte in Deutschland hereingekommen. Es geht um das Thema Zurückweisung
von Flüchtlingen an Grenzen. Davon wäre, wenn es dazu käme, in erster Linie
Österreich sehr stark betroffen. Daher meine Frage: Haben Sie die deutsche
Kanzlerin in ihrer Haltung bestärkt, dass es eben nicht zu so einer Lösung
kommen soll, oder sehen Sie sich da mehr aufseiten der bayerischen CSU, die
Sie ja sonst auch immer in vielen ihrer Forderungen unterstützt haben?

KURZ: Ich mische mich in diese innerdeutsche Debatte nicht ein. Klar ist,
dass wir als Österreich ein Ziel haben, nämlich den Zustrom an illegaler
Migration, an Flüchtlings- und Migrationsströmen nach Europa zu stoppen.
Wir sind hier in unserer Haltung immer konsequent gewesen und werden daher
auch den Ratsvorsitz nutzen, um hier an einer ordentlichen europäischen
Lösung zu arbeiten. Die starke europäische Lösung kann nur ein
funktionierender Außengrenzschutz sein. Wir müssen entscheiden, wer nach
Europa kommen darf, und nicht die Schlepper. Daher werden wir auch in dem
Sinne, wie ich es Ihnen gerade skizziert habe, unseren Ratsvorsitz nutzen,
um da hoffentlich einen ordentlichen Schritt voranzukommen.

FRAGE: Herr Bundeskanzler, ich wollte zu den Finanzen fragen und zu den
Vorschlägen, die Herr Macron auf den Tisch gelegt hat. Die Bundeskanzlerin
hat sich jetzt dafür ausgesprochen, einen zweistelligen Milliardenbetrag
für Euroländer zur Verfügung zu stellen. In den müsste Österreich dann ja
auch mit einzahlen. Wären Sie damit einverstanden?

Anschlussfrage an das, was eben gerade gefragt wurde: Was wären denn die
Konsequenzen einer Zurückweisung von Flüchtlingen auf Österreich? Würden
Sie dann wie in einem Dominoeffekt auch die österreichischen Grenzen für
diejenigen schließen, die schon in anderen EU-Ländern registriert sind?

KURZ: Zu Ihrer ersten Frage: Wir haben hier eine sehr klare Position, die
auch sehr nahe an der Position der Niederlande sowie an der Position der
CDU und CSU ist. Ich kenne den Kompromissvorschlag, der jetzt auf dem Tisch
liegt. Wir werden den prüfen, sind dem aber nicht abgeneigt. Die Ideen von
Macron in diesem Bereich ein Euro-Finanzminister, eine totale
Vergemeinschaftung der Schulden sind etwas, das wir so definitiv nicht
unterstützen.

Zu Ihrer zweiten Frage: Vieles von dem, was in Deutschland diskutiert wird,
tun wir schon. Wir als neue Bundesregierung haben in den letzten Monaten
auch Maßnahmen gesetzt, um den Zustrom illegaler Migranten nach Österreich
zu reduzieren. Wir haben die Außerlandesbringungen verstärkt, und wir haben
auch erste Reformen in unserem Sozialsystem eingeleitet, zum Beispiel was
die österreichische Mindestsicherung betrifft, um als Land nicht mehr so
eine starke Anziehungskraft für Menschen zu haben, die quer durch Europa
ziehen, um dann ihren Asylantrag in Österreich zu stellen. Ich denke,
entscheidend ist, dass wir es beenden, dass Menschen quer durch Europa
ziehen, um dann in Österreich, Deutschland oder in Schweden ihren
Asylantrag zu stellen. Das entspricht nicht den Dublin-Regeln und kann so
auch nicht funktionieren.

Ich denke, dass die österreichische Präsidentschaft auch mit der
Unterstützung Deutschlands und der Kanzlerin wirklich die Chance hat, einen
ordentlichen Schritt voranzukommen, was die Sicherung der Außengrenzen
betrifft. Denn nur wenn wir einen ordentlichen Außengrenzschutz zustande
bringen, dann wird das Europa ohne Grenzen nach innen auch in Zukunft
existieren.

FRAGE: Frau Bundeskanzler, ist das, was Sebastian Kurz gerade skizziert
hat, für Sie in der Ausländerpolitik eher ein Vorbild oder eher ein
abschreckendes Beispiel?

MERKEL: Ich persönlich denke, dass wir darin übereinstimmen, dass wir den
Außengrenzschutz verstärken müssen. Mir persönlich ist wichtig, dass wir
nachhaltige Lösungen bekommen. Deshalb möchte ich die Dinge auch auf
europäischer Ebene diskutieren und mich auch an die europäischen Regeln
halten, also an das, was die Dublin-Regelungen beinhalten. Ich denke,
Veränderungen sollten gemeinsam stattfinden. Wir brauchen aber dringend
Veränderungen. Deshalb setze ich auch auf den jetzt noch einmal
stattfindenden EU-Rat Ende Juni, aber dann auch auf Aktivitäten der
österreichischen Präsidentschaft. Aus meiner Sicht sollten wir nicht den
wenigen Ländern, bei denen die Flüchtlinge ankommen, die gesamte
Verantwortung zuschieben, sondern wir müssen die Lösungen gemeinsam
miteinander finden.

Ich habe immer wieder gesagt das hat ja auch viele Diskussionen
hervorgerufen , dass ein Beispiel für mich das EU-Türkei-Abkommen war, mit
dem die Zahl der Ankommenden wirklich zurückgegangen ist. Manchmal haben
wir einen Disput darüber, was die Balkanroute gebracht hat, aber ich denke,
wir sind uns darin einig, dass mit dem EU-Türkei-Abkommen noch einmal ein
wichtiger Schritt gegangen wurde. Mir liegt daran, es in Europa gemeinsam
zu beschließen und nicht unilateral zu agieren.

FRAGE: Frau Bundeskanzlerin, die CSU hat sich auf die Schließung der
Außengrenzen für bestimmte Migranten weitgehend festgelegt. Die
Unionsfraktion hat Sie, wenn wir das aus den Informationen aus
Teilnehmerkreisen richtig verstanden haben, gerade mehr oder weniger
aufgefordert, Herrn Seehofer in diesem Punkt entgegenzukommen. Welche
Möglichkeiten sehen Sie, in dieser Woche noch zu einem Kompromiss mit Herrn
Seehofer zu kommen, mit dem Sie auch Ihrer europapolitischen Verantwortung,
die Sie gerade betont haben, gerecht werden können?

MERKEL: Richtig ist erst einmal, dass ich diesen Masterplan insgesamt für
ausgesprochen wichtig halte. Ich habe Horst Seehofer auch immer darin
unterstützt, dass einmal komprimiert zusammengeschrieben wird, was wir
insgesamt im Umgang mit Migration brauchen, von den außenpolitischen
Maßnahmen über die europapolitischen Maßnahmen bis zu den innenpolitischen
Maßnahmen. An einer Stelle gibt es Diskussionsbedarf. Wir haben uns darauf
verständigt und auch der Fraktion gesagt, dass wir miteinander weiter
sprechen wollen. Sie kennen meine Prioritäten. Jetzt werden diese Gespräche
geführt. Herzlichen Dank.

Mittwoch, 13. Juni 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem

österreichischen Bundeskanzler Kurz, 13.06.2018
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BILDUNG/917: Durchsetzung bundesweiter Bildungsstandards, kein Kompetenzgerangel zwischen Bund und Ländern


FDP-Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

BEER: Brauchen Durchsetzung bundesweiter Bildungsstandards, kein
Kompetenzgerangel zwischen Bund und Ländern



Anlässlich der heute beginnenden Kultusministerkonferenz (KMK)
erklärt FDP-Generalsekretärin Nicola Beer:

"Unser Bildungssystem reformiert sich nicht von alleine. Seit
Jahrzehnten scheitert die KMK damit, für Qualität und
Vergleichbarkeit im Bildungswesen zu sorgen. Hier und da wird auf
Kosten von Lehrkräften, Schülern und auch Eltern am System
herumgedoktert. Nach unendlich viel fahrlässig verschenkter Zeit,
soll es nun ein weiteres Gremium richten - der von der GroKo
geschaffene Nationale Bildungsrat. Doch anstatt die Ärmel
hochzukrempeln und endlich Maßnahmen für beste Bildung in unserem
Land anzupacken, verliert man sich im Kompetenzgerangel und im Streit
über Stimmverhältnisse von Bund und Ländern im Nationalen
Bildungsrat.

Dieser muss das schaffen, was der KMK bisher nicht gelang: eine
Qualitätsverbesserung unseres Bildungssystems durch bundesweit auch
umgesetzte Standards. Unser Anspruch in Deutschland muss es sein, im
Bereich der Bildungsinvestitionen und vor allem der
Bildungsergebnisse wieder im internationalen Vergleich ganz weit
vorne zu liegen. Nur wenn wir in unsere Köpfe investieren, bleiben
wir als mündige Bürgergesellschaft und als Wirtschaftsnation am Ball.
Nur so können wir wieder Weltspitze bei Forschung und Innovation
werden. Dafür brauchen wir eine Modernisierung von Bildungsinhalten,
der Lehreraus- und -fortbildung sowie der Ausstattung von Schulen
statt eine permanente Verzögerung des Digitalpaktes. Und wir brauchen
endlich eine Stärkung der beruflichen und akademischen Weiterbildung
im Sinne einer vorausschauenden Personalentwicklung für jeden Bürger
statt erst im Falle von Arbeitslosigkeit zu agieren. Lebenslanges
Lernen muss selbstverständliche Haltung werden, nicht nur Bestandteil
von Sonntagsreden. Es steht viel auf der Agenda - Streit gehört
sicher nicht dazu."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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BAYERN/4926: Schärferes Mietrecht zum Schutz der Bewohner gefordert (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 13. Juni 2018

Münchens OB Dieter Reiter fordert schärferes Mietrecht zum Schutz der Bewohner



CSU-Staatsregierung schaut Ungleichgewicht in Stadt und Land untätig zu - Natascha Kohnen wirbt für werteorientierte und kämpferische Politik

Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter macht sich für eine strukturierte und langfristige Landesplanung im Freistaat stark. "Es ist dringend notwendig, die Ballungsräume zu entlasten und auf dem Land für attraktivere Lebensbedingungen und Arbeitsplätze zu sorgen. Seit Jahrzehnten schaut die CSU-Staatsregierung hier nur zu. Das ist ein ganz großer Fehler."

Dieses Versäumnis habe ganz konkrete Auswirkungen auf die Menschen, betonte Reiter am Mittwoch bei einem Treffen mit der SPD-Landtagsfraktion: "Das enorme Wachstum, der Zuzug, sorgt für die Wohnungsprobleme mit denen wir es in München zu tun haben. Wir brauchen hier unbedingt eine Verbesserung des Mietrechts. Das ist mindestens so wichtig wie der Neubau von Wohnungen. Die Menschen werden sonst durch enorme Mieterhöhungen aus ihren Wohnungen vertrieben. Davor müssen sie geschützt werden. Und die SPD ist hier die einzige glaubwürdige Partei. Wir sind die Mieterpartei. Die CSU hingegen stellt sich auf die Seite der Eigentümer."

Natascha Kohnen dankte dem Oberbürgermeister für seine kämpferische Haltung. "Das ist der richtige Weg. Wir als SPD kämpfen für die Lösung der täglichen Probleme der Menschen im Freistaat. Wohnen ist ein Menschenrecht. Und hier ist die CSU-Staatsregierung in der Verantwortung. Da reichen keine leeren Ankündigungen. Da muss endlich gebaut werden!"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4398: Mieter_innen müssen mehr blechen, weil der Senat schlief (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Juni 2018

Mieter_innen müssen mehr blechen, weil der Senat schlief



Die Mietpreisbremse in Hamburg ist ungültig - das hat das Landgericht der Hansestadt entschieden. "Die Mieter_innen müssen jetzt mehr blechen, weil der Senat zwei Jahre gebraucht hat, um die Begründung für die Mietpreisbremse zu veröffentlichen, nämlich die extrem angespannte Lage auf dem Hamburger Wohnungsmarkt. So sieht die Politik von SPD und Grünen für Mieter_innen aus - ein Trauerspiel", kommentiert Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Der Senat schafft es nicht mal, dieses Mietpreisbremschen zum Schutz der Mieter_innen richtig umzusetzen. Es ist einfach unglaublich."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4397: Aufsicht über Pflegeeinrichtungen muss bei der Stadt bleiben (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Juni 2018

Aufsicht über Pflegeeinrichtungen muss bei der Stadt bleiben!



Seit Jahren sind der Personalnotstand bei den Wohn-Pflege-Aufsichten und die daraus resultierenden schweren Mängel bei der Aufsicht über die Pflegeeinrichtungen bekannt. Rund 50 Pflegeeinrichtungen wurden laut einer Großen Anfrage der Linksfraktion seit 2015 weder anlassbezogen noch im Rahmen einer Regelbegehung geprüft. "Nach jahrelanger Untätigkeit hat der Senat das Problem endlich erkannt, schlägt aber den falschen Weg ein: Nur leichte Aufstockung des Personals und Auslagerung der Regelprüfungen an den Medizinischen Dienst der Krankenkassen", kritisiert Deniz Celik, pflegepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Beim Outsourcing der Regelprüfungen bleiben die entscheidenden Fragen unbeantwortet: Wie umfangreich oder eingeschränkt werden die Prüfungen des MDK? Welcher Prüfumfang und welche Prüfqualität lassen sich mit den eingeplanten 300.000 Euro überhaupt realisieren? Die Bürgerschaft soll mal wieder über die Katze im Sack abstimmen! Wir befürchten eine Schmalspur-Routine-Prüfung sowie weniger Transparenz und demokratische Kontrolle."

Die Aufsicht über die Pflegeeinrichtungen liege in der öffentlichen Verantwortung, die auch von der Stadt Hamburg übernommen werden müsse, so Celik: "Deshalb fordern wir mit unserem Antrag (Drs. 21/13424) eine Aufstockung der Stellen in den Wohn-Pflege-Aufsichten auf mindestens das Doppelte und den Verbleib aller Prüfungen bei der Stadt."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3164: Kontrolle Ja - Abschiebeautomatismus Nein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Juni 2018

Kontrolle Ja - Abschiebeautomatismus Nein



Zur Ankündigung des BAMF, die Entscheidungen der Bremer Außenstelle überprüfen zu wollen, erklärt die migrationspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine Julitz:

"Wenn die Bremer tatsächlich rechtswidrige Entscheidungen getroffen haben sollte, müssen die Fehler korrigiert werden. Das ist in einem Rechtstaat selbstverständlich. Ich frage mich allerdings, warum nur über die Entscheide gesprochen und in den Medien berichtet wird, die angeblich dazu geführt haben, dass sich Menschen zu Unrecht in Deutschland aufhalten. Warum ist es offenbar viel weniger ein Thema, wie vielen Menschen zu Unrecht der Aufenthaltstitel verweigert worden ist? Das belegen tausende Gerichtsurteile. Hier herrscht das Schweigen im Walde. Deshalb bin ich ebenso irritiert über die Ankündigung des Innenministers Lorenz Caffier, umgehend Abschiebungen vornehmen zu wollen, falls Entscheidungen des BAMF auch Fälle in Mecklenburg-Vorpommern betreffen. Auch den bis zu 10 Betroffenen mit Wohnsitz in unserem Land steht es frei den Klageweg zu beschreiten, sollte ihr Bescheid von der Bremer Außenstelle fehlerhaft gewesen sein. Einen Abschiebeautomatismus bedeutet das nicht, auch wenn der Innenminister das suggerieren will."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3163: Wirtschaftsausschuss macht den Weg frei für höhere Löhne im Land (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Juni 2018

Wirtschaftsausschuss macht den Weg frei für höhere Löhne im Land



Im Anschluss an die Sitzung des Wirtschaftsausschusses erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Der Wirtschaftsausschuss hat heute den Weg für bessere Löhne in Mecklenburg-Vorpommern frei gemacht. Mit geringfügigen Änderungen hat der Ausschuss dem Gesetzentwurf der Landesregierung über einen vergabespezifischen Mindestlohn in Höhe von 9,54 Euro pro Stunde für öffentliche Aufträge zugestimmt und zur Abstimmung an den Landtag weitergeleitet. Die Änderungen betreffen vor allem den Umstand, dass nach Inkrafttreten des Vergabegesetzes alle öffentlichen Auftraggeber im Land daran gebunden sein werden, einen Mindestlohn zu zahlen, der deutlich über dem gesetzlich geregelten Mindestlohn liegt. Da der Vergabemindestlohn an die durchschnittliche Lohnentwicklung in Deutschland gekoppelt ist, wird so eine eindeutige Lohnspirale nach oben in Gang gesetzt. Dieses Signal werden auch Zwischenrufe vom linken Seitenaus nicht übertönen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4841: Wahlalter 16 bei Kommunalwahlen verfassungsgemäß (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.06.2018

Wahlalter 16 bei Kommunalwahlen verfassungsgemäß

Cornelia Willius-Senzer: Junge Menschen frühzeitig an Demokratie
beteiligen



Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat heute, am 13. Juni 2018,
die Herabsenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre für
verfassungsgemäß erklärt. Dazu sagt die Vorsitzende der FDP-Fraktion
im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Das heutige Urteil ist richtungsweisend. Es bestärkt uns darin, auch
in Rheinland-Pfalz weiterhin intensiv für die Absenkung des Wahlalters
bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre zu kämpfen. Wir wollen, dass sich
junge Menschen frühzeitig an der Gestaltung der Demokratie in unserem
Land beteiligen können. Leider scheitert dieses wichtige Vorhaben nach
wie vor an der CDU, deren Stimmen für die notwendige Änderung der
Landesverfassung notwendig sind.

Rheinland-Pfalz ist eines von fünf verbleibenden Flächenländern, in
denen Jugendlichen die aktive Teilnahme an Kommunalwahlen bisher nicht
möglich ist. Dies gilt es zu ändern. Daher fordern wir die CDU auf,
ihre Blockadehaltung im Interesse der jungen Menschen in unserem Land
aufzugeben. Wir trauen es jungen Menschen zu, verantwortungsbewusst
mit demokratischen Rechten umgehen zu können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4840: Anhörung zu "Sozialticket für Rheinland-Pfalz" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.06.2018

Anhörung zu "Sozialticket für Rheinland-Pfalz"

Schweitzer: Sympathie für die Idee - Bisher Mangel an Daten



Am heutigen Mittwoch hat im Fraktionssaal der SPD-Landtagsfraktion
eine Anhörung zu "Sozialticket für Rheinland-Pfalz" stattgefunden.
Hierzu erklärt der Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer, der
diese mitinitiiert hatte und heute dabei war:

"Als SPD-Fraktion haben wir grundsätzlich eine Sympathie für die Idee
eines Sozialtickets. Allerdings hat die Anhörung deutlich aufgezeigt,
dass zunächst eine empirische Datengrundlage vorliegen muss - etwa zum
Kreis der möglichen Anspruchsberechtigten und zu ihren tatsächlichen
Mobilitätsbedürfnissen. Auf Basis solcher konkreter Zahlen kann die
Diskussion um ein Sozialticket weitergeführt werden. Das Ergebnis ist
aber klar: Auch Menschen mit geringem Einkommen müssen am
gesellschaftlichen Leben teilhaben können, auch sie haben ein Recht
auf Mobilität. Als SPD-Fraktion werden wir die Anhörung, an der
zahlreiche Abgeordnete teilgenommen haben, nun gründlich auswerten."

Bei der Anhörung legte Michael Heilmann, Verbandsdirektor des
Zweckverbands SPNV Süd, dar, dass in Rheinland-Pfalz in einzelnen
Kommunen verschiedene Sozialticket-Modelle existierten, beispielsweise
in Ludwigshafen, Mainz und Ingelheim. Weitere Verkehrsverbünde hätten
Überlegungen zur Realisierung angestellt. Am sinnvollsten sei es, auf
der Ebene der vier in Rheinland-Pfalz vorhandenen Verkehrsverbünde ein
Angebot zu finden.

Nadine Gray vom Sozialverband vdk und Vertreterin des "Bündnisses
Mobilität für alle" sagte, Mobilität sei Voraussetzung für
gesellschaftliche Teilhabe sowie für Bildungs- und Chancengleichheit.
Menschen mit geringem Einkommen bleibe die Mobilität oftmals aus
finanziellen Gründen versagt. Anspruchsberechtigte für ein
Sozialticket könnten die Empfänger von Sozialleistungen nach SGB II
und SGB XII sein, in Rheinland-Pfalz wären dies etwa 310.000 Personen.
Es müsse für diesen Menschen landesweit die gleichen Konditionen zur
Nutzung des ÖPNV geben.

Meinhard Zistel vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen führte aus,
dass es bundesweit sehr unterschiedliche Modelle für Sozialtickets
gebe. Eine Gemeinsamkeit sei allerdings, dass sie jeweils aus den
Sozialetats der Kommunen oder der Bundesländer bezuschusst würden. Die
verkehrspolitischen Haushaltsgelder würden nicht herangezogen. Es gebe
Modelle, die an dem verfügbaren Haushaltseinkommen der
Anspruchsberechtigten anknüpften, andere an den Sozialleistungen. Für
Rheinland-Pfalz sei zu empfehlen, an den vorhanden Verkehrsverbünden
und ihren Tarifen anzusetzen.

Sascha Triemer vom Verkehrsverbund Rhein-Sieg sagte, dass das Land
Nordrhein-Westfalen 2012 ein Sozialticket eingeführt habe. Dies werde
mittlerweile jährlich mit 40 Millionen Euro bezuschusst. Damit könnten
die verschiedenen Verkehrsverbünde rabattierte Monatstickets oder
Sammeltickets anbieten. Die Bezieher des MobilPass-Tickets des
Verkehrsverbunds Rhein-Sieg (VRS) seien den anderen Kundengruppen
vollständig gleichgestellt, etwa in Sachen Mitnahmeregelungen. Durch
das günstigere Ticket konnten mehr Kunden für den ÖPNV gewonnen
werden.
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MEDIEN/462: Viel Glück der Fußballnational-Mannschaft 


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Juni 2018

Arbeitsgruppen: Sport, Kultur und Medien

Die SPD-Bundestagsfraktion wünscht der Fußballnational-Mannschaft viel Glück



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher;


Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Ab heute rollt der Ball wieder bei der Fußball-Weltmeisterschaft. Damit verbinden die Menschen viel gute Laune, eine tolle Stimmung und noch mehr Emotionen. Dabei steht der Gastgeber Russland seit Langem in der Kritik: eine schwierige politische Lage im Land, Staatsdoping und schlechte Arbeitsbedingungen in den Stadien.

"Weltweit werden in den nächsten vier Wochen über drei Milliarden Menschen eines der größten Sportereignisse der Erde verfolgen. Russland kann und sollte dieses Spektakel nutzen, um nach Europa neue Brücken zu bauen. Dazu gehört es auch sich mit den kritischen Stimmen im eigenen Land auseinander zu setzen und diese nicht mundtot zu machen. Die SPD-Bundestagsfraktion hofft daher auf faire Bedingungen auf dem Spielfeld wie auch in puncto Pressefreiheit. Der aktuelle Fall um den Journalisten und ARD-Dopingexperten Hajo Seppelt gibt jedoch erneut Anlass zur Sorge: Nach einer bereits hinderlichen Beantragung seines Visums darf er zwar nun in Russland einreisen, aufgrund der hohen Gefahr und nach Gesprächen mit Außenminister Heiko Maas hat die ARD jedoch die Entscheidung getroffen, den Investigativjournalisten de facto nicht nach Russland ausreisen zu lassen. Presse- und Medienfreiheit sind grundlegende Werte für das Gelingen einer Demokratie, deshalb setzen wir in der SPD-Bundestagsfraktion uns noch stärker als bislang für Pressefreiheit ein.

Auch die Kritik an den Kosten ließ die russische Regierung nicht zu. Dabei kostet die Austragung rund zehn Milliarden Euro. Damit wird es das teuerste Turnier der WM-Geschichte werden. Hinzu kommt, dass der russische Sport in den letzten Jahren sich nicht durch "Fair Play" ausgezeichnet hat. Bereits wenige Monate nach den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi wurden erste Details über ein Staatsdoping in Russland bekannt. Viele Athletinnen und Athleten sollen durch ein landesweites, unter staatlichem Einfluss stehendes Netzwerk systematisch gedopt worden sein. Damit hat der Gastgeber nicht nur gesundheitliche Risiken für die Sportler billigend in Kauf genommen, sondern die Zuschauer getäuscht und dem Sport insgesamt einen großen Schaden zugefügt. Die russische Regierung ist aufgefordert den zurückliegenden Betrug lückenlos aufzuklären und in eine dopingfreie Zukunft zu blicken.

Die SPD-Bundestagsfraktion wünscht dem Gastgeber Russland ein friedliches und ereignisreiches Fußballfest sowie der deutschen Fußballnational-Mannschaft der Herren viel Glück im Kampf um die Titelverteidigung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2703: Mehr als 10 Milliarden Euro für Familien 


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Mehr als 10 Milliarden Euro für Familien



Svenja Stadler, zuständige Berichterstatterin:

Der Haushalt des Familienministeriums liegt 2018 erstmals über zehn Milliarden Euro - eine gute Nachricht für Kinder, Jugendliche, ihre Eltern und für alle ehrenamtlich engagierten Menschen in unserem Land. Mehr Geld für das Familienministerium bedeutet mehr Geld in der Familienkasse. Die Botschaft an alle gemeinnützigen Vereine und Initiativen ist, dass ihre Arbeit mehr denn je gebraucht und gewürdigt wird.

"Es ist ein positives Signal, dass der Haushalt des Familienministeriums Jahr für Jahr wächst. Die steigenden Ausgaben für das Elterngeld und das ElterngeldPlus zeigen, wie wichtig es Müttern und immer mehr Vätern ist, für ihr Kind da zu sein und gleichzeitig Verantwortung im Beruf zu übernehmen. Die Reform des Unterhaltsvorschusses, die die SPD letztes Jahr durchgesetzt hat, zahlt sich jetzt aus: Alleinerziehende, deren Ex-Partner sich aus der Verantwortung für ihre Kinder stehlen, erhalten jetzt unbefristet bis zum 18. Lebensjahr ihrer Kinder den staatlichen Unterhaltsvorschuss (vorher maximal 72 Monate bis zum 12. Lebensjahr).

Mit dem Geld, das wir dem Familienministerium geben, fördern wir gleichzeitig den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Wir unterstützen die vielen Tausend Kinder, Jugendliche und Erwachsene, die sich in Vereinen und Initiativen engagieren. So läuft das Programm ,Demokratie leben!' künftig unbefristet; das Programm 'Menschen stärken Menschen' wird ausgeweitet.

Diese familienfreundliche Politik werden wir Sozialdemokraten konsequent fortführen. Familienministerin Franziska Giffey bringt das Gute-Kita-Gesetz auf den Weg, mit dem wir in dieser Wahlperiode 3,5 Milliarden Euro zusätzlich ausgeben werden zur Verbesserung der Kita-Qualität - von der Gebührenbefreiung über den Betreuungsschlüssel bis zur Sprachförderung. So geht soziale Sicherheit und Zukunftssicherung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018 

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2702: Rede von Andrea Nahles - Solidarität im digitalen Kapitalismus


SPD-Pressemitteilung vom 13. Juni 2018

Rede Andrea Nahles zu "Solidarität im digitalen Kapitalismus" 



Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles hat bei einer Impuls-Veranstaltung am 13. Juni 2018 im Willy-Brandt-Haus zum Titel "Solidarität im digitalen Kapitalismus" folgende Rede gehalten:

In diesem Jahr feiern wir den 200. Geburtstag von Karl Marx, einem der ganz Großen unserer jüngeren Geschichte. Ich erwähne das, weil Karl Marx uns heute viel zu sagen hätte. Sein realistischer Blick auf das Wesen des Kapitalismus hat uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in der Vergangenheit geleitet.

Heute kann seine klare Analyse uns helfen, die herrschenden Verhältnisse des Kapitalismus im digitalen Zeitalter besser zu verstehen. Weil wir Parallelen zwischen der industriellen und der digitalen Revolution erkennen können.

Mit der ersten industriellen Revolution kamen Goldgräberstimmung, geniale Ideen und unfassbare Gewinne. Sie schuf neue Monopole und eine krasse wirtschaftliche Machtkonzentration. Auf der anderen Seite Verelendung, entwürdigende Abhängigkeiten und katastrophale Arbeitsverhältnisse.

Erst die Selbstorganisation der Arbeiterinnen und Arbeiter setzte der Ausbeutung "des Menschen durch die Menschen" (Marx) wirkungsvoll etwas entgegen. Die Abschaffung von Kinderarbeit, der Acht-Stunden-Tag, Mitbestimmung in den Unternehmen und Betrieben, Tarifverträge, Kündigungsschutz - das alles und vieles mehr hat die Arbeiterbewegung erreicht. Und die SPD.

Sascha Lobo nannte uns in diesem Zusammenhang mal die "Technologie-bewältigungspartei". Die politische Kraft, die dafür gesorgt hat, dass aus technologischem Fortschritt auch gesellschaftlicher Fortschritt werden konnte.

Heute erleben wir Ähnliches. Wieder gibt es geniale Ideen, Produkte von großen Internet-Konzernen prägen heute unseren "way of life", sie zu nutzen ist modern und angesagt. 
Die Gewinne sind gigantisch, die Arbeitsbedingungen weniger. Ihr Gewinnstreben kennt keine Grenzen, sie produzieren unter unmöglichen Bedingungen ihre Hardware, verweigern ihren Mitarbeitern aber Tarifverträge und feste Jobs.

Wir sind Zeugen der Digitalisierung und erleben eine grundlegende Veränderung der Produktionsweise im Kapitalismus. Natürlich werden immer noch ganz klassisch Maschinen und Lebensmittel hergestellt und verkauft. Oder Handwerksleistungen erbracht. Aber zwischen Herstellern, Dienstleistern und Kunden verändert sich etwas. In den Stufen der Produktion wird Schritt für Schritt eine neue Schicht eingezogen. In dieser Schicht geht es nicht mehr um die fabrikmäßige Herstellung von Waren und deren Verkauf, sondern um den Zugang und die Nutzung von Daten über Produktionsprozesse und Kunden. Algorithmen werden zum entscheidenden Produktionsmittel, Daten zum zentralen Rohstoff und Informationen zur Ware Nummer eins. Wer sie wie sammelt, verwertet und was dann mit ihnen geschieht - das ist eine der großen Fragen unserer Zeit. Wer die Macht hat über die meisten Daten, macht die meisten Gewinne.

Amazon, Alphabet (google), Apple, Microsoft und Facebook - die großen Internetgiganten konzentrieren fast 70 Prozent des Umsatzes aller börsennotierten US-Internetfirmen auf sich. Aus kleinen kalifornischen Start-ups sind innerhalb kürzester Zeit die mächtigsten Konzerne der Welt geworden, die einen unglaublichen wirtschaftlichen und politischen Einfluss haben. Und das alles mit? Daten!

Hinzu kommt: Die eigentliche Arbeit erledigen nicht Angestellte der Firma, sondern immer mehr formell Selbstständige und die Anwender, die Nutzer selbst - ohne dafür entlohnt zu werden. Die Grenzen zwischen Produzenten und Konsumenten des steten Datenstroms verschwimmen. So genannte "Prosumer" fördern im digitalen Kapitalismus selbst den Rohstoff, den sie konsumieren. Die Erträge fallen aber woanders an.

Die großen Monopolisten im digitalen Kapitalismus haben die Kraft, unsere Märkte komplett umzukrempeln. Dabei stört es sie nicht, ob sie mit ihrem Mantra der "Disruption" soziale Standards und gewachsene mittelständische Strukturen im Einzelhandel, im Taxigewerbe oder auf dem Wohnungsmarkt kaputtmachen. Ihre Gewinne führen sie in Steueroasen ab; sie finanzieren die Infrastrukturen, die sie nutzen, nicht mit.

Der gesamtgesellschaftliche Reichtum nimmt aller Voraussicht nach durch die Digitalisierung zu. Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass die Zahl derjenigen sinkt, die unmittelbar von diesem Produktivitätsanstieg profitieren. Digitalisierung bedeutet also auch neue Verteilungsfragen. Ob die "Digitalisierungsdividende" nur Wenigen zu Gute kommt und den Druck auf dem Arbeitsmarkt für die Mehrheit der Gesellschaft erhöhen wird, oder ob sie der Mehrheit zu Gute kommt, ist vor allem eine Frage von Teilhabe und somit eine direkte Herausforderung für die Sozialdemokratie.

Neue Regeln für den digitalen Kapitalismus 

Was wir brauchen, sind klare Regeln für den digitalen Kapitalismus!

Die Digitalisierung verändert die Spielregeln des Kapitalismus. Jetzt müssen wir die Spielregeln verändert, um den Kapitalismus Grenzen zu setzen.

Die SPD steht vor der Aufgabe, den Menschen die Sicherheit, die Wertschätzung und die Selbstbestimmung des eigenen Lebens zurückzugeben.

Mit den Regeln der sozialen Marktwirtschaft haben wir dafür gesorgt, dass der Wohlstandsgewinn auch allen zu Gute kam, dass die großen Lebensrisiken abgesichert waren, und dass Aufstieg durch Bildung unabhängig von Geschlecht, Klasse oder Herkunft möglich war.

Dieses Modell ist in der Krise. Den so genannten Fahrstuhleffekt des westlichen Nachkriegskapitalismus gibt es nicht mehr. Für einige ist der Fahrstuhl stecken geblieben, andere fahren im Paternoster rauf und wieder runter. Jetzt fahren die ohnehin Wohlhabenden und Spitzenverdiener ganz nach oben, während für die Mehrheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Blick nicht mehr nach oben, sondern nach unten geht. Statuserhalt, nicht mehr Statusverbesserung, ist für viele das bestimmende Thema. Und das hat weitreichende Folgen, leider auch für die politische Landschaft in unserem Land.

Deshalb brauchen wir neue Regeln, damit der technische Fortschritt auch tatsächlich wieder den Menschen zu Gute kommt. Zum Beispiel für bessere medizinische Versorgung, für den Wegfall gesundheitsschädlicher Arbeiten oder mehr Ressourcen für den Dienst Mensch am Mensch. Mit Mechanismen, die alle an den Gewinnen dieser Wirtschaft teilhaben lassen. Auch die 40 Prozent der Beschäftigten, die keinem Tarifvertag unterliegen, müssen Lohnsteigerungen und gute Arbeitsbedingungen erfahren können.

Es geht dabei um die Bedeutung der Arbeit, welche Rolle Arbeit und der produzierte Mehrwert für ein Wirtschaftssystem einnehmen. Und darum, welche Bedeutung die Arbeit für jeden Einzelnen hat, als sinn- und identitätsstiftende Tätigkeit.

Anders als Timo Daum bin ich nicht der Meinung, dass man Arbeit und Einkommen voneinander entkoppeln sollte. Im Gegenteil, es geht darum, dass Arbeit auch in der digitalen Arbeitswelt ihren Wert hat. Es geht darum, dass man auch in der digitalen Arbeitswelt mit seiner Arbeit Ansprüche erwirbt: Auf Lohn, auf Arbeitnehmerrechte, auf soziale Sicherung.

Wir können aber nicht alles nur vom Arbeitnehmerstatus aus denken. Schon heute nicht mehr, und immer weniger in der Zukunft. Zur flexibleren Arbeitswelt des digitalen Kapitalismus gehört auch, dass Grenzen zwischen verschiedenen Arbeitsformen fließender werden. Die Biografien werden vielfältiger. Berufliche Wechsel nehmen zu. Sich auf den schnell wandelnden Arbeitsmarkt einzustellen darf kein Privileg für wenige sein.

Es geht darum, dass wir allen die Möglichkeit geben, selbstbestimmt auf die unterschiedlichen Herausforderungen im Lebenslauf reagieren zu können: Mal eine Auszeit zu nehmen, um Angehörige zu pflegen, Startkapital für eine Gründung zu haben, die Arbeitszeit reduzieren zu können und das wegfallende Gehalt für eine Weile kompensieren zu können, den Erwerb einer neuen Berufsqualifikation absichern zu können.

All das wollen wir erreichen, einiges haben wir schon umgesetzt, einiges setzen wir jetzt 
gerade um. 

Wir wollen für alle Bürgerinnen und Bürgern ein Recht auf erschwingliche Weiterbildung. Jeder muss die Möglichkeit haben, im Lauf des Lebens auch noch andere berufliche Qualifikationen zu erwerben.

Unsere Idee dazu ist das Chancenkonto: Jeder Erwachsene soll ein Guthaben von bis zu 20.000 Euro bekommen. Das Geld kann er dann im Laufe des Berufslebens für Weiterbildungen oder eine Unternehmensgründung nutzen.

Wir wollen, dass wir soziale Sicherheit über alle Formen der Erwerbsarbeit erstrecken, zum Beispiel auch die Selbständigen in die Rentenversicherung einbeziehen. 
Wir wollen einen starken Staat mit universellen Leistungen für alle - egal was und wie sie ihr Geld verdienen. Da geht es um Bildung, ein öffentliches Gesundheitswesen - Stichwort Bürgerversicherung, oder den öffentlichen Nahverkehr.

All das ist viel weitgehender als ein bedingungsloses Grundeinkommen, das realistischerweise - selbst wenn man wollte - in den nächsten 40 Jahren überhaupt nicht umzusetzen ist.

Es ist die Idee einer solidarischen Arbeitsgesellschaft und eines solidarischen Sozialstaats, der Großes zu leisten im Stande ist.

Die SPD hat die Kompetenz, die Arbeitswelt der Zukunft und den Sozialstaat der Zukunft zu gestalten.

Gerade in Zeiten des technologischen Wandels braucht es mehr gesellschaftlichen Zusammenhalt und ein neues Miteinander.

Solidarische Marktwirtschaft bedeutet, anderen Sicherheiten und Unterstützung zu geben, auch wenn man selbst nicht betroffen ist. Dieses Versprechen des füreinander Einstehens kann nur die Gemeinschaft geben.

Monopole aufbrechen

In dieser Gemeinschaft ist kein Platz für Monopolisten, die keine Verantwortung übernehmen, die Gewinne in die Taschen weniger Superreiche spülen und die mit den Daten von Kunden und Verbrauchern sogar noch politische Geschäfte machen.

Wir müssen dafür sorgen, dass die Marktkonzentration einzelner, wie Google, Apple, Facebook, Amazon und Co. aufgebrochen wird. Diese Konzerne werden ihre Marktposition nicht freiwillig räumen, ganz im Gegenteil. Hier müssen wir mit unseren europäischen Partnerinnen und Partnern gemeinsam über eine neue Form der Wettbewerbspolitik nachdenken, die in der Tradition einer Wirtschaft mit einem starken Mittelstand steht. Zumal die Monopolstellung durch den Lerneffekt der Künstlichen Intelligenz noch verstärkt wird. Die Starken werden noch stärker, indem sie durch gezieltes Auslesen von Daten sich permanent weiterentwickeln und optimieren.

Jedes Mal, wenn wir darauf reagieren, wie Google einen Tippfehler in unseren Mails korrigiert, lernt das System automatisch mit und die Rechtschreibprüfung wird verbessert.

Jedes Mal, wenn ein Tesla-Fahrer in einer bestimmten Situation den Autopiloten korrigiert, wird das Programm ein bisschen schlauer.

Die Innovation ist somit integraler Bestandteil des Produktes und läuft automatisiert im Hintergrund ab. Kleinere Unternehmen haben gegen diese Platzhirsche kaum noch eine Chance!

Um die Monopolstellung der Internetgiganten also aufzulösen, müssen wir Wettbewerb im Datenkapitalismus erst ermöglichen. Ich fordere deshalb ein Gesetz zur Daten-Sharing Pflicht!

Die Daten-Sharing Pflicht geht deutlich über die Forderung hinaus, Plattformen müssten ihre Schnittstellen öffnen. Die Pflicht zum Teilen von Daten hätte eine neue Qualität und würde einsetzen, sobald ein Unternehmen einen bestimmten Marktanteil erreicht hat.

Oder sobald eine gewisse Zeitspanne für eine digitale Innovation überschritten ist, wie dies beispielsweise im Arzneimittelsektor für Generika der Fall ist. Überschreitet ein Unternehmen diese Schwelle oder die Zeitspanne, muss es einen Teil seiner Daten mit allen Konkurrenten teilen!

Durch diese Verpflichtung profitieren zum einen kleinere Wettbewerber. Zum anderen wird die Marktmacht der Datenriesen gebrochen, indem kollektiv erzeugte Datensätze auch kollektiv genutzt werden können.

Hinter all den Forderungen zur Regulierung des digitalen Kapitalismus steht die Überzeugung, dass wir mehr Zusammenarbeit brauchen, engere Abstimmungen, gemeinsame Standards. Und nicht weniger. Übrigens nicht nur europaweit, sondern auch darüber hinaus.

Denn neue, verbindliche Regeln für den digitalen Kapitalismus können wir nicht allein in Deutschland durchsetzen. Hier brauchen wir ein weltweites Netzwerk aus starken Bündnispartnerinnen und Bündnispartnern!

Es geht also wieder - wie zu Beginn der ersten industriellen Revolution - darum, eine Entwicklung nicht nur hinzunehmen, sondern als menschengemacht zu begreifen und entsprechend auch als von Menschen gestaltbar zu verstehen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden gebraucht - besonders in Zeiten des digitalen Kapitalismus.

Nur mit uns kann es ein neues Leitbild einer solidarischen Gesellschaft geben, um den technischen Fortschritt in den Dienst des Menschen zu stellen.

Wir haben viel vor. Und Lust auf morgen.
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SCHULE/744: Berlin - Abgeordnete verweigern weiter fundierte Antworten zum Schulbau (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Abgeordnete verweigern weiter fundierte Antworten zum Schulbau

Pressemitteilung von Gemeingut in BürgerInnenhand vom 7. Juni 2018



Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) zeigt sich enttäuscht von der fehlenden
Bereitschaft der Regierungsfraktionen, adäquat über die Schulbaupläne zu
informieren. Zu diesem Schluss kamen VertreterInnen von GiB und weitere
Anwesende aus Gewerkschaften, Verbänden und Parteien am letzten
Mittwochabend.

Torsten Schneider (SPD-Fraktion), Steffen Zillich (Fraktion DIE LINKE) und
Stefanie Remlinger (Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) hatten am 6. Juni zu
einer "Informationsveranstaltung Schulbau in Berlin" in einen Raum des
Abgeordnetenhauses eingeladen.

Den Verlauf der Veranstaltung kommentiert Carl Waßmuth von GiB und
Vertrauensperson der Volksinitiative "Unsere Schulen":

"Es ist ein Skandal: Statt Fakten bekamen wir nur Meinungen präsentiert.
Und statt uns ernsthaft zu antworten, wichen die Abgeordneten geschlagene
drei Stunden lang nur aus. Dabei geht es nicht nur um 5,5 Milliarden Euro,
sondern um die Zukunft der Kinder in Berlin. Wir haben Informationen
vorgestellt, aus denen hervorgeht, dass das Vorhaben eine Privatisierung
ist und obendrein das Format einer Öffentlich-Privaten Partnerschaft (ÖPP)
hat. Das konnten die Abgeordneten nicht widerlegen. Trotzdem äußerten sie,
ihr Vorhaben würde Privatisierung verhindern und nicht etwa selbst
privatisieren! Wer noch Zweifel hatte, weiß jetzt: Wir brauchen dringend
echte Anhörungen mit fundierten Antworten in den zuständigen Ausschüssen
des Abgeordnetenhauses. Wenn die parlamentarische Demokratie versagt, kann
nur noch direkte Demokratie helfen. Dafür sammeln wir Unterschriften:
14.484 haben wir schon. Wir haben noch 23 Tage Zeit, um die fehlenden 5.516
zu bekommen!"

Carl Waßmuth weiter:

"Wir haben gefragt: Haben Sie untersuchen lassen, ob die Verfassung für das
Vorhaben geändert werden müsste? Ob es mit der Berliner Schulbauoffensive
(BSO) wirklich schneller geht? Ob die BSO wirklich günstiger ist? Statt
konkreter Antworten erhielten die anwesenden interessierten BürgerInnen nur
allgemeine Beteuerungen, dass man das Beste wolle. Der Abend gestern war
ein Schlag ins Gesicht aller, die sich für Bürgerbeteiligung engagieren."

Ein interessantes Detail ergab sich aus den Reaktionen der Abgeordneten auf
die Nennung des Beratungs-Unternehmens PrivewaterhouseCoopers (pwc): Jeder
einzelne beteuerte, niemanden von pwc zu kennen. Dabei ist öffentlich
bekannt, dass Matthias Kollatz-Ahnen (SPD) höchstpersönlich für pwc tätig
war, bevor er als Finanzsenator nach Berlin wechselte.


Weitere Info zum Thema:

Senat will mit 15 Stellen der HOWOGE den Berliner Schulbau retten

https://www.gemeingut.org/senat-will-mit-15-stellen-der-howoge-den-berliner-schulbau-retten/

Fragen und Antworten der Partei Die Linke zum Schulbau Berlin

https://www.gemeingut.org/fragen-und-antworten-der-partei-die-line-zum-schulbau-berlin/

Unterschreiben für eine Anhörung zum Schulbau

https://www.gemeingut.org/volksinitiative-unsere-schulen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FORSCHUNG/1137: Reis gegen Eisen- und Zinkmangel (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 12.06.2018

Reis gegen Eisen- und Zinkmangel



ETH-Forschende haben eine wichtige Reissorte genetisch so modifiziert,
dass diese effizienter Eisen und Zink in ihren Reiskörnern anreichert.

Ein Team von Forschenden um Navreet Bhullar vom Institut für molekulare
Pflanzenbiologie der ETH Zürich hat zwei der häufigsten Reissorten der
Welt, Nipponbare und IR64, genetisch verändert, und zwar so, dass die
Pflanzen Zink und Eisen aus zellulären Speichergefässen, den Vakuolen,
besser mobilisieren. Die beiden Mineralstoffe werden dann in den inneren,
weissen Teil des Reiskorns befördert und dort angereichert.

Weltweit leiden rund 1,6 Milliarden Menschen unter Blutarmut, davon ist
ein hoher Anteil auf Eisenmangel zurückzuführen. Von Zinkmangel, der zu
einem geschwächten Immunsystem führt, ist weltweit ein Drittel der
Menschheit betroffen. Reis ist für die Hälfte der Menschheit ein
Grundnahrungsmittel und enthält sowohl Eisen als auch Zink. In der Regel
wird jedoch nur das polierte Korn verzehrt, das meist kaum oder gar keine
lebenswichtigen Nährstoffe enthält. Deshalb will Bhullars Team die
Mikronährstoffe im Endosperm, also im polierten Korn, erhöhen.

Drei Gene machen den Unterschied

Die ETH-Forschenden sind die ersten, die nun den Hebel bei den zellulären
Transportmechanismen der beiden Mineralstoffe ansetzen, um so das Reiskorn
damit anzureichern.

Um dies zu bewerkstelligen, bauten die ETH-Forschenden Reispflanzen ein
Genkonstrukt ein, das eine Kombination von drei zusätzlichen Gene
exprimiert. Eines der Gene mobilisiert das in den Pflanzenvakuolen
gespeicherte Eisen. Ein weiteres Gen exprimiert das eisenspeichernde
Protein Ferritin, und das Dritte fördert die effiziente Eisen- und
Zinkaufnahme durch die Wurzeln.

Bereits vor einem Jahr präsentierte dieselbe ETH-Gruppe eine Reislinie, in
deren Körnern gleichzeitig der Gehalt der Mikronährstoffe Eisen, Zink und
Beta-Karotin erhöht wurde.

Wie von der Consultative Group on International Agricultural Research
(CGIAR) empfohlen, sind 15 Mikrogramm Eisen und 28 Mikrogramm Zink pro
Gramm Trockengewicht von polierten Körnern nötig, um einen knappen Drittel
des geschätzten durchschnittlichen Nahrungsbedarfs zu decken. In ihrer
jüngsten Arbeit entwickelten die ETH-Forschenden Reissorten, bei denen der
Eisengehalt in den polierten Körner bei über 13 Mikrogramm pro Gramm
Trockengewicht liegt - was mehr als 90 Prozent der von der CGIAR
empfohlenen Zielmenge entspricht. Den Zinkgehalt erreichte teilweise sogar
170 Prozent des angestrebten Ziels.

Kontrollierte Freilandversuche geplant

Die Pflanzen wurden bisher erst unter Labor- und Gewächshausbedingungen
getestet. Ob der genetisch modifizierte Reis auch im Freiland ähnlich
effizient ist, wird Navreet Bhullar deshalb in naher Zukunft im Freiland
prüfen.

«Wir müssen zuerst feststellen, dass die Pflanzen auch unter
Freilandbedingungen in ihren Körnern entsprechende Mengen von Eisen und
Zink einlagern», betont die Forscherin. «Danach wollen wir untersuchen, ob
die angereicherten Mineralstoffe für den Menschen überhaupt verfügbar
sind», Diese Untersuchungen würden Jahre beanspruchen, ehe die neuen
Reissorten zum Anbau freigegeben werden könnten.


Literaturhinweis:

Wu T-Y, Gruissem W, Bhullar NK. Targeting intra-cellular transport
combined with efficient uptake and storage significantly increases grain
iron and zinc levels in rice. Plant Biotechnology Journal, first
published: 07 May 2018. doi: 10.1111/pbi.12943

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), 12.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2300: Mittelgebirge brauchen wirtschaftlich tragfähige Landwirtschaft (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Mittelgebirge brauchen wirtschaftlich tragfähige Landwirtschaft

Verbände fordern gezielte Förderpolitik



Mit dem Leitbild "Unsere Mittelgebirge in 2030" fordert der Deutsche
Bauernverband (DBV) gemeinsam mit dem Deutschen Verband für
Landschaftspflege, dem Deutschen Grünlandverband, dem Verband
Deutscher Naturparke sowie dem Bundesverband Deutscher Mittelgebirge
geeignete Rahmenbedingungen für den Erhalt des landschaftsprägenden
Charakters der Mittelgebirgsregionen - angefangen von
zukunftsorientierter Infrastruktur bis hin zur Förderung und
Unterstützung von vielfältigen unternehmerischen Aktivitäten.

Für die Landwirtschaft in den Mittelgebirgen fordern die Verbände eine
Förderpolitik, die dem deutlich erhöhten Bewirtschaftungsaufwand, z.B.
durch Hanglage, raues Klima, karge Böden, vielfältige
Landschaftselemente, hinreichend Rechnung trägt: Die Ausgleichszulage
für benachteiligte Gebiete muss standortspezifisch weiterentwickelt
werden. Zur Erhaltung des Grünlandes muss ein Mindestbesatz an
Raufutterfressern gegebenenfalls besonders honoriert werden. Die
EU-Direktzahlungen müssen auch in Zukunft in hohen Maß
einkommenswirksam bleiben, um die Multifunktionalität der
Landwirtschaft in den Mittelgebirgen sicherzustellen. Weiter muss die
Agrarinvestitionsförderung an mittelgebirgstypische Betriebsstrukturen
und Standorte angepasst werden. In ihrem Leitbild gehen die Verbände
davon aus, dass die agrarpolitischen Fördermaßnahmen künftig mit
wesentlich weniger bürokratischem Aufwand verbunden sind. Es wird die
Hoffnung zum Ausdruck gebracht, dass die Bereitstellung von
öffentlichen Geldern für die besonderen Leistungen der Landwirtschaft
von der Gesellschaft künftig als selbstverständlich angesehen wird.

Das Leitbild der Verbände geht auch auf die Möglichkeiten der
Diversifizierung und Spezialisierung der Landwirtschaft ein und
beschreibt die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Zusammenarbeit
mit dem Naturschutz. Schließlich werden eine überregionale Vermarktung
von Mittelgebirgsprodukten durch eine gemeinsame Dachmarke der
"Deutschen Mittelgebirge" gefordert und in der Förderung eines
nachhaltigen Tourismus und von erneuerbaren Energien wichtige
Möglichkeiten der Stärkung der Wirtschaftskraft dieser
Mittelgebirgsregionen gesehen. Als wichtiger Garant für Wirtschaften,
Arbeiten, Wohnen und damit nachhaltige Lebensperspektiven in den
Mittelgebirgen gilt eine flächendeckende Versorgung mit
hochleistungsfähigem Internet auf Basis von Glaserfaser und moderner
Mobilfunktechnik (5G).

In Deutschland erheben sich zwischen dem Norddeutschen Tiefland und
dem Alpenvorland 44 Mittelgebirge mit einer Höhenlage zwischen 300 m
und knapp 1500 m über dem Meeresspiegel. Mittelgebirgsregionen zählen
mit ihren Wäldern, Bergwiesen und Flüssen zu den wertvollsten
Kulturlandschaften Europas. Als dünn besiedelte naturnahe Räume haben
sie einen hohen Erholungswert. Land- und Forstwirtschaft, die unter
erschwerten Bedingungen wirtschaften, tragen ganz wesentlich zum
Erhalt der einzigartigen Mittelgebirgslandschaften bei. Jedoch sind
die Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensperspektiven in diesen Räumen
viel stärker als bisher in den Fokus politischen Handelns zu stellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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FRAUEN/735: Gleichberechtigung in Tunesien - Schwache Wirtschaft schwächt Frauen (idw)


Universität Passau - 13.06.2018

Gleichberechtigung in Tunesien: Schwache Wirtschaft schwächt Frauen 



Tunesien gilt als Vorreiter im Bereich der Frauenrechte in der
islamischen Welt. Doch die schlechte wirtschaftliche Lage verschärft alte
Rollenbilder, wie ein Forschungsteam der Universität Passau in einer
Studie für die International Labour Organisation herausgefunden hat. Prof.
Dr. Michael Grimm, Inhaber des Lehrstuhls für Development Economics an der
Universität Passau, und seine Mitarbeiterin Ann-Kristin Reitmann
untersuchten, inwiefern tunesische Frauen gleichberechtigt an Wirtschaft
und Gesellschaft teilhaben können.

"Defizite zeigen sich vor allem in der ökonomischen Partizipation", fasst
Prof. Dr. Grimm das Ergebnis zusammen. In die Wertung flossen unter
anderem Faktoren wie der Zugang zu Beschäftigung, zu Kapital oder die
Beteiligung an Entscheidungen zur Einkommensverwendung im Haushalt ein.

Es zeigte sich, dass tunesische Frauen im Wirtschaftsleben deutlich mehr
Schwierigkeiten als Männer haben. Die Situation verschärfe sich, wenn zwei
Faktoren aufeinandertreffen: konservative Einstellungen und eine schlechte
Wirtschaftslage. Wenn also, wie in Tunesien, die Arbeitslosigkeit hoch
ist, schwächt das die Position der Frauen zusätzlich. Der Rat des
Entwicklungsökonomen lautet: "Tunesien muss den strukturellen Wandel
bewältigen und sich auf dem Weltmarkt besser etablieren, um Arbeitsplätze
zu schaffen, die auch für gut ausgebildete Frauen attraktiv sind."

Tunesien gilt in der arabischen Welt als besonders fortschrittlich bei den
Frauenrechten. Die Verfassung von 2014 schreibt die Gleichstellung von
Mann und Frau fest. Mehr als 30 Prozent der Parlamentsmitglieder sind
Frauen. "Geschlechtergerechtigkeit ist natürlich ein Ziel in sich", sagte
Prof. Dr. Grimm, "aber auch aus rein ökonomischem Kalkül heraus sollte ein
Land allen Bürgerinnen und Bürgern die gleichen Chancen bieten."

Die tunesische Frauenministerin Naziha Laabidi war anwesend, als die
Passauer Forscherinnen und Forscher die Ergebnisse der Studie in Tunis
etwa 50 hochrangigen Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und
Wissenschaft präsentierten. Das Centre for Arab Women for Training and
Research veranstaltete gemeinsam mit dem Passauer Forschungsteam die
Vorstellung der Studie. Der Direktorin des Centre zufolge hätten die
schlechten Werte im Bereich der wirtschaftlichen Teilhabe weniger mit der
Religion an sich zu tun, als vielmehr mit konservativen Wertvorstellungen.
Eine muslimische Frau, die aktiv am Arbeitsleben teilhabe, widerspreche
keinerlei religiösen Prinzipien.

Die Studie ergab, dass tunesische Frauen im gesellschaftlichen Leben und
im Bereich Bildung annähernd gleichberechtigt sind. Zum Teil erzielten sie
hier sogar bessere Werte als die Männer. Dennoch hätten sie Hemmungen,
Tätigkeiten in männerdominierten Branchen nachzugehen. Auch zeigte sich,
dass die schlechte Lage am Arbeitsmarkt konservative Rollenvorstellungen
verfestigt: In städtischen Gebieten stimmt eine knappe Mehrheit der jungen
Männer (56 Prozent) der Aussage zu, wonach bei knappen Arbeitsplätzen
zunächst die Männer zum Zuge kommen sollten. Junge Frauen lehnen diese
Aussage mehrheitlich ab. "Hier tritt die Spannung richtig zu Tage", sagt
Prof. Dr. Grimm.

Das Passauer Forschungsteam befragte für die Studie 2511 Personen,
darunter 1320 Frauen. Forscherin Ann-Kristin Reitmann koordinierte die
Interviews vor Ort in Zusammenarbeit mit dem Tunesischen Institut BJKA.
"Insgesamt zeigt die Studie, dass 95 Prozent aller Frauen Defizite im
Empowerment aufweisen, hauptsichtlich im wirtschaftlichen Bereich. Bei den
Männern waren es 76 Prozent", so Reitmann. Prof. Dr. Grimm ergänzt: "Es
handelt sich hier um ein globales Problem, das wir speziell im arabischen
Kontext angeschaut haben. Es gibt allerdings kaum ein Land, das in Sachen
Geschlechtergerechtigkeit glänzende Werte erzielt."

Deutschland etwa landete in einem weltweiten Vergleich des World Economic
Forum von 144 Ländern bei der wirtschaftlichen Teilhabe von Frauen auf
Platz 43 - hinter afrikanischen Ländern wie Namibia, Ruanda und Burundi.
Im Bereich Bildung belegte die Bundesrepublik den 98. Platz - knapp vor
Tunesien auf Platz 99.

Neben den Aspekten der wirtschaftlichen Teilhabe untersuchte das Passauer
Team in seiner Studie auch die Bereiche häusliche Gewalt gegen Frauen
sowie die Teilhabemöglichkeiten der jungen Generation am Arbeitsmarkt. Die
Ergebnisse werden nun genutzt, um mit lokalen Expertinnen und Experten in
den nächsten Monaten konkrete Handlungsempfehlungen für politische
Entscheidungsträgerinnen und -träger in Tunesien herauszuarbeiten.



Der Fund for Evaluation in Employment der International Labour
Organization (ILO) finanzierte die Passauer Studie. Weitere
Kooperationspartner waren die Universitäten Tunis und Sfax in Tunesien
sowie UNU-MERIT in Maastricht.


Weitere Informationen unter:

http://www.ilo.org/employment/areas/youth-employment/WCMS_627210/lang--en/index.htm 

- Die Studie im Original (Englisch)

http://www3.weforum.org/docs/WEF_GGGR_2017.pdf 

- Global Gender Gap Report des Wolrd Economic Forum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/2269: Trier - Rechtsstaatlichkeit in den Internationalen Beziehungen, 18.06.2018


Universität Trier

Rechtsstaatlichkeit in den Internationalen Beziehungen

Gastvortrag von Justizministerin Dr. Katarina Barley an der
Universität Trier



Seit der Justizreform in Polen ist das Thema Gewaltenteilung und
Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union aktueller denn je. Unter
dem Titel "Rechtsstaatlichkeit in den Internationalen Beziehungen"
hält Dr. Katarina Barley am 18. Juni ab 17 Uhr einen Gastvortrag an
der Universität Trier. Eingeladen vom Lehrstuhl für Internationale
Beziehungen und Außenpolitik sowie dem Institut für Rechtspolitik
stellt die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz
verschiedene Formen der internationalen rechtlichen Zusammenarbeit
vor.

So unterstützt Deutschland Transformations- und Schwellenländer
beispielsweise mit Hospitationsprogrammen oder Runden Tischen bei der
Gesetzgebung und dem Aufbau ihrer Justiz. Denn Rechtsstaatlichkeit ist
auch heute eben nicht überall auf der Welt selbstverständlich.
Menschenrechtsverletzungen sind an der Tagesordnung, die
Unschuldsvermutung gilt nicht. Die Verbreitung des Rechtsstaats stellt
einen ganz besonderen Akzent in der deutschen Außenpolitik dar. Die
Verankerung und Förderung der Akzeptanz von rechtsstaatlichen
Prinzipien wird als ein notwendiger Beitrag gesehen, um Frieden,
Freiheit und Wohlstand in Transformations- und Schwellenländern zu
fördern und gilt als Voraussetzung für eine stabile internationale
Rechtsordnung.

Darüber hinaus wird Katarina Barley auch auf die aktuellen
Entwicklungen in einigen EU-Mitgliedsstaaten eingehen sowie über den
Status des Rechtsstaates bei EU-Beitrittskandidaten sprechen.

Alle Interessierten sind herzlich willkommen, an dem Gastvortrag
teilzunehmen. Im Anschluss wird es die Möglichkeit zur Diskussion des
Themas geben. Der Eintritt ist frei. Die Veranstaltung wird auch live
auf dem YouTube-Kanal der Universität Trier übertragen.

Gastvortrag Dr. Katarina Barley 

Rechtsstaatlichkeit in den Internationalen Beziehungen

Montag, 18.06.2018, 17:00 Uhr

Universität Trier, HS 8

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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ARBEIT/2826: Nur noch 53 Prozent werden in Bayern nach Tarif bezahlt (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 13.06.2018

Aktuelle Studie des WSI

Nur noch 53 Prozent werden in Bayern nach Tarif bezahlt

Tarifbindung im Freistaat besonders stark gesunken



In Bayern werden nur noch 53 Prozent aller Beschäftigten durch einen
Tarifvertrag geschützt. Damit ist der Freistaat das Schlusslicht unter den
westdeutschen Bundesländern, die im Durchschnitt nach wie vor eine
Tarifbindung von 59 Prozent aufweisen (Abbildung 1 und 2 in der
pdf-Version dieser PM; Link unten). Lediglich in Ostdeutschland liegt die
Tarifbindung zumeist noch niedriger.

Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Studie über "Tarifverträge und
Tarifflucht in Bayern" des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung auf der Grundlage von Daten des
IAB-Betriebspanels aus dem Jahr 2016. Sie wird heute auf einer
Pressekonferenz in München vorgestellt.*

"Die Tarifbindung in Bayern ist im Vergleich zu den anderen westdeutschen
Bundesländern in den letzten Jahren besonders stark zurückgegangen",
erklären die Autoren der WSI-Studie, Prof. Dr. Thorsten Schulten, Dr.
Malte Lübker und Dr. Reinhard Bispinck. "Während seit den 1990er Jahren
die Tarifbindung in ganz Deutschland eine rückläufige Tendenz aufweist,
war dieser Trend in Bayern zuletzt besonders ausgeprägt" (Abbildung 2).
Die besonders geringe bayerische Tarifbindung kann dabei nicht auf
bestimmte Struktureffekte wie z.B. Branchenzusammensetzung oder
Betriebsgrößen zurückgeführt werden. Im Gegenteil: Die bayerische
Wirtschaftsstruktur sollte die Verbreitung von Tarifverträgen eigentlich
begünstigen.

Es sind nach Analyse der Wissenschaftler also tatsächlich die
Unternehmensführungen, die sich in Bayern deutlich häufiger als anderswo
gegen eine Tarifbindung entscheiden. Dies wird auch durch die Tatsache
belegt, dass beispielsweise beim bayerischen Metallarbeitgeberverband
sogenannte "OT-Mitgliedschaften" (OT = ohne Tarif) sehr viel häufiger sind
als in allen anderen Bundesländern.

Die geringe Tarifbindung hat direkte Auswirkungen auf Löhne und
Arbeitsbedingungen in Bayern. Beschäftigte in nicht-tarifgebundenen
Unternehmen verdienen nach den IAB-Daten im Schnitt 24 Prozent weniger als
Arbeitnehmer in Betrieben mit Tarifvertrag. Bereinigt um verschiedene
Struktureffekte (Branche, Unternehmensgröße usw.) liegt der Rückstand
immer noch bei 9 Prozent, zeigen die Berechnungen des WSI. Auch wenn
Unternehmen angeben, sich an bestehenden Tarifverträgen "zu orientieren",
beträgt die bereinigte Tariflücke etwa 9 Prozent. Für die betroffenen
Beschäftigten bringt eine unverbindliche Orientierung an Tarifverträgen
also in der Regel keine messbaren Entgeltvorteile.

Auch bei den Arbeitszeiten gibt es in Bayern große Unterschiede zwischen
Unternehmen mit und ohne Tarifvertrag. So arbeiten Beschäftigte in nicht-
tarifgebundenen Unternehmen im Durchschnitt pro Woche eine Stunde und
fünfzehn Minuten länger als Beschäftigte mit tariflich geregelter
Arbeitszeit. Auch nach der statistischen Bereinigung verbleibt
wöchentliche Mehrarbeit von einer ganzen Stunde.

Bayerische Löhne lediglich im westdeutschen Durchschnitt 

"Ins Reich der Mythen und Märchen gehört schließlich auch die Behauptung,
bayerische Unternehmen würden weit überdurchschnittlich hohe Löhne
zahlen", sagt Tarifexperte Schulten. Insgesamt liegen die Entgeltniveaus
in Bayern gerade einmal 1,4 Prozent oberhalb der anderen westdeutschen
Bundesländer. Bereinigt man diesen Vergleich um mögliche Struktureffekte,
so ergibt sich sogar ein leichter Rückstand für bayerische
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von -0,2 Prozent. In beiden Fällen ist
der Unterschied so gering, dass er innerhalb der statistischen Fehlermarge
liegt.

Für die Studie werteten die Forscher insbesondere die Daten des
IAB-Betriebspanels sowie ergänzend der Verdienststrukturerhebung des
Statistischen Bundesamtes aus. Darüber hinaus wurden zahlreiche
Expertengespräche mit Vertreterinnen und Vertretern mehrerer
DGB-Gewerkschaften in Bayern geführt, die die Grundlage verschiedener
Branchen- und Unternehmensfallstudien bilden. Letztere umfassen sowohl
Unternehmen, die Tarifflucht begangen haben, als auch Unternehmen, bei
denen es gelungen ist, die Tarifbindung (wieder) herzustellen.

Um die Tarifbindung wieder zu stärken, ist es nach Ansicht der Forscher
zunächst von hoher Bedeutung, dass die Verbände wieder stärker werden und
offensiv für Tarifverträge eintreten. Dabei sehen sie vor allem die
Arbeitgeberverbände in der Pflicht, die Legitimation von Tarifflucht im
Rahmen von OT-Mitgliedschaften zu beenden. Darüber hinaus halten die
Autoren auch eine aktivere Rolle des Staates für notwendig, der durch eine
größere Nutzung von Allgemeinverbindlicherklärungen und Tariftreuevorgaben
bei öffentlichen Aufträgen die Tarifbindung fördern kann. Schließlich
plädieren sie dafür, den Wert von Tarifverträgen stärker in der
öffentlichen Debatte zu verankern, so dass Tarifflucht nicht länger als
ein Kavaliersdelikt, sondern als Verstoß gegen die Prinzipien einer
sozialen Marktwirtschaft angesehen wird.



Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_studies_13_2018.pdf 

* Thorsten Schulten, Malte Lübker und Reinhard Bispinck, Tarifverträge und
Tarifflucht in Bayern, WSI-Study Nr. 13, Düsseldorf 2018

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2018_06_13.pdf 

- Die PM mit Grafiken (pdf)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2825: 4,5 Prozent der Beschäftigten arbeiten auf Abruf (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 13.06.2018

4,5 Prozent der Beschäftigten arbeiten auf Abruf



4,5 Prozent der Beschäftigten in Deutschland arbeiten auf Abruf.
Besonders häufig ist Arbeit auf Abruf unter Minijobbern verbreitet: Hier
beträgt der Anteil 12 Prozent. Das zeigt eine aktuelle Studie des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg und des
Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH).

Arbeit auf Abruf unterscheidet sich von Rufbereitschaft und
Bereitschaftsdienst dadurch, dass lediglich die Dauer der wöchentlichen
Arbeitszeit vereinbart ist, die Lage der Arbeitszeit jedoch vom
Arbeitgeber variabel festgelegt werden kann.

Rufbereitschaft wird dagegen zusätzlich zur regulären Arbeit geleistet.
Der Arbeitnehmer muss im Bedarfsfall dann innerhalb einer vorab
vereinbarten Frist zu seinem Arbeitsplatz kommen. Ein typischer Fall sind
Notdienste bei Versorgungsunternehmen.

Bereitschaftsdienst wird ebenfalls zusätzlich zur regulären Arbeitszeit
geleistet, allerdings muss die Arbeitsaufnahme bei Bedarf häufig
unverzüglich stattfinden. Daher wird bei Bereitschaftsdiensten in der
Regel ein Aufenthalt im Betrieb vereinbart. Der Arbeitnehmer kann im
Bereitschaftsdienst jedoch lesen oder schlafen, solange seine Arbeitskraft
nicht in Anspruch genommen wird. Bereitschaftsdienst ist ebenso wie
Rufbereitschaft beispielsweise in Krankenhäusern üblich.

Insgesamt arbeiten 6 Prozent der Beschäftigten in Tätigkeiten mit
Rufbereitschaft und 5,5 Prozent in Tätigkeiten mit Bereitschaftsdienst.

Arbeit auf Abruf kommt bei Lebensmittel- und Gastgewerbeberufen mit 9
Prozent der Beschäftigten überdurchschnittlich häufig vor. "Hier dürften
vor allem Tourismus-, Hotel- und Gaststättenberufe betroffen sein, in
denen plötzliche Schwankungen der Geschäftstätigkeit nicht untypisch
sind", schreiben die Arbeitsmarktforscher in der Studie.

Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst sind überdurchschnittlich häufig
in Gesundheitsberufen verbreitet. Hier beträgt der Anteil 14 bzw. 13
Prozent.

Die höchsten Anteile bei Arbeit auf Abruf, Rufbereitschaft und
Bereitschaftsdienst haben jedoch die Sicherheitsberufe: 12 Prozent bei
Arbeit auf Abruf, 21 Prozent bei Rufbereitschaft und 17 Prozent bei
Bereitschaftsdienst. Unter Sicherheitsberufe fallen beispielsweise der
Objektschutz oder der Polizeivollzugsdienst.

Beschäftigte, die Arbeit auf Abruf ausüben, sind mit ihrem Leben und ihrer
Freizeit weniger zufrieden als andere Personen. Für Beschäftigte, zu deren
Tätigkeiten Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst gehören, ergibt sich
kein entsprechender Zusammenhang.

Die Studie beruht auf den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP),
einer repräsentativen Längsschnittbefragung von rund 25.000 Personen.




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1418.pdf

https://twitter.com/iab_news

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1668: ver.di organisiert Beschäftigte in allen Bereichen der Eurowings (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Juni 2018

ver.di organisiert Beschäftigte in allen Bereichen der Eurowings



Berlin - Tarifkommissionen aller Bereiche der Fluggesellschaft Eurowings
sind in Düsseldorf zu einer gemeinsamen Konferenz zusammengekommen, zu der
die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) eingeladen hatte.
"Erstmalig in der jüngeren deutschen Luftfahrtgeschichte sind
Angestellte der Verwaltung, Luftfahrzeugtechniker, Flugbegleiter und
Piloten in derselben Gewerkschaft organsiert und haben eine
Zusammenarbeit vereinbart", betont Robert Hengster, bei ver.di
zuständig für Luftverkehr.

Mit dieser ersten gewerkschaftlichen Abstimmungskonferenz der
Eurowings-Tarifkommissionen aus den Bereichen Kabine, Cockpit,
Verwaltung und Technik der Airlines der Eurowings Gruppe reagiert
ver.di auf die neuen Herausforderungen der Airline. Durch das
schnelle Wachstum wäre es auch zu einigen Fehlentwicklungen gekommen,
die die Gewerkschaft mit dem Arbeitgeber lösen will.

In den vergangenen Monaten haben sich bei ver.di neue Bereiche
organisiert. "Wir haben viele Gemeinsamkeiten und werden die
Synergieeffekte in den laufenden Verhandlungen nutzen", so Hengster.
Die Beschäftigten müssten jetzt im Wachstumsprozess mitgenommen
werden. "Viele Tätigkeitsbereiche sind aufgrund des starken Wachstums
der Gruppe überlastet. Es fehlt an Personal und in einigen Bereichen
an verbindlichen tariflichen Regelungen."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/233: Mexiko - Junger Anarchist nach viereinhalb Jahren freigelassen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Junger Anarchist nach viereinhalb Jahren freigelassen



(Mexiko-Stadt, 12. Juni 2018, desinformémonos/poonal).- Der junge
Anarchist Fernando Bárcenas [1] aus Mexiko-Stadt wurde am 12. Juni
nach viereinhalb Jahren Haft aus dem Gefängnis entlassen. Er war am
13. Dezember 2013 im Zusammenhang mit Protesten gegen die
Preiserhöhung der Metro in Mexiko-Stadt festgenommen worden. Ihm wurde
vorgeworfen, einen von Coca-Cola gesponserten Weihnachtsbaum
angezündet zu haben. Dazu wurde er zu fünf Jahren und neun Monaten
Haft verurteilt. Dagegen wehrte sich Bárcenas aus der Haft heraus mit
Protestaktionen [2] und Hungerstreiks.

Laut Medienberichten hatte ein Gericht am Montag, 11. Juni seine
umgehende Freilassung angekündigt. Das Gericht verfügte zudem, seinen
Prozess einzustellen und die Unterlagen zu vernichten. Am Morgen des
12. Juni warteten mehrere Freund*innen vor der
Jugend-Untersuchungshaftanstalt Nord (ReNo) auf Bárcenas. Sie
empfingen ihn mit Parolen gegen Repression und die Inhaftierung von
Jugendlichen und verbrannten symbolisch Sträflingskleidung.


Anmerkungen:

[1] http://www.abajolosmuros.org/index.php/lista-de-presxs/anarquistas-presxs/fernando-barcenas-castillo

[2] https://www.contralinea.com.mx/archivo-revista/2017/06/05/anarquista-fernando-barcenas-informa-que-se-le-impone-multa-y-se-le-agrede-en-prision/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/junger-anarchist-nach-viereinhalb-jahren-freigelassen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/086: Polizeirazzien gegen kurdische Einrichtungen in Berlin (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Polizeirazzien gegen kurdische Einrichtungen in Berlin - Auch Civaka
Azad betroffen



Am frühen Morgen fanden in Berlin großangelegte Durchsuchungen bei
kurdischen Aktivisten und kurdischen Vereinsräumlichkeiten statt. Betroffen
hiervon sind auch die Räumlichkeiten unseres Büros. Nach bisherigen
Erkenntnissen kam es um 5.30 Uhr zeitgleich zu Razzien in mindestens fünf
Privatwohnungen. Um sechs Uhr wurden dann die Räumlichkeiten von NAV-DEM
Berlin und Civaka Azad durchsucht. Grund für die Durchsuchungen soll ein
von der Berliner Staatsanwaltschaft eingeleitetes Ermittlungsverfahren
wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz sein.

Bei der Razzia in unseren Räumlichkeiten wurden mindestens zwei PC's
beschlagnahmt. Weiterhin wurden zahlreiche Türen beschädigt und die
Inneneinrichtung des Büros verwüstet. Im Namen unseres Vereins verurteilt
unser Vorstandsmitglied Ali Cicek die Durchsuchungen der Polizei: "Unser
Verein versteht sich als Informations- und Öffentlichkeitsarbeitszentrum,
das versucht die Stimme der kurdischen Bevölkerung an die deutsche
Öffentlichkeit zu tragen. Die Durchsuchungen in unseren Räumlichkeiten
verstehen wir als direkten Angriff auf die Meinungs- und
Informationsfreiheit. Wir haben während des völkerrechtswidrigen Angriffs
der türkischen Armee in Afrin immer wieder die Rolle der Bundesregierung in
diesem Krieg kritisiert und deutlich gemacht, dass mit deutschen Waffen
Kriegsverbrechen begangen werden. Die aktuelle Razzia verstehen wir deshalb
auch als Antwort der deutschen Behörden auf diese Kritik."

Weiterhin macht Cicek darauf aufmerksam, dass die heutige Razzia sich in
die Angriffe des türkischen Staates gegen die kurdischen und prokurdischen
Medien in der Türkei einreiht. "Die kritische Presse in der Türkei steht
unter enormen Druck. Unsere Arbeit ist stets auch darauf fokussiert, eine
Brücke für diese kritischen Stimmen zu bilden. Doch aktuell geht es darum,
die kurdische Stimme zum Verstummen zu bringen. Das ist wohl als Vorarbeit
für umfassendere Angriffe gegen die kurdische Bevölkerung in Kurdistan,
aber auch für weitere Repressionsmaßnahmen in Deutschland zu werten", so
Cicek.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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STELLUNGNAHME/009: Razzia bei kurdischen Vereinen (Rote Hilfe)


Rote Hilfe - Pressemitteilung vom 13. Juni 2018

Razzia bei kurdischen Vereinen - BRD-Justiz behindert HDP-Wahlkampfhilfe



Heute wurden in Berlin Einrichtungen des Demokratischen
Gesellschaftszentrums der Kurdinnen und Kurden (Nav-Dem) sowie des
kurdischen Zentrums für Öffentlichkeitsarbeit (Civaka Azad) inklusive
Privatwohnungen von der Polizei durchsucht. Durch diese Maßnahme wird die
Kriminalisierungswelle gegen die kurdische Bevölkerung und ihre
Vertreter*innen nahtlos fortgesetzt. Beide betroffenen Einrichtungen rufen
die in der BRD lebende Bevölkerung mit türkischem Pass aktiv zur Wahl der
Demokratischen Partei der Völker (HDP) auf und unterstützen den Wahlkampf
der Partei.

Hierzu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Die heutigen Razzien bei kurdischen Vereinen in Berlin sind nichts anderes
als eine faktische Wahlkampfhilfe für das Erdogan-Regime in der Türkei, um
eine Wiederwahl bei den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen am 24. Juni
zu sichern. Durch diesen Repressionsschlag soll der Wiedereinzug der HDP in
das türkische Parlament aktiv behindert werden. Diese plurale linke und
demokratische Partei ist das stärkste Gegengewicht gegen das autokratische
Erdogan-Regime. Der HDP-Präsidentschaftskandidat Selahattin Demirtas wird
skandalöserweise seit November 2015 wie so viele andere linke Aktivst*innen
unter fadenscheinigen Gründen als 'Terrorist' in Untersuchungshaft
gehalten. Noch deutlicher geht es nicht. Wir rufen alle fortschrittlichen
Kräfte zum Protest und zur Solidarität auf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.06.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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SCHACH-SPHINX/06595: Talent gegen Erfahrung (SB)


Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wäre es noch unvorstellbar gewesen, daß
ein Großmeister im reifen Alter gegen einen Knaben Schach spielte. Der
Gedanke schien einfach absurd zu sein, daß in einem jungen Hirn
genügend Verständnis für das Königliche Spiel vorhanden war. Daher
glich es einer Weltsensation, als Samuel Reschewsky im zarten
Knabenalter Kombinationen auf dem Brett hinzauberte, die eigentlich
nur dem gestandenen Großmeisterverstand hätten entspringen können. Das
Zeitalter der Wunderkinder hatte damit seinen Anfang genommen.
Heutzutage überrascht es niemanden mehr, wenn auf einem hochkarätigen
Turnier unter all den Weltklassespielern auch ein Grünschnabel sitzt
und sogar Partien gewinnt gegen "ältere Semester". Plötzlich mußten
sich die ergrauten Häupter vor dem Ungestüm der jungen Draufgänger in
acht nehmen. Beispielsweise in Dortmund 1994, wo der 14jährige Peter
Leko gegen den 63jährigen Viktor Kortschnoh antrat. Was würde die
Oberhand gewinnen, Talent oder Erfahrung? Viktor Kortschnoj zeigte
sich von den sogenannten Wunderkindern jedoch unbeeindruckt: "Die
glauben, daß sie gegen einen Opa spielen, der sofort umfällt. Und
plötzlich kann Opa fünf Stunden spielen und diese Grünschnäbel an die
Wand drücken. Peter Leko war dieser Meinung in Dortmund. Er spielt
1.e2-e4, ich 1...c7-c5, eine sizilianische Eröffnung. Er dachte, aha,
sehr modern, der Alte, aber ich schlage ihn trotzdem. Es war
umgekehrt. Jetzt hat er mehr Achtung, und nach vier, fünf Partien wird
er noch mehr Achtung haben." In der Tat hatte der 14jährige in
Dortmund eine sehr scharfe Gangart gewählt, schließlich gar mit einem
Opfer, das jedoch inkorrekt war, folgende Stellung im heutigen Rätsel
der Sphinx herbeigeführt. Kortschnoj war am Zuge und bewies, daß sich
seine Furcht vor Wunderkindern in Grenzen hielt. Also, Wanderer, wie
widerlegte das alte Schlachtroß Kortschnoj den sich wild gebärenden
jungen Ungarn?






[image: SCHACH-SPHINX/06595: Talent gegen Erfahrung (SB)]



Leko - Kortschnoj

Dortmund 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Eigentlich dürften im WM-Zyklus nach 1...Db5-c4 so klassische
Opferkombinationen wie 2.Lf5xh7+! nicht vorkommen, zumal beide Spieler
sich zuvor bis an die äußersten Grenzen vorbereitet hatten. Aber die
Wirklichkeit sieht oftmals anders aus, und so errang Boris Gelfand
nach 2...Kg8xh7 3.Df4-f5+ Kh7-g8 4.Ta3-h3 Tf8-e8 5.Df5-h7+ Kg8-f8
6.Dh7-h8+ Kf8-e7 7.Dh8xg7 d5-d4 8.e5-e6 Ke7-d6 9.e6-e7 Td8-d7 10.Dg7-
e5+ Kd6-c6 11.Th3-h6+ Kc6-b7 12.De5-a5! Td7xe7 13.Te1xe7+ Te8xe7
14.Da5-b6+ einen überraschend leichten Sieg über seinen Kontrahenten
Wladimir Kramnik.



Erstveröffentlichung am 17. Juni 2005

14. Juni 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/471: Arbeitspsychologe - Es gibt keine Generationsunterschiede (idw)


Universität Leipzig - 13.06.2018

Arbeitspsychologe: Es gibt keine Generationsunterschiede



Mitglieder der jüngsten Generation Z sind unzuverlässig, orientierungslos,
sehr auf sich bedacht und schauen ständig auf ihr Smartphone.
Arbeitspsychologe Prof. Dr. Hannes Zacher von der Universität Leipzig
möchte diese Stereotypen, die Generationen anhaften, entkräften. "Es gibt
keine wissenschaftlichen Beweise dafür, dass Unterschiede zwischen
Generationen in Bezug auf Werte, Einstellungen und Verhalten existieren.
Das sind Vorurteile, die Ausgrenzung und Diskriminierung fördern", warnt
er. Vielmehr hätten die Unterschiede mit altersbezogenen Veränderungen und
dem Lebensumfeld zu tun, seien aber nicht einer bestimmten Generation
zuzuschreiben.

Zacher und seine Kollegen haben jetzt in der Fachzeitschrift
"Organizational Dynamics" einen Beitrag zu diesem Thema veröffentlicht.
"Darin erklären wir Praktikern in Unternehmen, warum Generationen und
Unterschiede zwischen ihnen ein Mythos sind", sagt der Psychologe. Der
Begriff "Generation" bezeichnet eine Gruppe von Personen, die innerhalb
eines bestimmten Zeitraumes geboren sind, zum Beispiel zwischen 1980 und
2000. In bisherigen Studien seien Menschen verschiedenen Alters immer nur
zu einem Zeitpunkt befragt worden. Tatsächlich aber müssten Menschen
mehrere Jahre und Jahrzehnte lang wissenschaftlich begleitet werden, um
fundierte Aussagen treffen zu können. Außerdem seien die Zeitspannen der
Geburtsjahrgänge, durch die Generationen bestimmt werden, willkürlich
gesetzt und ein- und dieselbe Generation werde in verschiedenen Studien
häufig unterschiedlich definiert. Zacher weiter: "Es ist generell nicht
möglich, von bestimmten Gruppenmerkmalen auf die Werte, Einstellungen und
das Verhalten von Einzelpersonen zu schließen."

Die Idee der Generationsunterschiede ist sehr weit verbreitet. Sie hat
auch ein Geschäft boomen lassen, die "Generationsindustrie", die Ratgeber
und Filme zu dieser Problematik veröffentlicht und Workshops anbietet, wie
beispielsweise in der Berufswelt mit der "Generation iPhone" oder der
"Generation Golf" am besten umzugehen ist. "Dabei sind die meisten
Bedürfnisse unabhängig vom Alter. Beispielsweise brauchen nicht nur
jüngere Menschen berufliche Herausforderungen, auch ältere", erklärt
Zacher. Durch die Diskussionen über Generationsunterschiede würden
zeitliche und finanzielle Ressourcen in Organisationen verschwendet, meint
er.

Neue Technologien und andere Veränderungen in der Arbeitswelt beeinflussen
Ältere und Jüngere - unabhängig vom Geburtsjahr. Auch viele Senioren
nutzen regelmäßig ihr Smartphone - nur zu etwas anderen Zwecken als die
Jugend. "Menschen wollen nicht aufgrund von Stereotypen unterschiedlich
behandelt und beurteilt werden, sondern als Individuen. Deshalb sind
Generationslabels und verallgemeinernde Zuschreibungen von bestimmten
Merkmalen gefährlich", betont der Experte. Er schlägt daher vor, die
Forschung zu Generationen vorerst auszusetzen, bis es angemessene
Untersuchungsmethoden und eine bessere Datengrundlage gibt. Stattdessen
sollten Praktiker in Unternehmen eine individuelle Perspektive und
Lebensspannenorientierung einnehmen, bei der die Einzelperson und ihre
persönliche Entwicklung über die Zeit im Vordergrund stehen.


Weitere Informationen unter:

Link zur Publikation

http://Organizational Dynamics: "Generationalism: Problems and
implications", DOI: 10.1016/j.orgdyn.2018.05.006

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/329: Studie - Volksvertreter sind risikofreudiger als das Volk (idw)


Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) - 13.06.2018

Studie: Volksvertreter sind risikofreudiger als das Volk



Mitglieder des Deutschen Bundestags und Landtagsabgeordnete sind einer
wissenschaftlichen Studie zufolge deutlich risikofreudiger als die
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland. Wie ein Survey von Abgeordneten
ergab, liegt die Risikofreude von Volksvertreterinnen und Volksvertretern
noch über der von selbständig Berufstätigen, die ihrerseits risikobereiter
sind als Angestellte oder Beamtinnen und Beamte.

Für die Studie hatten die Befragten ihr Risikoverhalten auf einer Skala
von null (= gar nicht risikobereit) bis zehn (= sehr risikobereit) selbst
eingeschätzt. Die Politikerinnen und Politiker kamen auf einen
Durchschnittwert von 6,2, die Bürger und Bürgerinnen auf einen
Durchschnittswert von 4,7. Eine höhere Risikobereitschaft findet sich in
sämtlichen Risikobereichen, die für die Studie erfragt wurden: Autofahren,
Geldanlagen, Sport und Freizeit, Karriere, Gesundheit und Vertrauen in die
Mitmenschen. Für die Studie wurden unter anderem Daten der für Deutschland
repräsentativen Langzeitstudie Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am DIW
Berlin ausgewertet. Die Ergebnisse wurden jetzt in der Fachzeitschrift
Palgrave Communications veröffentlicht.

Die Autorinnen und Autoren, Forschende des DIW Berlin, der Freien
Universität Berlin, des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, der
Technischen Universität Dortmund und des Wissenschaftszentrums Berlin
(WZB) bewerten die überdurchschnittliche Risikofreude der
Bundestagsabgeordneten positiv. "Andernfalls würden wichtige
gesellschaftliche Entscheidungen angesichts der kaum überschaubaren
Risiken und Gefahren oft nicht getroffen", sagt der Soziologe und
Hauptautor der Studie Moritz Heß von der Technischen Universität Dortmund.
"Die Folge wären Stagnation und gesellschaftlicher Stillstand."

Eine Gefahr für die Demokratie sehen die Forscher in der gesteigerten
Risikofreude der Parlamentarier nicht. "Das Ergebnis zeigt eine gelungene
sinnvolle Arbeitsteilung zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Wählerinnen und
Wählern sowie Politikerinnen und Politikern", sagt der Berliner Ökonom
Gert G. Wagner, Senior Research Fellow des Sozio-oekonomischen Panels am
DIW Berlin. Denn die individuelle Risikofreude der Abgeordneten und
Politikerinnen und Politiker werde durch demokratische Strukturen und
parlamentarische Abläufe gebremst.

Dass auch höhere Ministerialbeamtinnen und -beamte eine geringere
Risikoneigung als Politikerinnen und Politiker haben, konnten Gert G.
Wagner und seine Kollegen Moritz Heß und Tobias Thomas in einer
ergänzenden Studie belegen, für die höhere Beamtinnen und Beamte in
Ministerien zu ihren Risikoeinstellungen befragt wurden. "Auch dies trägt
zur Kontrolle von risikofreudigen Politikerinnen und Politikern bei", sagt
Wagner.

Für die Studie zu Parlamentariern und Parlamentarierinnen hatten die
Forscher Ende 2011 alle 620 Abgeordneten des 17. Deutschen Bundestags
schriftlich befragt. Davon antworteten 28 Prozent. Im Frühjahr 2012 wurden
die Mitglieder der Landtage Baden-Württemberg, Brandenburg und
Niedersachen sowie des Berliner Abgeordnetenhauses angeschrieben. Von
diesen antworteten 24 Prozent. Vergleiche mit statistischen Merkmalen
aller Abgeordneten zeigen, dass die Stichproben der Studien die Gesamtheit
aller Abgeordneten gut abbilden. Die Befragung der Ministerialbeamtinnen
und -beamten fand im Sommer 2014 online statt; 106 Personen antworteten.

Um einen Vergleichswert für die Risikofreude der Bevölkerung zu erhalten,
wurden Daten des SOEP ausgewertet. Die Fragen an die Bundestags- und
Landtagsabgeordneten sowie an die Ministerialbeamtinnen und -beamten waren
analog zu den entsprechenden Fragen im SOEP formuliert: Auf einer Skala
von null (= gar nicht risikobereit) bis zehn (= sehr risikobereit)
schätzten die Befragten ihre allgemeine Risikobereitschaft selbst ein. Die
Politikerinnen und Politiker gaben auch ihre Risikobereitschaft beim
Autofahren, bei Geldanlagen, in Freizeit und Sport, in der beruflichen
Karriere sowie mit Blick auf ihre Gesundheit und Vertrauen in fremde
Menschen an. Darüber hinaus machten sie Angaben zu ihrer Risikoneigung bei
politischen Entscheidungen. Auf eine Frage nach der parteipolitischen
Zugehörigkeit der Abgeordneten wurde bewusst verzichtet, um
auszuschließen, dass die Ergebnisse der Studie für parteipolitische Zwecke
genutzt werden.




STICHWORT SOEP:

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist die größte und am längsten
laufende multidisziplinäre Langzeitstudie in Deutschland. Das SOEP im DIW
Berlin wird als Teil der Forschungsinfrastruktur in Deutschland unter dem
Dach der Leibniz-Gemeinschaft vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und den Ländern gefördert. Für das SOEP werden seit 1984
jedes Jahr vom Umfrageinstitut Kantar Public (zuvor TNS Infratest
Sozialforschung) in mehreren tausend Haushalten statistische Daten
erhoben. Zurzeit sind es etwa 30.000 Personen in etwa 15.000 Haushalten.
Die Daten des SOEP geben unter anderem Auskunft über Einkommen,
Erwerbstätigkeit, Bildung, Gesundheit und Lebenszufriedenheit. Weil jedes
Jahr dieselben Personen befragt werden, können nicht nur langfristige
gesellschaftliche Trends, sondern auch die gruppenspezifische Entwicklung
von Lebensläufen besonders gut analysiert werden

DIE STUDIEN

Heß, Moritz; von Scheve, Christian; Schupp, Jürgen; Wagner, Aiko & Wagner,
Gert G. (2018) Are political representatives more risk-loving than the
electorate? Evidence from German federal and state parliaments. Palgrave
communications, Article No. 60 (2018).

https://www.nature.com/articles/s41599-018-0112-x

Thomas, Tobias; Heß, Moritz & Wagner, Gert G. (2017): Reluctant to Reform?
A Note on Risk-Loving Politicians and Bureaucrats". Review of Economics,
68(3): 167-179.

Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41599-018-0112-x

Link zur Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





FRAGEN/094: Fußball-WM - "Die Hooligan-Szene ist international, digital und professionell" (idw)


Hochschule Fresenius - 13.06.2018

Fußball-WM: "Die Hooligan-Szene ist international, digital und
professionell"



Am Donnerstag startet die Fußball-WM 2018 in Russland. Bereits zu Beginn
des Jahres hatten rechtsextreme Hooligans in der BBC-Dokumentation
"Russia's Hooligan Army" angekündigt, dass die WM zu einem "Festival der
Gewalt" wird. Zu befürchten sind Ausschreitungen ähnlich wie 2014 in
Frankreich. Auch in Deutschland gibt es eine große Anzahl radikaler Gruppen
mit gewaltbereiten Fußballchaoten. Was hinter dem Phänomen des
Hooliganismus steckt und wie Gruppen über das Internet mobilisiert werden,
erklärt der Internetsoziologe Prof. Dr. Stephan G. Humer, Studiendekan für
Digital Management (M.A.) an der Hochschule Fresenius in Berlin.


Fußball ist weltweit die beliebteste Sportart. Ab morgen werden Fans
rund um den Globus vier Wochen lang mitfiebern, wenn ihre
Nationalmannschaft auf dem Platz steht. Dabei verfolgen nicht alle die
Spiele friedlich, immer wieder sorgen gewaltbereite Hooligans bereits im
Vorfeld des Turniers für negative Schlagzeilen.

Fußball ist eine der schönsten Nebensachen der Welt, heißt es. Dass die
Emotionen dabei hochkochen können, ist klar. Doch allzu häufig eskaliert
die Lage. Wieso bewegt sich diese Sportart in einem solchen
Spannungsfeld?

Prof. Dr. Stephan Humer: Die Leistungserwartungen beim Fußball sind
immens, die Identifikation mit dem eigenen Team ist groß. Zudem gibt es im
Fußball viele unterschiedlichen Milieus. Seit Beginn der
Mega-Kommerzialisierung des Sports in den 1990er Jahren finden sich die
Fans in allen Gesellschaftschichten und auch Vorstandsvorsitzende
erscheinen heute mit Fan-Schal im Stadion. Die Fans erleben die Sportart
aber unterschiedlich - die einen stehen in der Fankurve, die anderen haben
einen Sitzplatz in der VIP-Loge. Insgesamt ist der Fußball gleichzeitig
immer glatter, schöner, repräsentativer geworden, das gilt auch für die
Stadien. Viele radikalere Fans fühlen sich dadurch verdrängt und reagieren
mit einem Rückzug in andere Bereiche, treffen sich weit entfernt von
Stadien, der Polizei und der allgemeinen Öffentlichkeit.

Wie und wann ist die Hooligan Szene entstanden? Und wie hat sie sich in
den letzten Jahren entwickelt?

Humer: Hooligans und generell Gewalt im Fußball erlebten in den
1970er- und vor allem auch den 1980er-Jahren in Deutschland Zulauf und
Beachtung. Es gab in der Folge zunehmend Überschneidungen mit anderen
Szenen wie der teilweise stark rechtsradikalen "Borussenfront" in Dortmund
in den 1980ern. Seit den 1990ern ist Hooliganismus immer stärker erforscht
worden - sowohl unabhängig an Universitäten als auch institutionell bei
Polizeibehörden. Dabei wurden die Akteure stärker ins Visier genommen,
denn gerade die Gewalt gilt sowohl strafrechtlich als auch
gesellschaftlich als ein besonders relevantes Problem. Gewalt kann sowohl
physisch als auch psychisch stimulierend wirken und Leerstellen füllen.
Auffällig ist: Die Entwicklung der Szene heute ist internationaler,
digitaler und professioneller, als früher.

Die Digitalisierung und das Internet vereinfachen also die Kommunikation
und die Mobilisierung von Hooligan-Gruppen?

Humer: Digitalisierung ist vor allem für die Kommunikation, die
Organisation und den Support wichtig. Auch Hooligans gehen mit der Zeit
und organisieren sich über digitale Kommunikation, reisen gezielt zu
organisierten Massenschlägereien ins Ausland und nehmen strategischer als
zuvor Einfluss auf Fußballevents oder Fan-Szenen. Ebenso ist das Vorgehen
gegen Polizisten nicht mehr nur zufällig oder spontan. Sie organisieren
sich häufig über WhatsApp-Gruppen oder andere Chat-Tools. Neue Mitglieder
finden sich leicht: Manche junge, sinnsuchende Männer, oft noch Teenager,
finden in den Gruppen einen Zusammenhalt, den sie in Familie,
Verwandtschaft und Freundeskreis so bisher nicht fanden. Gewalt,
gemeinsame Erlebnisse und geschlossene Feind- und Weltbilder schweißen
zusammen.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/858: Unna - Öffentliche Übungsstunde zum Weltyogatag am 21. Juni 2018


VHS-Aktuell: Aktion zum Weltyogatag am 21. Juni

Öffentliche Übungsstunde auf dem Platz der Kulturen



Kreisstadt Unna. Yoga, als ganzheitlicher Ansatz, fördert Gesundheit
und Wohlbefinden. Um die Vorteile der Ausübung von Yoga stärker ins
öffentliche Bewusstsein zu rücken, sind Staaten, internationale und
regionale Organisationen sowie Bürgerinnen und Bürger aufgefordert den
Internationalen "Tag des Yoga" in angemessener Weise zu begehen.

An vielen Orten auf der Welt finden, seit der Einführung des
Weltyogatags 2014, öffentliche Yoga-Stunden statt.

Die VHS reiht sich ein und bietet eine öffentliche Stunde Yoga auf dem
Platz der Kulturen an. Dozenteninnen und Dozenten leiten dabei
Übungen, wie den Sonnengruß, an. Alle Interessierten können mitmachen
und sind herzlich eingeladen ein Teil der weltumspannenden Yoga Aktion
zu sein. Lediglich bequeme Kleidung und eventuell die eigene Matte
sollten mitgebracht werden.

Die öffentliche Übungsstunde findet am Donnerstag, 21. Juni 2018, in
der Zeit von 18.00 bis 19.00 Uhr auf dem Platz der Kulturen hinter dem
zib statt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Informationen erteilt gerne VHS Studienbereichsleiterin Brigitte
Schubert unter Telefonnummer 02303/103-732 oder
brigitte.schubert@stadt-unna.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MUSIKTHEATER - OPER/783: Universität der Künste Berlin - Musiktheaterabend "Trois Femmes", 1.-8.7.2018


Premieren: 5. und 6. Juli, Einführungsmatinée: 1. Juli

Drei Opern, drei Franzosen, drei Frauen

Die UdK Berlin präsentiert den Musiktheaterabend "Trois Femmes"



Drei französische Opern aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
kommen beim Musiktheaterabend "Trois Femmes" als Hauptprojekt des
Studiengangs Gesang/Musiktheater im UNI.T, dem Theater der UdK Berlin,
zur Aufführung:

- "Angélique" von Jacques Ibert,

- "La voix humaine" von Francis Poulenc und

- "L'heure espagnole" von Maurice Ravel

feiern am 5. und 6. Juli 2018 in zwei komplett unterschiedlichen
Besetzungen Premiere.

Was in den Einaktern von Ibert, Poulenc und Ravel geschieht, stellt
nicht nur die gesellschaftliche Position der Frau zu Beginn des 20.
Jahrhunderts dar. Es sind exemplarische Darstellungen der Krise des
modenen Menschen schlechthin, Portraits der Entfremdung des Menschen
von sich selbst. In drei äußerst raffinierten und anspruchsvollen
Kompositionen mit völlig unterschiedlichen Formen - als operettenhafte
Groteske, als Monodrama und als lyrische Komödie - zeichnen die
Komponisten die Auswirkungen einer neuen Zeit auf den Einzelnen
heraus.

Die musikalische Leitung der Produktion liegt in der Hand von Prof.
Errico Fresis, Regie führt Prof. Frank Hilbrich. Bühne und Kostüme
werden von Studierenden der Studiengänge Bühnenbild (Klasse Prof.
Hartmut Meyer) und Kostümbild (Klasse Prof. Florence von Gerkan)
entworfen und in den Werkstätten der UdK Berlin realisiert. Es spielt
das Symphonieorchester der UdK Berlin.

Insgesamt 33 Sängerinnen und Sänger des Studiengangs
Gesang/Musiktheater sind in den zwei Besetzungen auf der Bühne zu
erleben. Für vierzehn von ihnen bedeuten diese Aufführungen den
Abschied von der UdK Berlin, bevor sie, teilweise schon ab August,
Engagements an Theatern und Opernhäusern antreten.

Einblicke in die Produktion und vor allem ein vertiefter Blick auf die
Entstehung der drei in Berlin selten zu erlebenden Werke bietet eine
Einführungsmatinée am 1. Juli um 11 Uhr im Probensaal in der
Bundesallee 1-12. Bei freiem Eintritt wird das Team um Errico Fresis
und Frank Hilbrich die Komponisten portraitieren und aus der
Probenarbeit berichten. Im Anschluss an die Matinée ist als
kulinarische Begleitung ein französisches Mittagsmenü zu genießen.

"Trois Femmes" - ein Abend mit französischen Opern aus der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts:

"Angélique" von Jacques Ibert, "La voix humaine" (Die menschliche
Stimme) von Francis Poulenc, "L'heure espagnole" (Die spanische
Stunde) von Maurice Ravel

In französischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Musikalische Leitung: Errico Fresis

Regie: Frank Hilbrich

Bühne: Seongji Jang

Kostüme: Alice Fassina und Maja Aurora Svartåker

Mit: Heejin Park/Anne Martha Schuitemaker, Antje Bornemeier/Aphrodite
Patoulidou, Isabel Reinhard/Karina Repova, Jonas Böhm/Ren Fukase,
Kwiheon Ko/Daniel Nicholson, Beomjin Kim/Wonhee You, YooHan Lee/Israel
Martins, Georg Drake/Yan Xie, Iurii Iushkevich/Elena Bechter, Aiko
Christina Bormann/Kateryna Chekhova, Devi Suriani/Yehui Jeong sowie
dem Sprechchor des Studiengangs Gesang/Musiktheater und dem
Symphonieorchester der Universität der Künste Berlin

A-Premiere am 5. Juli, B-Premiere am 6. Juli 2018, jeweils 19.30 Uhr

Weitere Vorstellungen am 7.* und 8.* Juli 2018, jeweils 19.30 Uhr

UNI.T - Theater der UdK Berlin, Fasanenstr. 1B, 10623 Berlin

* Übertragung per Live-Stream auf www.livestream.udk-berlin.de

Eintritt: 12 Euro, erm. 6 Euro

Vorbestellung über udkkasse@udk-berlin.de oder (030) 3185 2374 (AB)

Online-Kartenverkauf (zzgl. Vorverkaufs- und Systemgebühr):
www.reservix.de

Einführungsmatinée mit kulinarischer Begleitung: 1. Juli 2018, 11 Uhr

Probensaal der UdK Berlin, Bundesallee 1-12, 10719 Berlin

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Pressestelle der UdK Berlin

Postfach 120544, 10595 Berlin

Telefon: +49 (0) 30 3185 1472, Fax: +49 (0) 30 3185 2635

E-Mail: presse@udk-berlin.de

Internet: www.udk-berlin.de
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TANZ - BALLETT/217: Hanau - "Cinderella" am 17. Juni 2018


"Cinderella" im Amphitheater

Höchster Ballettzentrum zu Gast bei den Brüder Grimm Festspielen



Das Märchen von dem Mädchen, das von der Stiefmutter und ihren beiden
Stiefschwestern als billige Dienstmagd drangsaliert wird, liefert am
kommenden Wochenende einmal mehr den Stoff für eine mitreißende
Aufführung im Amphitheater. Mit "Cinderella" präsentiert das Höchster
Ballettzentrum am Sonntag, 17. Juni, 11 Uhr eine zauberhafte
Ballett-Inszenierungen des bekannten und beliebten Stoffes bei den
Brüder-Grimm-Festspielen.

Seit 1992 bereichert das Ensemble der Ballettschule von Luminita
Dumitrescu jede Saison mit mindestens einem Auftritt das
Rahmenprogramm der Festspiele. Bis zu 40 kleine und große Tänzerinnen
und Tänzer erwecken die beliebten Geschichten zum Leben. Für die
Choreografie zeichnet die Leiterin des Ballettzentrums verantwortlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TANZ - PERFORMANCE/208: Essen - Große Werkschau fieldworks, 15.-17. Juni 2018


Grosse Werkschau des Performance-Kollektivs fieldworks

im PACT Zollverein - Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen


Dreitägigen Werkschau 'fieldworks: Portrait' 15.06. - 17.06.2018



In der dreitägigen Werkschau 'fieldworks: Portrait' (15.06. - 17.06.)
präsentiert PACT die Arbeit von Heine Avdal und Yukiko Shinozaki im Rahmen
ihrer internationalen Performancegruppe fieldworks und öffnet den Blick auf
die Vielfalt ihrer künstlerischen Praxis, die Methoden aus Choreographie,
Musik, Performance und Bildender Kunst aufnimmt.

Mit ihren spielerischen, humorvollen und intimen Performances begeben sich
die Künstler*innen auf die Suche nach der verborgenen Poesie des Alltags.
Heine Avdal und Yukiko Shinozaki zeigen anlässlich des 'fieldworks:
Portrait' einen Querschnitt ihrer über 20-jährigen Zusammenarbeit unter dem
Label fieldworks, mit dem sie mit einem breiten Netzwerk verschiedenster
Künstler*innen mehr als 800 Aufführungen in 32 Ländern zeigten. Über drei
Tage können Besucher*innen entdecken, wie das Kollektiv die Bühne, Büros
und Studios von PACT in ein künstlerisches Experimentierfeld verwandelt.

Zusammen mit Avdal und Shinozaki arbeiteten über 20 internationale
Künstler*innen aus Videokunst und Film, Sounddesign und Musik, Graphik und
Zeichnung sowie Tanz und Choreographie für das Portrait bei PACT. Über das
ganze Haus verteilt sind poetische Installationen, spielerischen
Interventionen und Aktionen zu entdecken, die ortsspezifisch eigens für die
Retrospektive entwickelt wurden. Der Spaziergang durchs Haus führt
Besucher*innen auch an Spuren früherer Arbeiten von fieldworks vorbei, die
zwischen 2012 und 2017 mit sieben Produktionen bei PACT zu Gast waren.

Freitag und Samstag sind mit 'nothing's for something' (FR 15.06. 20 Uhr)
und 'you are here' (SA 16.06. 20 Uhr) zwei Aufführungen zu sehen: Für
'nothing's for something' verwandeln Avdal und Shinozaki die Theaterbühne
in eine kontinuierlich wandelbare Landschaft, die Traumszenarien ebenso als
Inspiration nutzt wie die Malereien Paul Klees, die Gedichte Rainer Maria
Rilkes und die Erzählungen Georges Perecs. In einer Kollaboration mit
Christoph de Boeck nehmen fieldworks für 'you are here' die Bühne als Raum
unendlicher Möglichkeiten und Geschichten in den Blick. Wie kann dieses
unerschöpfliche Potential sichtbar gemacht und gespeichert werden? Auf der
Bühne entsteht ein Archiv, in dem unterschiedlichste Konzepte,
Wissensformen und Überbleibsel verschiedener Welten und Zeiten greifbar
werden. Beim Lunch in lockerer Atmosphäre bietet sich am Sonntag ab 13.30
Uhr die Möglichkeit bei kurzen Vorträgen, Aktionen und Gesprächen selbst in
den Dialog mit den Künstler*innen und anderen Zuschauer*innen zu treten.


Programmübersicht

FR 15.06.

18 - 19.45 Uhr /

21.20 - 22.30 Uhr

BOX WITH HOLES

Installation / Performance

Für ein*e Besucher*in

Dauer: 15 Min.

Eintritt frei, Anmeldung vor Ort

FIELDWORKS - OFFICE MAPPING

Installation

Eintritt frei

20 Uhr

NOTHING'S FOR SOMETHING

Tanz / Performance

VVK 12 Euro / erm. 7 Euro

AK 15 Euro / erm. 9 Euro

inkl. VRR-Ticket


SA 16.06.

18 - 19.45 Uhr

DISTANT VOICES

INSTALLATION

Installation / Performance

18 - 19.45 Uhr /

21.20 - 22.30 Uhr

BOX WITH HOLES

Installation / Performance

Für ein*e Besucher*in

Dauer: 15 Min.

Eintritt frei, Anmeldung vor Ort

FIELDWORKS -

OFFICE MAPPING

Installation

Eintritt frei

20 Uhr

YOU ARE HERE

Tanz / Performance

VVK 12 Euro / erm. 7 Euro

AK 15 Euro / erm. 9 Euro

inkl. VRR-Ticket


SO 17.06.

12 - 13.15 Uhr

BOX WITH HOLES

Installation / Performance

Für ein*e Besucher*in

Dauer: 15 Min.

Eintritt frei, Anmeldung vor Ort

FIELDWORKS - OFFICE MAPPING

Installation

Eintritt frei

DISTANT VOICES

INSTALLATION

Installation / Performance

Eintritt frei

13.30 - ca. 15.30 Uhr

LUNCH & 4 PORTRAITS

ÜBER FIELDWORKS

Musik, Vorträge und

Aktionen

Eintritt frei, Lunch à la carte


Tickets Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

 * 

Quelle:

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de
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TANZ - PERFORMANCE/207: Hamburg - limited edition, K3 | Tanzplan Hamburg 22. + 23. Juni


limited edition

22. & 23.06. | 19:00 | 20:00 | 21:00 | P1 & K4

K3 | Tanzplan Hamburg



Support your local artists! Im Rahmen von Limited Edition tauchen drei
junge Hamburger Choreographinnen mit allen Tücken und Freuden zum
ersten Mal tiefer in die Produktionsbedingungen der freien Szene ein:
Von April bis Mitte Juni arbeiten Carolin Jüngst, Gloria Höckner und
Da Soul Chung in den K3 Studios und präsentieren am 22. & 23. Juni
ihre ersten Stücke. An beiden Abenden sind alle drei Produktionen zu
sehen. Sie können hintereinander weg oder auch einzeln geschaut
werden. Mehr Infos zu den genauen Uhrzeiten gibt es in Kürze auf
www.k3-hamburg.de

 * 

CAROLIN JÜNGST | LISA RYKENA

ARIE/ELLE

Ausgehend von der mythologischen Figur der Sirenen untersucht
Arie/Elle die imaginären, physischen und kommunikativen Dimensionen
und Beziehungen von Körper und Stimme: Hybride Sound-Körper und
paradoxe Wesen, Klänge, die im Körper entstehen, aus ihm heraustreten
und wieder vergehen und dabei immer neue Geschichten erzählen. Die
Stimme wird zum Auswuchs des Körpers, wächst über ihn hinaus und
definiert ihn neu: Ein Bild bleibt bestehen, um dann wieder zu
vergehen.

Carolin Jüngst ist Performerin, Tänzerin und Choreographin. Sie
studierte Theater-/Tanzwissenschaft und Philosophie, absolvierte ein
Dance Trainee Programm und schloss 2017 den MA Performance Studies in
Hamburg ab. Ihr künstlerisch-choreographisches Interesse richtet sich
u.a. auf die Befragung und Transformation von Körper(-bildern) sowie
auf das Wechselspiel von Stimme und Körper.

Lisa Rykena ist Tänzerin, Performerin und Choreographin. Sie studierte
klassischen und zeitgenössischen Tanz an der Hochschule für Musik und
Darstellende Kunst in Frankfurt. Als Tänzerin arbeitete sie u.a mit
Christoph Winkler und William Forsythe.

 * 

GLORIA HÖCKNER

HARD CORES IN SOFT SHELLS

Hard Cores in Soft Shells ist eine choreographische Auseinandersetzung
mit Hardcore-Techno, einer der schnellsten elektronischen
Musikrichtungen. Dem Stück ging eine Recherchephase zu Tanzformen
voraus, die sich aus Techno entwickelt haben, wie z.B. in der
jugendkulturellen Bewegung Krocha. Die Performer*innen Marc Carrera,
Teresa Hoffmann und Gloria Höckner befragen zusammen mit dem Musiker
Jetzmann das Verhältnis des Körpers zu Beschleunigung und der
Dimension der Zeit. Die Bewegung richtet sich nach dem Tempo und wird
bei bis zu 160 Beats pro Minute zu einer Mitspielerin der Musik,
während die Performer*innen sich immer weiter in ein Spiel mit Formen
verstricken.

Gloria Höckner arbeitet als Choreographin und Performerin v. a. in
Hamburg, Berlin und Wien. Ihre künstlerischen Arbeiten befassen sich
meist mit vorgefundenem Material, Klanglichkeit und dem Körper. Sie
studierte Performance Studies sowie Theater-, Film- und
Medienwissenschaften und Philosophie.

 * 

DA SOUL CHUNG

FLOATING APPLIQUÉ

Floating Appliqué thematisiert Autor*innenschaft im zeitgenössischen
Tanz und wirft die Frage nach seiner Reproduzierbarkeit auf. Wem
gehören eigentlich Bewegungen? Wo verläuft die Grenze zwischen Zitat
und Plagiat? Welche Interpretationsmöglichkeiten gibt es? Da Soul
Chung versucht mit dem Prozess des Upcyclings Antworten zu finden,
indem sie Bewegungen nicht bloß wiederholt, sondern weiterentwickelt
und neu kontextualisiert. Ist das Ergebnis ein Mash-up aus
existierenden Choreographien oder entsteht hier eine völlig neue
Kreation, deren Ursprünge nicht mehr klar erkennbar sind?

Da Soul Chung lebt und arbeitet in Seoul und Hamburg. Sie studierte
Tanz an der Folkwang Universität der Künste in Essen und Performance
Studies an der Universität Hamburg. Ihr choreographisches Interesse
liegt vor allem auf der Frage nach Identität und der Zerlegung und
(Re-)Kombination von Geschichte.

K3 - Zentrum für Choreographie | Tanzplan Hamburg

Jarrestr. 20 | 22303 Hamburg | www.k3-hamburg.de

Einzelticket 9 | 7 Euro

Doppelticket 16 | 12 Euro

Dreierticket 20 | 15 Euro

040/270949-49 oder tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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MELDUNG/458: Mückenatlas - Mit neuem Internetauftritt in die Hochsaison (idw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 13.06.2018

Mückenatlas: Mit neuem Internetauftritt in die Hochsaison



Das wohl bekannteste Citizen Science-Projekt Deutschlands präsentiert
sich pünktlich zur Hochsaison der Blutsauger in einem neuen digitalen
Gewand. Die komplett überarbeitete Internetseite www.mueckenatlas.com
erstrahlt nicht nur in einem frischen Design, sondern bietet neben
zahlreichen Informationen auch einen leichteren Zugang zum Mitmachen.
Schritt-für-Schritt-Anleitungen und ein eigens produzierter Film geben
Tipps für die Mückenjagd und erklären Hintergründe zum
Forschungsprojekt. Und mit der aktualisierten "Karte der Sammler"
können Teilnehmende sich nicht nur wiederfinden, sondern durch
erweiterte Interaktionen selbst auf Mückenforschungsreise durch
Deutschland gehen.

Eine klare Struktur mit wenigen Unterseiten und eine intuitive
Bedienbarkeit zeichnen den neuen Internetauftritt des Mückenatlas aus.
Im Fokus der Neugestaltung stand dabei, wie das Mitmachen noch
einfacher und eindeutiger kommuniziert werden kann. Ein kurzer
Erklärfilm ist das Highlight der neuen Webseite. Hier erfahren
interessierte Bürgerinnen und Bürger in bewegten Bildern, wie sie
teilnehmen können und was mit den eingesandten Mücken passiert.
Außerdem finden Besucherinnen und Besucher anschauliche Grafiken und
Schritt-für-Schritt-Anleitungen. Im neu aufgelegten News &
Presse-Bereich gibt es Bilder und Informationen zum Download sowie
aktuelle Berichte über die Aktivitäten und Ergebnisse der
Arbeitsgruppe.

Kapp 20.000 Einsendungen mit über 100.000 Stechmücken erreichten das
Mückenatlas-Team seit dem Start des Citizen Science-Projekts im Jahr
2012. Während der Hochsaison von Früh- bis Spätsommer wird die
Mückenpost gleich säckeweise an die Arbeitsgruppe für "Biodiversität
aquatischer und semiaquatischer Landschaftselemente" am
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. in
Müncheberg, geliefert. Trotzdem haben die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen noch lange nicht genug und freuen sich auch in diesem
Jahr über zahlreiche Päckchen. "Mit der neuen Internetseite möchten
wir noch mehr Menschen erreichen und ermutigen, mitzumachen, damit wir
den Mückenatlas immer genauer machen können", sagt Dr. Doreen Walther,
Leiterin des Citizen Science-Projekts am ZALF. "Aber genauso wichtig
ist es uns, unsere "Mückencommunity" darüber auf dem Laufenden zu
halten, was wir mit ihrer Hilfe herausfinden und jedem wenn gewünscht
einen Ehrenplatz auf der Karte der Sammler zu geben. Für uns zählt
jede Mücke!"

Der Mückenatlas ruft die Bevölkerung dazu auf, Stechmücken zu fangen
und zur Identifizierung an das ZALF oder seinen Kooperationspartner,
das Friedrich-Loeffler-Institut in Greifswald zu senden. Ziel ist es,
die Öffentlichkeit über Stechmücken aufzuklären und die Datenlage zur
Verbreitung der verschiedenen Arten kontinuierlich zu verfeinern. Die
Webseite www.mueckenatlas.com begleitet das
Bürgerwissenschaften-Projekt seit Beginn und ist nun mit einem
zeitgemäßen Design und größerer Benutzerfreundlichkeit neu gestartet.

Projektpartner:

- Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V.

- Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Tiergesundheit

Förderung:

Das Projekt Mückenatlas wird gefördert durch das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mueckenatlas.com

Zum neuen Mückenfilm und mehr Informationen

https://youtu.be/q1-CXszQdt0

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news697490

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/706: Was das Eis der West-Antarktis vor 10.000 Jahren gerettet hat, wird heute nicht helfen (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 14. Juni 2018

Was das Eis der West-Antarktis vor 10.000 Jahren gerettet hat, wird
heute nicht helfen



Der Rückgang der westantarktischen Eismassen nach der letzten Eiszeit
wurde überraschenderweise vor etwa 10.000 Jahren zum Teil umgekehrt,
so fanden Wissenschaftler jetzt heraus.

Der Grund: Als das Eis schwand, sank damit die Last auf dem Boden -
die vorher niedergedrückte Erdkruste hob sich und das Eis dehnte sich
wieder aus.

Leider ist dieser Mechanismus viel zu langsam, um die Risiken des
Meeresspiegelanstiegs zu verhindern, die heute durch Eisverlust in der
Antarktis verursacht werden können.




[image: Karte - © Albrecht/PIK]

Neue Daten zeigen, dass das Schrumpfen der Eismassen in der
West-Antarktis nach der letzten Eiszeit in Teilen des Kontinents vor
rund 10.000 Jahren überraschend gestoppt und sogar umgekehrt wurde.
Die maximale Ausdehnung des Eisschildes ist grün markiert, die
minimale rot, und die heutige Aufsetzlinie des Eises auf dem Felsboden
der Antarktis in orange.

Abb.: © Albrecht/PIK



Der Rückgang der westantarktischen Eismassen nach der letzten Eiszeit
wurde überraschenderweise vor etwa 10.000 Jahren zum Teil umgekehrt,
wie Wissenschaftler jetzt herausgefunden haben. Die Zunahme der
Eisausdehnung damals steht in starkem Gegensatz zu den bisherigen
Annahmen. Tatsächlich war es das Schrumpfen selbst, welches das
Schrumpfen beendete: Entlastet vom Gewicht des Eises hob sich die
Erdkruste, dadurch schob sich das Eis wieder vom Landesinneren in
Richtung Meer. Dieser Mechanismus ist allerdings viel zu langsam, um
einen gefährlichen Anstieg des Meeresspiegels durch den möglichen
Eisverlust in der Westantarktis in naher Zukunft zu verhindern. Nur
eine schnelle Reduktion des Ausstoßes von Treibhausgasen kann dies
leisten.

"Die Erwärmung nach der letzten Eiszeit ließ die Eismassen der
Westantarktis schwinden", sagt Torsten Albrecht vom Potsdam-Institut
für Klimafolgenforschung (PIK), einer der drei Hauptautoren der jetzt
in der Fachzeitschrift Nature veröffentlichten Studie. "In weiten
Teilen dieser Region zog sich das Eis in einem Zeitraum von 1.000
Jahren um mehr als 1.000 Kilometer ins Landesinnere zurück - nach
geologischen Maßstäben ist das ziemlich schnell. Nun aber haben wir
festgestellt, dass sich dieser Prozess irgendwann teilweise umgedreht
hat. Statt eines totalen Kollapses wuchs der Eisschild wieder um bis
zu 400 Kilometer. Das ist eine begrenzte, aber erstaunliche
Stabilisierung. Diese dauerte jedoch satte 10.000 Jahre. Angesichts
der Geschwindigkeit des derzeitigen Klimawandels durch das Verfeuern
fossiler Brennstoffe ist klar: der von uns entdeckte Mechanismus
funktioniert leider nicht schnell genug, um die heutigen Eisschilde
vor einem Schmelzen zu bewahren und damit zu verhindern, dass sie
massiv beitragen können zum Anstieg des Meeresspiegels."

Das Team konnte herausfinden, warum sich das Eis in der Westantarktis
wieder ausdehnte. Es ist bekannt, dass die Erdkruste durch das Gewicht
der auf ihr liegenden kilometerdicken gefrorenen Wassermassen
niedergedrückt werden kann - wenn das Eis verschwindet, wird die Last
auf dem Boden geringer, er kann sich heben. Dies nennen die Fachleute
isostatische Hebung. Deren Ausprägung hängt jedoch von den
komplizierten Eigenschaften des Erdmantels in dieser Region ab -
Wissenschaftler sprechen beispielsweise von der Viskosität. Bislang
war nicht bekannt, dass sich die Erdkruste in der Westantarktis in
einer Weise anhob, dass das schrumpfende Eis sich wieder ausdehnte.
Forscher gingen bisher davon aus, dass sich nach dem letzten
Gletschermaximum das Eis der Westantarktis kontinuierlich zurückzog.
Jetzt scheint es, dass sie grundsätzlich Recht mit dem Rückzug hatten,
aber seine Dynamik noch nicht vollständig verstanden hatten.

Drei Beweisquellen: Computersimulationen, Radardaten, Sedimente
unter dem Eis

"Als ich nach dem Schrumpfen das Wachstum der Eisfläche in unseren
numerischen Computersimulationen der Westantarktis beobachtete, dachte
ich zuerst, dass dies ein Fehler sein könnte - es sah so anders aus
als in den Lehrbüchern", sagt Torsten Albrecht. "Also begann ich, die
Wechselwirkungen zwischen Eis, Ozean und Erde unter die Lupe zu
nehmen." Tatsächlich erwiesen sich die Computersimulationen als
wichtiges Werkzeug, um Beobachtungsdaten zu verstehen, die von anderen
Wissenschaftlern ermittelt wurden. Diese Wissenschaftler hatten
zunächst keine Verbindung zur Arbeit des Potsdamer Modellierungsteams -
 aber waren zunächst ebenso irritiert über ihre jeweiligen Ergebnisse.

Während einer Reise in die Antarktis um alte Eisströme zu untersuchen,
zogen Jonathan Kingslake und Kollegen vom Lamont-Doherty Earth
Observatory der Columbia University in New York ein Radargerät über
das Eis. Zu ihrer Überraschung entdeckte das Radar Risse im Eis, wo es
keine geben sollte. "Es war einfach bizarr", sagt Kingslake, ein
weiterer der drei Hauptautoren der Studie. "Wir hatten solche
Strukturen noch nie in der Nähe des Bodens einer Eisdecke gesehen."
Weitere Analysen der Signale ergaben, dass das Eis auf dem felsigen
Boden sich schnell ausgedehnt oder zusammengequetscht haben muss,
während dies bisher als ein sich langsam bewegendes Gebiet galt. Das
war ein Hinweis auf bislang unbekannte Veränderungen im Eis.

In einer weiteren unabhängigen Untersuchung analysierten die
Wissenschaftler Sedimente, die sie entdeckten, als sie durch viele
Eisschichten hindurch bis auf den felsigen Boden der Antarktis
bohrten. Bislang war angenommen worden, dass dieser Boden seit der
letzten Eiszeit immer von Eis bedeckt war. Aber das Team von Reed
Scherer von der Northern Illinois University, dem dritten Hauptautor
der jetzt veröffentlichten Studie, fand unter dem Eis die Überreste
winziger Meereslebewesen, die vor langer Zeit gestorben sind. Dies
deutet darauf hin, dass dieses Gebiet auch nach der Eiszeit
zwischendurch dem Ozean ausgesetzt und nicht mit Eis bedeckt war. Auch
dies ist auf den schnellen Rückzug und das langsame Nachwachsen des
Eises vor Tausenden von Jahren zurückzuführen.

Selbst wenn das Eis in Zukunft wieder wüchse, wäre es für die
Küstenstädte zu spät

Eine Reihe von Faktoren beeinflusst das Verhalten der Eismassen der
West-Antarktis bei Erwärmung. In der untersuchten Region erwiesen sich
die unterseeischen Berge vor dem Festlandeis als sehr wichtig für die
Eisdynamik. Die Gipfel dieser Berge unter den schwimmenden Schelfeis
reichen vom Grund des Ozeans bis fast an die Oberfläche hinauf. Wenn
der Boden sich hebt, können sie sich langsam in das schwimmende Eis
bohren und zu Ankerpunkten werden. Da sie aus festem Gestein bestehen,
bremsen sie den Eisfluss und erhöhen somit die Stabilität des
Eisschildes. Die Wissenschaftler bezeichnen dies als Stützeffekt. In
anderen Gebieten könnten diese Bedingungen für die Stabilisierung des
Eises weniger günstig sein.

Doch es ist die Zeitskala, auf die es am Ende ankommt. "Was vor etwa
10.000 Jahren geschah, entscheidet wohl nicht, was in unserer heute
mit CO2 vollgepumpten Welt geschieht, in der sich die Ozeane in den
Polarregionen rasch erwärmen", sagt Scherer. "Wenn die Eisdecke jetzt
durch die vom Menschen ausgelöste Erwärmung dramatisch schumpfen
sollte, würde sich die Erdkruste so langsam heben, dass die Eisdecke
erst dann wieder wüchse, wenn die Küstenstädte die Auswirkungen des
Meeresspiegelanstiegs längst zu spüren bekommen haben."

Artikel: 

J. Kingslake, R.P. Scherer, T. Albrecht, J. Coenen, R.D. Powell, R.
Reese, N.D. Stansell, S. Tulaczyk, M.G. Wearing, P.L. Whitehouse
(2018): Extensive retreat and re-advance of the West Antarctic Ice
Sheet during the Holocene. Nature [DOI: 10.1038/s41586-018-0208-x]

Weblink zum Artikel:

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-018-0208-x



Wer wir sind: Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
ist eines der weltweit führenden Institute in der Forschung zu
globalem Wandel, Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 14.06.2018

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Tel.: +49 (0)331 288-2507, Fax: +49 (0)331 288-2600

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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MELDUNG/372: Wie viele Luchse gibt es im Harz? (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 13. Juni 2018

Wie viele Luchse gibt es im Harz? 

Auswertung von Fotofallenbildern aus dem Nordosten des Mittelgebirges
liegt vor



Wernigerode. Im Winter 2014/2015 fand erstmals im Harz eine
systematische Fotofallen-Untersuchung statt, um der Zahl der Luchse in
diesem Mittelgebirge auf die Spur zu kommen. Nach vergleichbaren
Studien im westlichen und mittleren Teil des Gebirges nahm die
Nationalparkverwaltung nun auch den Nordosten des Harzes zwischen
Wernigerode und Mansfeld unter die Lupe. Auf einer Fläche von 780
Quadratkilometern standen zwischen August und Dezember 2017 an 60
Standorten 120 Kameras und nahmen automatisch insgesamt 8.131 Fotos
vorbeilaufender Tiere auf. Dabei entstanden auch 455 Bilder von
Luchsen, deren Auswertung nun abgeschlossen werden konnte.




[image: Ein Luchs - Foto: © Nationalpark Harz]

Fotofallenbild

Foto: © Nationalpark Harz



Anhand der typischen Fleckenzeichnung war es möglich, die Tiere
voneinander zu unterscheiden. Demnach passierten 23 ausgewachsene
(selbständige) Luchsindividuen die Kamerastandorte, darunter auch
sechs Luchsweibchen mit zusammen 13 Jungtieren.

Demnach leben im untersuchten Gebiet des Harzes pro 100
Quadratkilometer Fläche 2,9 selbständige Luchse. Zählt man auch den
Nachwuchs mit, sind es auf derselben Fläche sogar 4,6 Tiere. Dabei
handelt es sich um den höchsten Dichtewert, der in den drei Harzer
Untersuchungsgebieten bislang ermittelt werden konnte.




[image: Ein Luchs - Foto: © Nationalpark Harz]

Fotofallenbild

Foto: © Nationalpark Harz



Die Nationalparkverwaltung Harz schätzt anhand der nun vorliegenden
Daten, dass etwa 55 selbständige und 35 Jungluchse, insgesamt also 90
Luchse, in dem 2.200 Quadratkilometer großen Mittelgebirge leben.

Mit 756 Aufnahmen ist übrigens auch die Zahl der im Nordostharz
entstandenen Wildkatzenfotos deutlich höher als bei den vorherigen
Untersuchungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.06.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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STELLUNGNAHME/486: TXL rechtlich nicht durchsetzbar - Luftverkehrskonzept dringend notwendig (BUND BE)


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 14. Juni
2018

BUND Berlin zur heutigen Abstimmung des Abgeordnetenhauses zum
Volksentscheid Tegel:

Weiterbetrieb von TXL rechtlich nicht durchsetzbar - belastbares
Luftverkehrskonzept für Berlin und Brandenburg dringend notwendig



Der Berliner Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND Berlin) teilt die heutige Feststellung des Berliner
Abgeordnetenhauses, dass der Volksentscheid "Berlin braucht Tegel"
schon aus rechtlichen Gründen nicht umsetzbar ist.

Das vom Senat in Auftrag gegebene Rechtsgutachten des ehemaligen
Richters am Bundesverwaltungsgericht Stefan Paetow bestätige die
bereits vor dem Volksentscheid vertretene Rechtsauffassung des
Umweltverbandes, dass die für den Weiterbetrieb des innerstädtischen
Flughafens notwendige Änderung des Landesentwicklungsplanes
Berlin-Brandenburg faktisch nicht durchsetzbar sei.

In einer planungsrechtlichen Abwägung aller Belange hätte ein
Weiterbetrieb von Tegel gegen einen Ausbau der Kapazitäten in
Schönefeld sowie die Nutzung von Flugplätzen im Berliner Umland keine
Chance.

Um das Vertrauen der Berlinerinnen und Berliner in eine
zukunftstaugliche Flughafenpolitik zurückzugewinnen, müsse der
Berliner Senat gemeinsam mit Brandenburg jedoch endlich ein
belastbares Luftverkehrskonzept erarbeiten und Maßnahmen zur Senkung
der Klima-, Umwelt- und Lärmbelastung durch den BER umsetzen. Statt
den Luftverkehrsprognosen hinterherzubauen, müssten Bund und Länder
die Voraussetzungen dafür schaffen, Kurzstreckenflüge auf die Schiene
zu verlagern und den Flugverkehr mit seinen tatsächlichen Klima- und
Umweltkosten zu belasten. Die Anwohner des BER müssten vor einer
unzumutbaren Lärmbelastung geschützt werden.

Tilmann Heuser, Landesgeschäftsführer des BUND Berlin: "Die
Befürworter eines Weiterbetriebs des Flughafen Tegels müssen endlich
zur Kenntnis nehmen, dass auch ein Volksentscheid rechtsstaatliche
Prinzipien nicht außer Kraft setzen kann. Ein Weiterbetrieb des
innerstädtischen Flughafens ist bereits aufgrund der hohen
Lärmbetroffenheit der Anwohner*innen und angesichts vorhandener
Alternativen nicht zu rechtfertigen.

Der Volksentscheid hat aber auch deutlich gemacht, dass den
Berlinerinnen und Berlinern angesichts des Desasters am BER das
Vertrauen in die Flughafenpolitik in der Metropolregion fehlt. Berlin
und Brandenburg müssen daher endlich eine zukunftstaugliche
Handlungsstrategie für die weitere Entwicklung des Luftverkehrs
erarbeiten.

Statt derzeitige Wachstumsraten des Luftverkehrs unreflektiert
fortzuschreiben, bedarf es einer belastbaren Luftverkehrsprognose. Der
aktuelle Boom des Luftverkehrs beruht auf niedrigen Ölpreisen, im
Vergleich zu anderen Flughäfen sehr geringen Landesgebühren und dem
ruinösen Wettbewerb zwischen Fluglinien. Zudem profitiert er massiv
von indirekten Subventionen wie der Steuerfreiheit für Kerosin und den
Entfall der Mehrwertsteuer für internationale Flüge.

Auf ein ungehemmtes Wachstum zu setzen, ist daher weder klimapolitisch
noch ökonomisch vertretbar. Bereits 2012 war der Luftverkehr für 40%
der Treibhauseffekte des Verkehrssektors in Berlin verantwortlich -
mit steigender Tendenz. Im zu erarbeitenden Luftverkehrskonzept muss
es daher auch um die Begrenzung des Luftverkehrswachstums durch
effektive Anlastung seiner Umwelt- und Klimakosten, die Verlagerung
von Kurzstreckenflüge auf die Schiene sowie einen wirksamen Lärmschutz
der Anwohner am BER durch eine moderne Entgeltstruktur für laute
Flugzeuge und eine Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr gehen."



Hinweis: 

Das BUND Luftverkehrskonzept Berlin-Brandenburg von 2016 finden Sie
unter 

http://www.bund-berlin.de/fileadmin/bundberlin/pdfs/Mobilitaet/BUND-Berlin_Luftverkehrskonzept_Berlin-Brandenburg_160214.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation Info 13, 13405.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AUSSTELLUNG/454: "Energie verwenden und nicht verschwenden" - Bücherhalle Harburg, ab 20.6. (HARBURG21)


HARBURG21 Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk - 13. Juni 2018

Auftakt neue Netzwerk-Aktionen mit HARBURG21



Am 20. Juni 2018, um 15 Uhr, wird in der Bücherhalle Harburg,
Eddelbüttelstraße 47a, die einwöchige Ausstellung "Energie verwenden
und nicht verschwenden" eröffnet mit Texten, Bildern und Exponaten,
die die Kinder der Kita Eddelbüttelstraße geschrieben, gemalt und
gebastelt haben. Gleichzeitig gibt es vor Ort eine Medienausstellung
zum Thema. Die Bücherhalle Harburg ist dienstags bis freitags von 10
bis 19 Uhr und samstags von 10 bis 14 Uhr geöffnet und barrierefrei
zugänglich. Kooperationspartner ist HARBURG21.

Diese beiden Ausstellungen starten die neue Veranstaltungsreihe
"HARBURG GRÜN UND FAIR", die das lokale NachhaltigkeitsNetzwerk
HARBURG21 initiiert hat und mit verschiedenen Harburger Akteuren
durchführt. Mit dabei sind u.a. auch die Baumschule Lorenz von Ehren,
Dr. habil. Wolfgang Ahlf (Ökologe und Nachhaltigkeitsforscher, ehem.
TUHH), Globales Lernen Harburg, die Goethe Schule Harburg, die
HARBURG21-Arbeitsgruppe Verkehr21 und die TuTech Innovation.

Die Veranstaltungsreihe wird mit weiteren Medienausstellungen,
Kinderwerkstätten, Vortrags- und Diskussionsabenden, geführten Touren
per Rad und zu Fuß durch Feld, Wald und Flur u.v.m. fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presemitteilung, 13.06.2018

HARBURG21 Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk

Harburger Ring 33/35, 21073 Hamburg

E-Mail: buero@harburg21.de

Internet: https://www.harburg21.de
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KONZERT/018: Musik der Bienen - Uraufführung der "B-Rhapsodie" am 21.6. im Botanischen Garten Oldenburg


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Veranstaltungsankündigung - 14. Juni 2018

Die Musik der Bienen

Uraufführung der "B-Rhapsodie" im Botanischen Garten



Oldenburg. Mit einem Konzert der besonderen Art wollen der Botanische
Garten der Universität Oldenburg, der Botanische Garten de Kruidhof in
Buitenpost (Niederlande) und das Ökowerk Emden auf das Bienensterben
aufmerksam machen: Am Donnerstag, 21. Juni, laden sie ab 20.00 Uhr ein
zur Welt-Uraufführung der B-Rhapsodie - einer Komposition aus
Bienengeräuschen, erdacht von den australischen Klangkünstlern Jon
Drummond und Nigel Helyer. Der Clou: Über Großbildschirme wird die
Veranstaltung an die jeweils anderen Standorte live übertragen. So
führen drei Orchester das Stück simultan auf, zentral dirigiert aus
Buitenpost. In Oldenburg spielt das studentische Ensemble "Europäische
Blasmusik" unter Leitung von Peter Vollhardt die außergewöhnliche
Komposition auf der großen Wiese des Botanischen Gartens
(Philosophenweg 39/41, 26121 Oldenburg).

Zur Eröffnung des Abends sprechen zuvor die jeweiligen Bürgermeister
der Städte. In Oldenburg wird Petra Averbeck darüber berichten, wie
sich die Stadt um den Schutz von Wildbienen bemüht und wie sich auch
Privatpersonen für die Insekten einsetzen können. Ein Begleitprogramm
rundet den Abend ab. Der Eintritt ist frei. Um 16.00 findet außerdem
die Generalprobe der B-Rhapsodie statt, zu der Kinder und
Interessierte eingeladen sind.

Das Konzert ist Teil des Kooperationsprojekts silence of the bees -
B-R(H)APSODIE, das sich grenzüberschreitend für den Schutz von Bienen
einsetzt. Das Vorhaben startete im Sommer 2017 und wird bis Ende 2020
mit rund 850.000 Euro von dem Programm INTERREG Deutschland-Nederland
der Europäischen Union gefördert. Antragssteller sind neben der
Universität Oldenburg auf deutscher Seite die Stiftung Ökowerk Emden
und der Förderverein Imme Bourtanger Moor e.V. sowie aus den
Niederlanden die Gemeinde Achtkarspelen - zu der das Dorf Buitenpost
gehört - und die Hogeschool Van Hall Larenstein in Leeuwarden.
Insgesamt ist die Universität Oldenburg unter Federführung des
Botanischen Gartens mit sechs Teilprojekten an der
deutsch-niederländischen Kooperation beteiligt.

Weblinks

www.deutschland-nederland.eu/project/b-rhapsodie-b-rap/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 180/18, 14.06.2018

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel.: 0441/798-54 46, Fax: 0441/798-55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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MELDUNG/156: Starkregen und Überflutungen - Tagung "aqua urbanica trifft DWA-RegenwasserTage" (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 13.06.2018

Starkregen und Überflutungen stehen im Fokus einer Tagung



Überschwemmte Keller, unterspülte Straßen, Erdrutsche, umgestürzte
Bäume -in den vergangenen Wochen haben zahlreiche Unwetter mit extrem
starken Niederschlägen vielen Städten und Gemeinden stark zugesetzt.
Doch wie sollen Kommunen ihr Risikomanagement bei solchen Starkregen
künftig am besten aufstellen? Dies ist ein Thema der Tagung "aqua
urbanica trifft DWA-RegenwasserTage", die am 18. und 19. Juni in der
Jugendstil-Festhalle in Landau stattfindet. Organisiert wird die
Veranstaltung vom Fachgebiet Siedlungswasserwirtschaft der Technischen
Universität Kaiserslautern gemeinsam mit Fachverbänden und Partnern
aus der Forschung.

Die Starkregen- und Überflutungsereignisse der letzten Wochen zeigen
deutlich, dass die Abwassernetze von Städten und Gemeinden mit den
Wassermengen nicht fertig werden. Doch wie können Städte mit dieser
Problematik umgehen? Mit welchen Modellen lassen sich solche
Sturzfluten in urbanen Räumen künftig vorhersagen? Welche Maßnahmen
bieten einen sinnvollen Überflutungsschutz? Über Fragen wie diese
werden die Teilnehmer auf der Tagung diskutieren. Darüber hinaus
stehen zum Beispiel eine wassersensible Stadtentwicklung,
Gewässerbelastungen durch Regenwetterabflüsse und Maßnahmen der
Regenwasserbehandlung auf dem Programm.

Das Fachgebiet Siedlungswasserwirtschaft der TU Kaiserslautern
organisiert in diesem Jahr die aqua urbanica. Veranstaltet wird sie
seit 2011 zusammen mit den siedlungswasserwirtschaftlichen Instituten
des Eawag (dem Wasserforschungsinstituts der ETH Zürich), der
Hochschule für Technik Rapperswil, der TU Graz, der Universität
Innsbruck und der Universität Stuttgart in Kooperation mit der
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA),
dem Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband (ÖWAV) sowie
dem Verband Schweizer Abwasser- und Gewässerschutzfachleute (VSA).

Die Tagung findet in der Jugendstil-Festhalle in Landau statt. Sie
beginnt um 9 Uhr. Nähere Informationen zur Veranstaltung und zum
Programm:

http://www.aqua-urbanica.org/

http://www.dwa.de/EVA2/Files/3arn6ao1c7tbd12iDo.pdf

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news697422

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern - 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FESTE/2516: Hamburg - Offizielle Eröffnung des Lohmühlenparks am 30. Juni 2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Angewandte Wissenschaften
Hamburg

PARK AM START - Endlich wird der neue Lohmühlenpark am 30. Juni
eingeweiht!



Die Anfänge der ersten Planungsentwürfe reichen knapp 20 Jahre zurück -
nun wird der neue Lohmühlenpark offiziell am 30. Juni 2018 eröffnet -
und den Bürgerinnen und Bürgern von St. Georg wie auch den
Studierenden der HAW Hamburg feierlich übergeben. Der Lohmühlenpark
ist alles in allem: ein Erholungsort, ein Campus, ein
Stadtteiltreffpunkt und ein Sport- wie Spielplatz. Als einer der
Hauptakteure bei der Schaffung des Parks hat sich auch die HAW Hamburg
mit einem sechsstelligen Betrag engagiert.

Wo damals die Trasse des Berliner Tors die HAW Hamburg vom Stadtteil
St. Georg abschnitt, bietet der Park heute einen vorgelagerten Campus.
Dieser bindet das Studierendenzentrum in der Stiftstraße und die
sozialen Departments in der Alexanderstraße nun an das Hauptgebäude
der HAW Hamburg an: der Austausch wird verbessert und man kann
verweilen und sich erholen. Damit konnten die Hochschule und auch der
Stadtteil St. Georg wieder zusammenwachsen und sich gemeinsam
entwickeln.

"Die Fertigstellung des zweiten Bauabschnitts des Lohmühlenparks ist
ein gelungenes Beispiel der Quartiersentwicklung. Trotz aller
Interessens-gegensätze und Konflikte ist es - unter anderem dank der
intensiven Bürgerbeteiligung - gelungen, einen Ort zu schaffen, der
früher abgeschnittene Teile des Quartiers zusammenführt und schon
jetzt ein Park voller Leben geworden ist. Für uns ist dies eine
gelungene Investition", lobt Dr. Wolfgang Flieger, Kanzler der HAW
Hamburg.

Das Projekt wurde von dem Bezirksamt Hamburg Mitte und der Behörde für
Umwelt initiiert. Der erste Bauabschnitt von der Langen Reihe bis zum
Steindamm wurde bereits 2001 freigegeben. Mit den Feierlichkeiten am
30. Juni 2018 wird nun auch der zweite Abschnitt, der bis zum Berliner
Tor reicht, eröffnet. In der Arbeitsgemeinschaft dieses Projekts waren
Vertreter des Bezirksamts ebenso eingebunden wie örtliche Initiativen
und öffentliche Einrichtungen, Anwohner der anliegenden Stifte,
Schulen, Vereine - und die HAW Hamburg.

Das Einweihungsfest wird am 30. Juni um 12 Uhr von Falko Droßmann,
Bezirksamtsleiter Hamburg-Mitte, eröffnet und bietet danach bis 18 Uhr
ein buntes Programm - von Info-Ständen über Flohmarkt und
Bühnenprogramm bis zum Bungee-Springen. Auch die HAW Hamburg trägt zum
Beispiel mit dem HAWKS Racing Team und einem Public Viewing in der
Stiftstraße zum Programm bei.

"Es wird ein großes Kultur- und Musikfest, an dem viele Organisationen
und schulische Einrichtungen des Quartiers beteiligt sein werden und
sich die vielen Nationalitäten des Stadtteils mit kulinarischen
Köstlichkeiten vorstellen. Die Hochschule hat sich an den
Vorbereitungen und Kosten intensiv beteiligt", sagt Wolfgang Schüler,
Quartier Manager in St. Georg, über das Event.

Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.haw-hamburg.de
http://www.kulturladen.com/einweihungsfest-lohmuehlenpark

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 13.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KINO/5699: "Das Geheimnis von Neapel" ab 16. August im Kino


PROKINO PresseService - Pressemitteilung: 07.06.2018

DAS GEHEIMNIS VON NEAPEL

Regie: Ferzan Ozpetek

Mit Giovanna Mezzogiorno und Alessandro Borghi

Kinostart: 16. August 2018

Im Verleih von Prokino

(Italien 2017/ Länge: 113 Minuten)

OT: Napoli Velata



"Mir wurde klar, die Stadt, die ich im Kopf von Adriana durchquerte,
konnte nur Neapel sein, das niemandem seine Geheimnisse offenbart."
(Ferzan Ozpetek)

Eine Begegnung. Ein Verbrechen. Eine Stadt voller Geheimnisse.
In einem Neapel zwischen Magie und Madonna, Vernunft und Verrücktheit
lässt sich Adriana (Giovanna Mezzogiorno) bei einer Party von den
provokativen Blicken eines jüngeren, gutaussehenden Mannes mit Namen
Andrea (Alessandro Borghi) verführen. Sie kann sich seiner geballten
Sinnlichkeit nicht entziehen und sie verleben eine leidenschaftliche
Nacht. Als Andrea sie gleich am folgenden Abend wiedersehen will,
scheint sie ihrem Glück kaum zu trauen. Doch Andrea erscheint nicht am
vereinbarten Treffpunkt?

In seinem neuesten Film präsentiert uns Ferzan Ozpetek ("Männer al
dente", "Das Fenster gegenüber", "Hamam - das türkische Bad") eine
Geschichte, die sich den gängigen Genrekategorien entzieht.
Sinnlichkeit, Magie und Erotik kulminieren in einem Strudel der
Ereignisse, in den der Zuschauer eintaucht und unaufhaltsam
mitgerissen wird. Über eine Million Besucher in Italien konnten der
Faszination, die dieser Film auf sie ausübte, nicht widerstehen. Neben
Giovanna Mezzogiorno ("Vincere", "Die Liebe in Zeiten der Cholera") -
beim diesjährigen Filmfestival Moskau für das GEHEIMNIS VON NEAPEL als
Beste Hauptdarstellerin ausgezeichnet - und Alessandro Borghi
("Suburra") spielt die Stadt Neapel eine wichtige Hauptrolle. Mit
ihren alten Traditionen und unergründlichen Mysterien zeigt sie sich
ebenso facettenreich und wandlungsfähig wie die Darsteller.

Der aus der Türkei stammende, bereits mit vielen Preisen
ausgezeichnete Regisseur Ferzan Ozpetek gilt als einer der wichtigsten
Vertreter des neueren italienischen Kinos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.06.2018

S&L Medianetworx GmbH, München

"PROKINO PresseService"

E-Mail: prokino@medianetworx.de

Internet: www.prokino.medianetworx.de
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